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Die neue Normalität?
Der aufhaltsame Aufstieg des 
Rechtspopulismus 

War die Beschäftigung mit dem Rechtspopu-
lismus in Deutschland lange ein Rand- oder 
Teilaspekt verschiedener Forschungsfelder, so 
ist er jetzt ins Zentrum der akademischen und 
politischen Aufmerksamkeit gerückt. Auch in 
Deutschland, das lange eine Ausnahme war und 
inzwischen ein Nachzügler unter den Heimat-
ländern des Phänomens ist, kommt man nicht 
mehr um das Thema herum.  

So kann der sogenannte Brexit künftig als 
Beispiel dafür gelten, wie Rechtspopulisten 
selbst in einem für sie durch Mehrheitswahl-
recht und politische Kultur unwirtlichen poli-
tischen System eine geschichtsprägende Ent-
scheidung in ihrem Sinne beeinflussen konnten. 
Dennoch scheint der vorläufige Höhepunkt 
rechtspopulistischer Wahl- und Abstimmungs-
erfolge nach dem Brexit und der Wahl Donald 
Trumps zum US-amerikanischen Präsidenten 
inzwischen überschritten zu sein: Weder die 
Präsidentschaftswahl in Österreich, noch die-
jenige in Frankreich, noch die niederländische 
Parlamentswahl konnten rechtspopulistischen 
Kräfte für sich entscheiden. 

Die AfD ist keineswegs verschwunden, 
konnte aber keine zweistelligen Ergebnisse bei 
den jüngsten Landtagswahlen in Schleswig-Hol-
stein und Nordrhein-Westfalen mehr erreichen, 
die sie zum Erschrecken vieler noch im Jahr 
zuvor eingefahren hatte. 

Aber gerade diejenigen, die sich der Bewe-
gungsforschung in ihren zahlreichen Facetten 
verbunden fühlen, müssen am deutlichsten vor 
etwaigen Entwarnungen abraten, sofern sie sich 
als Gegner des Rechtspopulismus verstehen. 
Denn es ist die Forschung zu den sozialen 
Bewegungen, die – von engen rationalistischen 
und behavioristischen Ansätzen abweichend – 
sich schon lange der Frage gewidmet hat, wie 
politische Kräfte auch dann auf die politische 
Tagesordnung, auf Gesetzgebungsprozesse, 
auf Rechtsprechung und Rechtsdurchsetzung 
bisweilen erheblichen Einfluss nehmen, wenn 

sie nicht bei Kabinetten und Küchenkabinetten, 
bei Parlamentsfraktionen und in Ministerialbü-
rokratien mit am Tisch sitzen.  

Ein interdisziplinär angelegtes Forschungs-
feld wie die Bewegungsforschung tut gut, sich 
dem Gegenstand mit größtmöglicher Offenheit 
anzunehmen und einen unverstellten Blick auf 
die Probleme zu werfen, die die Beschäftigung 
mit dem Rechtspopulismus sichtbar macht. 
Das betrifft in Deutschland vor allem den 
zweiten Begriffsteil, den des ‚Populismus‘, dem 
unbefangen entgegenzutreten durch mehrere 
Hindernisse erschwert wird: Zunächst ist es 
oftmals schwierig, den polemischen Charakter 
der Vokabel „Populismus“ auszublenden, weil 
sie hierzulande (anders als etwa im angelsäch-
sischen Sprachraum) mit einer Stigmatisierung 
belegt wird. Deren Akzent paraphrasiert man 
am besten mit einem bekannten Bonmot von 
Terry Eagleton zur Ideologie: Populismus ist 
wie Mundgeruch – es ist immer das, was der 
Andere tut (aber nie man selbst; vgl. Eagleton 
1991: 2). 

Dazu passt, dass es nach wie vor keine 
konsensfähige Definition des Begriffs gibt. Viel-
mehr scheint nicht nur im politischen Hand-
gemenge, sondern auch für die Forschung 
oftmals zu gelten, dass Populismen wie die Ror-
schachtests aus der Psychologie funktionieren. 
„Wie die Klecksetafeln jenes psychologischen 
Testinstruments provozieren sie Projektionen 
und Bewertungen, die ihrerseits einem Vorrat 
an Deutungen und Motiven entspringen, die 
der Betrachter an die Testbilder heranträgt und 
in sie hineinliest“ (Offe 2003: 15). 

Weiterhin wird die Befassung mit dem Phä-
nomen dadurch erschwert, dass nicht nur der 
Rechtspopulismus selbst durch seine mal kon-
junkturellen, mal schlagartigen Auf- und Ab-Be-
wegungen, seine inneren Abspaltungen, seine 
fließenden Übergänge zu nationalistischen 
Bewegungen und rechter Zivilgesellschaft ein 
„moving target“ ist. Vielmehr muss man in 
immer mehr Ländern feststellen, dass die poli-
tischen Landschaften insgesamt vielleicht nicht 
nur, aber doch ganz maßgeblich auch durch 
den Populismus zu beweglichen Zielen werden, 
wodurch lange gepflegte Gewissheiten über 

Editorial
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politisch-soziale Konfliktlinien, Tabu-Themen 
und Eskalationsstufen der Politik sich als nur 
vermeintliche Barrieren blamieren. 

Noch kontra-intuitiver haben die Parteien, 
die nationalistische Losungen vertreten, eine 
bemerkenswerte Europäisierung und Transna-
tionalisierung der politischen Tagesordnungen 
heraufbeschworen. So wusste jedenfalls das 
Allensbach-Institut zu berichten, dass die Wahl 
von Donald Trump zum US-Präsidenten in 
Deutschland am Jahresende 2016 das politische 
Topthema schlechthin war. Während der Kam-
pagne um die französische Präsidentschaft wur-
den die Leitartikel aus aller Welt nicht müde 
zu betonen, wen die Franzosen um Himmels 
willen (nicht) wählen sollten.

Schließlich sollte bei allen Gleichzeitigkeiten 
und „Familienähnlichkeiten“ zwischen den 
populistischen Parteien nicht vernachlässigt 
werden, durch Fallstudien und Vergleiche ihre 
jeweilige Spezifik zu entschlüsseln. Die Sozial-
wissenschaft sollte dringend der Versuchung 
widerstehen, vom Profilierungsbedarf getrie-
ben selbstreferentiell immer neue Definitionen, 
Typologien und Bindestrich-Bezeichnungen 
zum Rechtspopulismus zu schaffen, wie es 
die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung 
bei ihrem Gegenstand nicht zu ihrem Vorteil 
betrieben hat.

Es ist deswegen zu begrüßen, dass in ver-
schiedenen Disziplinen das Phänomen des 
Rechtspopulismus unter die Lupe genommen 
wird, weil durch jede disziplinäre Brille immer 
nur ein Teil des rechtspopulistischen Chamä-
leons in den Blick geraten kann. 

Die parteiensoziologische Brille betrachtet 
am Rechtspopulismus schwerpunktmäßig 
dessen organisatorische und strategische 
Ressourcen sowie seine wahlpolitischen 
Gelegenheitsstrukturen. Diese Perspektive ist 
unverzichtbar, weil bislang der als Parteien 
organisierte Teil der populistischen Rechten 
den Angelpunkt des radikal rechten Spektrums 
zu stellen scheint.

Die demokratie- und extremismustheore-
tischen Herangehensweisen erhalten eine bis-
weilen für Fachkollegen bedrückende Realität 
spätestens durch Rechtspopulismen an der 

Macht in den USA und Osteuropa, wo neben 
Gewaltenteilung und Bürgerrechten auch die 
Freiheit der Wissenschaft unter offenen Be-
schuss geraten ist.

Durch die Brille der empirischen Kon-
fliktsoziologie, der Rassismusforschung und 
der Gesellschaftstheorie betrachtet geht es 
vornehmlich um die Frage, wie weit verbreitet 
und wie tief sitzend in der Gesellschaft das 
Reservoir an Ressentiments ist, das Rechtspo-
pulisten ansprechen und bei ihren Aktivisten 
zu einem politischen Willen schmieden. Noch 
tiefergehender geht es um die politisch kont-
roverse Frage, ob beziehungsweise wie dieses 
Reservoir aus den Strukturen unserer Gesell-
schaft selbst erwächst, zu deren Verteidigung 
an der Wahlurne nun alle Bürger mobilgemacht 
werden.

Die kommunikations- und techniksozio-
logische Brille schließlich ist inzwischen auch 
unverzichtbar geworden. Weder die wahlpo-
litische noch die zivilgesellschaftliche Durch-
schlagskraft des Rechtspopulismus unserer 
Tage sind denkbar ohne den enthemmenden 
und multiplikatorischen Effekt sozialer Medi-
en, der seinen Anhängern Bekanntmachung, 
Agitation und Mobilisierung an den klassi-
schen Medien vorbei erlaubt, ihn zugleich 
aber intern selbst durch die ungefilterte Wu-
tentladung innerhalb der eigenen Filterblase 
bedroht. 

„Aktuelle Analyse“
Die „Aktuelle Analyse“ passt diesmal zum The-
menschwerpunkt:  Knut Bergmann, Matthias 
Diermeier und Judith Niehues analysieren 
Befunde der Meinungsforschung zu den 
politische Ansichten der AfD-Anhänger im 
Längsschnitt. Im Kern der Analyse steht dabei 
die Frage, ob es sich in der Gründungsphase 
vor allem um eine dezidiert wirtschaftsliberale 
Klientel handelte, die in der Folge zunehmend 
von Anhängern des rechtskonservativen Rand 
abgelöst wurde. Zugleich lässt sich so die 
Frage beantworten, ob die Anhänger der AfD 
die zunehmende Orientierung der Partei Rich-
tung rechter Rand des politischen Spektrums 
nachvollzogen haben – oder ob sie nicht sogar 

Editorial
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umgekehrt immer schon radikalere Ansich-
ten vertraten, als die Parteiführung und die 
offizielle Programmatik dies zumindest in der 
Gründungsphase vermuten ließen.

Thomas Leif analysiert das Strategiepapier 
der AfD-Führung vom Dezember 2016 „Demo-
kratie wieder herstellen – Dem Volk die Staats-
gewalt zurückgeben“. Es sagt mehr über den 
Charakter der rechtspopulistischen Partei als 
die sorgfältig dosierten Programme. Die AfD 
setzt durchgehend auf eine Parallel-Kommuni-
kation in der Öffentlichkeit. Einerseits nimmt 
sie „konservativ-liberale Positionen“ für sich in 
Anspruch, andererseits forciert oder toleriert 
sie hasserfüllte, rassistisch motivierte Attacken. 
Das zentrale Dokument zur politischen Praxis 
der AfD offenbart ein taktisches Verhältnis 
der Partei zur Wahrheit, obgleich sie mit dem 
Slogan „Mut zur Wahrheit“ operiert.

Die Beiträge des Themenschwerpunkts 
Dieter Rucht entwirft einen sozialwissenschaft-
lichen Erklärungsrahmen für die Konjunktur 
rechtspopulistischer Strömungen. Rechtspo-
pulismus wird als Produkt einer makrostruk-
turellen Konstellation und seiner Form nach 
als soziale Bewegung bestimmt. Entlang seines 
Verhältnisses zu den Kriterien Menschenwür-
de, soziale Gleichheit, Nationalismus und 
Ethnozentrismus, der liberal-repräsentativen 
Demokratie, den gesellschaftlichen Eliten 
sowie dem staatlichen Gewaltmonopol wird 
er analytisch gefasst. Stärker als andere Strö-
mungen im rechten Spektrum kennzeichnet 
den Rechtspopulismus eine systematische 
Ambivalenz gegenüber diesen Aspekten. 
Zugleich erweist sich der Rechtspopulismus 
als spezifische Formation innerhalb einer 
umfassenderen rechten Bewegung und weist 
in vielfacher Form Verbindungen zu genuin 
rechtsradikalen Strömungen auf. Ein universell 
angelegter Erklärungsrahmen ist ohne die 
Berücksichtigung längerfristiger Tiefenströ-
mungen und ihrer spezifischen Überlagerun-
gen nicht zu haben. Dabei geht es Prozesse 
der ökonomisch-materiellen Deprivation, der 
politischen Entfremdung und der kulturellen 
Desorientierung.

Karin Priester macht vor dem Hintergrund 
eines beginnenden Prozesses der Entglobalisie-
rung und eines Glaubwürdigkeitsverlustes des 
kosmopolitischen Narrativs des Neoliberalis-
mus auf zahlreiche Ansätze eines Gegenpopulis-
mus von links aufmerksam. Als „dünne Ideolo-
gie“ im Sinne Micheal Freedens ist Populismus 
richtungspolitisch keineswegs festgelegt. Im 
Kern beruht er auf einer Positionierung gegen 
das Establishment und die Eliten im Namen 
des „Volkes“, dessen „Souveränität“ es wieder 
herzustellen gelte. Er findet seinen Resonanz-
raum aufgrund der Auflösung der großen 
politischen Subkulturen und der Fokussierung 
der Volksparteien auf die Mitte und kann sich 
seit den 1970er-Jahren dauerhaft verselbständi-
gen. Im europäischen Kontext ist der genuine 
Linkspopulismus nicht ohne Berücksichtigung 
der jeweiligen Einstellung zur EU zu verstehen. 
Der Beitrag skizziert vor diesem Hintergrund 
eine differenzierte Phänomenologie der 
linkspopulistischen Strömungen in Europa 
(Podemos, Syriza, Parti de gauche und La 
France insoumise) und geht auf Vordenker wie 
Mouffe und Laclau ein. Mit der neoliberalen 
Globalisierung rücke der Linkspopulismus zu-
gunsten eines Partikularismus des Patriotismus 
auch vom Universalismus ab. Ein gravierender 
Unterschied zum Populismus von rechts besteht 
jedoch in der Richtung, in die mobilisierte 
Frustationen abgeleitet werden: Während der 
linke Populismus Machtaggregate wie die EU 
oder die Banken thematisiere, kennzeichnet 
die Berufung auf ethnische oder kulturelle 
Homogenität den rechten Populismus auch 
da, wo er vereinzelt linksliberale Positionen zu 
integrieren versucht.

Christopher Schmitz und Stine Marg analy-
sieren die Gegenmobilisierungen zum Rechts-
populismus. Ihr Beitrag diskutiert anhand der 
NoPegida-Demonstrationen aus dem Jahr 2015 
aktuelle Schwierigkeiten, mit denen der Protest 
gegen Rechtspopulismus konfrontiert wird. Ein 
besonderes Augenmerk wird hierbei auf die 
Schwachpunkte der Strategien gelegt, die an 
diesen Protesten erkennbar werden und den 
Umgang mit rechtspopulistischen Protestereig-
nissen im Allgemeinen prägen. 
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Richard Gebhardt fragt im Gespräch mit 
Kerstin Köditz, Sprecherin für antifaschis-
tische Politik in der Fraktion Die Linke im 
Sächsischen Landtag und Kuratoriumsmitglied 
der Sächsischen Landeszentrale für politische 
Bildung (LpB), und Frank Richter, Geschäfts-
führer der Stiftung Frauenkirche in Dresden 
und im Jahr 2015 Leiter der Sächsischen Lan-
deszentrale für politische Bildung, nach den 
Dialogmöglichkeiten mit Pegida-Anhängern. 
Gesprochen wird über die verschiedenen 
Phasen der „Empörungsbewegung“ und die 
Möglichkeiten der Auseinandersetzung mit 
den Mitgliedern, aber auch über Gründe für 
den zeitweise großen Zulauf, den die Demons-
trationen hatten. 

Der Beitrag von Alban Werner diskutiert die 
Erfolgsgründe rechtspopulistischer Parteien in 
westlichen und postkommunistischen Demo-
kratien. Dabei liegt die These zugrunde, dass 
der Zusammenbruch des nach 1989 entstan-
denen politischen Ordnungsgefüges zur Gele-
genheitsstruktur radikaler rechter Populisten 
wird. Aufbauend auf einer Krisentheorie wird 
argumentiert, wie soziale Ungleichheiten und 
Unzufriedenheiten durch Politik entstanden 

oder zugelassen wurden, am denen die rechts-
populistische Agitation erfolgreich anknüpft. 
Besondere Bedeutung entfalten dabei geoöko-
nomische und geopolitische Konfliktlinien.

Floris Biskamp setzt sich mit dem Gedanken 
auseinander, man müsse auf den Aufstieg des 
Rechtspopulismus reagieren, indem man „die 
Ängste der Menschen ernst nimmt“. Während 
sich tatsächlich feststellen lässt, dass der Erfolg 
rechtspopulistischer Parteien mit der Verbrei-
tung von Ängsten und Sorgen in der Bevölke-
rung verbunden ist, zeigt ein genauerer Blick, 
dass dabei verschiedene Formen von Angst zu 
unterscheiden sind. Dies sind insbesondere 
rational begründbare Befürchtungen vor Preka-
risierung und sozialem Abstieg einerseits und 
projektive Ängste von ohnehin marginalisierten 
sozialen Gruppen andererseits. Während gegen 
Rechtspopulismus positionierte politische 
Akteure die Ängste vor Prekarisierung und 
sozialem Abstieg auch auf ihre Agenda setzen, 
können sie die Ängste von ohnehin margina-
lisierten sozialen Gruppen nur adressieren, 
indem sie sie als Problem ernst nehmen. Um 
dies darzulegen, werden diese Ängste einerseits 
aus der Perspektive der sozialpsychologischen 
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Autoritarismustheorien, andererseits aus der 
Perspektive diskurs- und machtanalytischer 
Rassismustheorien diskutiert. 

Farid Hafez untersucht vor dem Hinter-
grund der Rassismus- und Antisemitismusde-
batten in Deutschland den exkludierenden 
„Volks“-Begriff und dessen Anschlussstellen für 
antimuslimische Positionen im zeitgenössischen 
Rechtspopulismus. Zuerst nähert sich der Bei-
trag dem Begriff des Rechtspopulismus sowie 
dem Konzept des Ethnopluralismus beziehungs-
weise des differentialistischen Rassismus als 
zentrale Kategorie der Neuen Rechten an, um 
schließlich den Begriff des anti-muslimischen 
Rassismus/der Islamophobie zu thematisieren 
und die Anschlussstellen für antimuslimische 
Positionen im Rechtspopulismus aufzuzeigen. 

Ansgar Klein sieht in einer konsequenten 
Umsetzung und Stärkung der neueren Politik-
felder der Engagement- und Demokratiepolitik 
eine zentrale Antwort auf die Herausforderun-
gen des Rechtspopulismus. Er diskutiert die 
Bedeutung der Erfahrungs- und Handlungs-
räume des bürgerschaftlichen Engagements 
als Orte von Selbstwirksamkeitserfahrungen 
und politischem Lernen. Es sind gerade die 
Erfahrungs- und Handlungsbezüge des Engage-
ments, die Civic Education auch als Lernen von 
Haltungen und Werten der Demokratie und 
des zivilen Umgangs miteinander affektiv wie 
normativ einschließt. Erforderlich sind nach-
haltige Infrastrukturen der Zivilgesellschaft 
und deren künftige Strukturförderung auch in 
Bundeskompetenz. 

Gast-Herausgeber des Themenschwerpunk-
tes sind Richard Gebhardt und Alban Werner.

Sonderschwerpunkt: 
„Privatheit und Demokratie“
Der Sonderschwerpunkt „Privatheit und 
Demokratie“ wird von den Gast-Herausge-
berinnen Sandra Seubert und Paula Helm 
verantwortet. Ausgangspunkt der Beiträge ist 
der Befund, dass die neuen digitalen Kommu-
nikationspraktiken und die damit verbundenen 
Technologien unser bisheriges Verständnis wie 
auch die alltäglichen Routinen von Privatheit 
grundlegend in Frage stellen. Dabei wird die 

Dynamik Hand in Hand einerseits von – nicht 
nur staatlichen – Wissens- und Kontrollinter-
essen, andererseits von den ökonomischen 
Interessen einer hegemonial gewordenen 
Internetökonomie bestimmt. 

„Zusammengenommen legen beide Quel-
len von Privatheitsverletzungen nahe, die Frage 
nach der gesellschaftlichen Bedeutung von 
Privatheit sehr viel grundlegender zu stellen, 
als es bisher der Fall gewesen ist. Die Unterbe-
lichtung der gesellschaftlichen Dimension des 
Privaten lässt sich darauf zurückführen, dass so-
wohl der öffentliche als auch der akademische 
Diskurs Privatheit noch immer weitgehend aus 
einer eingeschränkten, liberal-individualisti-
schen Perspektive heraus betrachten. In diesem 
Rahmen erscheint Privatheit in allererster Linie 
als räumlicher Rückzugs- und informationeller 
Kontrollanspruch für Individuen. Ein solches 
Verständnis tendiert dazu, die Freiheitsansprü-
che von Individuen isoliert von ihren sozialen 
Bezügen in den Blick zu nehmen und deren 
konstitutive Bedeutung für die Ermöglichung 
individueller Autonomie außer Acht zu lassen. 
Es ist daher wenig geeignet, die Bedeutung 
des Privaten für demokratische Lebensformen 
zu erschließen. Im Gegenteil: Aus einer indi-
vidualistisch verkürzten Perspektive erscheint 
das Verhältnis von Privatheit und Demokratie 
widersprüchlich, wenn nicht antagonistisch. 
Privatheit erscheint als Konkurrenz zu demo-
kratischen Gemeinwohlinteressen und muss im 
Zweifelsfall gegen demokratische Mehrheits-
entscheidungen verteidigt werden.“

Dieser Sonderschwerpunkt setzt sich „das 
Ziel, das Verhältnis von Privatheit und Demo-
kratie als eines wechselseitiger Bedingtheit zu 
analysieren. Ausgangspunkt ist dabei die The-
se, dass Privatheit nicht ohne Demokratie und 
Demokratie nicht ohne Privatheit zu schützen 
ist, weil Demokratie als gesellschaftliche Praxis 
auf eben jener kommunikativen Infrastruktur 
aufbaut, für die Privatheit konstitutiv ist. 
Andererseits können nur unter Bedingungen 
von Demokratie Privatheitsansprüche von In-
dividuen gleichberechtigt verhandelt werden“ 
(aus dem Editorial der Gastherausgeberinnen 
zum Sonderschwerpunkt in diesem Heft).
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Die Beiträge schließen an die republika-
nische Theorietradition des demokratischen 
Denkens an und sensibilisieren auch dafür, 
dass die intermediären Räume zwischen 
Privatheit und Öffentlichkeit, die sich etwa 
in Nachbarschaften und den Netzwerken der 
Sozialräume finden, wesentliche Impulse und 
Dynamiken aus den Räumen der Privatheit in 
die Räume der öffentlichen hinein entfalten 
können. 

Sandra Seubert schlägt vor, Privatheit nicht 
wie bisher ausgehend von einem negativen 
Freiheitsverständnis zu konzipieren, sondern 
stattdessen einen sozialen Freiheitsbegriff zu 
Grunde zu legen, da ein solcher die elementare 
Bedeutung sozialer Bezüge für die Ausprägung 
von Autonomie betont. Privatheit hat auch 
eine ermöglichende Funktion, da durch sie 
geschützte Kommunikationsräume geschaffen 
werden. Privatheit ist somit konstitutiv für 
den kritischen Meinungsaustausch und die 
demokratische Meinungsbildung und prägt 
daher maßgeblich jene kommunikative Infra-
struktur, die den Unterbau demokratischen 
Zusammenlebens bildet. 

Die rechtswissenschaftliche Argumen-
tation von Johannes Eichenhofer macht 
deutlich, dass gegen die Gefährdungen 
demokratischer Gesellschaften durch die 
Digitalisierung der Kommunikation ein 
stärkeres staatliches Eingreifen zum Schutz 
von Privatheit durchaus legitim sein kann. 
Er zeigt, dass Privatheit und Transparenz 
weniger als widerstreitende denn als sich 
gegenseitig ergänzende Prinzipien zu ver-
stehen sind, die sich beide aus ein und 
demselben demokratischen Grundsatz her-
aus legitimieren lassen: dem Ausgleich von 
Machtasymmetrien. 

Auch Anonymität und Öffentlichkeit sind 
mit Blick auf demokratische Werte weniger als 
widerstreitend denn als komplementär zu ver-
stehen. So zeigt Paula Helm, dass Anonymität 
nicht allein individuellen Freiheitsansprüchen 
dienen mag, sondern dass sie in ihrer Fähig-
keit, „Unerreichbarkeit“ zu erzeugen, wichtige 
Funktionen auch in Bezug auf die Kultivierung 
einer demokratischen Öffentlichkeit und bei 

der Herstellung solidaritätsstiftender Gemein-
schaftsformen erfüllen kann. Entsprechend 
sind auch pauschalisierende Transparenzfor-
derungen in ihre Schranken zu weisen, denn 
nicht immer ist Sichtbarkeit der Demokratie 
förderlich. Sinnvoll scheint es daher, sowohl 
Anonymität als auch Transparenz in Bezug auf 
das Verhältnis von Privatheit und Öffentlich-
keit als kontextspezifische und kulturabhängige 
Korrekturmechanismen zu begreifen.

Auch Thorsten Thiel greift die Gefahr 
eines Schwindens von Anonymität auf und 
fragt nach dem demokratischen Wert der 
Anonymität. Hierzu führt er zunächst die 
Differenzierung zwischen horizontaler Ano-
nymität – Anonymität zwischen Peers – und 
vertikaler Anonymität – Anonymität in Bezie-
hungen mit Machtungleichgewicht – ein. Mit 
Hilfe einer republikanischen Perspektive zeigt 
er sodann, warum ein Schwinden speziell von 
vertikaler Anonymität unerwünschte Formen 
der Beherrschung nach zieht: Bestehende 
Machtasymmetrien werden zementiert oder 
gar noch verstärkt, was die demokratische 
Bedeutung der Anonymität deutlich werden 
lässt. 

Angesichts eines florierenden Marktes des 
Datenhandels im Internet kann von einer 
Ökonomie der Privatheit gesprochen werden. 
Die historische Entwicklung dieser Ökonomie, 
die nicht nur von Wachstum, sondern auch von 
Monopolisierung geprägt ist, veranschaulicht 
Tim Wambach. Er untersucht die Einbettung 
von sogenannten „Trackern“. Dass diese 
Entwicklung hin zu einer neuen Form des 
„informationellen Kapitalismus“ tatsächlich 
verhängnisvolle Folgen für personale Auto-
nomie haben kann, verdeutlicht wiederum 
Sebastian Sevignani. Er zeigt, warum der 
Handel mit Daten als eine neue Form der 
Ausbeutung und Entfremdung problematisiert 
werden muss. Überdies zeigt er auf, warum 
ein besitz-individualistisch geprägtes Privat-
heitsverständnis nicht dazu geeignet sein kann, 
derartige Tendenzen abzuwenden.  

Philipp Masur, Doris Teutsch, Tobias Dien-
lin und Sabine Trepte diskutieren die Rolle 
der „individuellen Online-Privatheitskompe-
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tenz“. Personen haben ein großes Interesse 
am Schutz ihrer Privatheit, auch wenn dies an 
ihrem Alltagsverhalten nicht immer erkenntlich 
wird. Letzteres führen sie auf einen Mangel an 
diesbezüglichen individuellen Kompetenzen 
zurück. Angesichts dieser Diagnose stellt sich 
die Frage, wie einer Überforderung des Indivi-
duums angesichts einer unüberschaubaren digi-
talen Landschaft und strukturell eingebetteter 
Überwachung systematisch entgegengewirkt 
werden kann. 

Dieser Frage widmen sich Jörn Lamla 
und Carsten Ochs. Sie diskutieren, wie ein 
strukturell verankerter Privatheitsschutz, der 
Privatheit als kollektive Herausforderung 
begreift, konkret aussehen könnte. Hierzu 
eignen sie sich das traditionell informatische 
Konzept der „Privacy by Design“ zu Zwecken 
einer sozialwissenschaftlichen Reflexion an 
und identifizieren sechs bisher existierende 
Design-Modelle, wobei sie jeweils heraus-
arbeiten, warum keines dieser Modelle der 
Idee von Privatheitsschutz als einer kollekti-
ven Herausforderung gerecht werden kann. 
Deshalb schlagen sie vor, „Privacy by Design“ 
zu demokratisieren, und skizzieren, wie ein 
strukturell getragenes Konzept einer „partizi-
pativen Privacy by Design“ aussehen könnte. 
Sie bieten so eine Perspektive, in deren Lichte 
über eine beteiligungsorientierte Gestaltung 
von Privatheitsschutz weiterhin nachgedacht 
werden kann. 

Insgesamt geht aus den hier versammelten 
Aufsätzen zum Thema Privatheit und Demo-
kratie hervor, warum Privatheit nicht länger 
nur als individuelle Option auf Rückzug 
gedacht werden kann, sondern als wichtiger 
Bestandteil demokratischen Zusammenlebens. 
Dieses kann ohne autonomieförderliche 
Kommunikationsnormen und -praktiken 
langfristig nicht aufrechterhalten werden. Das 
in den Beiträgen sichtbar gemachte soziale 
Privatheitsverständnis betont gerade auch das 
kreative, widerständische und zuweilen sogar 
anarchische Potential, das sich innerhalb viel-
fältiger Kommunikationsbeziehungen unter 
der Bedingung eines Schutzes kommunikativer 
Freiheit entfalten kann.

Die hier versammelten Beiträge gehen auf 
Vorträge zurück, die auf der zweiten Jahreskon-
ferenz der Forschungsgruppe „Strukturwandel 
des Privaten“ im September 2016 an der 
Goethe Universität Frankfurt gehalten wurden. 

Die Rubriken 
Der „Pulsschlag“ setzt die im Themenschwer-
punkt dieses Heftes geführte Auseinanderset-
zung mit dem Rechtspopulismus fort. Martin 
Rüttgers nimmt die Ergebnisse des jüngsten 
Freiwilligensurveys auf, der die Engagement-
quote in Deutschland erhebt, und kontrastiert 
dessen positiven Befunde mit Analysen zur poli
tischen Mobilisierung, wie sie etwa durch Pegi-
da in rechtspopulistischer Richtung betrieben 
wird. Neben dem kühlen Kopf zur Analyse ist, 
so der Autor, mehr praxisbezogene Zusammen-
arbeit zur Stärkung der (lokalen) Demokratie in 
Deutschland erforderlich. Insbesondere gelte 
es Infrastrukturen und Netzwerke aus den Fel-
dern der Engagement- und Demokratiepolitik 
kooperativ eng zu verbinden. 

Ada Sternberg analysiert das zivilgesell-
schaftliche Engagement gegen Abschiebungen 
in Brandenburg und Liza Pflaum die Reaktio-
nen auf (geplante) Unterkünfte für Geflüchtete. 
Moritz Sommer berichtet über die Jahresta-
gung des Instituts für Protest- und Bewegungs-
forschung zum Thema „Rechtspopulismus 
als Bewegung?“ Die Hochschule Düsseldorf/ 
Forschungsschwerpunkt Rechtsextremismus/
Neonazismus stellt den FORENA-Nachwuchs
preis vor, der systematische theoretische und 
empirische Forschung zu Rassismus, Antisemi-
tismus und zum Rechtsextremismus unterstützt. 

Matthias Freise und Carolin Schönert be-
richten über ein Forschungsprojekt zu sozialen 
Investitionen im europäischen Vergleich.

Der Themenschwerpunkt spiegelt sich 
auch in der Literaturrubrik wider, wo sich alle 
sieben Rezensionen mit Neuerscheinungen 
zum Komplex (Rechts-)Populismus befassen.

Die Online-Rubrik FJSB-Plus wartet mit 
weiteren ergänzenden Beiträgen zum The-
menschwerpunkt auf, die aus einem vom 
Forschungsjournal mit Partnern in der Hein-
rich-Böll-Stiftung durchgeführten Workshop 
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„Rechts-Populismus in Deutschland: Politische 
und zivilgesellschaftliche Antworten“ hervorge-
gangen sind. Einen Überblick über zahlreiche 
Vorträge und facettenreiche Diskussionen lie-
fert Hans Hütts Beitrag. Pointiert fokussiert er 
die wichtigsten Thesen, Analysen und offenen 
Fragen der Veranstaltung. 

Beate Küpper widmet sich der Frage, wel-
che Einstellungen auf Seiten der Bürgerinnen 
und Bürger dem Phänomen zugrunde liegen 
und welche Bedeutung der Meinungsbildung 
zukommt. 

Dieter Rucht zeigt in seinen Beitrag auf, 
inwieweit die AfD als Bewegungspartei zu 
charakterisieren ist. Er argumentiert, dass 
durchaus Charakteristika einer Bewegungspar-
tei vorhanden sind, diese jedoch zunehmend 
in den Hintergrund treten werden.

Wolfgang Schroeder, Bernhard Weßels, 
Alexander Berzel und Christian Neusser ha-
ben die Auswirkungen der Präsenz der AfD 
in den Landtagen untersucht. Sie kommen zu 
dem Schluss, dass die Partei von einer starken 
Bipolarität – Provokateure und Pragmatiker – 
geprägt ist, die sich in den verschiedenen 
Landesparlamenten unterschiedlich darstellt. 

Darüber hinaus bietet die Online-Rubrik 
eine Analyse von Yasemin Désirée Krüger zu 
den „Reichsbürgern“ als eigenständiges sozia
les Protestphänomen. Christopher Fritzsche 

analysiert die geschlechterpolitischen Diskurse 
in der neurechten Wochenzeitung „Junge Frei-
heit“ nach den sexuellen Übergriffen in der 
Kölner Silvesternacht 2015/16.

Karim Fathi und Anja Osswald diskutieren 
die Bedeutung von Empathie und Emotion in 
der digitalen Kultur. Veza Clute-Simon analy-
siert das Thema Gewalt und damit verbundene 
Identitätspolitiken feministischer Bewegungen 
gestern und in Zukunft. 

Richard Gebhardt und Alban Werner (Gast
herausgeber für den Themenschwerpunkt), 
Sandra Seubert und Paula Helm (Gastheraus-
geberinnen des Sonderschwerpunkts)

Ansgar Klein, Albrecht Lüter, Karin Urich 
und Jan Rohwerder (für Herausgeber und 
Redaktion)
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Aktuelle Analyse

1 |	 Die programmatische 
	 Verortung der AfD

Neugründungen von Parteien, die anschließend 
nicht nur vereinzelt in Parlamente einziehen, 
sind in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland ausgesprochen selten. Bevor 
dies die Alternative für Deutschland (AfD) – 
beginnend mit der Europawahl im Mai 2014, 
seitdem konnte sie bei jeder Landtagswahl die 
5-Prozent-Hürde überwinden – vermochte, 
gelang es zuletzt der Partei Die Grünen. Sie 
zog im Oktober 1979 erstmals mit der Bremer 
Grünen Liste (BGL) in ein Landesparlament 
ein, im März 1983 glückte dann mit dem Einzug 
in den Deutschen Bundestag die bundesweite 
Etablierung. Interessant ist, dass beide Par-
teien zunächst auf ein einzelnes Politikziel zu 
fokussieren schienen: die Grünen im Kontext 
der Friedens- und Anti-Atomkraft-Bewegung, 
die AfD im Zuge der Verschuldungskrise im 
Euro-Raum, insbesondere mit Blick auf die Situ-
ation Griechenlands. Übersehen wird oft, dass 
sich beide Parteien jeweils aus unterschiedlichen 
politischen Strömungen speisten – der Name 
des ehemaligen CDU-Bundestagsabgeordneten 
Herbert Gruhl, einem der Gründungsväter der 
Grünen, steht beispielsweise für das konservativ-
ökologische Motiv „Schöpfung bewahren“.

1.1 |	 Die wirtschaftsliberal-euroskeptische 
Gründungsphase

Die AfD wurde im Zuge der Verschuldungs-
krise im Euro-Raum im Vorfeld der Bundes-
tagswahl 2013 gegründet. Der thematische 
Fokus lag in der Gründungsphase so stark 
auf dem Thema Euro, dass die Partei in der 
politikwissenschaftlichen Literatur nach der 

Allzeit fern des Durchschnitts: 
Politische Ansichten der AfD-Anhänger
Knut Bergmann, Matthias Diermeier und Judith Niehues

Definition von Paul Taggart als „Single-Issue 
Eurosceptical Party“ (1998: 368) – als Ein-The-
men Partei – eingeordnet wurde (Schärdel 
2017: 77f; Schmitt-Beck 2014: 97; Grimm 
2015: 272). Ideologisch wurde sie sogar mit 
der ordoliberalen Kritik an den Maastricht 
Verträgen in Verbindung gebracht (Grimm 
2015). Die wirtschaftspolitische Ausrichtung 
der Führungsriege um Parteigründer Bernd 
Lucke, selbst Professor für Volkswirtschaftsleh-
re, wurde als neoliberal (Schärdel 2017) oder 
zumindest als wirtschaftsliberal (Rosenfelder 
2017) beschrieben. 

Fraglich ist, ob die programmatische Aus-
richtung der Parteiführung deckungsgleich 
mit den politischen Ansichten ihrer Anhänger 
war. Nicht übersehen werden sollte einerseits 
eine schon damals erkennbare „Ermüdung“ an 
dem unter der CDU-Parteivorsitzenden Angela 
Merkel vollzogenen Mitte-Kurs, der einige Mit-
glieder zum Übertritt zur AfD motivierte – das 
prominenteste Beispiel hierfür ist Alexander 
Gauland. Andererseits lässt sich unter die 
Chiffre „Euro-Kritik“ durchaus Skepsis gegen 
Zuwanderung mindestens aus EU-Ländern, 
wenn nicht sogar Fremdenfeindlichkeit sub-
summieren.1

AfD-Chef Lucke bezeichnete seine Partei 
in der Gründungsphase als „Partei neuen 
Typs“, die weder links noch rechts sei und 
keinen ideologischen Wegweiser brauche (Geis 
2013; Zeit online 2013). Kai Arzheimer (2015) 
verortet das erste umfangreiche, im Zuge der 
Europawahl 2014 entstandene AfD-Parteipro-
gramm im deutschen Parteienspektrum zwar 
rechts der etablierten Parteien, spricht ihm 
jedoch aufgrund mangelndem Populismus und 
Nativismus einen rechtspopulistischen oder 
gar rechtsradikalen Charakter ab. Ebenso fällt 
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Oskar Niedermayers (2015: 194f) Analyse der 
jungen Partei aus. Diese programmatische Ein-
ordnung steht bereits in der Gründungsphase 
in einem Spannungsfeld mit der öffentlichen 
Kommunikation mancher Parteifunktionäre, die 
bereits damals populistische Elemente enthielt 
(Nestler/Rohgalf 2014; Lewandowsky 2015). 

Die Spannungen verschärften sich zu einem 
Machtkampf, in dem der wirtschaftsliberale 
Flügel um Lucke dem national-konservativen 
Flügel um Frauke Petry und einige ostdeutsche 
Parteigranden im Juli 2015 auf dem Essener 
Parteitag letztlich unterlag und anschließend 
die Partei verließ (Rosenfelder 2017: 124; vgl. 
ausführlich Amann 2017: 115ff). 

1.2 |	 Der Ruck in Richtung 
	 Rechtspopulismus

Programmatisch rückte die Partei ab 2015 
unter der neuen Führung von Frauke Petry 
im Parteienspektrum weiter nach rechts 
(Hensel et al. 2016: 8) und wurde in der 
politikwissenschaftlichen Literatur vermehrt 
mit anderen rechtspopulistischen Parteien in 
Europa als vergleichbar erachtet (Lewandow-
sky 2015: 120). Auch in der Wahrnehmung 
der Öffentlichkeit rückte die Partei immer 
weiter an den äußersten rechten Rand des 
politischen Spektrums (Bergmann/ Diermei-
er 2017). Dies dürfte der schrillen Rhetorik 
einiger Parteigranden, der programmatischen 
Verschiebung von der euroskeptischen hin zu 
einer Anti-Migrationspartei (Decker 2015: 29) 
sowie der vermehrten Zuschreibung negativer 
Attribute durch die Presse (Schärdel 2017) 
geschuldet sein. Jüngste Analysen attestieren 
der AfD eine programmatische Entwicklung 
von einer lediglich euroskeptischen zu einer 
strikt euroskeptischen sowie zu einer klar 
rechtspopulistischen, wenn auch nicht rechts-
radikalen Partei (Rosenfelder 2017). Auch die 
erneuten Machtkämpfe auf dem AfD-Parteitag 
2017 in Köln – inklusive der Abfuhr für die von 
Petry vertretene vermeintliche realpolitische 
Öffnung – können als Zeichen der Entwick-
lung hin zu einer rechtspopulistischen Partei 
gewertet werden. 

Wie stark die AfD noch immer verschiedene 
politische Strömungen vereint und ob sie auch 
weiterhin als „Sammelbecken unterschiedlicher 
politischer Milieus und Wählerschichten“ 
(Häusler 2016: 240) charakterisiert werden 
kann, ist offen. Es spricht aber durchaus einiges 
dafür, dass die drei Strömungen wirtschafts-
liberal, national-konservativ und rechtspopu-
listisch, die nach Alban Werner (2016) in der 
AfD jeher mal mehr mal weniger miteinander 
im Einklang oder zueinander in Konkurrenz 
standen, innerhalb der Partei und ihrer Anhän-
ger fortbestehen. Die vielen personellen und 
programmatischen Häutungen, die die Partei 
in so kurzer Zeit durchgemacht hat, brachten 
ihr jedenfalls das Attribut „Chamäleonpartei“ 
ein – eine Partei, die versucht, ein breites 
Meinungsspektrum zu integrieren, dabei aber 
wenig programmatisches Rückgrat zeigt (Nolte 
2016; Amman 2017: 57f). 

Die Schwierigkeiten, die sich aus den un-
terschiedlichen, teils widersprüchlichen Strö-
mungen ergeben, werden bei der Betrachtung 
der diversen AfD-Wählermilieus offensichtlich. 
Ausweislich eines Strategiepapiers aus dem 
Dezember 2016 (Alternative für Deutschland 
2016a: 4) versucht die Partei Euroskeptiker, das 
liberal-konservative Bürgertum, Protestwähler, 
Nichtwähler sowie die „kleinen Leute“ gleicher-
maßen anzusprechen. Mögliche Zielkonflikte 
will man lösen, indem man „bei wenigen ausge-
suchten und für die derzeitige Wählerschaft der 
AfD konsensstiftenden Themen“ (Alternative 
für Deutschland 2016a: 9) präsent ist. Als ent-
scheidend für den Erfolg der Partei wird u.a. 
erachtet, „den Finger am Puls der Bevölkerung 
zu haben“ und „Stimmungen und Stimmungs-
umschwünge in der Gesellschaft frühzeitig zu 
spüren“ (Alternative für Deutschland 2016a: 9).

Im Folgenden gehen wir der Frage nach, 
inwiefern sich die politischen und gesellschaft-
lichen Einstellungen der AfD-Befürworter mit 
der jeweiligen programmatischen Ausrichtung 
der Partei zu einem bestimmten Zeitpunkt de-
cken. Bisherigen Studien zur AfD fokussierten 
vor allem auf die Analyse der Programmatik 
(Rosenfelder 2017; Arzheimer 2015) und die 
sozio-demografische Struktur der Anhänger 
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(Niedermayer/Hofrichter 2016; Bergmann 
et al. 2017), während deren Einstellungen zu 
politischen Fragenstellungen – und insbeson-
dere deren potenzielle Veränderung im Zeit
ablauf – bisher weniger beleuchtet wurden. Im 
Kern steht dabei die Frage, ob es sich in der 
Gründungsphase vor allem um eine dezidiert 
wirtschaftsliberale Klientel handelte, die in der 
Folge zunehmend von Anhängern des rechts-
konservativen Rand abgelöst wurde. Zugleich 
lässt sich so beantworten, ob die Anhänger 
der AfD die zunehmende Orientierung der 
Partei Richtung rechter Rand des politischen 
Spektrums nachvollzogen haben – oder ob sie 
nicht sogar umgekehrt immer schon radikalere 
Ansichten vertraten, als die Parteiführung und 
die offizielle Programmatik dies zumindest in 
der Gründungsphase vermuten ließen. 

 
2 |	 Die Ansichten der AfD-Anhänger

Bei der Einordnung der politischen Ansichten 
von AfD-Anhängern ist generell eine unzurei-
chende Datenverfügbarkeit zu berücksichtigen. 
Dies gilt insbesondere für die Gründungsphase. 
Im Jahr 2013 war die Anhängerschaft – und 
damit einhergehend: mutmaßlich das Interesse – 
nicht groß genug, um repräsentative Analysen 
über deren Motive durchzuführen. Erst nach-
dem sich die AfD im Zuge der Bundestagwahl 
2013, bei der sie knapp an der 5-Prozent-Hürde 
scheiterte, als ernstzunehmende Konkurrenz 
im Parteienspektrum etablieren konnte, nahm 
das öffentliche Interesse zu. Fortan wurden 
Umfragen zu politischen Einschätzungen nach 
Parteianhängern auch nach AfD-Anhängern 
differenziert. 

Seit Oktober 2013 lassen sich im monatlich 
von Infratest dimap erhobenen Deutschland 
Trend Informationen zu den politischen 
Einstellungen der AfD-Anhänger ablesen.2 
Auf Basis der German Longitudinal Election 
Studies (GLES) lassen sich zusätzlich die 
gesellschaftlichen Werte der Befragten mit 
AfD-Wahlabsicht im Vergleich zu den übrigen 
Wahlberechtigten gegenüberstellen und die 
Entwicklung der Unterschiede im Zeitablauf 
beobachten.3 Abbildung 2 im Anhang illustriert 

jeweils die jährlich aggregierten Quartalswerte 
des GLES Online-Trackings mit Blick auf Fra-
gen zu gesellschaftspolitischen und wirtschaft-
lich relevanten Wertevorstellungen. Im Folgen-
den werden die Ansichten der AfD-Anhänger 
zu den Themen Zuwanderung, Euro und 
Europa sowie Wirtschafts- und Sozialpolitik 
und deren Entwicklung seit Parteigründung 
analysiert und eingeordnet.

2.1 |	 Zuwanderung

Die Befragungen im Rahmen des Deutsch-
landTrend zeigen, dass die AfD-Anhänger-
schaft bereits Ende 2013 – deutlich bevor 
die Flüchtlingsmigration in Deutschland ab 
Sommer 2015 ihren Höhepunkt erreichte – 
dezidiert und im Gegensatz zur restlichen Be-
völkerung gegen den Zuzug von Geflüchteten 
eingestellt war. Bei der Frage, ob Deutschland 
einen größeren Anteil von Geflüchteten, die in 
die Europäische Union kommen, aufnehmen 
soll oder nicht, bekundeten 70 Prozent der 
AfD-Anhänger Ablehnung (Abbildung 1). In 
der Gesamtbevölkerung sprach sich zu diesem 
Zeitpunkt nur gut die Hälfte der befragten 
Wahlberechtigten gegen eine weitere Aufnah-
me von Geflüchteten aus. 

Auf eine im zeitlichen Verlauf zunehmende 
Radikalisierung der AfD-Anhänger deutet die 
Einstellung gegenüber Flüchtlingen hin, die 
im Oktober 2014 deutlich kritischer ausfiel 
als noch im Jahr zuvor. 83 Prozent sprachen 
sich gegen eine weitere Aufnahme aus. Inte-
ressant ist diese Entwicklung mit Blick auf 
den Bevölkerungsdurchschnitt: Hier war die 
Einstellung mit 49 Prozent für eine weitere 
Aufnahme etwas positiver als im Vorjahr. 
Angesichts dieser kritischen Einstellung über-
rascht es nicht, dass mehr als drei Viertel der 
AfD-Anhänger im Januar 2015 Verständnis 
für die „Pegida“-Bewegung zum Ausdruck 
brachten, die vor allem die Einwanderungs- 
und Flüchtlingspolitik kritisierte (Tabelle 1). 
Unter allen Wahlberechtigten sah das Bild 
genau umgekehrt aus: 76 Prozent hatten wenig 
bis gar kein Verständnis für die Bewegung. 
Selbst unter den bekennenden Nichtwählern 
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hatten nur 36 Prozent großes bis sehr großes 
Verständnis für die „Pegida“-Bewegung und 
die von ihr initiierten Demonstrationen. Im 
November 2015 bestätigte sich wiederum die 
überaus kritische Haltung der AfD-Anhänger 
gegenüber Migration: 85 Prozent sehen in der 
Zuwanderung eher Nachteile (Abbildung 1), 
womit die Einschätzung deutlich kritischer 
als im Durchschnitt der Wahlberechtigten 
ausfiel, unter denen lediglich 44 Prozent eher 
Nachteile erkennen. Ebenfalls skeptischer 
urteilten mit 54 Prozent die bekennenden 
Nichtwähler.4

In der gleichen Befragung zeigten mitt-
lerweile 83 Prozent der AfD-Anhänger Ver-
ständnis für die „Pegida“-Bewegung. Damit 
befanden sie sich in einem deutlichen Kont-
rast zum Rest der Wahlberechtigten mit ledig-
lich 17 Prozent Zustimmung (Tabelle 1). Im 
Januar 2016 – nach den Übergriffen in Köln 
in der Silvesternacht – fiel die Einschätzung 
der AfD-Anhänger zum Thema Zuwanderung 
schließlich noch eindeutiger aus: Nunmehr 
sahen 94 Prozent eher Nachteile durch Zuwan-
derung nach Deutschland. In der Gesamtheit 
der Wahlberechtigten zeigte sich hingegen 
praktisch keine Veränderung.

Auch auf Basis der GLES-Daten zeigen sich 
AfD-Anhänger bereits im Jahr 2013 deutlich 
kritischer gegenüber Einwanderern als der 
Rest der Wahlberechtigten: 50 Prozent der 
AfD-Anhänger stimmten voll und ganz zu, dass 
Einwanderer verpflichtet werden sollten, sich 
der deutschen Kultur anzupassen, während dies 
nur 28 Prozent der übrigen Wahlberechtigten 
taten (Abbildung 2A im Anhang). Vergleichbar 
zu den kritischer werdenden Ansichten zum 
Thema Zuwanderung im vorhergehenden 
Abschnitt verstärkte sich unter den der AfD 
zuneigenden Wahlberechtigten im Zeitablauf 
noch einmal deutlich der Wunsch nach einer 
verpflichtenden Anpassung an die deutsche 
Kultur – wohingegen sich bei den übrigen Wahl-
berechtigten nahezu keine Veränderung zeigte.

Bei Betrachtung der Dokumente, die über 
die programmatische Entwicklung der Partei 
beim Thema Zuwanderung Auskunft geben, 
ist unübersehbar, dass sich eine Radikalisie-
rung vollzogen hat. Wurden in den Leitlinien 
von 2014 noch die Vorteile gesteuerter Zu-
wanderung für den deutschen Arbeitsmarkt 
betont sowie die humanitäre Aufnahme von 
Kriegs-Flüchtlingen befürwortet (Alternative 
für Deutschland 2014), liest sich das Grund-

Allzeit fern des Durchschnitts: Politische Ansichten der AfD-Anhänger

Abb. 1: Einstellung der AfD-Anhänger zum Thema Migration
In Prozent

Quelle: infratest dimap, DeutschlandTrend; Institut der deutschen Wirtschaft Köln
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satzprogramm 2016 wie eine Kampfansage 
an eine vermeintliche „Masseneinwanderung 
hauptsächlich aus islamischen Ländern“ (Alter-
native für Deutschland 2016b).5 Die noch 2014 
formulierte Position zum Thema Zuwanderung 
entspricht einem gängig wirtschaftsliberalen 
Muster, das die Anhänger ausweislich der hier 
herangezogenen Daten zu keinem Zeitpunkt – 
also auch schon vor der Zuspitzung der politi-
schen Diskussion um das Thema Zuwanderung 
ab dem Sommer 2015 – teilten. 

2.2 |	Euro und Europa

Passend zu ihren Anfängen als „Anti-Euro“-
Partei zeigte sich im Jahr 2013 auf Basis der 
GLES-Daten eine ausgeprägte Diskrepanz 
der AfD-Anhänger gegenüber dem Rest der 
Wahlberechtigten bezüglich ihrer Einstellung 
zur Unterstützung der EU-Länder durch die 
Bundesrepublik. 40 Prozent sprachen sich 
deutlich gegen Hilfen für EU-Länder aus, 
gegenüber sonst 13 Prozent. In den folgenden 
Jahren nahm die Skepsis gegenüber EU-Hilfen 
bei den AfD-Anhängern nur geringfügig ab.

Auch die Daten des DeutschlandTrend 
bestätigen die anhaltend europaskeptische 
Haltung der AfD-Anhänger. Als im April 
2014 die Wahlberechtigten anlässlich der 
anhaltenden Eurokrise gefragt wurden, ob 
die europäischen Länder in den nächsten 
Jahren enger zusammenrücken oder wieder 
stärker allein handeln sollten, wünschten sich 
62 Prozent der AfD-Anhänger weniger Euro-
pa – entgegen einer deutlichen Mehrheit von 
65 Prozent aller Wahlberechtigten, die eine 
Ausweitung der europäischen Zusammenarbeit 
bevorzugten. Auch nach der Europawahl war 
die AfD-Anhängerschaft weiterhin durch eine 
europakritische Haltung gekennzeichnet. Im 
März 2015 hielten über drei Viertel von ihnen 
die vom Bundestag beschlossene viermonatige 
Verlängerung des Hilfsprogramms für Grie-
chenland für falsch – deutlich mehr als unter 
allen Wahlberechtigten. Im Februar 2016 sahen 
53 Prozent der AfD-Anhänger eher Nachteile 
in der EU-Mitgliedschaft, in der gesamten 
Stichprobe gilt dies für weniger als ein Viertel. 

2.3 |	 Wirtschafts- und Sozialpolitik

Die Auswertungen der GLES-Daten mit Blick 
auf wirtschaftspolitische Themen zeigen ein-
drücklich, dass es sich bei den AfD-Anhängern 
von Beginn keineswegs um eine vornehmlich 
wirtschaftsliberale Klientel handelte. 2013 wie 
auch 2016 stimmten nur rund 14 Prozent voll 
und ganz zu, dass der Staat sich aus der Wirt-
schaft heraushalten soll. Im Mittel fällt das Ur-
teil somit nur geringfügig kritischer gegenüber 
Staatseingriffen aus als bei den übrigen Wahlbe-
rechtigten. Etwas stärker fällt der Unterschied 
beim Thema Energiepolitik aus: 2013 stimmte 
knapp ein Fünftel der AfD-Klienten voll und 
ganz zu, dass die Energieversorgung auch durch 
Atomkraft gesichert werden sollte. Zudem 
lag der Anteil der vehementen Atomgegner 
deutlich geringer als unter den übrigen Wahl-
berechtigten. Diese eher wirtschaftsfreundliche 
Haltung in puncto Energie- und Klimapolitik 
hat sich in der zeitlichen Folge allerdings kaum 
verändert, was sich schließlich auch in der 
Einigung auf eine Verlängerung der Laufzeit 
der Atomkraftwerke im Wahlprogramm der 
AfD zur Bundestagswahl 2017 (Alternative für 
Deutschland 2017: 64) zeigt.

Kaum Unterschiede zum Bevölkerungsdurch-
schnitt zeigen sich bezüglich der Wertefragen 
zum Thema soziale Gerechtigkeit – außer, dass 
der Wunsch nach mehr Umverteilung („Regie-
rung sollte Einkommensunterschiede verrin-
gern“) bereits seit 2013 etwas höher ausfällt. 
Seither haben sich die Umverteilungspräferenzen 
der AfD-Anhänger sowie die Unterschiede zu 
übrigen Wahlberechtigten kaum verändert. Die 
Solidarität mit dem unteren Einkommensbereich 
scheint jedoch trotzdem eher begrenzt. Im Jahr 
2013 sprach sich ebenfalls die Hälfte voll und 
ganz dafür aus, dass Arbeitslose gemeinnützige 
Arbeit verrichten sollten, um weiterhin staatliche 
Unterstützung zu erhalten. Der Anteil reduzierte 
sich in der weiteren zeitlichen Folge zwar leicht, 
lag im Jahr 2016 aber immer noch bei 44 Prozent 
der AfD-Anhänger und damit weit über dem 
Anteil der restlichen Wahlberechtigten. 

Ein Blick auf die Ansichten zu wirtschafts-
politischen Fragenstellungen im Rahmen des 
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DeutschlandTrend in Tabelle 1 deutet ebenfalls 
darauf hin, dass es sich bei der Klientel der 
neuen Partei schon Mitte 2014 nicht um eine 
dezidiert wirtschaftsliberale Anhängerschaft 
handelte – was das Erstarken der AfD im 
Zuge der Eurokrise eigentlich hätte vermuten 
lassen. Bei den Fragen zur Einführung des 
Mindestlohns im Juli 2014 – beispielsweise 
ob Ausnahmeregelungen nötig seien (52 % 
verneinten dies) und der Gefährdung von 
Arbeitsplätzen (69 % erkannten keine) – lag 
die Mindestlohn-befürwortende Haltung der 
AfD-Anhänger über dem Bevölkerungsdurch-
schnitt, wenn auch nur mit jeweils einem 
Prozentpunkt. 

Dass die AfD-Anhänger auch wirtschafts-
politisch keine heterogene Gruppe darstellen, 
ist dem Bundesvorstand der Partei bewusst. 
So wird in dem eingangs zitierten Strategie-
papier darauf hingewiesen, dass gerade die 
Positionierung auf den wirtschaftspolitischen 
Politikfeldern Steuern, Renten, Mieten oder 
Arbeitslosenversicherung unter den Anhängern 
konfliktären Charakter habe (Alternative für 
Deutschland 2016a: 8). Programmatisch setzt 
die AfD ihre sozialpolitische Ausrichtung in 
einen direkten Bezug zu den bereits diskutierten 
Themenkomplexen Zuwanderung, Eurokritik 
und EU-Rettungspolitik und stilisiert so eine 
Konkurrenz zwischen Einheimischen, Geflüch-
teten sowie EU-Ausländern (Alternative für 
Deutschland 2017: 54). Eine solche Logik passt 
zur strategischen Maßgabe, dass „insbesondere 
für die Wirtschafts- und Sozialpolitik [..] sehr 
sorgfältig darauf geachtet werden [muss], dass 
sich die AfD-Anhängerschaft nicht auseinander-
dividiert.“ Um erfolgreich zu sein, gelte es, das 
Gemeinsame herauszustellen. Und weiter: „Wo 
dies nicht einfach ist, müssen Querverbindungen 
zwischen den Kernthemen und den möglicher-
weise spalterisch wirkenden Themen gezogen 
werden“ (Alternative für Deutschland 2016a: 8). 

Wie die Programmatik der Partei an die 
unerwartet unliberalen Ansichten der Anhän-
gerschaft angepasst wurde, zeigt sich exemp-
larisch beim Thema Freihandel: Bei Fragen 
zur internationalen Handelspolitik im Jahr 
2016 zeigt sich eine sehr kritische Haltung der 

AfD-Anhänger: 78 Prozent der Parteianhänger 
sehen im Mai 2016 für Deutschland eher Nach-
teile durch TTIP (im Vergleich zu 70 Prozent 
unter den übrigen Wahlberechtigten).6 Diese 
Sorgen spiegelt das auf dem Kölner Parteitag 
verabschiedete Programm zur Bundestagwahl 
2017 wider, das sich deutlich gegen das Freihan-
delsabkommen TTIP ausspricht (Alternative 
für Deutschland 2017: 20). Auf dem Erfurter 
Parteitag 2014 wurde TTIP hingegen noch mit 
den Attributen „positiv und konstruktiv“ (Jahn 
2014) versehen.

3 |	 Zusammenfassung: Eher radikal als 
wirtschaftsliberal

Zusammenfassend lässt sich bezüglich der poli-
tischen Ansichten der AfD-Anhänger vor allem 
festhalten, dass sie nahezu in allen politischen 
Fragen jeweils die extremste Position aller 
Wahlberechtigten einnehmen (hervorgehobene 
Werte in Tabelle 1) – angelehnt an das Partei-
kürzel erweisen sich die Anhänger der AfD als 
Allzeit fern des Durchschnitts. 

Markante Unterschiede zu den übrigen 
Wahlberechtigten zeigen sich bei ihren äußerst 
kritischen Einschätzungen zum Thema Zuwan-
derung und Flüchtlingszuwanderung, ihrer 
EU-skeptischen Haltung sowie bei ihrer deut-
lichen Präferenz für Volksabstimmungen. Aber 
auch zu vielen anderen politischen Fragen fällt 
die Ansicht in der Gruppe der AfD-Anhänger 
oft eindeutig aus. Das gilt gleichermaßen für 
die kritische Einstellung gegenüber Fragen der 
europäischen und globalen Integration wie für 
ihre Position zu den Streiks bei der Lufthansa, 
der PKW-Maut und möglichen Bundeswehr-Ein-
sätze im Innern – die Urteile der Anhänger der 
übrigen Parteien zu diesen Fragenstellungen 
fielen jeweils deutlich heterogener aus. Einzig 
bei Fragen zum Thema Mindestlohn zeigt sich 
eine etwas weniger eindeutige Einstellung unter 
den AfD-Befürwortern.

Interessant ist bei den übrigen Fragen dar-
über hinaus, dass sich die Einschätzungen der 
AfD-Anhänger keineswegs nur in der Nähe eines 
konservativen Spektrums bewegen, sondern 
durchaus auch liberale Ansichten zu erkennen 

Allzeit fern des Durchschnitts: Politische Ansichten der AfD-Anhänger
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Tabelle 1: Ansichten zu politischen Fragen – AfD-Anhänger im Vergleich  
zu den übrigen Parteianhängern 
In Prozent (Zustimmung/keine Zustimmung), 
Extremwerte fett  
  

G
esam

t 

A
fD

-
A

nhänger 

C
D

U
/C

S
U

-
A

nhänger 

S
P

D
-

A
nhänger 

G
rüne-

A
nhänger 

Linke-
A

nhänger 

Okt 13 Soll Deutschland mehr Flüchtlinge 
aufnehmen? 43 / 51 20 / 70 34 / 61 54 / 43 72 / 22 48 / 49 

Apr 14 Verständnis für Streik der Lufthansa-
Piloten? 55 / 42 38 / 62 48 / 48 51 / 45 64 / 35 70 / 28 

Apr 14 Zukünftig mehr oder weniger Europa? 65 / 30 38 / 62 66 / 29 74 / 25 83 / 16 59 / 35 

Jul 14 Mindestlohn: Ausnahmeregelungen für 
einzelne Berufsgruppen 46 / 51 46 / 52 58 / 38 39 / 60 38 / 61 20 / 79 

Jul 14 Mindestlohn: Gefährdung von 
Arbeitsplätzen? 26 / 68 28 / 69 31 / 60 23 / 72 15 / 79 11 / 89 

Aug 14 PKW-Maut: Einführung mit finanziellem 
Ausgleich für deutsche Autofahrer 46 / 49  69 / 26 52 / 44 39 / 56 40 / 59 34 / 64 

Okt 14 Aufnahme von Flüchtlingen in 
Deutschland 49 / 46 17 / 83 48 / 46 53 / 42 81 / 14 69 / 29 

Jan 15 Verständnis für Protestmärsche der 
„Pegida“-Bewegung 21 / 76 76 / 24 23 / 75 14 / 85 6 / 94 25 / 75 

Jan 15 Sorge vor Wiederholung der 
Wirtschafts- und Finanzkrise in der EU* 61 / 36 86 / 14 55 / 41 58 / 39 57 / 42 62 / 36 

Mär 15 Verlängerung des Hilfsprogramms für 
Griechenland 49 / 47 24 / 76 48 / 50 57 / 39 77 / 23 71 / 27 

Nov 15 Zuwanderung: Eher Vor- oder 
Nachteile für Deutschland? 37 / 44 0 / 94 37 / 42 48 / 34 65 / 25 40 / 40 

Nov 15 Verständnis für Protestmärsche der 
„Pegida“-Bewegung* 17 / 80 83 / 12 13 / 86 5 / 95 2 / 96 15 / 81 

Dez 15 EU-Vereinbarung mit der Türkei zur 
Unterstützung in der Flüchtlingsfrage 53 / 41 38 / 57 60 / 34 61 / 36 64 / 30  48 / 42 

Jan 16 Zuwanderung: Eher Vor- oder 
Nachteile für Deutschland?* 38 / 41 0 / 94 43 / 34 49 / 30 71 / 14 62 / 23 

Feb 16 Gerechtigkeit in Deutschland (eher 
gerecht, eher ungerecht) 46 / 50 19 / 79 63 / 33 57 / 39 59 / 39 40 / 59 

Feb 16 
Bewertung der Mitgliedschaft Deutsch- 
lands in der EU (eher Vorteile / eher 
Nachteile; Rest: halten sich die Waage) 

30 / 24 14 / 53 31 / 17 37 / 15 61 / 14 44 / 20 

Mai 16 TTIP: Eher Vor oder Nachteile 17 / 70 20 / 78 30 / 59 13 / 73 8 / 91 2 / 90 

Jun 16 Zuwanderung: Eher Vor- oder 
Nachteile für Deutschland* 38 / 42 6 / 90 40 / 34 50 / 36 60 / 20 57 / 23 

 
Jul 16 

Bessere Entscheidungen durch 
Volksabstimmungen* 42 / 49 88 / 9 34 / 58 36 / 56 24 / 71 47 / 41 
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sind und bei ihren system- und gesellschaftskriti-
schen Einschätzungen Nähe zu den Anhängern 
der Linken. Beim Thema Zuwanderung bilden 
die AfD-Anhänger den Gegenpol zu den An-
hängern der Grünen. In ihren Einstellungen zu 
Kernenergie und gleichgeschlechtlichen Ehen 
erweist sich die Klientel der rechtspopulistischen 
Partei als in sich gespalten. 

Eine weitere interessante Beobachtung aus 
Tabelle 1 ist die hervorstechende Ähnlichkeit 
der Aufteilung der positiven und negativen 
Bewertungen der Unionsklientel und SPD-An-
hängern in einer Vielzahl der aufgeführten 
politischen Fragen – sie fällt insbesondere dann 
sehr ähnlich aus, wenn die AfD-Anhänger sehr 
einseitige Ansichten dazu vertreten. Hierzu 
passt wiederum, dass sich regelmäßig praktisch 

die Gesamtheit der AfD-Zuneigenden weniger 
oder gar nicht zufrieden mit der Arbeit der 
Bundesregierung zeigt. Generell scheinen Posi-
tionierungen, die sich weniger mit inhaltlichen 
Aspekten auseinandersetzten, sondern vielmehr 
als systemische Gesamtkritik interpretieren 
lassen, unter Anhängern der AfD besonders 
konsensfähig zu sein. 

Bereits zu Zeiten der Parteigründung im 
Jahr 2013 wünschen sich fast zwei Drittel der 
AfD-Anhänger, dass Bürger bindende Volksent-
scheide auf Bundesebene herbeiführen können 
sollten. Im Jahr 2016 zeigt sich in diesem Item 
der größte Unterschied zu den übrigen Wahl-
berechtigten. Auch im DeutschlandTrend be-
stätigten Fragen im Sommer und Herbst 2016 
die Kritik der AfD-Anhänger am politischen 

Allzeit fern des Durchschnitts: Politische Ansichten der AfD-Anhänger

In Prozent (Zustimmung/keine Zustimmung), 
Extremwerte fett  
  

G
esam

t 

A
fD

-
A

nhänger 

C
D

U
/C

S
U

-
A

nhänger 

S
P

D
-

A
nhänger 

G
rüne-

A
nhänger 

Linke-
A

nhänger 

Sep 16 Einsatz der Bundeswehr im Innern 69 / 29 80 / 20 73 / 25 72 / 27 54 / 44 40 / 59 

Okt 16 Regierungszufriedenheit (zufrieden / 
weniger zufrieden) 48 / 52 4 / 96 69 / 30 58 / 42 55 / 45 26 / 74 

Dez 16 Merkel als Kanzlerkandidatin (gut / 
nicht gut) 59 / 39 10 / 89 87 / 12 52 / 46 68 / 27 49 / 49  

Dez 16 Zukünftig mehr oder weniger 
Zusammenarbeit der EU-Länder 74 / 21 30 / 60 77 / 20 87 / 11 88 / 12 75 / 18 

Dez 16 Stärkeres Engagement Deutschlands 
bei internationalen Krisen  56 / 37 29 / 69 63 / 31 63 / 32 58 / 37 64 / 31 

Jan 17 Sicherheitsgefühl (eher sicher/ eher 
unsicher)* 73 / 26 34 / 66 77 / 21 78 / 22 92 / 8 96 / 4 

Mär 17 
Reaktion der Bundesregierung auf 
Kritik Erdogans (stärker entgegen 
treten/ zugehen) 

75 / 20 98 / 1 77 / 21 75 / 20 67 / 28 68 / 22 

Mär 17 Zukünftig mehr oder weniger 
gemeinsame Politik der EU-Länder* 78 / 20 38 / 61 84 / 13 79 / 18 93 / 4 82 / 17 

Apr 17 Regierungszufriedenheit 
(zufrieden / weniger zufrieden)* 53 / 47   2 / 98 73 / 27 51 / 49 60 / 40 38 / 62 

Apr 17 Deutsch-türkisches Zusammenleben in 
Deutschland (eher gut / eher schlecht) 60 / 36 28 / 69 65 / 32 63 / 32 79 / 20 64 / 32 
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System sowie am politischen Establishment. 
88 Prozent der AfD-Anhänger glauben, dass 
Volksabstimmungen zu besseren Entscheidun-
gen führen werden als bei Entscheidungen in 
Parlamenten. Diese mehrheitliche Einschätzung 
zugunsten von Volksentscheiden zeigt sich 
darüber hinaus nur bei den bekennenden 
Nichtwählern (60 Prozent).

Die zeitliche Abfolge der Befragungen be-
legt, dass die AfD-Anhänger bereits kurz nach 
der Gründung der Partei im Oktober 2013 
eine mehrheitliche Abneigung gegenüber einer 
weiteren Flüchtlingsaufnahme kennzeichnet. 
Diese erwies sich mitunter ausgeprägter als 
die kritische Einschätzung gegenüber einem 
Mehr an gemeinsamer europäischer Politik 
zu Beginn des Jahres 2014, obwohl die Partei 
damals primär als „Anti-Euro“-Partei wahrge-
nommen wurde.7 

Eine Verschiebung von liberalen zu nati-
onalistischen Ansichten ist bei den AfD-An-
hängern kaum erkennbar – sie waren nämlich 
immer schon eher nationalistisch als liberal 
eingestellt. Weil die Anhänger stärker als die 
Parteiführung – zumindest den offiziellen Aus-
sagen nach – von Anbeginn an zu nationalisti-
schen Positionen tendierten, liegt der Schluss 
nahe, dass die Präferenzen der Anhänger- und 
Wählerschaft die Inhalte und Schwerpunkte 
der Partei in eine zunehmend nationalistische 
Richtung beeinflusst haben. Die Parteiführung 
hätte sich demnach gewissermaßen nachho-
lend radikalisiert. Hierzu passt, dass sich die 
Selbstverortung der AfD-Anhänger auf der 
links-rechts-Skala seit der Parteigründung nur 
wenig verändert hat. Nicht zuletzt durch die 
zunehmende Diskussion und Berichterstattung 
über eher populistische Themen ist die Partei 
in der Wahrnehmung der übrigen Wahlberech-
tigten hingegen deutlich an den rechten Rand 
gerückt. Bei den Anhängern selbst hat sich das 
Bild der Partei wiederum nur unwesentlich 
verändert, was dafür sprechen könnte, dass 
sie im Umfeld der AfD Gleichgesinnte mit 
ähnlichen Ansichten wiederfinden konnten, 
noch bevor diese Einstellungen Teil der offizi-
ellen AfD-Programmatik wurden (Bergmann/ 
Diermeier 2017).8

So liegen nicht allein die Ansichten der 
Klientel der AfD allzeit fern des Durch-
schnitts und war diese immer eher radikal 
als wirtschaftsliberal eingestellt, sondern die 
Parteiführung scheint diese Einstellungen 
zunehmend programmatisch adaptiert und 
personell nachvollzogen zu haben – gleich ob 
dies kalkuliert-strategisch oder intuitiv erfolgt 
ist.9 Die Charakterisierung der Partei als popu
listisch-opportunistische Organisation, die in 
ihrer programmatischen Radikalisierung den 
Einstellungen ihrer Anhänger folgt, ist daher 
plausibel. 

Dr. Knut Bergmann ist Leiter der Kommu-
nikationsabteilung und des Berliner Haupt-
stadtbüros des Instituts der deutschen Wirt-
schaft Köln.

Matthias Diermeier ist persönlicher Refe-
rent des Direktors des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln.

Dr. Judith Niehues ist Leiterin der For-
schungsgruppe Mikrodaten am Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln.

Anmerkungen
1	 Dies gilt umso mehr, als am 1. Januar 2014 

die volle EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit für 
Rumänen und Bulgaren in Kraft trat – womit 
Befürchtungen einer Armutseinwanderung in 
das deutsche Sozialsystem einhergingen.  

2	 Im Rahmen des DeutschlandTrend werden 
regelmäßig rund 1.000 Wahlberechtige ab 
18 Jahren in einer repräsentativen Zufallsaus-
wahl zu aktuellen Politikthemen befragt. Die 
Fehlertoleranz beträgt zwischen etwa 1 bis 3 
Prozentpunkte. 

3	 Für die vorliegende Analyse wurden die 
Wellen T21 bis T34 des GLES Langfrist-On-
line-Tracking im Erhebungszeitraum vom 
06.09.2013 bis 16.12.2016 ausgewertet. 
Jede Welle wird von rund 1.000 Befragten 
beantwortet. Bei den GLES-Auswertungen 
handelt es sich um ungewichtete Ergebnisse. 
Die strukturellen Befunde ändern sich aber 
auch bei Verwendung der unterschiedlichen 
Gewichte nicht.

Knut Bergmann/Matthias Diermeier/Judith Niehues
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4	 Die Ergebnisse für die Nichtwähler sind in 
Tabelle 1 nicht dargestellt, da sie im Deutsch-
landTrend nur für vereinzelte Fragen ausge-
wiesen werden (in Tabelle 1 mit * markiert). 
Gleiches gilt für die Differenzierung nach 
FDP-Anhängern, die im DeutschlandTrend 
erst wieder ab November 2015 und auch 
nicht bei allen Fragen dargestellt werden.

5	 Parteigründer Bernd Lucke erteilte Ende 
2013 der Zusammenarbeit mit rechtspopu-
listischen Parteien in Frankreich und den 
Niederlanden wegen deren Islamfeindlichkeit 
eine Absage: „Schließlich sind der Front 
National von Marine Le Pen und die Frei-
heitspartei von Geert Wilders teils latent, teils 
offen islamfeindlich. Auch damit kommen sie 
als Partner nicht in Frage.“ (Rahmann 2013). 

6	 Auch bei CETA sehen laut Deutschland 
Trend im November 2016 gut die Hälfte der 
AfD-Anhänger eher Nachteile, gegenüber 
32 Prozent bei der Gesamtheit der Wahl-
berechtigten. Ein Gegenpol zu den Fragen 
bezüglich TTIP und CETA bildeten jeweils 
die Anhänger der FDP, die in Tabelle 2 nicht 
dargestellt sind, da für sie bei vielen anderen 
Fragen keine Informationen vorliegen. 

7	 Ein möglicher Einwand ist, dass sich ins-
besondere in 2013 und 2014 noch recht 
wenige Beobachtungen hinter den AfD-An-
hängern verbergen. Die besorgte Haltung 
der AfD-Anhänger gegenüber Migration 
wird allerdings auch auf Basis von Daten 
des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) 
bestätigt: Im Jahr 2014 machten sich bereits 
62 Prozent der AfD-Anhänger große Sorgen 
um Zuwanderung, deutlich mehr als im 
Bevölkerungsdurchschnitt (Bergmann et al. 
2016).

8	 Auch die soziodemographische Herkunft der 
AfD-Anhänger hat sich weniger verschoben 
als häufig angenommen. Noch 2015 beziehen 
die AfD-Anhänger ein leicht überdurch-
schnittliches Einkommen und verfügen über 
ein mittleres Bildungsniveau (Bergmann et al. 
2017). 

9	 Ein Beispiel hierfür wäre Alice Weidel, die 
auf dem Kölner Parteitag im April 2017 
zur Spitzenkandidatin zur Bundestagswahl 

gewählt wurde. Die Unternehmensberaterin, 
von Haus aus Volks- und Betriebswirtin, galt 
lange als wirtschaftsliberales Aushängeschild 
der Partei, schlug aber auf dem Parteitag 
deutlich nationalistische Töne an. 

10	(A) Einwanderer sollten verpflichtet werden, 
sich der deutschen Kultur anzupassen.

	 (B) Für die Besetzung der Aufsichtsräte gro-
ßer Unternehmen sollte es eine gesetzlich 
verankerte Frauenquote geben.

	 (C) Der Staat sollte sich aus der Wirtschaft 
heraushalten.

	 (D) Die Regierung sollte Maßnahmen er-
greifen, um die Einkommensunterschiede 
zu verringern.

	 (E) In Zeiten der europäischen Schuldenkrise 
sollte Deutschland EU-Mitgliedsstaaten, die 
starke wirtschaftliche und finanzielle Schwie-
rigkeiten haben, finanziell unterstützen.

	 (F) Bürger sollten einen bindenden Volks-
entscheid auf Bundesebene herbeiführen 
können.

	 (G) Die Energieversorgung sollte auch durch 
die Nutzung von Atomkraft gesichert werden.

	 (H) Gleichgeschlechtliche Ehen sollten ge-
setzlich anerkannt werden.

	 (I) Besserverdienende Bürger sollten mehr 
Steuern bezahlen als bisher.

	 (J) Arbeitslose sollten gemeinnützige Arbeit 
verrichten, um weiterhin staatliche Unterstüt-
zung zu erhalten.
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Anhang 1:	 Gesellschaftliche und wirtschaftspolitische Werte: 
	 Auswertungen auf Basis der GLES-Daten: Extreme
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A: Einwanderer sollten verpflichtet werden, sich der deutschen Kultur anzupassen 
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C: Der Staat sollte sich aus der Wirtschaft heraushalten 

 

D: Regierung sollte Einkommensunterschiede verringern 

 

E: Unterstützung EU-Länder in wirtschaftlichen Krisen durch BRD 

 

F: Bürger sollten bindende Volksentscheide auf Bundesebene herbeiführen können 
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G: Energieversorgung auch durch Atomkraft sichern 

 

H: Gleichgeschlechtliche Ehen sollten gesetzlich anerkannt werden 
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Das Strategiepapier der AfD-Führung vom De-
zember 2016 „Demokratie wieder herstellen – 
Dem Volk die Staatsgewalt zurückgeben“ sagt 
mehr über den Charakter der rechtspopulisti-
schen Partei, als die sorgfältig dosierten Pro-
gramme. Die AfD setzt durchgehend auf eine 
Parallel-Kommunikation in der Öffentlichkeit. 
Einerseits nimmt sie „konservativ-liberale 
Positionen“ für sich in Anspruch, anderer-
seits forciert oder toleriert sie hasserfüllte, 
rassistisch motivierte Attacken. Das zentrale 
Dokument zur politischen Praxis der AfD 
offenbart ein taktisches Verhältnis der Partei 
zur Wahrheit, obgleich sie mit dem Slogan 
„Mut zur Wahrheit“ operiert.

„Dem Volk die Staatsgewalt zurückge-
ben“ – so lautet die inhaltliche Klammer des 
Strategiepapiers vom 2.12.2016. Der 13-seiti-
ge, ungewöhnlich eindeutige Wahlkampfplan 
wurde von Bundesvorstandsmitglied Georg 
Pazderski und einem weiteren Autoren, der 
nur mit dem Kürzel „R.E.“ markiert ist, 
Mitte Dezember vom AfD-Bundesvorstand 
angenommen. AfD-Vorstand Pazderski war 
41 Jahre Berufsoffizier und von Oktober 2013 
bis Juni 2015 Bundesgeschäftsführer der AfD.

Im Zentrum der strategischen Zielsetzung 
steht das bereits zuvor proklamierte Stilelement 
der gezielten Provokationen. Die Partei müsse 
„ganz bewusst und ganz gezielt immer wieder 
politisch inkorrekt sein“, so eine wesentliche 
Aussage.

Vollständig heißt es in dem Strategiepapier, 
dass die AfD „vor sorgfältig geplanten Provo-
kationen nicht zurückschrecken“ darf. „Dabei 
muss die Seriosität allerdings gewahrt werden, 
Klamauk, Negativismus um jeden Preis und 
Hetze haben bei der AfD keinen Platz.“ Diese 
sorgfältig geplanten Provokationen müssten 
„selbstverständlich im Rahmen und unter 
Betonung der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung unseres Landes“ erfolgen. 

Nicht nur diese Aussage illustriert das Wesen 
der AfD. Es geht nicht um lösungsorientierte 
Sachpolitik oder durchdachte Konzepte, 
sondern um den geplanten Effekt mit dem 
Instrument der Provokation. Bei diesem Mus-
ter werden die Reaktionen der „Altparteien“ 
gezielt einkalkuliert.

Zitat: „Je nervöser und je unfairer die 
Altparteien auf Provokationen reagieren, 
desto besser. Je mehr sie versuchen, die AfD 
wegen provokanter Worte oder Aktionen zu 
stigmatisieren, desto positiver ist das für das 
Profil der AfD. Niemand gibt der AfD mehr 
Glaubwürdigkeit als ihre politischen Gegner. 
Deren negative Reaktion muss daher ganz 
bewusst von der AfD einkalkuliert werden.“ 

Kalkulierter Tabubruch

Eindeutig positioniert sich die AfD als reine 
Protestpartei und formuliert ihr Selbstverständ-
nis, das so eindeutig in den vorliegenden Pro-
grammpapieren bislang nicht formuliert wurde:

„Die AfD lebt gut von ihrem Ruf als Tabu-
brecherin und Protestpartei. Sie braucht sich 
dessen nicht zu schämen, sondern muss sich 
selbstbewusst zu ihrer Aufgabe bekennen, 
dem Protest in Deutschland eine politische 
Richtung und ein Gesicht zu geben.“

Auffällig ist, dass die AfD mit ihren Pro-
vokationen, Forderungen und Tabubrüchen 
vor allem auf die Veränderungen der anderen 
Parteien zielt:

„Viele Wähler gehen nicht davon aus, dass 
die AfD selbst bei einer Regierungsbeteiligung 
die von ihr angesprochenen Probleme lösen 
kann. Aber sie wissen, dass die AfD allein 
dadurch wirkt, dass sie für die Altparteien 
und die Medien Unliebsames klar ausspricht 
und denen eine Stimme gibt, deren Meinung 
nicht en vogue ist. Die AfD löst als Korrektiv 
Lernprozesse bei den Altparteien aus. Sie 

Tabubruch, Provokation, Opferstatus: Wie die AfD 
jenseits ihrer „bürgerlichen“ Fassade Politik betreibt, 
offenbart ihr Strategiepapier für das Wahljahr 2017
Thomas Leif

Aktuelle Analyse
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wirkt. Je deutlicher das wird, desto mehr lohnt 
sich die Stimmabgabe für die AfD, auch wenn 
die AfD derzeit kaum eine Chance auf eine 
Regierungsbeteiligung hat.“ 

Die Taktik der AfD im Parteien-Wett-
bewerb: „Das vorzeitige Schielen auf eine 
Regierungsbeteiligung oder der Versuch, es 
allen recht zu machen, führt in die Bedeu-
tungslosigkeit. (...)  Nicht die AfD darf das 
Gespräch verweigern, die Altparteien müssen 
es ablehnen.“

Bemerkenswert ist, dass die AfD, die sich 
gerne bürgerlich gibt, mit den möglichen 
Reaktionen ihrer Gegner ebenfalls taktisch 
umgeht. Die von der AfD oft beklagte und 
geschickt inszenierte Opfer-Rolle ist in der 
Strategie der Partei also stets mit einkalkuliert.

AfD erkennt die Gefahr der Spaltung 
ihrer heterogenen Wählerschaft

Im gesamten  Text des Strategiepapiers fällt auf, 
dass die AfD Erkenntnisse der Wahlkampffor-
schung immer wieder aufgreift und anwendet: 
„Grundsätzlich ist zu beachten, dass beim 
Wähler nur wenige Themen zur Profilierung 
einer Partei erforderlich sind. Zu viele Themen 
führen zur Beliebigkeit und zur Verzettelung.“

Aus dieser Erkenntnis zieht die AfD fol-
gende Konsequenz: „Für die Imagebildung 
sind aber nur wenige, sorgfältig ausgewählte 
und kontinuierlich bespielte Themen von 
Bedeutung. Sie müssen so aufbereitet und ver-
marktet werden, dass die AfD mit ihnen in der 
Öffentlichkeit identifiziert wird, ihre bisherigen 
Alleinstellungsmerkmale verteidigt und einige 
wenige neue hinzugewinnt.“ „Es geht für eine 
erfolgreiche AfD – vor allem solange sie in der 
außerparlamentarischen Opposition ist – nicht 
darum, zu möglichst allem etwas zu sagen.“

In den bislang vernachlässigten Themen 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik sieht die 
AfD offenbar die größte Spaltungsgefahr in 
ihrer Wählerschaft. Ihr neoliberaler Kern etwa 
in der Steuerpolitik oder bei der Besteuerung 
von Erbschaften soll durch „Querverbindun-
gen“ und geschicktes Marketing verdeckt wer-
den. Wörtlich heißt es in dem Strategiepapier:

„Oberstes Ziel ist dabei, im Wahljahr 2017 
mit Themen zu werben, die innerhalb der 
AfD-Wählerschaft nicht zur Spaltung führen. 
Bei für die AfD bislang für Wahlerfolge nicht 
erforderlichen Themen (das gilt insbeson-
dere für die Wirtschafts- und Sozialpolitik) 
muss sehr sorgfältig darauf geachtet werden, 
dass sich die Anhängerschaft der AfD nicht 
auseinanderdividiert. Während Teile des 
liberal-konservativen Bürgertums auf der einen 
und Arbeiter und Arbeitslose auf der anderen 
Seite bei Themen wie Euro/Europa, Sicher-
heit, Migration/Islam, Demokratie, nationale 
Identität oder Genderismus durchaus ähnliche 
Positionen vertreten, kann es Differenzen bei 
Fragen wie Steuergerechtigkeit, Rentenhöhe, 
Krankenkassenbeiträge, Mietbremsen oder 
Arbeitslosenversicherung geben. Der politi-
sche Gegner, unterstützt von den Medien und 
Verbänden, wird nichts unversucht lassen, die 
AfD und ihr Bekenntnis zur „Sozialen Markt-
wirtschaft“ als „neoliberal“ zu brandmarken.“

Strittige Themen gezielt ausklammern

Diese Themen sollen, so die AfD, möglichst 
ausgeklammert, oder – wie von Wahlkampfex-
perten empfohlen wird – in einen anderen 
Rahmen gestellt werden. Auch hier haben 
die AfD-Strategen im Vergleich zu früheren 
AfD-Strategiepapieren offenbar gelernt. 

Es geht also bei der AfD nicht um das 
Bekenntnis zur vielbeschworenen „Wahr-
heit“, sondern darum, „spalterisch wirkende 
Themen“ zu umschiffen oder ganz auszu-
klammern. Die AfD spielt folglich mit der 
Ahnungslosigkeit ihrer – bezogen auf die sehr 
unterschiedliche Interessenlage – tief gespal-
tenen, heterogenen Wählerschaft. 

Deshalb gehe es darum: „Themen, die 
die eigene Anhängerschaft spalten können, 
zu vermeiden.“ Weiter schreibt AfD-Vor-
stand Pazderski: „Es kommt aber für den 
Erfolg 2017 vorrangig darauf an, wie schon 
bisher etwaige Differenzen möglichst im 
Hintergrund zu lassen und das Gemeinsame 
der AfD-Wählerschaft zu betonen.“ Wo dies 
nicht einfach ist, müssen Querverbindungen 
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zwischen den Kernthemen und den mög-
licherweise spalterisch wirkenden Themen 
gezogen werden, also z. B. gezeigt werden, 
dass die hohen Folgekosten des Asylchaos 
Steuersenkungen schwierig machen und die 
sozialen Sicherungssysteme von den Zuwan-
derern stark beansprucht werden. Zudem 
müssen Positionen, die der politische Gegner 
als „neoliberal“ ausschlachten kann, gut argu-
mentiert und unter Marketinggesichtspunkten 
aufbereitet werden. Die plakative Forderung 
nach Abschaffung der Erbschaftssteuer ist ein 
Beispiel. Die bloße Forderung schürt Sozial-
neid und bietet den Gegnern Schützenhilfe. 
Es muss klar von der AfD immer gesagt wer-
den, warum die Erbschaftssteuer abgeschafft 
werden soll („Bringt kaum Geld, zerstört aber 
Arbeitsplätze in Deutschland“).

„Strategisches Ziel: 
Nicht in „Expertendiskussionen 
um Lösungsvorschläge verheddern“ 

Wie ein „blauer Faden“ zieht sich das zweifel-
hafte Demokratieverständnis der AfD durch 
das 13-seitige Papier. Im Gegensatz zum öf-
fentlich angestrebten Eindruck gibt die AfD 
zu, dass es ihr nicht um Lösungsvorschläge für 
die adressierten Skandale geht. Sie will lediglich 
die für die „derzeitige Wählerschaft der AfD 
konsensstiftenden Themen“ bewirtschaften. 

„Es geht weiterhin für den Wahlerfolg der 
AfD nicht darum, zu den zentralen Themen 
differenzierte Ausarbeitungen und technisch 
anspruchsvolle Lösungsmodelle vorzulegen 
und zu verbreiten, die nur Spezialisten aus der 
politischen Klasse interessieren, die Wähler 
aber überfordern. Zu umfassende Antworten 
bergen die Gefahr, sich in technische Details 
zu verlieren. Nichts gefällt den Altparteien 
besser als Oppositionskräfte auf das Glatteis 
einer für Normalbürger unverständlichen und 
langweiligen Spezialistendiskussion zu locken, 
wo sie selbst notwendigerweise mit ihrem Zu-
griff auf Experten und den Regierungsapparat 
brillieren können.“

Mit dieser Aussage wird auch deutlich, dass 
Programmaussagen und Lösungskonzepte für 

die rechtspopulistische Partei in der politi-
schen Praxis weitgehend bedeutungslos sind. 
Dies belegt zudem, dass die entsprechenden 
Mitgliederbefragungen und Programmpartei-
tage eher einen Alibi-Charakter und „Emp-
fehlungsstatus“ haben. Die programmatische 
Regie führen nur wenige Personen im Bundes-
vorstand. Die Konzentration auf „provokante 
Slogans“ belegt zudem, dass der Verweis auf 
eine inhaltliche Alternative offenbar nur ein 
Marketing-Trick ist. Dies belegt die folgende 
Vorgabe:

„Es geht für den Erfolg der AfD darum, bei 
wenigen ausgesuchten und für die derzeitige 
Wählerschaft der AfD konsensstiftenden The-
men das für die eigenen Wähler Richtige in 
die Öffentlichkeit zu bringen. Kurze Slogans 
sind erfolgversprechend, nicht lange Abhand-
lungen, klare Worte darüber, was man will, 
wirken mehr als Statistiken. Es ist wichtiger, 
den Finger in die Wunde der Altparteien zu 
legen, als sich in einer Expertendiskussion 
um Lösungsvorschläge zu verheddern. Die 
stete Wiederholung dessen, wofür man bereits 
bekannt ist, bringt mehr Erfolg als immer 
wieder neues zu bringen. Konzentration auf 
Eingängiges geht vor Vollständigkeit, harte 
und provokante Slogans sind wichtiger als 
lange, um Differenzierung bemühte Sätze, die 
es allen recht machen wollen.

Der Leitsatz ist: Die direkte Ansprache 
des eigenen Potentials hat Vorrang vor dem 
Applaus von Spezialisten, Medien und Inte-
ressengruppen. Beifall aus den Reihen der 
Altparteien („gute Oppositionsarbeit“) ist 
geradezu ein Indiz dafür, dass die AfD sich 
auf dem falschen Weg befindet.“

Eingeständnis: Dünne Personaldecke auf 
Bundesebene – begrenzte Ressourcen, 
fehlendes Kompetenzteam

Unumwunden zeigt das AfD-Strategiepapier 
auch Schwächen bei der Repräsentation 
auf Bundesebene und macht ein fehlendes 
Kompetenzteam deutlich. Wörtlich heißt es: 
„Es ist erforderlich, die Partei auf Bundes
ebene personell breiter aufzustellen, so dass 
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die identifizierten Kernthemen von noch zu 
benennenden, kompetenten Personen im Bun-
desvorstand federführend wahrgenommen und 
in der öffentlichen Wahrnehmung mit diesen 
verbunden werden. Bis spätestens Ende 2016 
sollte ein fünf- bis sechsköpfiges Kompetenz-
team auf Bundesebene bestimmt und für seine 
Aufgabe, „Bessere Außendarstellung der AfD“, 
aufgebaut und sukzessive ausgebildet werden.“ 

Noch ist die AfD von den genannten 
Zielen weit entfernt. Im Vorstand bekriegen 
sich die Exponenten der verschiedenen Flügel 
öffentlich und schonungslos. Den Macht-
kampf gegen die Achse „Petri/Pretzell“ hat 
Strippenzieher Alexander Gauland auf dem 
Kölner Parteitag am 22.4.2017 gewonnen. 
Statt ein Kompetenzteam zu bestimmen, ließ 
er sich als Spitzenkandidat wählen und suchte 
sich eine Co-Spitzenkandidatin aus, die seinen 
Einfluss-Radius nicht einschränkt.

AfD definiert fünf Zielgruppen: „andere 
Teile der Gesellschaft ... sind eher Ziel-
scheiben.“

Erstmals hat die AfD in ihrem Strategie-
papier fünf Zielgruppen festgelegt, die im 
„Mittelpunkt“ der Parteiarbeit stehen sollen. 
Alle BürgerInnen, die nicht zu diesen Gruppen 
zählen, gelten nicht als Zielgruppe, sondern 
als „Zielscheibe“. Die Polarisierung der Ge-
sellschaft, die damit verbundene Spaltung, 
wird folglich gezielt betrieben und kalkuliert 
eingesetzt. Wörtlich heißt es dazu:

„Die Reaktionen und die Befindlichkeiten 
anderer Teile der Gesellschaft sind für die AfD 
demgegenüber von untergeordneter Bedeu-
tung. Sie sind eher Zielscheiben als Zielgrup-
pen der AfD. Programme, Aktivitäten und die 
Öffentlichkeitsarbeit werden so ausgerichtet 
und ausgewählt, dass sie immer mindestens 
eine der fünf Zielgruppen ansprechen.“
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„Die fünf Zielgruppen sind:

•	Wähler aus allen sozialen Schichten, Al-
tersgruppen und Teilen Deutschlands, die 
weitere Euro-„Rettungspakete“ ablehnen, 
erkennen, dass der EURO der europäischen 
Idee und den Europäern auf vielen Ebenen 
erheblichen Schaden zufügt, keinen europä-
ischen Superstaat wollen und von Politikern 
Mut zu Deutschland und den Vorrang für 
deutsche Interessen fordern.

•	Bürgerliche Wähler mit liberal-konservativer 
Werteorientierung. Sie trauen als Eltern, 
leistungsorientierte Arbeitnehmer, Mittel-
ständler und Gewerbetreibende, Schüler 
und Studenten den Altparteien nicht mehr 
zu, für die Sorgen der Bürger bei The-
men wie unkontrollierte Zuwanderung, 
Kriminalitätsbekämpfung, Steuerabzocke, 
Bildungsmisere, Ausbeutung der Familien, 
soziale Gerechtigkeit, Vernachlässigung 
des öffentlichen Raums und Genderwahn 
Lösungen zu finden. Solche Wähler stehen 
dem rot-grün dominierten Zeitgeist der 
Beliebigkeit und der Multikulti-Ideologie 
kritisch bis ablehnend gegenüber.

•	Protestwähler, die mit der Verengung der 
politischen Debatte auf wenige Themen, mit 
politisch korrekten Meinungsäußerungen in 
den Medien sowie ganz allgemein mit Inhalt 
und Stil der politischen Debatte unzufrieden 
sind und sich gegen die Selbstbedienungs-
mentalität der Altparteien wenden;

•	Ehemalige Nichtwähler, die zwar weiterhin 
das politische Geschehen verfolgen und 
keineswegs grundsätzlich eine Wahlbeteili-
gung ablehnen, aber unter den Altparteien 
nirgendwo ein akzeptables Angebot finden;

•	Bürger mit unterdurchschnittlichem Ein-
kommen („kleine Leute“) in sog. „prekären 
Stadtteilen“, die sich dem dortigen Trend 
zur Ausnutzung von staatlichen Transferleis-
tungen und zur Verwahrlosung entgegen-
stellen, sich zu konservativen Werten wie 
Leistungsbereitschaft, Ordnung, Sicherheit 
und Patriotismus bekennen, sich von den 
Altparteien nicht ernst genommen fühlen. 
In dieser Gruppe finden sich viele Arbeiter 
und Arbeitslose.“

Derzeit geht die AfD von einem Wählerpoten-
tial von 20 Prozent aus; sie betont, dass bei den 
Landtagswahlen 2016 75 Prozent des Potentials 
ausgeschöpft wurden. „Das ist ein Rekordwert 
unter den großen Parteien. Alle Umfragen ha-
ben 2016 gezeigt, dass sich die Wähler der AfD 
bereits relativ früh für ihre Partei entscheiden 
und besonders hoch motiviert sind.“

Gleichwohl will sich die AfD „perspekti-
visch stärker gegenüber der politischen Mitte“ 
öffnen. („Eine entsprechende Strategie ist 
zu entwickeln.“) Hier hat sie – neben der 
Wählerschaft von CDU/CSU, SPD und der 
Linken (im Osten) – vor allem Nichtwähler, 
die sich für Politik interessieren, im Visier. 
Der Kölner Parteitag zeigte, dass diese Festle-
gung – zumindest mit den Botschaften in die 
Öffentlichkeit – gezielt verfolgt wurde.

Nichtwähler stellen etwa ein Drittel der 
AfD-Wähler. Offenbar ist den AfD-Strategen 
aber das Grund-Dilemma der rechtspopulisti-
schen Protestpartei bekannt: „Angesichts der 
Selbsteinordnung der meisten Wähler in der 
politischen Mitte, kann diese Erweiterung 
nur dadurch geschehen, dass sich die AfD 
deutlicher gegen Rechts-außen abgrenzt. Denn 
das größte Problem bei der Ansprache von 
Wählern in der politischen Mitte ist das von 
Medien und Altparteien erzeugte Image, dass 
die AfD weit rechts positioniert ist und sich 
nicht klar gegen Rechtsextremismus abgrenzt. 
Das heutige Potential der AfD darf nicht zum 
Ghetto werden, in dem die AfD zwar sicher 
zweistellige Ergebnisse erzielt, aber über die 
Marke von bundesweit 20% nicht hinaus-
wachsen kann.“ 

Dann folgt jedoch wieder die taktische 
Einschränkung des zuvor avisierten Kurses: 
„Umgekehrt darf eine stärkere Ausrichtung an 
der politischen Mitte aber nicht dazu führen, 
dass die AfD in ihrem heutigen Potential an 
Zustimmung verliert und sich in Inhalt und 
Stil zu sehr den Altparteien annähert. Die 
AfD ist zunächst und vor allem ihren heutigen 
Wählern verpflichtet. Klare Positionierungen 
dürfen im Jahre 2017 nicht mit dem Blick auf 
mögliche Irritationen in Teilen der politischen 
Mitte aufgegeben oder verwässert werden.“
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Neun Kernthemen und vier ergänzende 
„wichtige Bereiche“: 
„Stets dankbare Angriffspunkte“

Obwohl sich die AfD in dem Strategiepa-
pier zuvor selbst den Verzicht auf Lösungen 
attestiert hat, will sie im Wahlkampf mit 
neun Themen antreten, die sie als „zentrale 
Kompetenzfelder“ bezeichnet. Dazu gehören:

•	„Zuwanderung und Asyl
•	Rolle des Islams in Deutschland
•	Bekämpfung von Kriminalität und Innere 

Sicherheit
•	Fehlentwicklungen in der EU
•	Fehlentwicklungen in der Währungsunion 

(Eurokrise)
•	Engagement für die Interessen Deutschlands
•	Sorge um die nationale Identität Deutsch-

lands
•	Direkte Demokratie und Bürgerbeteiligung
•	Fehlentwicklungen im politischen System 

Deutschlands“

Wirtschaftspolitisch orientiert sich die AfD 
– laut Strategiepapier – an Ludwig Erhards 

Prinzip „Wohlstand für Alle.“ Die Aussagen 
bleiben hier aber eher vage, wohl auch, um 
den Vorwurf einer neoliberalen Grundhaltung 
zu vermeiden: „Die AfD folgt damit nicht dem 
populistischen, auf Umverteilung und immer 
mehr Staat ausgerichteten Kurs der linken 
Parteien, sondern setzt auf einen starken, aber 
schlanken Staat, der den Bürgern Raum zur 
wirtschaftlichen Tätigkeit, zur Leistung und zur 
Eigenverantwortung lässt. Dies ist die logische 
Konsequenz aus der Kritik der AfD am Miss-
brauch der Staatsmacht durch die Altparteien 
und Interessengruppen.“

Im Kern will die AfD sich 2017 auf folgen-
de Angriffs-Themen konzentrieren: „Zudem 
bleiben für die AfD die Selbstgefälligkeit und 
die Selbstbedienungsmentalität der Altparteien 
und ihrer Bundesgenossen (Feilschen um Pos-
ten und Pöstchen, Bruch von Wahlaussagen, 
Stichwort GEZ-Gebühren, aber auch das EEG, 
Wechsel von Politikern in die Wirtschaft, Diä-
tenerhöhungen, Vergrößerung des Bundestages 
etc.) stets dankbare Angriffspunkte.“

Unabhängig von den Ergebnissen der 
Mitgliederbefragung und den bisherigen 
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Programmbeschlüsse, empfiehlt der AfD-
Bundesvorstand noch vier weitere Ergänzungs-
Themen, die Wähler anlocken sollen. 

„Die genannten Themen zur Profilierung 
müssen durch einige wenige, aber wichtige 
Bereiche ergänzt werden. Hierzu gehören:

•	die Familienpolitik (mit dem Unterthema 
Genderismus) mit den Schwerpunkten der 
Entlastung bei Steuern und Sozialabgaben 
sowie auf das Recht auf freie Wahl zwischen 
Elternschaft und Berufstätigkeit;

•	Bildungspolitik mit der Absage an Gleich-
macherei und Nivellierung, aber auch das 
Bekenntnis zur Leistung, zur Erziehung 
entsprechend der Vielfalt der Begabungen 
und zur Förderung der deutschen Sprache;

•	Steuersenkungen für Arbeitnehmer und 
Familien sowie Entbürokratisierung für den 
Mittelstand und dessen Schutz vor immer 
neuen Steuerbelastungen durch Rot-Grün, 
die Arbeitsplätze in Deutschland vernichten

•	Außen-, Sicherheits- und Verteidigungs
politik als klassische Ressorts, die von einer 
politisch ernst zu nehmenden Partei kompe-
tent besetzt sein müssen. Die AfD hat hier 
die Chance, sich als Partei zu präsentieren, 
die Militärinterventionen und eine Militari-
sierung der Außenpolitik ablehnt. Zugleich 
kann die Forderung nach Wiedereinführung 
der Wehrpflicht als Beleg genutzt werden, 
dass die AfD keineswegs populistisch ist, 
sondern auch unpopuläre Positionen ver-
tritt, wo immer das richtig ist.“

Soziale Gerechtigkeit 

Deutlich erkennbar ist, dass die Fragen sozialer 
Gerechtigkeit für die AfD-Strategen eine offene 
Flanke sind. Was für die „sozial Schwachen“ 
getan werden soll, bleibt weitgehend nebulös. 
Hier wird eher eine neoliberale Argumenta-
tionslinie übernommen und mit einem aus-
länderfeindlichen Grundton unterlegt. Dieses 
Thema wird vor allem als Abgrenzung zu den 
„Neuankömmlingen und Trittbrettfahrern“ 
definiert.

„Die AfD setzt sich aber auch für die Unter-
stützung von sozial Schwachen in der eigenen 

Bevölkerung ein. Sie glaubt aber im Gegensatz 
zu den linken Parteien nicht, dass es bei der 
Unterstützung nur darum gehen kann, die 
Betroffenen finanziell ruhig zu stellen. Sie 
will vielmehr Menschen in prekärer Situation 
wieder in die Lage versetzen, sich selbst und 
anderen zu helfen. Dieser Unterschied wird 
von den linken Parteien und ihren Verbünde-
ten als Angriffsfläche gegen die AfD genutzt.

Soziale Gerechtigkeit ist für die AfD un
trennbar damit verknüpft, dass eine massen-
hafte Einwanderung und die Begeisterung 
des rot-grünen Mainstreams für Multikulti 
unweigerlich das Äquivalenzprinzip infrage 
stellt, dass die Basis des sozialen Rechtsstaats 
ist: wer für die Gemeinschaft Leistungen er-
bringt (Steuern und Sozialbeiträge, Erziehung 
von Kindern, Übernahme von Verantwortung 
für Pflegefälle etc.) hat auch einen Anspruch 
auf die Unterstützung der Gemeinschaft. 
Deshalb müssen diejenigen, die in Deutsch-
land seit Jahren leben und ihren Beitrag für 
die Stabilität und Solidität unseres Landes 
leisten, Vorrang vor Neuankömmlingen und 
Trittbrettfahrern genießen. Auf diese gerade 
bei den „kleinen Leuten“ populäre Position 
haben die linken Parteien keine Antwort.“

Mit diesen eindeutigen Prioritäten und 
Positionen in Programmfragen zeichnet sich 
ab, dass die AfD den bekannten Kurs der 
Spaltung von Bevölkerungsgruppen und der 
Bevorzugung von „Deutschen“, fortsetzen 
wird.

 
Attacke, Ausgrenzung, Ablenkung: 		
AfD eignet sich das klassische Hand-
werkszeug für Wahlkämpfe an

Fazit: In dem Papier zeigt die AfD ihr wahres 
Gesicht. Ihre Politik ist grundsätzlich taktisch 
angelegt und auf die Maximierung von Stim-
men durch die Produktion von Stimmungen 
und Hass-Projektion fokussiert. Es gibt kein 
konsistentes Programm, lediglich wirksame 
Botschaften, abgestimmt auf die dokumen-
tierte Strategie. Auf Lösungskompetenz der 
populistisch adressierten Probleme wird be-
wusst verzichtet. Der Slogan der Partei „Mut 
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zur Wahrheit“ müsste – aufbauend auf die 
Aussagen des Strategiepapiers – umgewidmet 
werden zu der Aussage: „Mut zur Taktik“. 
Deutlich wird insgesamt ihr Profil als reine 
Protestpartei, die interne Konfliktthemen – 
etwa in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik – 
gezielt ausklammert. 

Auffallend ist aber auch, dass die AfD 
ihre Wahlkampf-Kompetenz erkennbar ausge-
baut und ihre öffentliche Wahrnehmung als 
rechtspopulistische Marketing-Partei gezielt 
verbessert hat. Dies belegt auch der dem 
Strategiepapier angehängte „Zeit- und Maß-
nahmeplan von Oktober 2016 bis September 
2017 mit insgesamt 21 Punkten, untergliedert 
nach Fälligkeit, Federführung und Aufgaben. 

Da geht es auch um ein „internes Konzept 
zum Umgang mit der ANTIFA“, die „Veran-
kerung der AfD in der Gesellschaft“ oder die 
„Identifizierung aussichtsreicher Wahlkreise 
für Direktmandate“. 

Auch wenn Insider die chaotischen Zustän-
de in den Fraktionen und Parteigliederungen 
sowie die kräftezehrenden Machtkämpfe 
beklagen: Die AfD bedient ein beachtliches 
Wählerpotential in Deutschland, dass – wie 
das Strategiepapier belegt – jederzeit weiter 
radikalisiert werden kann.

Prof. Dr. Thomas Leif ist Mit-Hg. des For-
schungsjournals Soziale Bewegungen, Journa-
list, Film- und Sachbuchautor und Politologe.
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Themenschwerpunkt

Der Rechtspopulismus geht um in Europa. 
Aber er geht nicht um als ein Gespenst, gegen 
das sich „alle Mächte“ zu einer „heiligen Hetz-
jagd“ verbündet haben, sondern in greifbarer 
Gestalt, verwurzelt in beachtlichen Teilen der 
Bevölkerung, präsent in zahlreichen Parlamen-
ten, sogar einigen Regierungen, unübersehbar 
im Protest auf der Straße, unüberhörbar in 
der Alltagskommunikation an Stammtischen, 
bei Nachbarschaftstreffen und in Bürgerver-
sammlungen.

In Deutschland, wo sich der parteiförmig 
organisierte Rechtspopulismus erst spät 
formierte, die politischen Verhältnisse „ver-
nünftig“ gestaltet schienen und zudem die 
Wirtschaft „brummt“, herrscht noch immer 
Erstaunen. Was hat sich da aufgetan? Wie ist 
es einzuordnen? Aus welchen Quellen speist 
es sich? Wie damit umgehen?

Es mangelt weder an Anschauungsmaterial 
noch an Haltungen und Interpretationen. 
Akribisch zitieren Vertreter der „Lügenpresse“ 
aus agitatorischen Reden rechtspopulistischer 
Exponenten, rekonstruieren dubiose politische 
Biografien, berichten von täglich eingehenden 
Hassmails und Drohungen, befragen Spit-
zenpolitiker, Bürgermeister, Polizeisprecher, 
Mitglieder von „Beobachtungsstellen gegen 
Rechts“ und Passanten in Fußgängerzonen, 
präsentieren Umfragen zur Wählergunst 
bezüglich der AfD. Dabei fällt auf, wie viele 
JournalistInnen ihre Rolle als Berichterstatter 
ausweiten und sich politisch positionieren. 

In diesem Kontext entsteht zudem eine 
kleine Deutungsindustrie. WissenschaftlerIn-
nen diverser Disziplinen werden wahlweise 
um möglichst „knackige“ Erklärungen oder 
auch um längere Beiträge für das Feuilleton 
gebeten; Verlage können mit guten Absatz-
zahlen rechnen, wenn sich in den Buchtiteln 

Begriffe wie Abendland, Islamismus und 
Angst unterbringen lassen. Manches in diesem 
Angebot ist erhellend. Anderes geriert sich als 
Enthüllung. Etliches widerspricht sich. Vieles 
wiederholt sich. 

Aus der Halbdistanz gewinnt man den 
Eindruck eines anschwellenden Rauschens 
zum Thema Rechtspopulismus. Angesichts 
dieser Lage macht es wenig Sinn, all dem noch 
weitere detaillierte Beobachtungen oder politi-
sche Stellungnahmen hinzuzufügen. Vielmehr 
soll versucht werden, das Phänomen Rechts-
populismus unter sozialwissenschaftlichen 
Kriterien als Produkt einer makrostrukturellen 
Konstellation und hinsichtlich seiner Form als 
soziale Bewegung zu bestimmen. Weder ist 
es der erste Versuch dieser Art, noch kann er 
in allem Originalität beanspruchen. Vielmehr 
geht es darum, das herauszufiltern und zu 
systematisieren, was analytischen Gehalt und 
interpretatorische Plausibilität verspricht.

1 |	 Analytische Bestimmung und 
	 Einordnung des Rechtspopulismus
 

1. Der Begriff „Populismus“ hat eine lange 
Geschichte, die bis in das 19. Jahrhundert zu-
rückreicht.1 Neben dem intellektuell geprägten 
sozialrevolutionären Populismus der russischen 
Narodniki in den 1870er Jahren, der keine 
Breitenwirkung erlangte, ist vor allem der 
etwas später einsetzende Populismus in den 
USA hervorzuheben (Canovan 1981, Kap. 2). 
Dort hatte sich im Zuge eines zeitlich stark 
verdichteten Modernisierungsschubes, der von 
Verstädterung und Industrialisierung begleitet 
war, ein primär agrarisch geprägter Populismus 
linker wie rechter Prägung herausgebildet und 
in der vorübergehend nicht unbedeutenden 
People‘s Party eine überregionale Organisa

Rechtspopulismus als soziale Bewegung 
Dieter Rucht
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tionsform gefunden (Pollack 1962; Goodwyn 
1978). 

Andere, meist mit charismatischen Personen 
verknüpfte Erscheinungsformen des rechten 
Populismus waren der im Argentinien der 
1940er Jahre entstandene Peronismus sowie 
der kleinbürgerliche Poujadismus im Frankreich 
der 1950er Jahre. Tragende Gruppen kamen in 
beiden Fällen aus Schichten, die durch Prozesse 
der Industrialisierung und Durchkapitalisierung 
von wirtschaftlichem Abstieg bedroht waren 
und darauf mit Forderungen nach sozialer 
Gerechtigkeit reagierten. Während der Pouja-
dismus nur eine kurze Blüte erlebte, setzte sich 
der Peronismus mit Auf- und Abwärtsphasen 
bis in die Gegenwart fort. Neben diesen eher 
konservativen Bewegungen entstand in einigen 
anderen, sich rasch modernisierenden und 
von starken sozialen Gegensätzen geprägten 
Ländern ein linker Populismus2, wie ihn proto-
typisch Hugo Chávez in Venezuela verkörperte. 

In der auf große Linien bedachten global-
politischen Perspektive handelt es sich hier 
um national geprägte Sonderentwicklungen. 
Insbesondere mit Blick auf die kapitalistischen 
Kernländer, die von einer „immerwährenden 
Prosperität“ (Lutz 1989) träumten, galt der 
Populismus linker wie rechter Provenienz als 
ein Relikt der Vergangenheit. Nicht nur das 
Ende des Populismus, sondern sogar das „Ende 
der Geschichte“ (Fukuyama 1989) schien 
gekommen. Das Etikett „populistisch“, so die 
Annahme, war als Charakterisierung ganzer 
Bewegungen nur noch von historischer Bedeu-
tung. Fortlaufende Verwendung fand dieses 
Etikett allerdings als abwertende Bezeichnung 
für einzelne Forderungen oder Argumente, die 
im politischen Diskurs der Demokraten auf den 
wohlfeilen Beifall simpler Gemüter setzten.3

Aus heutiger Warte wissen wir, dass der 
partei- und bewegungsförmige Populismus seit 
den 1990er Jahren einen ungeahnten Höhen-
flug angetreten hat. Das gilt speziell für den 
Rechtspopulismus.4 In vielen Ländern Europas, 
aber nicht nur dort, fand diese Kategorisierung 
vor allem mit Blick auf bestimmte Parteien 
Verwendung. In Deutschland, wo es zunächst 
keine bundesweit relevante rechtspopulistische 

Partei gab, wurde der Begriff anfangs vor al-
lem für Pegida, dann auch für die nach rechts 
rückende AfD gebraucht. Inzwischen werden 
als „rechtspopulistisch“ vielfach auch solche 
Personen und Gruppen bezeichnet, die im 
herkömmlichen Sprachgebrauch als rechtsra-
dikal bzw. rechtsextremistisch gelten können.

Nach den Statistiken von Google Trends 
wurde das Stichwort „Populismus“ im Zeit-
raum von 2012 bis zum Sommer 2016 in 
Deutschland zu keinem Zeitpunkt auffällig 
häufig genutzt. Erst danach schnellten die An-
fragen in die Höhe. Ein ähnliches Bild ergibt 
sich für das Stichwort „populism“ für den 
anglo-amerikanischen Sprachraum, aber auch 
z. B. für Schweden. Geradezu inflationär wird 
in jüngster Zeit der Begriff „Rechtspopulismus“ 
verwendet. Dabei bleibt unklar, ob dem eine 
Veränderung des Objektbereichs zugrunde liegt 
(Hat das populistische Element an Bedeutung 
gewonnen?) oder lediglich eine Konjunktur des 
Begriffs, der im aktuellen politischen Diskurs, 
sei es in einer verharmlosenden, sei es in einer 
skandalisierenden Funktion, gerade besonders 
opportun erscheint.

 2. Ich schlage vor, den Begriff Rechtspopu-
lismus zunächst rein analytisch zu fassen, was 
kategoriale (anstatt graduelle) Unterscheidun-
gen verlangt. Somit ist im ersten Schritt von 
empirisch vorhandenen Mischungen und Über-
lappungen abzusehen, die im Übrigen ohnehin 
nur erkennbar werden, wenn bereits vorgängige 
Unterscheidungen getroffen wurden.

Auf der rechten Seite der politischen Skala 
kann zwischen Konservatismus, Rechtspopu-
lismus, Rechtsradikalismus5 und Rechtsterro-
rismus unterschieden werden. Dabei lege ich 
sechs Kriterien zugrunde, nämlich die jeweilige 
Haltung
•	zur Menschenwürde (indiziert v. a. durch die 

Themen Todesstrafe, Folter, Prügelstrafe, 
Asylrecht, Flüchtlingsschutz, soziale Mindest-
standards),

•	zu sozialer Gleichheit (indiziert v. a. durch 
soziale Umverteilung, soziale Mobilität und 
Bildungschancen, Gleichheit der Geschlech-
ter, Chancen künftiger Generationen),

•	zu Nationalismus und Ethnozentrismus 
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(indiziert v. a. durch biologisch oder eth-
nisch-kulturell begründete Hierarchien bis 
hin zu offenem Rassismus), 

•	zur liberal-repräsentativen Demokratie (in-
diziert durch die Anerkennung von Partei-
enwettbewerb, Mehrheitsprinzip, Gewalten-
teilung, bürgerlichen Freiheiten, Schutz von 
Minderheiten),

•	zu gesellschaftlichen Eliten (Ablehnung 
wird indiziert durch die prinzipielle Entge-
gensetzung der als homogen imaginierten 
Interessen des „einfachen Volkes“ und dem 
Handeln abgehobener, selbstbezüglicher 
oder gar korrupter Eliten),

•	zum staatlichen Gewaltmonopol (Ableh-
nung wird indiziert durch die Befürwortung 
nicht-staatlicher Gewalt zur Durchsetzung 
politischer Ziele). 

Entsprechende Haltungen lassen sich für die 
vier rechten Strömungen in schematischer 
Weise kennzeichnen (Tabelle 1):

Folgt man dieser analytischen Zuordnung, 
so zeichnet sich der Rechtspopulismus durch 
eine systematische Ambivalenz aus. Davon 
ausgenommen ist lediglich sein Kernelement, 
nämlich die für den Populismus konstitutive 
Entgegensetzung von „Volk“ und „Eliten“. 
Diese Position begründet eine deutliche Ab-
grenzung vom prinzipiell elitenfreundlichen 
Konservatismus. In Verbindung damit ergibt 
sich auch eine Kritik am institutionellen 
Arrangement der liberal-repräsentativen De-
mokratie, das einer Korrektur bzw. Ergänzung 
durch gewichtige Elemente einer direkten 
Demokratie bedürfe. Dagegen verhält sich der 
Konservatismus skeptisch bis ablehnend zum 
Instrument direkter Demokratie.6 

Die Differenz zum Rechtsradikalismus 
ergibt sich ebenfalls aus der systematischen 
Ambivalenz des Rechtspopulismus bezüglich 
einzelner Kriterien – einer Ambivalenz, die 
beim Rechtsradikalismus nicht besteht. Davon 
ausgenommen ist die rechtspopulistische Aner-

Tabelle 1: Kategoriale Verortung rechter Strömungen

Kriterium	 Konserva-	 Rechts-	 Rechts-	 Rechts-
	 tismus	 populismus	 radikalismus	 Terrorismus
Menschenwürde	 +	 + -	 -	 - -
Gleichheitsprinzip	 + -	 + -	 - -	 - -
Nationalismus und
Ethnozentrismus	 +	 + -	 ++	 ++
Liberal-repräsent.
Demokratie	 + +	 + -	 -	 - -
Gesellschaftliche
Eliten	 + +	 - -	 - -	 - -
staatliches
Gewaltmonopol	 + +	 + -	 + -	 - -

Legende: + + starke Befürwortung, + Befürwortung, + - Ambivalenz, - Ablehnung, - - starke 
Ablehnung

kennung des staatlichen Gewaltmonopols, zu 
dem sich wiederum der Rechtsradikalismus 
widersprüchlich bzw. rein taktisch verhält.

Linke Positionen (einschließlich des Link-
spopulismus) unterscheiden sich vom Rechts-
populismus durch ihren eindeutig positiven 
Bezug auf Menschenwürde, das Gleichheits-

prinzip sowie die Kritik an Nationalismus und 
Ethnozentrismus.7

3. Idealtypische Systematiken aufgrund 
nominaler Kriterien (im Sinne von entweder/
oder) sind nicht mit Beschreibungen empiri-
scher Phänomene zu verwechseln. Letztere 
sind meist unscharf und uneindeutig; sie 
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entsprechen einzelnen Kriterien in mehr oder 
weniger starkem Maße, bestehen aus sich im 
Zeitverlauf oft wandelnden Kombinationen 
von Merkmalsausprägungen. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn es sich nicht um Personen, 
sondern um Gruppen, zumal um lose bzw. nur 
halb formelle Gruppen handelt, deren Personal 
bzw. Anhänger teilweise unterschiedliche Posi-
tionen und Forderungen vertreten.

Vor diesem Hintergrund ist es fragwürdig, 
eine größere Gruppe, insbesondere wenn sie 
sich noch in einer Formierungsphase befindet 
oder nicht auf ein explizites Programm ver-
pflichtet ist, insgesamt und pauschal als kon-
servativ, rechtspopulistisch, rechtsextrem usw. 
zu klassifizieren oder, stellvertretend für das 
Ganze, einzelne Äußerungen aus dieser Gruppe 
herauszugreifen. Dieser Vorbehalt gilt vor allem 
mit Blick auf prinzipiell offene Treffen bzw. 
Versammlungen. So kann etwa im Rahmen 
einer Pegida-Demonstration unbeanstandet 
ein Schild mit der Aufschrift „Keine Nazis“ 
und eine Israel-Fahne getragen, aber auch 
der Hitler-Gruß gezeigt, etwas von „vergasen“ 
gebrüllt und ein Schild „Islam = Karzinom“ 
hochgehalten werden. Nicht jede Meinungs-
äußerung ist jedoch den Veranstaltern un-
mittelbar anzulasten. Eine IG Metall-Fahne, 
gezeigt bei einer Pegida-Versammlung, macht 
aus dieser keine linke oder gewerkschaftliche 
Veranstaltung. Umgekehrt lässt ein rechtes 
Symbol, das ein Teilnehmer einer von linken 
Gruppen veranstalteten Demonstration gegen 
die Freihandelsabkommen TTIP und Ceta 
zeigt, nicht den Schluss zu, bei dieser Versamm-
lung handele es sich um ein „Querfront“-Event 
oder gar ein von rechten Anführern geplantes 
Unternehmen, wie ein Journalist von Spiegel
Online behauptete.8 

Anders verhält es sich jedoch, wenn Reprä-
sentanten einer Gruppe und mehr noch einer 
formellen Organisation rechtsradikale, völki-
sche und rassistische Positionen vertreten, wie 
es etwa ein Björn Hocke, ein Lutz Bachmann 
und – als eingeladener Redner bei Pegida – ein 
Akif Pirinçci getan haben. Anders verhält es 
sich auch, wenn bestimmte, den Organisa-
toren bzw. Ordnern gut bekannte Personen 

und Gruppen (z. B. die Identitäre Bewegung) 
regelmäßig und offensichtlich wohl gelitten 
an rechten Veranstaltungen teilnehmen. In 
solchen Fällen erscheint es angemessen, Kate-
gorisierungen solcher Untergruppen auch auf 
den Kreis der Initiatoren bzw. Organisatoren 
einer Veranstaltung auszudehnen. Insofern ist 
es berechtigt, Pegida aufgrund vieler „offiziel-
ler“ Aussagen auch als eine rechtsradikale und 
rassistisch geprägte Organisation einzustufen. 
Entsprechendes gilt für die AfD in dem Maße, 
wie sie derartige Aussagen von Funktions-
trägern und Mitgliedern relativiert oder gar 
akzeptiert.

4. Kennzeichnend für Gruppen wie Pegida 
& Co, Pro Köln, Pro Deutschland, die AfD, 
Die Freiheit, Ein Prozent etc. ist ihre systema-
tisch gepflegte Ambivalenz: einerseits Bekennt-
nisse zu Menschenrechten, zum Asylrecht, zu 
Demokratie, bürgerlichen Freiheiten und zur 
Gleichheit der Geschlechter, andererseits Zei-
chen von Chauvinismus, Ethnozentrismus und 
blankem Rassismus. Diese Amivalenz ist nicht 
nur ein Spiegel divergierender Teilgruppen, 
etwa eines moderaten und radikalen Flügels, 
sondern eher grundsätzlicher, teils auch rein 
taktischer Natur. Es ist nicht auszuschließen, 
dass manche rechte Repräsentanten, ganz zu 
schweigen von einem Teil ihrer Anhänger- bzw. 
Wählerschaft, überzeugte Demokraten sind. 
Auch ist nicht auszuschließen, dass ein Teil 
der Sympathisanten von populistischen Grup-
pen diesen nicht wegen, sondern trotz ihrer 
ausländerfeindlichen Positionen zuneigt. Für 
die Affinität zur Gruppe werden dann andere 
Gründe geltend macht (z. B. die Hoffnung auf 
mehr soziale Gerechtigkeit). Es bleibt aber fest-
zuhalten, dass im Rahmen rechtspopulistisch 
geprägter Veranstaltungen nahezu regelmäßig 
im Spektrum des Bühnenprogramms, teilweise 
sogar in der Rede ein und derselben Person, die 
aufgezeigte Ambivalenz zum Ausdruck kommt. 
Oder es wird mit vagen Andeutungen operiert, 
die gemäß den jeweiligen Assoziationen und 
Projektionen des Publikums unterschiedlich 
ausgelegt werden können. Entsprechend all-
ergisch reagieren dann manche Mitläufer auf 
den Vorwurf, sie seien Nazis, Ausländerfeinde 
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und Rassisten. Vielleicht sind sie es nicht. Davon 
abzugrenzen sind jedoch diejenigen, die sich 
lediglich mit einer taktischen Volte einem negati-
ven Urteil durch Dritte zu entziehen suchen nach 
dem Muster: „Ich habe nichts gegen Ausländer, 
aber ...“, wobei dem „aber“ in aller Regel eine 
dezidiert ausländerfeindliche Äußerung folgt.

Die Frage ist somit nicht, ob man die hier 
betrachteten Gruppierungen per se als rechtspo-
pulistisch oder aber als rechtsradikal-rassistisch 
einstufen soll, sondern in welchem Maße sie sol-
che Elemente verkörpern und verknüpfen. Für 
beides lassen sich Belege finden. Die gestellte 
Frage ist jedoch nicht zureichend durch Zitat-
fetzen (Merkel als „Volksverräterin“, „Diktato-
ren-Kanzlerin“ etc.) und einzelne Symbole (etwa 
den Galgen, an dem Merkel und Gabriel hän-
gen sollen), sondern nur durch eine gründliche 
und breit angelegte empirische Untersuchung 
zu beantworten. Dazu zählen Inhaltsanalysen 
von Positionspapieren, Programmen, Reden, 
Stellungnahmen und Interviews, Analysen des 
konkreten Handelns (mit Blick auf politische 
Biografien, aktuelle Kontakte und Mitglied-
schaften, Teilnahme an Demonstrationen, phy-
sische Attacken, parlamentarische Aktivitäten 
rechter Fraktionen, Parteiausschlussverfahren 
etc.) und, soweit möglich, die Befragung von 
Aktivisten und Anhängern. Daran sollte sich 
die Protest- und Bewegungsforschung mit ihren 
spezifischen Mitteln beteiligen.

2 |	 Der Bewegungscharakter 		
des Rechtspopulismus

Die Frage, ob es sich beim gegenwärtigen 
Rechtspopulismus in Deutschland und vielen 
anderen Ländern um eine soziale Bewegung 
handelt, sollte nicht essentialistisch als Suche 
nach seinem „Wesen“, sondern pragmatisch auf 
Basis einer semantischen Klärung beantwortet 
werden.

Letztlich steht und fällt die Antwort in 
Abhängigkeit von der gewählten Nominalde-
finition von sozialer Bewegung. Eine solche 
Definition erhebt keinen Anspruch auf Wahr-
heit, sondern dient der Verständigung im 
Sinne einer Präzisierung des Gemeinten. Mit 

Blick darauf stellt sich dann die Frage, ob und 
inwieweit ein empirischer Gegenstand oder 
Sachverhalt den postulierten Definitionsmerk-
malen entspricht. 

Die in der Fachliteratur angebotenen 
Definitionen sozialer Bewegungen sind nicht 
einheitlich. Aber bereits seit den 1990er Jahren 
zeichnet sich eine Konvergenz ab, sichtbar bei-
spielsweise an den Vorschlägen von Raschke 
(1985), Diani (1992) und della Porta/Diani 
(1999). In weitgehender Übereinstimmung 
damit verstehe ich unter einer sozialen Be-
wegung ein Netzwerk von Gruppen und Or-
ganisationen, das, gestützt auf eine kollektive 
Identität, sozialen Wandel primär mit Mitteln 
des kollektiven Protests durchzusetzen oder zu 
verhindern versucht (siehe Rucht 1994: 76f.). 

Wie aber ist der Gegenstand „Rechtspo-
pulismus“ zu umreißen, dem aufgrund defi-
nitorischer Kriterien der Bewegungscharakter 
zu- oder abgesprochen werden kann? Anders 
als bei einem Fahrzeug, das als sicht- und greif-
bare Entität klar von seiner Umgebung (einer 
Garage oder Straße) unterschieden werden 
kann, anders auch als bei einer Partei, deren 
Organe und Mitglieder eindeutig abgrenzbar 
sind, muss innerhalb des diffusen Konglome-
rats von rechtsorientierten Milieus, Gruppen 
und Organisationen erst jener Teilbereich 
zumindest grob bezeichnet werden, für den 
die Frage nach der Bewegungsförmigkeit ge-
stellt wird. Da scharfe Grenzziehungen nicht 
möglich sind, bietet es sich an, zunächst den 
Kernbereich einer möglichen rechtspopulis-
tischen Bewegung zu betrachten und diesen 
von benachbarten, aber analytisch klar zu 
unterscheidenden Kernbereichen anderer Be-
wegungen abzuheben. Diese anderen Bereiche 
sind, mit Blickrichtung auf die politische Mitte, 
der bürgerlich geprägte Konservatismus, wie er 
in Deutschland vor allem durch die Unions-
parteien politisch repräsentiert wird. Dieses 
konservative Spektrum kann gemäß der oben 
vertretenen Definition nicht als soziale Bewe-
gung angesprochen werden, da hier nicht über-
wiegend mit Mitteln des kollektiven Protests 
grundlegender sozialer Wandel herbeigeführt 
oder verhindert werden soll.

Dieter Rucht
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Mit Blick auf den rechten Rand ist der 
Rechtsradikalismus der unmittelbare Nachbar 
des Rechtspopulismus. Ersterer erfüllt alle vier 
Kriterien einer sozialen Bewegung. Das gilt 
aber auch für das gesamte Spektrum rechts 
vom Konservatismus bis einschließlich des 
Rechtsterrorismus.9 Somit kann tentativ von 
einer umfassenden rechten sozialen Bewegung 
gesprochen, wobei, wie auch bei anderen 
verzweigten Bewegungen, nicht alle Teile in 
direktem Kontakt miteinander stehen müssen. 
Innerhalb dieser breiten rechten Bewegung 
hat sich wiederum eine rechtspopulistische 
Formation konturiert. Deren organisatorische 
Knotenpunkte in Deutschland bilden die 
AfD, Pegida und ihre Ableger, die Identitäre 
Bewegung sowie weitere ideologisch verwandte 
und teilweise durch persönliche Kontakte 
miteinander verbundene Gruppen. Auch 
diese Formation erfüllt die vier bezeichne-
ten Merkmale einer sozialen Bewegung. Ob 
sie als Zweig oder Strömung innerhalb der 
umfassenderen rechten Bewegung oder als 
relativ eigenständige Bewegung innerhalb eines 
breiteren Bewegungsrahmens aufzufassen ist, 
wäre u. a. anhand der Dichte kommunikativer 
Verbindungen und der Größe ideologischer 
Schnittmengen zu beurteilen. Dazu fehlen 
belastbare empirische Daten. 

Eine empirische Besonderheit der rechts-
populistischen Bewegung ist ihre ideologische, 
personelle und teils auch organisatorische 
Verflechtung mit eindeutig rechtsradikalen 
Gruppen. Die aufgezeigte Ambivalenz des 
Rechtspopulismus begründet allerdings kei-
ne Identität mit dem Rechtsradikalismus. 
Unterscheidungen, etwa mit Blick auf die 
Nazi-Ideologie einschließlich des Antisemitis-
mus, bleiben im Prinzip bestehen, auch wenn 
sie von Einzelpersonen, selbst solchen, die 
organisatorisch in eine Organisation wie die 
AfD eingebunden sind, unterlaufen werden. 
Aber zugleich gibt es auch Übereinstimmun-
gen zwischen beiden Strömungen, etwa im 
Hinblick auf Fragen von Asyl und Immigra-
tion, auf Globalisierung, die Beurteilung der 
US-Politik, die Aufrufe zum Widerstand etc. 
(Rucht 2016). Diese Themen erzeugen nicht 

nur einen rhetorischen Gleichklang, sondern 
erlauben zudem Grenzgänge zwischen Rechts-
populismus und Rechtsradikalismus, zuweilen 
auch eine implizite Arbeitsteilung.

Für die kommunikativen Verbindungen und 
ideologischen Schnittmengen zwischen rechts-
populistischen und rechtsradikalen Gruppen 
und Netzwerken gibt es zahlreiche Hinweise. 
Ob die organisatorischen Knotenpunkte zwei 
eindeutig erkennbare Cluster bilden, muss 
offen bleiben. Während die Unterschiede zwi-
schen rechtspopulistischen und rechtsradikalen 
Gruppen für die unmittelbar Beteiligten be-
deutsam sind und folglich auch ideologischen 
Streit und Machtkämpfe begründen, dürften 
sie für das Gros der Sympathisanten bedeu-
tungslos sein. Ein Teil des rechten Fußvolkes 
wendet sich, entsprechend den Opportunitäten 
politischen Protests und des personellen und 
organisatorischen Angebots, mal der einen, 
mal der anderen Gruppe oder Richtung zu. 
Ein weiterer Teil dürfte kein gefestigtes rech-
tes Weltbild aufweisen, sondern will mit der 
temporären Unterstützung rechter Gruppen 
und zumal im Akt der Wahl dem Establishment 
einen Denkzettel verpassen.

 
3 |	 Erklärungsversuche des 
	 Rechtspopulismus

Eine umfassende, auch zeit- und raumspezifi-
sche Besonderheiten einschließende Erklärung 
des Rechtspopulismus wäre äußerst aufwendig. 
Im Folgenden soll zumindest die Schwäche 
diverser ad hoc-Erklärungen aufgezeigt und 
eine Erklärungslinie für das rechtspopulisti-
sche Potential als Bedingung der Möglichkeit 
entsprechender Aktivitäten skizziert werden. 

3.1 |	 Ad hoc-Erklärungen und 
	 ihre Schwäche

Das Erklärungsangebot für den Rechtspopu-
lismus zeichnet sich durch eine Fülle von ad 
hoc-Thesen aus. Mit Blick auf ein bestimmtes 
Land, eine bestimmte Akteursklasse (z. B. eine 
rechte Partei), bestimmte Phasen der Protest-
mobilisierung oder einzelne empirische Befun-
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de (insbes. Umfragedaten zur Anhänger- und 
Wählerschaft) wird eine meist suggestive und 
oft monokausale Interpretation angeboten. 
Gemäß nachstehender und unvollständiger 
Liste verdankt sich der Rechtspopulismus
a)	 der Dominanz der ‘68er-Generation bzw. 

der Linken insgesamt, die inzwischen in 
die gesellschaftlichen Machtpositionen ein-
gerückt ist und ihre kulturelle Hegemonie 
erlangt hat,

b)	 dem Linksruck bzw. der „Sozialdemokra-
tisierung“ der Unionsparteien, die auf der 
rechten Seite ein Vakuum haben entstehen 
lassen, 

c)	 der Ignoranz bzw. Unfähigkeit der natio-
nalen und internationalen Eliten, welche 
die Sorgen der kleinen Leute nicht kennen 
oder nicht kennen wollen und nur auf ihre 
eigenen Vorteile bedacht sind,

d)	 der freiwilligen Preisgabe nationaler Sou-
veränität und kultureller Eigenständigkeit 
im Zuge des forcierten europäischen Inte-
grationsprozesses,

e)	 einem generellen Werteverlust mit einer 
Geringschätzung von Heimat, Tradition, 
Vaterlandsliebe, Ordnung, Disziplin etc. 
zugunsten eines Wertrelativismus und 
Multikulturalismus,

f)	 der kulturellen Überfremdung der einhei-
mischen Bevölkerung durch die Vielzahl 
von MigrantInnen aus meist muslimisch 
geprägten Ländern,

g)	 der Verknappung materieller Ressourcen 
(Arbeitsplätze, Wohnungen, Sozialleistun-
gen, Kindergartenplätze) durch die massive 
Zuwanderung aus dem Ausland und der 
daraus folgenden Benachteiligung der 
deutschen Bevölkerung,

h)	 die rasch voranschreitende Globalisierung, 
die neben Gewinnern auch viele unschul-
dige Verlierer und Opfer hervorbringt,

i)	 den netzbasierten digitalen Kommunikati-
onsmöglichkeiten, welche die Verbreitung 
schlichter Problemdeutungen (bis hin zu 
Verschwörungstheorien) fördern und in 
Echokammern verfestigen, welche von 
Fakten und Gegenargumenten abgeschot-
tet sind.

Für jedes dieser Erklärungsangebote ließen 
sich Belege beibringen, teils aus den Reihen 
rechtspopulistischer Kreise, teils auch von 
Seiten des Journalismus und der Wissenschaft. 
Vor allem soweit sie Problemwahrnehmungen 
als wirkmächtige Faktoren betreffen, können 
derartige Hinweise durchaus zur Erklärung 
einzelner Aspekte des Rechtspopulismus 
beitragen, wobei zwischen ursächlichen und 
verstärkenden Faktoren unterschieden werden 
müsste. Jeweils für sich genommen und ohne 
Bezug aufeinander sind diese Erklärungen 
jedoch nicht hinreichend, um das Aufkommen 
des Rechtspopulismus als einer sozialen Bewe-
gung plausibel zu machen. Diese Behauptung 
kann hier nicht vollständig und detailliert mit 
Blick auf obige Liste, sondern nur exempla-
risch untermauert werden – insbesondere, 
wenn eine Perspektive eingenommen wird, 
die möglichst mehrere Länder und längere 
Zeiträume einschließt. 

ad a) Die angebliche kulturelle Hegemonie 
der ‘68er-Generation erscheint zweifelhaft, 
zumindest stark übertrieben, vergegenwärtigt 
man sich für die Bundesrepublik die empirisch 
gemessenen Einstellungen der Bevölkerung, 
die Presselandschaft mit ihren pluralen redak-
tionellen Linien, das Spektrum der Parteien, 
das konkrete Wahlverhalten und die im Alltag 
zu beobachtenden Lebensstile und Verhal-
tensweisen. Das Hegemonie-Argument taugt 
auch nicht als generelle Erklärung für den 
Rechtspopulismus, wenn Länder wie Ungarn 
einbezogen werden, denen gewiss keine starke 
Prägung durch linke bzw. links-libertäre Grup-
pen nachgesagt werden kann.

ad b) Obgleich einige Länder wie Groß-
britannien und Frankreich starke rechts-
populistische Parteien bzw. Bewegungen 
aufweisen, ist dem kein Linksruck bzw. keine 
Sozialdemokratisierung konservativer Parteien 
vorausgegangen.

ad c) Eine arrogante, selbstbezügliche 
Haltung der Eliten besteht, relativ gesehen, 
wohl am wenigsten in den skandinavischen 
Ländern, die traditionell auf flache Hierar-
chien, sozialen Ausgleich und die Einbindung 
der Bürgerschaft in politische Entscheidungen 
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bedacht sind. Aber auch dort, so in Finnland, 
Schweden und Dänemark, existieren starke 
rechtspopulistische Parteien.

Aus Einwänden dieser Art ist zu folgern, 
dass die aufgelisteten Erklärungsangebote 
zumindest als universelle Erklärung nicht 
taugen; sie treffen nicht auf alle Länder 
bzw. den gesamten Zeitraum zu, in dem der 
Rechtspopulismus bereits in nennenswertem 
Umfang besteht (siehe auch Anderson 2017). 
Auch gelten sie nicht für die Wahrnehmungen 
und Deutungen der Anhängerschaft rechtspo-
pulistischer Organisationen insgesamt. Somit 
erscheint es angebracht, diverse Erklärungsli-
nien in ihrem Zusammenhang zu betrachten 
und dabei in Rechnung zu stellen, dass sie 
in unterschiedlichen Regionen, unterschied-
lichen Phasen und mit Blick auf unterschied-
liche Teile der Anhängerschaft jeweils mehr 
oder weniger Gewicht haben. Das lässt sich 
im Rahmen dieses Beitrags nicht leisten. Es 
soll aber immerhin versucht werden, einen 
generellen, wenngleich nicht alle Besonder-
heiten und Varianten des Rechtspopulismus 
berücksichtigenden Erklärungsrahmen für 
die Entstehung eines rechtspopulistischen 
Potentials zu entwickeln. 

3.2 |	 Kurzfristige Mobilisierungszyklen 
und langfristige Trends

Um die Entstehung und Stärke des Rechtspo-
pulismus zu erklären, sollte in einem ersten 
Schritt zwischen zeit- und teilweise anlassbe-
dingten sichtbaren Manifestationen, insbe-
sondere öffentlichen Auftritten, Protesten und 
Wahlerfolgen, einerseits und den von mir so 
bezeichneten Tiefenströmungen unterschieden 
werden. Im Falle sozialer Bewegungen besteht 
zwischen beiden Ebenen eine besondere 
Beziehung insofern, als erst die Existenz von 
Tiefenströmungen die Möglichkeit von Wellen 
an der Oberfläche schafft. In der Sprache 
der Bewegungssoziologie: Für die Bildung 
einer tragfähigen, über kurze Erregungszyklen 
hinausgehenden sozialen Bewegung bedarf es 
eines Reservoirs an generalisierten Welt- und 
Problemdeutungen, die sich in einem Prozess 

der Konsensusmobilisierung (Klandermans 
2013) herausgebildet haben. Deutungsangebote 
sickern damit in größere Gruppen ein und 
werden dort als Überzeugungen verankert, 
ohne bereits notwendig den Charakter von 
fest gefügten Ideologien anzunehmen. Aus 
erfolgreicher Konsensusmobilisierung ergeben 
sich nicht zwangsläufig konkrete Aktivitäten 
und speziell Protesthandlungen. Hierfür bedarf 
es einer weitergehenden Aktionsmobilisierung, 
die erst unter zusätzlichen Bedingungen zu-
stande kommt. 

Die kurzfristigen Auftritte und Manifesta-
tionen von sozialen Bewegungen werden 
durch eine Reihe zeit- und sachspezifischer 
Parameter bestimmt. Teilweise handelt es sich 
um Gelegenheitsstrukturen (z.B. öffentliche 
Resonanzfähigkeit des Themas, Spaltung der 
Eliten, Unterstützung durch relevante Organisa-
toren), teilweise auch um kontingente Ereignis-
se (z. B. Skandale, Warnungen, Katastrophen, 
anstehende oder gerade getroffene politische 
Entscheidungen). Dieses Bedingungsgefüge 
führt zu situativen Veränderungen der Problem-
wahrnehmung, der Dringlichkeit des Themas, 
der Berechtigung von Kritik und Forderungen 
sowie der Erfolgsaussichten von Protest, sodass 
allfällige Hürden der Protestmobilisierung (z. B. 
eigene Bequemlichkeit, Attraktivität anderer 
Tätigkeiten und Engagements, Bedenken ge-
genüber Organisatoren) überwunden werden. 
Solche zeit- und sachspezifischen Parameter 
entziehen sich einer generellen Erklärung. So 
mag es in Land A im Zeitraum X zu einer star-
ken rechtspopulistischen Mobilisierungswelle 
kommen, weil dort ein bis dato unbekannter 
charismatischer „Führer“ die Bühne betreten 
hat, während zugleich die Regierung dieses 
Landes aufgrund eines aktuellen Skandals an 
Unterstützung verloren hat. Im benachbarten 
Land B verlieren dagegen im selben Zeitraum 
die Rechtspopulisten an Ansehen und Zug-
kraft, weil sie sich intern zerstritten haben und 
ihnen zudem eine geeinte und erfolgreiche 
bürgerlich-konservative Regierung mit einer 
restriktiven, gegen eine weitere Immigration 
gerichteten Politik den Wind aus den Segeln 
genommen hat. 
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Erst recht bedarf es spezifischer Erklärun-
gen für das Auf und Ab einzelner rechtspopu-
listischer Gruppierungen (siehe z. B. Reuband 
2017). So erlebte in Deutschland die im Herbst 
2014 gegründete und zunächst überregional 
völlig unbekannte Gruppe Pegida Ende 2014/
Anfang 2015 einen starken Zulauf (verstärkt 
durch eine außerordentliche mediale Beach-
tung), dann einen allmählichen Abwärtstrend 
(gefördert durch interne Differenzen im Füh-
rungskreis mit der Folge einer Abspaltung), 
dann wiederum einen erneuten Aufstieg, 
der sich in erster Linie der außerordentlich 
großen und teilweise als unkontrolliert wahr-
genommenen Zuwanderung von Flüchtlingen 
verdankte. Diese Zuwanderung erschien den 
Rechtspopulisten (aber nicht nur diesen) als 
nicht hinnehmbar und lenkte Wasser auf ihre 
Empörungsmühlen. Mit dem Rückgang der 
Zuwanderung verloren die wöchentlichen 
Proteste von Pegida allmählich an Zugkraft. 
Die Zahl der Protestierenden sank bis heute 
(März 2017) auf ein Niveau von zumeist unter 
2000. Zudem finden die Proteste nicht mehr 
regelmäßig wöchentlich statt.

Neben Bewegungen, die sich als sehr kurz-
lebig erwiesen haben (so zuletzt Occupy und 
künftig vermutlich Pulse of Europe), gibt es 
auch solche, die ungeachtet ihrer kurzfristigen 
Mobilisierungsschwankungen langfristig exis-
tieren. Dabei weisen sie typischerweise einen 
zyklischen Verlauf auf, der sich wellenförmig 
über viele Jahrzehnte erstrecken kann. Zudem 
ist es möglich, dass Bewegungen fortbestehen, 
obgleich sie öffentlich kaum oder nicht mehr 
sichtbar sind. Mit Blick darauf wurde z. B. für 
bestimmte Phasen der feministischen Bewe-
gung in den USA von einem movement in 
abeyance (Taylor 1989) gesprochen. In einer 
ähnlichen Perspektive hat Alberto Melucci 
(1984: 829) auf Phasen der Sichtbarkeit und der 
Latenz sozialer Bewegungen hingewiesen. Sol-
che über lange Zeit andauernde Bewegungen 
gründen selbst in ihren Latenzphasen auf einem 
fortbestehenden Kreis von Sympathisanten, 
einer relativ stabilen Gruppe von Kernaktivisten 
und einer zumindest minimalen Infrastruktur. 
Dies ermöglicht ihnen unter günstigen Bedin-

gungen eine aus externer Sicht erstaunliche 
Rückkehr auf die öffentliche Bühne, die oft 
fälschlich als Geburt einer neuen Bewegung 
interpretiert wird. Das gilt etwa für die Frauen-, 
Friedens- und Umweltbewegungen in vielen 
Ländern.

Ebenso sollten auch rechtspopulistische 
und rechtsradikale Bewegungen nicht auf 
ihre Mobilisierungsspitzen reduziert werden. 
In dieser Hinsicht verdienen die Tiefenströ-
mungen, die diesen Bewegungen zugrunde 
liegen, besondere Beachtung. Meine These 
lautet, dass der gegenwärtig sichtbare Rechts-
populismus von drei seit langem bestehenden 
Tiefenströmungen gespeist wird, wobei erst 
der Zusammenfluss dieser Strömungen das 
inhaltliche Profil und die hohe Attraktivität 
des Rechtspopulismus erzeugt. In der ökono-
misch-materiellen Dimension geht es um die 
Wahrnehmung relativer Benachteiligung, in der 
politischen Dimension um eine Entfremdung 
zwischen Regierenden und Regierten, in der 
sozio-kulturellen Dimension um einen Orien-
tierungsverlust.

a)	 Ökonomisch-materielle Deprivation

Das Engagement in sozialen Bewegungen 
beruht fast immer auf der Wahrnehmung, 
bestimmte soziale oder politische Verhältnisse 
seien ungerecht, unfair, bedrohlich, illegitim 
usw. Diese Wahrnehmung bildet den not-
wendigen, aber nicht hinreichenden Rohstoff 
für kollektiven Protest. Häufig stehen dabei 
die negativen Auswirkungen auf die eigene 
Person oder Gruppe im Mittelpunkt. Aber 
das Engagement kann auch geleitet sein von 
der Sorge um das Gemeinwohl (z. B. sozialer 
Frieden, Klimawandel) oder dem Mitgefühl 
für marginale bzw. schwache Gruppen, welche 
kaum über Mittel und Wege verfügen, ihre 
eigenen Interessen zu wahren.

Sofern es um eine negative Betroffenheit 
der eigenen Person oder Gruppe geht, bildet 
den Motor des Handelns zumeist nicht eine 
objektiv schlechte oder desolate Situation 
(absolute Deprivation), sondern die wahr-
genommene Benachteiligung im Hinblick 
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auf Vergleichsgruppen oder eine (erwartete) 
Verschlechterung der gegenwärtigen Lage 
(Gurr 1970; Gurney/Tierney 1982). Derartige 
Wahrnehmungen relativer Deprivation werden 
als „soziale Tatsachen“ im Sinne Emile Durk-
heims auch dann handlungsrelevant, wenn sie 
aus Sicht anderer Gruppen als „übertrieben“ 
oder „eingebildet“ erscheinen mögen. Aller-
dings ist es unwahrscheinlich, dass Protest auf 
längere Sicht auf purer Fiktion beruhen kann. 
Zumindest punktuelle Realitätsbezüge müssen 
hergestellt werden, um nicht als sektiererisch 
oder wahnhaft zu gelten.

Im Falle rechtspopulistischer Bewegungen 
ist die Rolle von Deprivation offenkundig. In 
zahllosen Texten, Redebeiträgen, Interviews 
und standardisierten Befragungen bekunden 
Rechtspopulisten, sie würden von „den Eliten“ 
benachteiligt, ignoriert, bedroht, getäuscht, 
verraten usw. Eine wichtige Dimension dieser 
Deprivation ist die Wahrnehmung relativer ma-
terieller Benachteiligung oder Diskriminierung, 
zum Beispiel mit Blick auf Arbeitsplatz, Woh-
nung, Sozialleistungen und Alterssicherung. An-
dere Gruppen, so die Deutung, würden besser 
gestellt, seien es „die da oben“, die Reichen, 
die politische Klasse, seien es die Faulen, die 
Parasitären und namentlich die „Fremden“, 
die in das eigene Land eindringen und die 
einheimische Bevölkerung an den Rand drän-
gen. Derartige Behauptungen werden auch 
von Personen geäußert, die mit Blick auf ihren 
beruflichen Status, Einkommen und Bildung 
keineswegs zu den gesellschaftlich Benach-
teiligten gehören. Entscheidend ist in diesen 
Fällen die Konstruktion relativer Deprivation, 
die als Beschwörung einer düsteren Zukunft 
handlungswirksam werden kann.

Eine weitere Dimension von Deprivation 
betrifft die physische Integrität der eigenen 
Gruppe, die durch Attacken und Übergriffe 
innerer Feinde (z. B. gewaltbereiten Antifa-
Gruppen) oder äußerer Feinde („Fremde“, 
„Neger“, Muslime, Islamisten usw.) als be-
droht angesehen wird. Insbesondere letztere 
Gruppen werden für eine angeblich bereits 
eingetretene oder zumindest drohende Zu-
nahme krimineller Handlungen (Diebstahl, 

Einbruch, Vergewaltigung) oder drohende 
Risiken existenzieller oder gesundheitlicher 
Art (Terrorismus, ansteckende Krankheiten) 
verantwortlich gemacht. 

Obgleich der Populismus rechter wie linker 
Prägung die existenziellen Nöte des „kleinen 
Mannes“ in den Mittelpunkt rückt, zeichnet 
sich insbesondere der Rechtspopulismus nicht 
durch eine entsprechende Stringenz politischer 
Forderungen aus. Aufschlussreich sind in die-
ser Hinsicht programmatische Äußerungen 
der AfD, die einerseits finanzielle Hilfen für 
ökonomisch Schwache fordert, aber zugleich 
eine strukturell wirksame Umverteilung des ge-
sellschaftlichen Reichtums durch eine deutliche 
Anhebung der Erbschaftssteuer in den oberen 
Segmenten oder durch die Wiedereinführung 
einer Vermögenssteuer ablehnt.

b)	 Politische Entfremdung

Obgleich demokratische Ideen und Prinzipien 
eine hohe Wertschätzung in der deutschen Be-
völkerung genießen, zeigt sich seit mindestens 
zwei Jahrzehnten eine wachsende Unzufrieden-
heit mit der tatsächlichen Funktionsweise des 
demokratischen Systems und, in Verbindung 
damit, auch eine wachsende Kluft zwischen 
Regierten und Regierenden. Das Misstrauen 
in die „politische Klasse“ ist weit verbreitet; 
es kann als Ausdruck einer politischen Ent-
fremdung verstanden werden, zu der auch 
Duktus und Handlungsweisen etlicher Berufs-
politiker ihren Beitrag leisten. Das Misstrauen 
erheblicher Teile der Bürgerschaft erstreckt 
sich auch auf zentrale politische Institutionen, 
insbesondere Parlament und Regierung, wäh-
rend die Polizei diversen Umfragen zufolge ein 
relativ hohes Vertrauen genießt. Ein Aspekt des 
Misstrauens gegenüber dem politischen Füh-
rungspersonal ist der in rechtspopulistischen 
Kreisen herrschende Eindruck, die politischen 
Entscheidungsträger sorgten sich nicht um die 
Bedürfnisse und Nöte der einfachen Bevölke-
rung und seien nur auf sich und ihren eigenen 
Vorteil bedacht. 

Eine weitere Dimension des politischen 
Misstrauens ist die Annahme, die politischen 
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Repräsentanten seien nicht nur unwillig, son-
dern auch unfähig, die anstehenden Probleme, 
etwa die sich weiter öffnende Schere zwischen 
Armen und Reichen, den Machtverlust der 
Nationalstaaten, die Flüchtlingskrise und die 
wachsende Kriminalität, zu lösen. Das politi-
sche Establishment, so der Eindruck, sei zu 
lasch und zu kompromissbereit. Gefordert wird 
demnach eine starke Hand in Gestalt einer 
autoritären Führung und/oder eines sich direkt 
und offensiv durchsetzenden Volkswillens. 
Aus populistischer Warte bedingen und ver-
schränken sich typischerweise beide Momente, 
insofern eine angemessene politische Führung 
nicht als in sich differenzierte Repräsentation 
pluralistischer Interessen der Bevölkerung, 
sondern als symbolische Verkörperung wie 
authentisches Sprachrohr eines als homogen 
behaupteten Volkswillens verstanden wird. 

Die Existenzberechtigung unterschiedlicher 
Interessen, Weltbilder, Moralvorstellungen 
und politischer Leitlinien wird geleugnet; vom 
eigenen Bild abweichende Vorstellungen und 
Gruppen werden im tiefenpsychologischen 
Sinne als ein Fremdkörper vom Selbst abgespal-
ten und einem Feindbild zugeschlagen (Maaz 

2016). In dieser dualen politischen Weltsicht, 
die bereits in Schriften Carl Schmitts zum 
Kern des Politischen erklärt wurde, ist kein 
Raum für Schattierungen und Differenzierun-
gen. Der reale politische Prozess erscheint als 
ein Ausbund von Kungelei, undurchsichtigen 
Verhandlungen und faulen Kompromissen. 
Diesem Treiben müsse „das Volk“ Einhalt 
gebieten. Entsprechend laut, wenngleich in 
ihrer Konkretion nicht wirklich durchdacht, 
ist die Forderung nach direkter Demokratie, in 
welcher der Volkswille unverfälscht zur Geltung 
kommen solle.

c)	 Kulturelle Desorientierung

Eine dritte Tiefenströmung lässt sich auf 
den Nenner der kulturelle Desorientierung 
bringen. Es ist eine Verunsicherung ange-
sichts des Nebeneinanders von teilweise sehr 
unterschiedlichen Lebensformen, Moralen 
und kulturellen Praktiken. Eine Wurzel dieser 
Desorientierung, in der die Grenzen zwischen 
richtig und falsch zu verschwimmen drohen, 
ist der kulturelle Liberalisierungsschub, der 
in den 1960er Jahren eingesetzt und sich bis 
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heute fortgesetzt hat. Er wird assoziiert mit 
der Infragestellung von bürgerlichen Normen, 
hergebrachten Autoritäten, Disziplin und 
Ordnung, all dem, was in polemischer Formu-
lierung des AfD-Vorsitzenden Jörg Meuthen 
das „versiffte links-grüne-68er-Deutschland“ 
verkörpert.10 Der diesem Milieu zugerechnete 
Multikulturalismus wird im günstigen Fall als 
Träumerei von Gutmenschen, im schlechtesten 
Fall als Perversion und letztlicher Totengrä-
ber des Abendlandes gesehen. Mit den von 
Einwanderern und Flüchtlingen importierten 
kulturellen und religiösen Praktiken, die als 
verstörend und zerstörend empfunden werden, 
ergebe sich ein Verdrängungskampf, in dem es 
nur Sieger und Besiegte geben könne. 

Während die nazistische Alte Rechte die 
„natürliche“ Überlegenheit der autochthonen 
Kultur, aber zugleich deren Unterdrückung 
oder gar Auslöschung behauptete, bekennt sich 
die Neue Rechte zum „Ethnopluralismus“, also 
einer Koexistenz unterschiedlicher Kulturen 
– allerdings nur im Rahmen ihrer jeweiligen 
angestammten Territorien. Ein Teil der Rechts-
populisten hat diese Position übernommen. So-
weit Zuwanderer überhaupt akzeptiert werden, 
hätten sie sich der deutschen Kultur in einem 
Assimilationsprozess anzupassen, welcher das 
importierte Kulturgut rückstandsfrei auflöse. 
Wer das verweigere, müsse eben gehen getreu 
dem Motto: „Wer Deutschland nicht liebt, soll 
Deutschland verlassen“.

Gleich welche dieser Varianten auch be-
fürwortet werden – sie sind grundiert von der 
Angst vor einer Verunreinigung oder Überfrem-
dung der eigenen Kultur. Die Dimensionen 
und konkreten Aspekte, die dabei geltend ge-
macht werden, sind relativ variabel. Vorbehalte 
können sich auf Essgewohnheiten, Kleidung, 
Familienstrukturen, Geschlechterverhältnisse, 
religiöse Riten usw. beziehen. Dabei werden 
in aller Regel einzelne und besonders rigide 
Normen, zumal wenn diese mit „westlichen 
Vorstellungen“ kollidieren, pauschal ganzen 
Ethnien bzw. Nationen zugeschrieben. In ähn-
licher Weise werden eindeutig kriminelle Prak-
tiken (z. B. weibliche Genitalverstümmelung, 
Zwangsheiraten, Kinderheiraten, Ehrenmorde) 

als Ausdruck generalisierter Verhaltensmuster 
verstanden und entsprechend publizistisch aus-
geschlachtet, wobei nicht immer auf Tatsachen, 
sondern auch auf umlaufende Gerüchte und als 
solche bereits zurückgewiesene Falschmeldun-
gen Bezug genommen wird.

Die Kehrseite dieser Negativfolien ist die 
Verklärung der eigenen Kultur, die nicht nur als 
„natürlich“, „organisch“ und „rein“ erscheint. 
Sie verspricht Sicherheit und Halt angesichts 
eines verwirrenden Kultur- und Werterelati-
vismus. Entsprechend wird das Loblied auf 
Tradition, Heimat und Herkunft gesungen, 
werden Sexualerziehung, Homosexualität, Po-
litical Correctness, gendersensible Sprache und 
vieles andere als Angriff auf „Familienwerte“ 
verstanden. Hier bietet sich der Brückenschlag 
zur periodisch aufkommenden konservativen 
Idee einer „Leitkultur“ an. Ganz generell 
kommen sich in der Frage kultureller Identität 
Rechtspopulisten und Konservative nahe und 
können sich sogar als Teil der gesellschaftlichen 
Mitte wähnen (vgl. dazu Lenk 1994). Der 
zentrale Referenzrahmen kollektiver Identität 
ist die national-völkische Ebene. Er kann aber 
auch regionale oder landsmannschaftliche 
Besonderheiten einschließen oder auf Europa 
bzw. die „christlich-jüdische Abendlandkultur“ 
ausgedehnt werden. Insofern gibt es auch kaum 
Vorbehalte gegenüber rechtspopulistischen 
bzw. rechtsradikalen Gesinnungsgenossen aus 
dem Ausland.

d)	 Die Verschränkung der 
	 Tiefenströmungen

Die Wurzeln der drei benannten Tiefenströ-
mungen reichen weiter in die Vergangenheit 
zurück als der Rechtspopulismus der letzten 
drei Jahrzehnte. In unterschiedlichen Phasen 
und Regionen war ökonomische Deprivati-
on eine Grunderfahrung abstiegsbedrohter 
sozialer Schichten, seien es Kleinbauern, qua-
lifizierte Arbeiter oder Kleinbürgertum. Ein 
politischer Entfremdungsprozess vollzog sich 
beispielsweise in der Weimarer Republik, als 
breite Schichten die repräsentative Demokratie 
ablehnten und entweder für eine Rätedemokra-
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tie oder einen Führerstaat votieren. Anzeichen 
einer kulturellen Desorientierung finden sich 
wiederum in antimodernen Strömungen im 
Kaiserreich, in der damals blühenden Groß-
stadtfeindschaft und in der Verketzerung 
libertärer Tendenzen in den 1920er Jahren. 
Jeweils für sich genommen war keine dieser 
Entwicklungen ausreichend, um eine starke 
rechtspopulistische Bewegung auf den Weg 
zu bringen. Als zentraler Bezugspunkt konnte 
jede einzelne der Tiefenströmungen auch 
eine andere als eine rechtspopulistische Re-
aktion erzeugen. Ökonomische Deprivation 
kann auch eine linkspopulistische Antwort 
hervorrufen; politische Entfremdung kann 
eine partizipatorische und deliberativ ori-
entierte Demokratisierungsbewegung auf 
den Plan rufen; kulturelle Desorientierung 
kann aufgrund vielfältiger Alltagskontakte 
mit „Fremden“ allmählich einer Haltung der 
Gelassenheit und Toleranz weichen. Meine 
These lautet, dass erst die Überlagerung und 
allmähliche Verschränkung der drei genannten 
Tiefenströmungen das rechtspopulistische Po-
tential ausweitete und ihm zu seiner heutigen 
Sprengkraft verhalf. Der rechtspopulistische 
Kern wird durch diese Schnittmenge umrissen 
(siehe Abbildung 1). 

Damit wird ein sehr breiter, in seiner 
konkreten Ausgestaltung variabler Deu-
tungsrahmen angeboten, der nicht auf einen 
Faktor, die ökonomisch-materielle, politische 
oder kulturelle Komponente, reduzierbar ist. 
Erst dank dieses integrativen Blickwinkels 
werden zumindest einige der Paradoxien bei 
Erklärungsversuchen des Rechtspopulismus 
auflösbar, z. B. dass ihm auch ökonomisch gut 
Situierte zuneigen; dass die demokratische Idee 
hochgehalten, aber der Minderheitenschutz 
gering geachtet wird; dass mit Blick auf Musli-
me auf Frauenrechten beharrt, aber in anderer 
Hinsicht ein patriarchales Weltbild gepflegt 
wird; dass völkisch-nationale Ideen problemlos 
mit einem Internationalismus der Rechten 
zusammengehen; dass ein Widerstandsrecht 
gegen „das System“ oder die „Altparteien“ 
proklamiert wird und zugleich eine parlamen-
tarische Vertretung angestrebt wird.

Die heute vielfach als konstitutiv angesehene 
Verbindung des Rechtspopulismus mit der 
Flüchtlingsproblematik oder speziell mit der 
Wahrnehmung des Islam11 führt schon deshalb 
in die Irre, weil sie für manche Länder, z. B. 
Polen, Ungarn und Tschechien, zumindest in 
der Vergangenheit keinen Anknüpfungspunkt 
bot. Als Verengung erscheint mir aber auch 

(Relative)
ökonomische
Deprivation

Politische
Entfremdung

Kulturelle
Desorien-
tierung

Abbildung 1: Sich überlagernde Tiefenströmungen als Quelle des Rechtspopulismus
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die These, nicht der Islam, sondern der „hu-
manistische“ bzw. „menschenrechtsgeleitete 
Universalismus“ sei der zentrale negative Be-
zugspunkt des Rechtspopulismus (Weiß 2017: 
261, 265). Vielmehr beruht ein guter Teil der 
rechtspopulistischen Suggestionskraft und 
Ausstrahlung auf der Mehrzahl, Variabilität 
und Dehnbarkeit seiner Anknüpfungspunkte, 
für die diffuse, teilweise austauschbare bzw. 
weitgehend leere Projektionsflächen genutzt 
werden. Die offenkundigen Ambivalenzen 
und Widersprüche des Rechtspopulismus, die 
akademischen und intellektuellen Maßstäben 
zuwiderlaufen, sind eine wesentliche Voraus-
setzung dafür, dass der Rechtspopulismus, im 
Unterschied zum harten Rechtsradikalismus, 
Breitenwirkung erlangen konnte.

Mit den drei Tiefenströmungen wird das 
elementare Bedingungsgefüge des Rechtspo-
pulismus benannt. Damit nicht erklärbar sind 
aber die konjunkturellen Schwankungen seiner 
öffentlichen Manifestationen, die von natio-
nal- und kulturspezifischen Parametern, vom 
Parteiengefüge, von öffentlichen Debatten, 
von kommunikativen und materiellen Infra-
strukturen, von personellen Voraussetzungen, 
nicht zuletzt auch von Gegenbewegungen 
beeinflusst werden. Es wären somit neben den 
notwendigen Bedingungen der Möglichkeit 
des Rechtspopulismus auch politische und 
diskursive Gelegenheitsstrukturen, zudem in 
der Betrachtung raum-zeitspezifischer Beson-
derheiten sehr spezielle und teils situative 
Faktoren zu berücksichtigen, um hinreichende 
Erklärungen bieten zu können.

Angesichts der genannten langlebigen und 
trägen Tiefenströmungen liegt die Vermutung 
nahe, dass der Rechtspopulismus in absehba-
rer Zukunft weiterhin Bestand haben wird, 
auch wenn er hier oder dort eine Latenzphase 
durchlaufen sollte. Insofern ist es wenig aus-
sichtsreich, dem Rechtspopulismus in erster 
Linie mit taktischen Mitteln begegnen zu wol-
len, etwa durch den Verweis auf Fakten sowie 
widersprüchliche Aussagen und Forderungen, 
durch pauschale Ablehnung oder wahlpoliti-
sche Anbiederung, durch die Enthüllung frag-
würdige Kontakte und die Dokumentation pro-

vokativer Auftritte des Führungspersonals. All 
dies mag rechtspopulistische Mobilisierungen 
dämpfen, in manchen Fällen sogar ungewollt 
befördern. Doch solche Maßnahmen verfehlen 
die Ebene der Tiefenströmungen. Hier wäre 
mit langfristigen Strategien anzusetzen, die auf 
Strukturen und nicht auf Stimmungen zielen. 
Was das beinhalten kann und soll, ist ein The-
ma jenseits dieses Beitrags. 

Dieter Rucht, em. Professor für Soziologie, 
war bis Mitte 2011 am Wissenschaftszent-
rum für Sozialforschung in Berlin und an 
der Freien Universität tätig. Seit 2012 ist er 
Vorstandsvorsitzender des Vereins für Protest- 
und Bewegungsforschung, aus dem 2015 das 
unabhängige Institut für Protest- und Bewe-
gungsforschung hervorging. 
Kontakt: dieter.rucht@wzb.eu

Anmerkungen
1	 Im englischen Sprachraum finden sich laut 

Google die ersten Buchtitel zum Thema „Po-
pulism“ etwa ab 1890. Bis in die 1970er Jahre 
ist ein nahezu kontinuierlicher Anstieg, dann 
ein Rückgang auf relativ hohem Niveau bis 
zum Jahr 2000 zu verzeichnen. Siehe http://
bit.ly/2p6DM1w [23.04.2017]

	 Im deutschen Sprachraum werden die ersten 
einschlägigen Bücher ab den 1930er Jahren 
verzeichnet. Ihre Zahl steigt ab den 1970er 
bis Mitte der 1990er Jahre steil an und ver-
harrt in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts 
auf diesem Spitzenniveau. Siehe http://bit.
ly/2p6NtNl [23.04.2017].

2	 Eine Theoretisierung des linken Populismus 
im Rahmen einer allgemeinen Theorie des 
Populismus hat u.a. Laclau (1981) versucht. 
Er betont, dass der populistische Diskurs 
sowohl auf das Volk als auch auf Klassen 
bezogen werden kann. Laclau zufolge können 
Klassen ihre Hegemonie nicht gewinnen, 
ohne das Volk in ihren Diskurs einzugliedern. 
Das geschieht in der spezifischen Form des 
Populismus (1981: 172).

3	 Aber auch hier gibt es Ausnahmen. So be-
zeichnete sich Jimmy Carter in seiner Präsi-
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dentschaftskampagne von 1976 selbstbewusst 
als Populisten (Canovan 1981: 269).

4	 Mit Blick auf eine begünstigende historische 
Konstellation meint Helmut Dubiel: „In 
solchen sozialgeschichtlichen Momenten 
geschieht es, daß die kollektiven Krän-
kungserfahrungen, die Statusängste und 
die frustrierten Glückserwartungen der 
betroffenen Bevölkerungsgruppen aus den 
etablierten Diskursen und Legitimationsmus-
tern gleichsam herausfallen und den Status 
vagabundierender Potentiale gewinnen, die 
eigentümlich querliegen zum Spektrum poli-
tischer Richtungstraditionen“ (Dubiel 1986: 
47). Das bedeutet allerdings keine Identität 
von rechtem und linkem Populismus. Dubiel 
verweist auf die Möglichkeit einer demo-
kratisch-progressiven Variante, „in der die 
Träger politischer Willensbildung nicht nur 
als staatliche Autorität in die Gesellschaft 
hinein wirken, sondern in nichtstrategischen 
Absichten Gelegenheiten schaffen für herr-
schaftsfreie Diskurse“ (ebd.: 49). 

5	 Im öffentlichen Sprachgebrauch überwiegt 
heute der Begriff Rechtsextremismus, was 
auch einschlägige Handbücher und Sammel-
bände spiegeln (Häusler/Virchow 2012; De-
cker et al. 2015). Dieser Begriff ist allerdings 
durch die einschlägige Rechtsprechung, die 
Kriterien der Verfassungsschutzämter und die 
akademische Extremismusforschung vorge-
prägt und bezieht sich vor allem auf konkrete 
Handlungen. Ich bevorzuge dagegen den 
offeneren Begriff des Rechtsradikalismus, 
der auch Gesinnungen und nicht justiziable 
Äußerungen, Bekenntnisse und Handlungen 
einschließt.

6	 Empirisch sind allerdings Aufweichungsten-
denzen erkennbar. Der jüngste Meinungsum-
schwung in der CSU mit der Befürwortung 
von Volksabstimmungen auch auf Bundes
ebene signalisiert insofern eine (weitere) 
Öffnung hin zum Rechtspopulismus. Zu 
Überschneidungen zwischen Rechtskonserva-
tiven und Rechtspopulisten/Rechtsradikalen 
vgl. diverse Hinweise von Bednarz/Giesa 
2015. Dort wird u. a. auf die CDU-nahe 
Gruppe „Aktion Linkstrend stoppen“ hinge-

wiesen. In repräsentativen Umfragen wurde 
mehrfach gezeigt, in welchem Ausmaß rechte 
Gesinnung und „gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“ (Wilhelm Heitmeyer) 
auch in der „Mitte der Gesellschaft“ präsent 
sind (siehe z. B. Zick 2016).

7	 Zur Unterscheidung von linkem und rechtem 
Populismus siehe z.B. Priester 2012.

8	 Schon Tage vor den Aktionen hieß es: „Doch 
bei den TTIP-Protesten sind die Rechten 
nicht Mitläufer, sondern heimliche Anfüh-
rer“ (Alexander Neubacher, Spiegel Online, 
10.10.2015).

9	 Die in den 1990er Jahren in Deutschland 
debattierte Frage, ob gegenwärtig eine 
rechtsradikale soziale Bewegung existiere, 
wurde nach anfänglichen Zweifeln letztlich 
bejaht (Koopmans/Rucht 1996).

10	Bereits zuvor sprach der stramm-rechte 
Schriftsteller Akif Pirinçci, der sich als 
Querdenker versteht, von einer „links-grün 
versifften Ideologie“. 

11	Das Element der „Islamisierung“ in der 
Namensgebung von Pegida sollte nicht über-
bewertet werden. Sympathisierende Insider, 
darunter Jürgen Elsässer, haben berichtet, 
dass im Gründungsprozess des später einge-
tragenen Vereins mehrere Namensgebungen 
erörtert wurden, darunter auch „Patriotische 
Europäer gegen die Amerikanisierung des 
Abendlandes“ (siehe taz vom 22.3.2017, S. 
12). Andererseits ist nicht zu übersehen, 
dass Rechtspopulisten und Rechtradikale 
das Thema Islam und speziell den Bau von 
Moscheen bereits lange vor der jüngsten 
Flüchtlingswelle politisierten (Häusler 2008).
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1 |	 Einleitung

Wir sind Zeugen eines raschen, sehr wider-
sprüchlichen, erst am Anfang stehenden 
Prozesses der Entglobalisierung, der nicht 
erst mit dem Sieg Donald Trumps einsetzte. 
Protektionistische Maßnahmen werden schon 
seit rund zehn Jahren ergriffen, auch wenn 
Trump sie erstmalig zum Programm erhoben 
hat. Das kosmopolitische Narrativ des Neolibe-
ralismus hat seine Glaubwürdigkeit eingebüßt. 
Diese noch schwer greifbaren Stimmungs- und 
Richtungswechsel zeigen sich im Umgang mit 
Populismus oder dem, was dafür gehalten wird. 
Mehrheitlich erscheint Populismus in Europa 
und den USA zwar als Rechtspopulismus, aber 
etwa seit der Bankenkrise von 2008 formiert 
sich auch ein Gegenpopulismus von links. Um 
der Frage nachzugehen, was unter Linkspo-
pulismus zu verstehen sei, müssen zunächst 
die gemeinsamen Merkmale von Populismus 
bestimmt werden. Populismus ist eher ein 
Syndrom als eine Doktrin und auf einer nied-
rigeren Komplexitätsstufe angesiedelt als die 
Hochideologien der Moderne, der Liberalis-
mus, der Sozialismus und der Konservatismus.

Zunächst ist Populismus nichts anderes 
als Anti-Establishment-Protest. Es besteht 
ein grundsätzlicher Konsens mit der öko-
nomischen und politischen Struktur einer 
Gesellschaft. Wird diese aber zunehmend als 
ungerecht und dem Alltagsverstand, dem com-
mon sense, der „kleinen Leute“ zuwiderlaufend 

empfunden, löst dies Wut und Empörung aus 
und beflügelt die latent immer vorhandene 
Aversion gegen „die da oben“. Yves Mény 
und Yves Surel heben drei Kernelemente des 
populistischen Narrativs hervor: (a) das Volk 
ist die Grundlage der politischen Gemein-
schaft, (b) seine Souveränität wird von einigen 
Akteuren oder Prozessen missachtet, (c) dies 
müsse angeprangert und der Platz des Volkes 
in der Gesellschaft wieder hergestellt werden 
(Mény/Surel 2000: 181). Die Missachtung des 
souveränen Volkes kann von unterschiedlichen 
Akteuren ausgehen: vom Finanzkapital, von 
technokratischen Steuerungseliten, von den 
Parteien des Mainstream oder von sozialmo-
ralischen Deutungseliten. 

Auslösende Momente für populistische Pro-
testbewegungen waren im 20. Jahrhunderts die 
geradezu klassischen Steuerstreiks, die Kritik an 
den großen Machtaggregaten (Staat, Großin-
dustrie, Gewerkschaften) in den USA oder an 
der EU in Europa, aber auch Kritik an techno-
kratisch „von oben“ initiierten Großprojekten. 
In jüngster Zeit haben die Massenimmigration 
und die Flüchtlingskrise vom Herbst 2015 nicht 
nur der deutschen AfD Auftrieb gegeben. Auch 
in Schweden sind die Schwedendemokraten 
(Sverigedemokraterna) innerhalb von nur sechs 
Jahren von rund 5 Prozent bei den Wahlen 
2010 auf knapp 20 Prozent bei Umfragen von 
2016 angestiegen. 

Im Folgenden vertrete ich die These: 
Rechtspopulismus ist der „dritte Weg von 

Linkspopulismus – die andere Seite 
der populistischen Medaille
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rechts“ zwischen Rechtsextremismus und dem 
Konservatismus in den bürgerlichen Volks- 
oder Sammlungsparteien, in Deutschland der 
CDU und CSU. Linkspopulismus ist spiegel-
bildlich der „dritte Weg von links“ jenseits von 
Marxismus/Kommunismus und der zum Main-
stream gehörenden Sozialdemokratie. Nach der 
Konzentration der Volksparteien auf die „neue 
Mitte“ haben sich am rechten und linken Rand 
Bewegungen oder Parteien etabliert, die nicht 
an die alte Rechte oder Linke anknüpfen, son-
dern sich „neu erfinden“. Das sind allerdings 
nur idealtypische Unterscheidungen. In der 
Realität haben wir es mit fließenden Grenzen, 
mit Überschneidungen und ausfransenden 
Rändern zu tun. Mit Ausnahme von Ungarn 
ist dagegen der Rechtsextremismus europaweit 
marginalisiert.1 

2 |	 Populismus als „dünne“ Ideologie

Populisten verteidigen ihre angestammte 
Lebenswelt, die Welt des Unhinterfragbaren, 
gegen das, was Jürgen Habermas die Koloni-
sierung der Lebenswelt durch das „System“ 
genannt hat (Habermas 1988). Es ist der 
Protest der „kleinen Leute“ in Situationen, in 
denen sie sich von den etablierten Volks- oder 
Sammlungsparteien übergangen und nicht 
mehr repräsentiert fühlen. Populismus, rechter 
wie linker, bezieht sich immer auf das „Eigene“ 
und steht in Opposition zu Universalismus, 
Kosmopolitismus, Globalisierung und welt-
weitem Freihandel. Dieses „Eigene“ lässt sich 
inhaltlich nur von Fall zu Fall bestimmen und 
kann in aufsteigender Linie von Heimatliebe, 
regionaler Verbundenheit über Nativismus 
und Patriotismus bis zu Nationalismus oder 
„Radikalnationalismus“ (Habermas 2014: 77) 
verortet werden. Aber auch Nationalismus ist 
per se keine rechte Ideologie. Aus der Sicht 
des Ideologietheoretikers Michael Freeden ist 
Nationalismus, ebenso wie Populismus, eine 
schwache oder „dünne“ Ideologie, aus der sich 
keine Programmatiken auf einzelnen Politikfel-
dern ableiten lassen. Erst in Verbindung mit 
einer der drei Hochideologien der Moderne 
geraten diese „dünnen“ Ideologien in rechtes 

oder linkes Fahrwasser. Populisten lehnen 
indessen die Zuschreibungen „rechts“ oder 
„links“ ab und verstehen sich als transversal, 
d.h. quer zu den großen Ideologen stehend. 

Da dünne Ideologien aus sich heraus nicht 
hegemoniefähig sind, hängt ihre „Morpholo-
gie“, Freeden zufolge, vom Umfang und der 
Selektion von Anleihen an, die sie bei einer 
der Hochideologien machen. Im 19. Jahrhun-
dert waren nationalistische Bewegungen, die 
das Joch transnationaler Imperien (z. B. des 
Habsburger Reiches oder des Osmanischen 
Reiches) abstreiften, eher liberal wie das ita-
lienische Risorgimento oder der griechische 
Freiheitskampf, in dem sich viele Linke der 
damaligen Zeit wie der Dichter Lord Byron 
engagierten. Im 20. Jahrhundert nahm der 
Befreiungsnationalismus in Ländern der 
Dritten Welt nicht selten sozialistische Züge 
an. Die Waffe des Befreiungsnationalismus, 
in Deutschland z. B. gegen Napoleon, ist 
aber immer zweischneidig und ging Ende des 
19. Jahrhunderts in Chauvinismus und Impe-
rialismus über. Nationalistische Morphologien 
sind nicht statisch. Vielmehr kann sich das 
Objekt, gegen das im Namen von Befreiung op-
poniert wird, diametral ändern. „Es verschiebt 
sich vom Unterdrücker, dem Kolonisierer, der 
tyrannischen Regierung zum Ausländer, zum 
Fremden (stranger) und Fremdstämmigen 
(alien)“ (Freeden 1998: 756).

3 |	 Hybridisierung zwischen 
	 rechts und links

Im Zuge der Herausbildung moderner Mas-
senparteien und ab den 1950er Jahren der 
Volksparteien wurden die „kleinen Leute“ 
von diesen Parteien mit angesprochen und 
entweder in eine konservative oder eine linke 
Lebenswelt integriert. Von der Wiege bis zur 
Bahre war man „Sozi“ oder, oft mit tatkräf-
tiger Unterstützung der örtlichen Pfarreien, 
kirchen- und obrigkeitstreu. Diese Welt der 
konservativen oder linken Subkulturen mit 
ihrem reichen Vereinsleben ist heute von der 
Konsumgesellschaft, den Massenmedien, der 
Bildungsoffensive der 1960er Jahre und dem 
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Individualisierungsschub unter neoliberalem 
Vorzeichen erodiert. Sie war aber zugleich das 
Auffangbecken für aufflackernden Volkspro-
test, der mit paternalistischer Hand wieder 
in die „richtigen“ Bahnen gelenkt wurde. 
Symptomatisch ist hier der französische Pouja-
dismus der 1950er Jahre, eine Protestbewegung 
kleiner Ladeninhaber und Handwerker, die 
sich von Steuerkontrolleuren ebenso bedroht 
fühlten wie von großen Ladenketten und den 
damals erst aufkommenden Supermärkten. 
Der populistische Protest hatte sich in einer 
Phase entzündet, in der keine der großen Par-
teien sich der Sorgen und Nöte des „kleinen 
Mannes“ annahm, wurde aber nur wenige 
Jahre später durch eine größere politische 
Formation, die „Sammlung des französischen 
Volkes“ (Rassemblement du peuple français) 
unter dem charismatischen General De Gaulle 
aufgefangen und eingehegt. Ähnlich ging es der 
People‘s oder Populist Party Ende des 19. Jahr-
hunderts in den USA. Sie ging mehrheitlich in 
die Demokratische Partei ein.  

Eine dauerhafte Verselbständigung von po-
pulistischem Protest setzte erst in den 1970er 
Jahren ein und nährte sich, von Land zu Land 
verschieden, aus zwei Quellen: Der Identitäts-
krise des Konservatismus sowie dem Fortbe-
stand eines rechtsextremen Potentials auf der 
rechten und dem Niedergang des Kommunis-
mus auf der linken Seite. Die Wasserscheide 
wurde durch die 1968er-Bewegung und dem 
von ihr beschleunigten, aber nicht ausgelösten 
Wertewandel markiert. Mit der Gründung des 
französischen Front National (FN) entstand 
1972 eine rechtsextreme Sammlungspartei, 
die bis heute außen- und europapolitisch einen 
Nationalismus und wirtschaftspolitisch – von 
einer neoliberalen Zwischenphase abgesehen – 
einen protektionistischen Kurs vertritt. Auch 
wenn das Verhältnis des FN zu außerparlamen-
tarischen, gewaltbereiten Gruppen unter dem 
langjährigen Vorsitzenden Jean-Marie Le Pen 
immer zwiespältig war, verfolgt die Partei unter 
dem Vorsitz von dessen Tochter Marine Le 
Pen einen Normalitätsdiskurs, präsentiert den 
FN als „ganz normale“, die politischen Spiel-
regeln akzeptierende Partei und strebt deren 

„Entdämonisierung“ an. Mit dieser Strategie 
war sie so erfolgreich, dass sie das Stigma des 
Rechtsextremismus abstreifen konnte, sich als 
nationalpopulistisch bezeichnet und auch so 
wahrgenommen wird. Wählersoziologisch stieg 
sie in der Phase der Deindustrialisierung und 
der wachsenden Arbeits- und Perspektivlosig-
keit des unteren sozialen Segments zur ersten 
Arbeiterpartei Frankreichs auf und vertritt 
sozial- und wirtschaftspolitisch Positionen, die 
die Co-Vorsitzende der AfD, Frauke Petry, als 
„sozialistisch“ bezeichnete. 

Mit anderen Worten: Nach dem Niedergang 
der kommunistischen und der Dauerkrise der 
sozialistischen Partei ist es dem FN gelungen, 
ein ehemals linkes Wählerpotential für sich zu 
mobilisieren und dabei gezielt auf Immigrati-
onskritik und Islamophobie zu setzen. Der so-
ziale Diskurs wurde mit dem Identitätsdiskurs 
verknüpft und in eine ursächliche Beziehung 
gesetzt. Der Niedergang Frankreichs lasse sich 
abwenden, wenn die Immigranten und ihre 
mit dem westlichen Wertesystem vermeintlich 
unvereinbaren religiösen und gesellschaftlichen 
Einstellungen aus Frankreich verbannt und die 
Stammfranzosen (français de souche) wieder 
unter dem Primat „Frankreich den Franzosen“ 
leben könnten. Der Erfolg des FN als stärkste 
nationalpopulistische Kraft Westeuropas be-
ruht auf der Kombination von drei Faktoren: 
Einer eher linken Arbeits- und Sozialpolitik, 
einer liberalen, wenn auch begrenzten Öffnung 
gegenüber sexuellen Minderheiten sowie der 
Akzeptanz des laizistischen französischen 
Staatsverständnisses.

4 |	 Linkspopulismus

Unter Linkspopulismus versteht man außerhalb 
Europas Bewegungen wie den venezolanischen 
Chavismus. Ein charismatischer Führer vertritt 
nach innen die Armen und Ausgeschlossenen, 
nach außen eine anti-imperialistische, gegen die 
USA und die Interessen multinationaler ameri-
kanischer Konzerne gerichtete Befreiungsideolo-
gie. Je nach der Wirtschaftsstruktur eines Landes 
– in Venezuela vor allem der Abhängigkeit von 
der Erdölförderung – kann es dabei auch zu 
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engen Allianzen mit diktatorischen Regimen 
wie Libyen unter Ghaddafi oder dem Iran unter 
Achmadineschad kommen. Dieser Strang soll 
hier nicht weiterverfolgt werden (Näher hierzu 
Priester 2012: 114-163; March 2007: 69-72).

Die Frage nach einem europäischen Links
populismus lässt sich nicht von der Einstellung 
zur EU trennen. Grob gesprochen, lassen sich 
vier Positionen unterscheiden. (a) Eine minima-
listische Position sieht die EU nur als Freihan-
delszone und lehnt weitere Integrationsschritte 
ab. (b) Befürworter der EU in ihrer jetzigen 
Form sehen in der EU eine Friedensmacht und 
eine Wertegemeinschaft. Ausgehend von Kern-
europa als Euro-Zone ist der Euro inzwischen 
aber nicht mehr, wie es ursprünglich hieß, die 
„Krönung“ der Integration, sondern nur noch 
der „Motor“ zu einer weiteren Integration in 
Richtung auf einen Bundesstaat. Allerdings 
ist die Finalität, also die Frage, worauf das 
vereinte Europa letztlich hinauslaufen soll, 
nie definiert und geklärt worden. Bei jeder 
Krise wurde nur der Ruf nach „mehr Europa“ 
laut. (c) Die souveränistische Position tritt 
für ein Europa souveräner Vaterländer und 
die Abschaffung des Euro ein. Generell wird 
sie von Rechtspopulisten vertreten, hat aber 
auch linke Anhänger wie den französischen 

Politiker Jean-Pierre Chevènement, auf den 
der Begriff des Souveränismus zurückgeht. 
(d) Auf politiktheoretischer Ebene streben 
Linke wie die belgische Politikwissenschaft-
lerin Chantal Mouffe und der französische 
Philosoph Étienne Balibar eine transnationale 
europäische Demokratie an. Sie fordern einen 
Gegen-Populismus von links mit dem Ziel einer 
selbstbestimmten Gesellschaft jenseits von 
zerstörerischem Markt und autoritärem Staat. 
„Wir brauchen einen ‚europäischen Populis-
mus‘ oder einen ‚Populismus auf europäischer 
Ebene‘“ (Balibar 2015: 8). Angestrebt wird eine 
europäische Bürgerschaft (citoyenneté) und die 
Neugründung der europäischen Institutionen. 

Mit diesen vagen Postulaten werden aber 
zwei Probleme umgangen: Erstens: Es gibt 
kein europäisches Volk und es wird auch 
nie eines geben. Schon vor über zehn Jahren 
stellte Jürgen Habermas fest, die von inneren 
Konflikten zerrissene Europäische Union sehe 
eher aus „wie eine neue Plattform für das alte 
Spiel der europäischen Mächte“ (Habermas 
2004: 76). Zweitens: Balibar spricht zwar die 
„soziologischen Realitäten“ an, die sich mit 
der Veränderung der Arbeitswelt ergeben 
haben. Die Prekarisierung der Arbeit habe 
einen Großteil der Arbeiterklasse wenn schon 
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nicht in eine „reaktionäre Masse“, so doch in 
eine protektionistische und fremdenfeindliche 
Masse verwandelt. Auf welcher sozialen Basis 
soll dann aber eine europäische Bürgerschaft 
beruhen? Wer sollen ihre Träger sein? 

In (West-)Europa ist seit der Bankenkrise 
von 2008 vermehrt von Linkspopulismus die 
Rede. Dazu werden die noch junge spanische 
Partei Podemos, die griechische Syriza und der 
2009 gegründete französische Parti de gauche 
gerechnet, der sich als ökosozialistisch versteht. 
Zusammen mit anderen Linken bildet er den 
Front de gauche, der bei Wahlen mit etwa elf 
Prozent abschnitt. Zur Präsidentschaftswahl 
2017 tritt der Parteivorsitzende Jean-Luc 
Mélenchon mit der Bewegung La France 
insoumise (etwa: Das nicht-unterworfene 
oder nicht-fügsame Frankreich) an und findet 
die Unterstützung von Chantal Mouffe. Sein 
Projekt sei linkspopulistisch, ziehe er doch die 
politische Grenze zwischen dem Volk und dem 
Establishment. Dagegen vertritt Jan-Werner 
Müller die These, Jeremy Corbyn von der 
britischen Labour Party oder Bernie Sanders 
von der US-amerikanischen Demokratischen 
Partei seien keine Linkspopulisten, sondern 
versuchten lediglich, die Sozialdemokratie „neu 
zu erfinden“ (Müller 2016). Ob die Zuschrei-
bung „linkspopulistisch“ auch für die deutsche 
Partei Die Linke gilt, ist parteiintern umstritten. 
Neben Stimmen, die in der Linkspartei eine 
linke Sozialdemokratie sehen, gibt es andere, 
die sich von einer populistischen Ausrichtung 
größeren Erfolg versprechen. 

Eine dezidiert linkspopulistische Richtung 
muss auf philosophischer Ebene vom Uni-
versalismus, auf politischer Ebene von der 
Globalisierung unter neoliberalem Vorzeichen 
abrücken und den Partikularismus einer spe-
zifischen Nation in den Fokus nehmen. Da 
der Nationalismus vor dem Hintergrund der 
Geschichte des 20. Jahrhunderts diskreditiert 
ist, geschieht dies unter der unverfänglicheren 
Berufung auf Patriotismus. Von links (Pode-
mos) bis rechts (Pegida) fungiert Patriotismus 
als polyvalenter Grenzmarkierer zum Liberalis-
mus. Erst nach der inhaltlichen Füllung dieses 
Mobilisierungscodes setzt die Verzweigung 

in Rechts- oder Linkspopulismus ein. Nigel 
Farage, der ehemalige Vorsitzende der briti-
schen, als rechtpopulistisch geltenden UKIP 
erklärte, er spreche für die „guten, anständigen, 
patriotischen, hart arbeitenden, gesetzestreuen 
Menschen“ (Zit. n. Buckle/Hutton 2013). 
Trotz ihres Namens handelt es sich bei der 
UKIP aber um keinen britischen, sondern um 
einen englischen Patriotismus zur Verteidigung 
der „Englishness“. 

Fast mit den gleichen Worten wie Farage 
empfiehlt sich der SPD-Politiker Martin Schulz 
als künftiger deutscher Kanzler. Als Sohn „ein-
facher Leute“ trete er für die hart arbeitenden 
Menschen ein, „die sich an die Regeln halten“. 
Wie ernst es ihm damit sei, zeige sich schon 
daran, dass er nicht einmal das Abitur habe 
und sich daher schon biographisch „mit voller 
Empathie“ in die Lage einfacher Menschen 
versetzen könne (Zit. n. Hickmann 2017). Das 
ist Pseudopopulismus, leicht durchschaubare 
Anbiederung ans Volk. Während Frank-Walter 
Steinmeier noch in seiner Eigenschaft als Au-
ßenminister den Franzosen den ungebetenen 
Rat erteilte, nicht auf die „Sirenenklänge“ des 
Populismus zu hören, befand der Journalist 
Heribert Prantl: „Martin Schulz ist ein Populist. 
Das ist nichts Schlimmes. Im Gegenteil: Schulz 
ist ein demokratischer Populist“ (Prantl 2017). 
Indessen: Populismus ist kein Strohhalm, den 
man sich nach Gutdünken zurechtbiegen kann, 
wenn die Zustimmungswerte sinken. Wer Po-
pulismus sagt, sagt immer auch Partikularismus 
des Eigenen, sei es des Regionalen, des Vater-
landes oder der Nation. Ein kosmopolitischer 
Populismus ist eine contradictio in adjecto, ein 
liberaler Populismus ein Oxymoron. 

4.1 |	 Zwischen transversaler 
	 Bürgerbewegung und neuer Politik

Für Verwirrung bei der politischen Zuordnung 
sorgt die italienische „Fünf-Sterne-Bewegung“ 
(Movimento Cinque Stelle), die oft für eine 
ökologisch-linksliberale Partei gehalten wird. 
Bezogen auf ihre fünf programmatischen 
„Sterne“ (Umwelt, Wasser, Entwicklung, Kon-
nektivität und Verkehr, d. h. Förderung des 
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öffentlichen Nahverkehrs), ihr Eintreten für 
eine Netzdemokratie und den Abbau der inef-
fizienten Bürokratie ist sie etwa zwischen den 
Grünen und der Piratenpartei in Deutschland 
anzusiedeln. Der CDU-Politiker Norbert Rött-
gen bezeichnete sie daher als linkspopulistisch. 
Dagegen spricht aber, dass sie den Ausstieg 
aus dem Euro fordert, auf EU-Ebene für eine 
gemeinsame Fraktion mit der britischen UKIP 
eintritt und in der Flüchtlingsfrage Positionen 
vertritt, die der rechten Lega Nord in nichts 
nachstehen. Unter Führung von Beppe Grillo 
ist sie zur zweitstärksten Partei des Landes 
aufgestiegen, während rechtsextreme oder neo-
faschistische Kleinparteien weit abgeschlagen 
sind. Die „Grillini“, wie sie in Italien genannt 
werden, verstehen sich weder als rechts noch 
als links, sondern als Bürgerbewegung, die den 
Protest gegen „die Kaste“ (la casta) kanalisiert. 
Zentral ist aber nicht der Kampf um soziale 
Gerechtigkeit, sondern gegen die endemische 
Misswirtschaft der „politischen Klasse“, gegen 
Korruption und Klientelismus.

Ein noch junges Beispiel für Linkspopu-
lismus ist die spanische Partei Podemos, die 
2013/14 aus diversen außerparlamentarischen 
Bewegungen (Studentenbewegung, antikapi-
talistische Linke, ehemalige Kommunisten, 
Basisinitiativen, die Protestbewegung der „Em-
pörten“, der indignados) hervorgegangen ist. 
Podemos kann nur unter dem Vorbehalt sich 
verändernder Kräfteverhältnisse und eines noch 
nicht abgeschlossenen Selbstfindungsprozesses 
analysiert werden. Hinzu kommt eine theore-
tisch gewollte verbale und programmatische 
Unschärfe. Zwischen dem Generalsekretär der 
Partei, Pablo Iglesias, und der „Nummer zwei“, 
Iñigo Errejón, hat sich ein Konflikt entzündet, 
der an die Auseinandersetzung zwischen Realos 
und Fundis bei den Grünen erinnert. Beide 
sind Politikwissenschaftler, stammen aus dem 
linken Bildungsbürgertum und wurden stark 
von ihren Erfahrungen in Lateinamerika (Vene-
zuela und Bolivien) geprägt. Unter dem Einfluss 
des verstorbenen argentinischen Postmarxisten 
Ernesto Laclau und seiner Frau Chantal Mouf-
fe halten sie die Ziele bewusst unbestimmt 
und mehrdeutig. Laclau zufolge gelte es, mit 

„leeren Signifikanten“ zu mobilisieren, die mit 
unterschiedlichen Inhalten, Erwartungen und 
Hoffnungen gefüllt werden können. Nur so 
ließen sich hegemoniefähige Bündnisse begrün-
den und zusammenhalten (Zur Kritik an Laclau 
und Mouffe vgl. Priester 2014).

Derzeit ringen drei Gruppierungen um 
die Parteilinie: eine von Errejón vertretene 
linkspopulistische Strömung, eine von Iglesias 
vertretene basisdemokratische Linie und eine 
sozialistisch-antikapitalistische Richtung, ver-
treten durch den Koalitionspartner „Vereinigte 
Linke“ (Izquierda Unida). Auf dem zweiten 
Nationalkongress der Partei in Vistalegre vom 
10. bis 12. Februar 2017 spitzte sich der Kon-
flikt zu. Auf der einen Seite steht Iglesias, der 
eine Volksmacht (poder popular) anstrebt, auf 
die Ausweitung von Basisbewegungen setzt und 
den anti-institutionellen Bewegungscharakter 
gegen eine institutionelle Verfestigung betont. 
Errejón favorisiert dagegen einen national-
populistischen Weg in Zusammenarbeit mit 
der sozialdemokratischen Partei PSOE, also 
einen Reformkurs innerhalb des bestehenden 
politischen Systems, auch wenn die Sozialde-
mokraten alle neoliberalen Maßnahmen der 
spanischen Politik mitgetragen haben. 

Podemos sei, so Errejón, eine „radikaldemo-
kratische, populare, patriotische, plurinationale 
und feministische Kraft“ (Zit. n. Riveiro 2017). 
Auffallend ist die Betonung von Patriotismus, 
Diversität (diversidad) und Feminismus. Plu-
rinational verweist auf die weitere Dezentra-
lisierung des Landes. Mit der Betonung von 
Feminismus und Diversität knüpft Errejón an 
den Antidiskriminierungsdiskurs von Hillary 
Clinton an, wohingegen die Parteimehrheit 
um Iglesias den sozialen Kampf in den Vor-
dergrund stellt. Kritiker bemängeln, Errejón 
strebe einen spanischen Peronismus an, von 
dem sein Lehrmeister, der Argentinier Laclau, 
zeit seines Lebens geprägt war. Dafür spricht 
aber wenig, war doch der Peronismus eine 
autoritäre Entwicklungsdiktatur mit einem aus 
dem Militär hervorgegangen Führer. Dessen 
Frau, die charismatische Eva (Evita) Perón, 
wurde als Ikone der „Hemdlosen“ (descami-
sados) wie eine Heilige verehrt. Andere halten 

Linkspopulismus – die andere Seite der populistischen Medaille



56 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Errejón für einen Sozialdemokraten, dem 
es zusammen mit der sozialdemokratischen 
PSOE, aber unter Führung von Podemos, um 
parlamentarische Mehrheiten gehe. Die Partei 
soll das „System“ nicht von außen angreifen, 
sondern von innen verändern. Dazu bedürfe es 
moderaterer Diskurse, um bürgerliche Wähler 
nicht zu verschrecken.  

Die Fraktion um Iglesias strebt dagegen eine 
fundamentale Überwindung der bisherigen 
Art, Politik zu machen, an. Podemos müsse der 
Oligarchie „Angst machen“. Iglesias versteht 
die Partei als Katalysator „der Straße“, der 
Bewegung, des Protests gegen die von der EU 
betriebene Austeritäts- und Sparpolitik. 

Mit Errejóns Strategie lassen sich möglicher-
weise parlamentarische Mehrheiten gewinnen, 
eine langfristige Hegemonie aber nicht. Fraglich 
ist auch, ob sein Kalkül aufgehen kann, die 
sozialdemokratische PSOE, ähnlich wie die grie-
chische Pasok durch Syriza, zu marginalisieren. 
Auf dem Parteitag von Vistalegre hat Iglesias 
mit 56 Prozent den Sieg davon getragen. Erre-
jón erhielt 33,7 Prozent; die restlichen Stimmen 
gingen an die antikapitalistische Linke. Der Un-
terschied zwischen den beiden Kontrahenten ist 
eher strategischer Art, denn beide polarisieren 
zwischen dem Volk oder den einfachen Leuten 
(la gente) und der Oligarchie. Keiner von beiden 
ist anti-europäisch; auch in der Flüchtlings- und 
Migrationsfrage ziehen sie am gleichen Strang. 
Innerhalb des kleinen Spektrums europäischer 
Linkspopulisten vertritt Podemos die am wei-
testen links stehende Position, auch wenn ihre 
Zukunft als Katalysator zivilgesellschaftlicher 
Bewegungen oder als „Kollektivintellektueller“ 
im Sinne des italienischen Marxisten Antonio 
Gramsci offen ist. 

4.2 |	Linksnationalismus: Die griechische 
Syriza und der französische Parti de 
gauche 

Während sich Errejón und Iglesias sehr 
unspezifisch auf einen spanischen Patriotismus 
berufen, schlägt Jean-Luc Mélenchon, der 
Vorsitzende des französischen Parti de gauche, 
ausgesprochen nationalistische, germanophobe 

Töne an. Er mobilisiert nicht nur gegen die Re-
gierung Merkel oder die Austeritätspolitik von 
Finanzminister Schäuble, sondern gegen „die 
Deutschen“ und „das deutsche Gift“ schlecht-
hin. „In fünfzehn Jahren werden wir zahlreicher 
sein als die Deutschen. Die Deutschen, das ist 
ein Modell für alle, die sich nicht für das Leben 
interessieren (…). Niemand hat Lust, deutsch 
zu sein. Sie sind ärmer als der Durchschnitt, 
sie sterben früher als andere, sie haben keine 
Kinder, und ihre Immigranten hauen ab, weil 
sie nicht mehr unter ihnen leben wollen.“2 
Der Kampf gegen das „deutsche Gift“ sei eine 
nationale, populare (populaire), soziale und 
philosophische Aufgabe, der sich das „Lager 
des menschlichen Fortschritts“ mit Frankreich 
an der Spitze stellen müsse (Mélenchon 2015). 
Ein nationalistisches Narrativ kann auch bei 
Linken verfangen, wenn die Negativfolie des 
Nationalsozialismus, des Zweiten Weltkriegs 
und des antifaschistischen Widerstandes 
aufgelegt wird. Frankreich, so Mélenchon, sei 
das revolutionäre Land schlechthin, von dem 
das Fanal eines weltweiten Kampfes gegen 
die Globalisierung und den neoliberalen, 
von Deutschland forcierten Produktivismus 
ausgehen werde. Unter der Hand mutiert die 
innenpolitische Polarisierung zwischen Volk 
und Eliten (der Kaste oder dem Kartell) zu 
einer Polarisierung zwischen Ländern: Hier 
das um seine Souveränität ringende Frank-
reich, dort Deutschland, das mit Hilfe der 
EU seine Hegemonie über Europa errichten 
wolle. Frankreich, so Mélenchon, sei keine 
unabhängige Nation mehr. Dem würde der 
Front National nicht widersprechen. 

Auch in Griechenland knüpft Syriza an die 
Erfahrung des Zweiten Weltkriegs an: Hier 
die deutschen Eroberer, dort das Volk der 
Griechen vereint im Widerstand. David steht 
gegen Goliath, die Kleinen erheben sich gegen 
die Großen (Vgl. Heyer/Batzoglou 2012). Ka-
rikaturen in der Parteizeitung von Syriza, Avgi, 
zeigten Kanzlerin Merkel mit Hitler-Schnurr-
bart, Schäuble in der Uniform eines KZ-Kom-
mandanten. Der Anti-Amerikanismus des 
älteren, von der sozialdemokratischen PASOK 
vertretenen Linkspopulismus der 1980er Jahre 

Karin Priester



| 57

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

wurde von einem Anti-Germanismus abgelöst. 
Die Lage in Griechenland und der Umgang der 
EU mit diesem Land sind äußerst kompliziert. 
Es lässt sich aber nicht bestreiten, dass Syriza 
bisher keine Anstrengungen unternommen hat, 
die Not der Griechen durch Reduzierung des 
Militäretats zu lindern. Mit einer Truppenstär-
ke von 130.000 Mann ist die griechische Armee 
etwa so groß wie die Bundeswehr und damit als 
Arbeitgeber eine mächtige Klientel, an der auch 
Alexis Tsipras nicht rührt. Überdies koaliert 
Syriza mit der rechtspopulistischen Partei Un-
abhängige Griechen (Anexartiti Ellines, Anel). 
Deren Vorsitzender Panos Kammenos erhielt 
das Verteidigungsministerium und schürt an-
ti-türkischen Chauvinismus. Mit Blick auf die 
Koalitionspartner Anel und Syriza sprechen 
Pappas und Aslanidis von einer Osmose zwi-
schen Rechts- und Linkspopulismus (Pappas/
Aslanidis 2015: 196).

5 |	 Heldenkulte

Ein signifikanter Unterschied zwischen Rechts- 
und Linkspopulismus liegt in der Persona-
lisierung und Visualisierung des „Eigenen“. 
Rechtspopulisten berufen sich auf nationale 
Freiheitshelden und auf Ikonen des Wider-
standes gegen Fremdherrschaft: Der Front 
National auf Jeanne d‘Arc (die „Jungfrau von 
Orléans“), die schweizerischen Volkspartei 
SVP auf Wilhelm Tell, die FPÖ auf Andreas 
Hofer, die Lega Nord auf Alberto da Giussano, 
der im Namen der oberitalienischen Städte-
bündnisse gegen die imperialen Stauferkaiser 
kämpfte. Der als links geltende venezolanische 
Chavismus hat den Freiheitskämpfer Simon 
Bolívar zum Namensgeber der „bolivarischen 
Revolution“ erhoben. Podemos hat bisher kein 
entsprechendes Narrativ entwickelt. Vor dem 
Hintergrund des spanischen Bürgerkriegs und 
des autoritären Franco-Regimes dürfte es auch 
kaum gelingen, „die“ Spanier in ihrer Rolle 
als Antifaschisten oder als Opfer deutscher 
Invasoren anzusprechen.

Traditionell widerstrebt der Linken ein 
Heldenkult; ihre Helden waren die namen-
losen „Arbeiter der Faust“ oder dezidiert 

linke Ikonen wie Rosa Luxemburg, aber 
keine Volkshelden. Im Bewusstsein der Ge-
fahren einer symbolpolitisch untermauerten 
nationalen Identität haben Linksliberale wie 
Jürgen Habermas Identifikationsangebote auf 
der Grundlage eines abstrakten Prinzips, des 
„Verfassungspatriotismus“, gemacht. Aber 
dieses westdeutsche Nachkriegsnarrativ ist zu 
abstrakt und zu rational, um eine emotionale 
Identifikation auszulösen. Auf die Frage, ob 
er sein Land liebe, entgegnete der ehemalige 
Bundespräsident Gustav Heinemann, er liebe 
keine Staaten, er liebe seine Frau. Ersatziden-
titäten – die westliche Wertegemeinschaft 
oder die Europäische Union – übergehen das 
in Deutschland besonders stark diskreditierte 
„Nationale“ und propagieren einen Kosmopo-
litismus. Aber Kosmopolitismus war schon im 
europäischen Adel ein Elitenprojekt und prägt 
heute das Selbstverständnis transnationaler 
Wirtschaftseliten, der global players, zwischen 
London und Singapur.  

6 |	 Abschließende Bemerkungen

Pseudopopulistisches Marketing, wie es bei-
spielsweise in Frankreich die konservativen 
Politiker Jacques Chirac und Nicolas Sarkozy 
betrieben, als ihre Umfragewerte zu sinken 
drohten, kann hier vernachlässigt werden. 
Als linkspopulistisch lassen sich nur solche 
Parteien oder Bewegungen bezeichnen, die, 
wie Populismus generell, zwischen dem Volk 
und den Eliten (dem Establishment, der Kaste, 
dem Kartell, den „Großen“) polarisieren. Die 
gemeinsame Schnittmenge zwischen Rechts- 
und Linkspopulismus liegt im Souveränismus, 
d. h. in der Verteidigung oder Wiederherstel-
lung des souveränen Nationalstaats und im 
Antiliberalismus, auch wenn Podemos hier aus 
der Reihe fällt. 

Auch hinsichtlich der sozialen Basis un-
terscheiden sich beide Ausprägungen von 
Populismus nicht signifikant. Es ist ein Streit 
um des Kaisers Bart, ob vorrangig die „abge-
hängten“ Modernisierungsverlierer oder nicht 
eher Mittelschichten angesprochen werden. 
Der populistische Appell lässt sich nicht auf 
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ein spezifisches soziales Segment reduzieren; 
es handelt sich immer um ein Bündnis zwi-
schen statusunsicheren oder, wie in Spanien, 
verarmten Mittelschichten und Menschen aus 
dem unteren sozialen Segment. Es ist aber ein 
gravierender Unterschied, auf wen die Frust-
rationen abgeleitet werden: Auf die Fremden 
(Immigranten, Asylbewerber etc.) oder auf die 
großen Machtaggregate wie Banken oder die 
EU. Wer sich auf ethnische oder kulturelle Ho-
mogenität beruft, ist auch dann rechts, wenn 
er – wie beispielsweise Geert Wilders vom der 
niederländischen Freiheitspartei (Partij voor 
de Vrijheid, PVV) – im Umgang mit sexuellen 
Minderheiten, mit Abtreibung, Sterbehilfe 
oder der Frauenemanzipation linksliberale 
Positionen vertritt. Wenn heute europaweit 
und auch in den USA der Rechtspopulismus 
im Aufwind ist, stellt sich aber unabwendbar 
die Frage, welcher Anteil daran auf das Konto 
der liberalen Eliten geht. Der niederländische 
Politikwissenschaftler René Cuperus stellt dazu 
fest: „Der Populismus ist (…) nicht nur eine 
heftige Reaktion auf die heutigen gesellschaftli-
chen Transformationsprozesse; er ist vor allem 
ein Aufstand gegen die Art und Weise, wie die 
Eliten diesen Transformationsprozess begleiten 
und erklären. Die unbequeme Wahrheit lautet, 
dass der Populismus in erheblichem Maße 
durch die Eliten provoziert wird“ (Cuperus 
2011: 173).

Prof. Dr. Karin Priester ist emeritierte 
Professorin am Institut für Soziologie der 
Universität Münster. Kontakt: priestek@
uni-muenster.de.

Anmerkungen
1	 Zum Beispiel die deutsche NPD oder die noch 

junge Partei „Die Rechte“, die British Natio
nal Party (BNP), die griechische Goldene 
Morgenröte oder die schweizerische PNOS 
(Partei National Orientierter Schweizer). In 
Spanien und Italien gibt es mehrere rechtsex-
treme, teilweise neofaschistische Parteien, die 
elektoral aber gleichfalls erfolglos sind. 

2	 Zit. n. Le Monde vom 09.06.2013. http://www.
lemonde.fr/politique/article/2013/06/09/

personne-n-a-envie-d-etre-allemand-juge-
jean-luc-melenchon_3426898_823448.html 
[24.02.2017].
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In Bewegung gegen rechte Bewegungen
Bewegungsförmige Praxis gegen rechtspopulistische Proteste 			 
am Beispiel von NoPegida1

Christopher Schmitz/Stine Marg

Der Oktober 2014 kann als ein Wendepunkt 
im Protestgeschehen der Bundesrepublik 
interpretiert werden. Innerhalb von sechs Ta-
gen demonstrierten zwei Protestformationen, 
die in Zahl und Auftreten zunächst kaum 
unterschiedlicher sein konnten und dennoch 
in ihren zentralen Themen vereint waren: Mit 
dem ersten Pegida-Spaziergang am 20. Oktober 
2014 und der Kölner HoGeSa-Demonstration 
(Hooligans gegen Salafisten) von 26.10.2014 
hatten gleich zwei Bündnisse den Islam als 
Feindbild benannt. Während HoGeSa relativ 
rasch wieder aus der Öffentlichkeit verschwun-
den ist, hat sich Pegida sowohl als fortdauern-
des Protestbündnis als auch als überregionales 
Label etablieren können (vgl. Marg/Trittel 
2016) — und dabei gerade in der Anfangszeit 
durchaus von Verbindungen in das sächsische 
und Dresdner Hooligan-Milieu profitiert (vgl. 
Geiges et al. 2015: 22 f.). Die Zäsur besteht 
mithin nicht in dem Auftreten der bewegungs-
förmig organisierten Rechtsextremisten und 

Rechtspopulisten allein – diese versuchen 
bereits seit Jahren mit Hilfe von Protesten und 
öffentlichen Aktionen eine größere Reichweite 
zu erlangen –, sondern in der enormen medi-
alen Präsenz, dem überraschenden Zulauf an 
Teilnehmern (Pegida) und dem offensichtlich 
gewordenen gewalttätigen Potential der Pro-
testierenden (HoGeSa) (vgl. Virchow 2016).

Dabei waren Pegida und HoGeSa nur der 
Anfang einer landesweiten Mobilisierungswel-
le. Zu Beginn des Jahres 2015 kam es nahezu 
flächendeckend zu Demonstrationen aus dem 
rechten politischen Spektrum. So gingen 2015 
bis zu 100.000 Menschen bei fast 600 als 
rechtsextrem eingeordneten Versammlungen 
auf die Straße; 2016 waren es noch immer fast 
500 Veranstaltungen, an denen knapp 50.000 
Menschen teilnahmen (vgl. Meisner 2017). In 
diesen Zahlen nicht mit inbegriffen sind hierbei 
die Pegida-Demonstrationen in Dresden und 
Leipzig, die AfD-Herbstoffensive 2015, die vor 
allem zeitweilig in Erfurt wöchentlich mehrere 
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tausend Menschen mobilisierte und zahllose 
Aktionen von Bürgerinitiativen, Bürgerwehren 
oder anderen lokalen politischen Bewegungen, 
die sich zumeist als Reaktion auf die geplante 
Errichtung von Asylunterkünften bildeten. Das 
Spektrum reicht hier von Protesten in gut si-
tuierten Stadtvierteln wie Hamburg-Wandsbek 
oder den Göttinger Zietenterrassen bis hin zu 
Protesten, aus denen des Rechtsterrorismus 
beschuldigte Vereinigungen wie FTL/360 in 
Freital hervorgegangen sind. 

Diese kurze Übersicht deutet bereits an, 
dass das Feld der rechten und rechtspopulisti-
schen Proteste überaus divers und auch unüber-
sichtlich ist, und dass sich die verschiedenen 
Bündnisse sowie Initiativen in ihrer Rhetorik, 
Methodik, Präsenz als auch Frequenz mitunter 
stark unterscheiden. Diese Diversität und Viel-
falt im rechtspopulistischen Protestrepertoire 
stellt auch besondere Herausforderungen an 
Akteure von Gegenprotesten, die sich mit einer 
großen Anzahl von unterschiedlichen Formen 
und Kontexten von rechtspopulistischer Argu-
mentation, Agitation und Aktion konfrontiert 
sehen, auf die es zu reagieren gilt. Protest gegen 
rechts ist, so eine hier vertretene These, als 
Reaktion und Gegenstrategie zu betrachten, 
als Mobilisierung aus einer Abwehrreaktion 

heraus. So adressieren zivilgesellschaftliche 
Proteste gegen rechts mit ihren Praktiken 
mittelbar zweifellos eine größere gesellschaft-
liche Öffentlichkeit. Parallel dazu zielen sie 
jedoch auch vorrangig und unmittelbar auf den 
politischen Gegner. Eine Analyse dieser Akti-
onsformen sollte daher auch eine Betrachtung 
der Gegner miteinbeziehen oder zumindest die 
Mobilisierung als wechselseitige Bezugnahme 
verstehen. Aus dieser bewusst gesuchten Kon-
frontation speisen sich schließlich auch das 
Selbstverständnis und die Einstellungen der 
Protestakteure selbst.

1 |	 Rechtspopulistische Bewegungs
formen: Eine begriffliche Näherung 	
am Beispiel von Pegida

Zur begrifflichen Orientierung und als einer 
diesem Text zugrundeliegenden  Arbeitsde-
finition2 von rechtspopulistischen Protest-
mobilisierungen orientieren wir uns an der 
klassischen und etablierten Definition einer 
Bewegung als ein zivilgesellschaftliches Bünd-
nis, das ein auf eine „gewisse Dauer gestelltes 
und durch kollektive Identität abgestütztes 
Handlungssystem mobilisierter Netzwerke 
von Gruppen und Organisationen [ist], welche 
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sozialen Wandel mit Mitteln des Protestes – 
notfalls bis hin zu Gewaltanwendungen – her-
beiführen, verhindern oder rückgängig machen 
wollen“ (Rucht 2001a: 323)3. Hinzu kommen 
weitere Elemente, die notwendig sind, um 
von einer rechtspopulistischen Protestbewe-
gung sprechen zu können: Die Inhalte und 
Stilelemente als gemeinsame Kernmerkmale 
der Akteure zeichnen sich durch Appelle an 
eine kulturelle Homogenität beziehungswiese 
Identität ebenso aus wie durch die Vorstel-
lung, dass „das Volk“ gegen ein wirtschaft-
liches, intellektuelles und/oder politisches 
Establishment auf der einen und gegen die 
Bedrohungen von außen auf der anderen Seite 
anzukämpfen habe, sich gleichsam wehren 
müsse. Die Mobilisierung erfolgt mit Hilfe 
der Narrationen von Überfremdungsangst 
und Elitenkritik sowie der Vorstellung, den 
einzig wahren und legitimen Repräsentanten 
eines als homogen imaginierten Volkswillens 
darzustellen.4 

Die um Lutz Bachmann gegründete Gruppe, 
die innerhalb von acht Wochen über 20.000 
Teilnehmer für eine Demonstrationsveranstal-
tung mobilisieren konnte, kann als eine solche 
rechtspopulistische Protestbewegung bezeichnet 
werden.5 Obwohl die Patriotischen Europäer im 
Frühjahr 2017 nur noch rund 2.000 Protestie-
rende auf die Straßen Dresdens locken konn-
ten, hat die Bewegung seit über zweieinhalb 
Jahren allen Niedergangsprognosen getrotzt 
und sich dabei weit über Sachsen hinaus eine 
Art Filialsystem aufgebaut. Gleichzeitig findet 
sie über die sozialen Medien eine beachtliche 
Resonanz. Überdies konnten nationale und in-
ternationale Kontakte geknüpft und Netzwerke 
aufgebaut werden, die sich – wenn auch auf eher 
bescheidenem Niveau – institutionalisieren und 
professionalisieren, beispielsweise in Form von 
Vereins- und Parteigründung, der Organisation 
von Spendensammlungen und dem Verkauf von 
Merchandising-Artikeln. Auch gelang es Pegida, 
eine kollektive Bewegungsidentität auszubilden, 
die sich durch Islam- und Fremdenfeindlichkeit 
sowie einen ausgeprägten Hass auf etablierte 
politische und mediale Akteure auszeichnet.6 
Schließlich unterstreichen Pegida-Anhänger ge-

sellschaftliche Gestaltungsansprüche nicht nur 
durch Forderungen nach Höchstgrenzen und 
Ausweisung von Flüchtlingen, sondern auch 
durch das im Dezember 2014 veröffentlichte 19 
Punkte umfassende Positionspapier, das bereits 
einen Monat darauf auf sechs Punkte gekürzt 
wurde. Darin fordert man den Schutz der deut-
schen Kultur und Sprache, sowie einen Stopp 
des „politischen oder religiösen Fanatismus, 
Radikalismus, der Islamisierung, der Gende
risierung und der Frühsexualisierung“, sowie 
ein Zuwanderungsgesetz, Volksentscheide auf 
Bundesebene und ein entspannteres Verhältnis 
zu Russland. 

2 |	 NoPegida als Beispiel für 		
eine Bewegungspraxis gegen rechts

Als Reaktion auf die ersten Pegida-Proteste im 
Herbst 2014 waren bald – zunächst in Dresden, 
dann in Reaktion zu den übrigen Ablegern 
und Nachahmern in anderen Städten auch 
deutschlandweit – Gegenstimmen zu verneh-
men, die allgemein als NoPegida-Bewegung 
bezeichnet wurden. Dies war zunächst als Ar-
beitsbegriff gedacht, der alle Protestereignisse 
(vgl. Rucht 2001b: 19) zusammenfasst, die sich 
dem Namen nach gegen Pegida oder einen 
seiner Ableger oder nahe und anverwandte 
rechtspopulistische Mobilisierungen gerichtet 
haben. Da wir jedoch insbesondere anhand der 
Falluntersuchungen in Karlsruhe, Frankfurt, 
Dresden und Leipzig auf langlebige Strukturen 
und etablierte Akteure stießen, die sich netz-
werkförmig bereits seit Jahren gegen politisch 
motivierte Gewalt, rechtsextreme und rechts-
populistische Gruppierungen einsetzen, scheint 
auch hier der Begriff der Bewegung zunächst 
angemessen. Betrachtet man deren Vorgehen 
gegen rechtspopulistische Bewegungen, sind 
aktuell aus unserer Sicht zwei Aspekte von Be-
deutung: der gesellschaftliche Wurzelgrund der 
Gegenbewegung und die Eigenwahrnehmung 
der Akteure. Es ist erstens zu fragen, welche 
Akteure, Netzwerke, Organisationen involviert 
und die Motoren der Bewegung sind und 
welche lokalen Bedingungen hinreichende und 
notwendige Voraussetzungen für gelungenen 

In Bewegung gegen rechte Bewegungen



62 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Protest sein können. Schließlich ist es augenfäl-
lig, dass in einigen Städten wie beispielsweise 
München einer Handvoll Pegida-Anhängern 
mehrere tausend NoPegida-Demonstranten 
gegenüberstanden, während der Gegenprotest 
in Dresden lediglich an zwei punktuellen Er-
eignissen einen nennenswerten Erfolg erzielen 
konnte. Zweitens sind die Selbstverständnisse 
der Akteure, ihre Vorstellungen und Annahmen 
über Politik und Gesellschaft zu hinterfragen. 
Es soll also neben den lokalen Bedingtheiten 
auch die Binnensicht der NoPegida-Akteure 
betrachtet werden. 

Dabei prägen – oftmals abhängig vom 
politischen Standpunkt der Beurteilenden – 
zwei Interpretationsangebote die Sicht auf 
die Protestformen gegen rechtspopulistische 
Bewegungen. Während die einen die Gegen-
demonstranten als Agenten einer „guten“, also 
für Pluralismus, Toleranz und Weltoffenheit 
streitenden Zivilgesellschaft deuten, sind sie 
für die  anderen gewalttätige Randalierer, die 
den Rechtsstaat und seine Institutionen mit 
Füßen treten. Angesichts der anhaltenden 
Mobilisierungswelle von rechts und den damit 
jüngst wieder zunehmenden Gegenprotesten 
ist nach den Akteuren, Strategien und Erfolgs-
bedingungen oder auch -restriktionen dieser 
Proteste zu fragen. 

Am Beispiel von NoPegida soll die Praxis ei-
nes konkreten zivilgesellschaftlichen Akteurs in 
der Auseinandersetzung mit einer rechtspopu-
listischen Bewegung, also mit den Patriotischen 
Europäern gegen die Islamisierung des Abend-
landes, näher untersucht werden. Wir haben 
im Januar 2015 in Dresden, Leipzig, Duisburg 
und Braunschweig insgesamt 743 NoPegida-
Demonstranten mittels einer Online-Umfrage 
über ihre Protestmotive und -erfahrungen be-
fragt sowie ihre soziodemographischen Daten 
erhoben. Darüber hinaus konnten wir in Dres-
den, Leipzig, Karlsruhe und Frankfurt mit Pro-
testierenden Gruppendiskussionen über ihre 
Demonstrationserfahrungen, die Hintergründe 
ihres zivilgesellschaftlichen Engagements, ihre 
Einstellungen zu Pegida-Teilnehmern sowie die 
Wahrnehmung der bundesrepublikanischen 
Politik und Gesellschaft durchführen. Insbeson-

dere die soziodemographischen Erkenntnisse 
der standardisierten Umfrage waren wenig 
überraschend: Die Protestierenden sind – im 
Vergleich zu anderen bundesrepublikanischen 
Protestbewegungen zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts – relativ jung, haben einen deutlich höhe-
ren Anteil an Teilnehmerinnen als Pegida, und 
verfügen insgesamt, angesichts des Alters und 
der damit oftmals einhergehenden noch nicht 
abgeschlossenen Berufsausbildung erwartbar, 
ein relativ niedriges Nettoeinkommen und 
eine hohe Zahl an prekär Beschäftigten. 
Außerdem verfügen sie mehrheitlich über 
einen Universitätsabschluss beziehungsweise 
streben diesen an – was sie weniger von den 
herkömmlichen Protestakteuren – beispiels-
weise gegen Stuttgart 21 (vgl. Bebnowski et al. 
2010), gegen das Freihandelsabkommen TTIP 
(vgl. Finkbeiner et al. 2016) und allgemeinen 
Bürgerprotesten der letzten Jahre (vgl. Walter 
2013) – unterscheidet. Weiterhin stellt auch 
die Tatsache, dass sich die Protestierenden 
mehrheitlich selbst im linken und grünen 
politischen Lager verorten, keine Überra-
schung dar. 

Demgegenüber ergab die qualitative Erhe-
bung, dass die konservativen Parteien für sie 
kein Feindbild sind, ganz im Gegenteil: für 
ihre Teilnahme an den NoPegida-Protesten 
fordern die Befragten öffentliche Anerken-
nung und Würdigung, nicht nur aus ihrem 
eigenen politischen Lager, sondern auch 
von Christ- und Freidemokraten. Unter den 
Teilnehmern konnten wir – sehr grob vereinfa-
chend – zwei große Fraktionen innerhalb der 
NoPegida-Proteste identifizieren: eine studen-
tische Protestgruppe, eher prekär beschäftigt 
und mit einem geringen Einkommen, und die 
bildungsbürgerlich Vernetzten, die gut verdie-
nenden Vollzeitangestellten oder Pensionäre, 
die meist beruflich mit dem Bildungs- und 
Kultursektor verwoben sind beziehungsweise 
waren und in diverse zivilgesellschaftliche 
Organisationen eingebunden sind. Doch diese 
Erkenntnisse, die in den einzelnen Städten 
kaum voneinander abwichen, erklären nicht 
die unterschiedlichen Mobilisierungserfolge 
der jeweiligen lokalen NoPegida-Bündnisse.
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3 |	 Städtische Besonderheiten als Faktor 
für Mobilisierungserfolge

Auch haben die üblichen Analysekategorien 
der Protest- und Bewegungsforschung Schwie-
rigkeiten, diese unterschiedlichen lokalen 
Protestresultate zufriedenstellend zu erklären. 
Weder die Theorie der Ressourcenmobilisierung 
(vgl. Edwards/McCarthy 2006) oder die Fra-
ming-Analyse (vgl. Benford/Snow 2000), noch 
die Annahme von politischen Gelegenheitsfens-
tern (vgl. Meyer/Staggenborg 1996) scheinen 
auf diese Frage eine Antwort geben zu können. 
Gelegenheit und Anlass zum Protest war für alle 
hier untersuchten Protestableger identisch und 
wurde ebenso wie das übergeordnete Framing 
– „NoPegida“ – bereits mitgeliefert, während 
die allgemeine Ressourcenausstattung für alle 
Protestereignisse weder im ideellen noch im 
materiellen Sinne als prekär zu bezeichnen ge-
wesen wäre. Globale Protestforschungstheorien 
stoßen also bei multispatialen Protestereignissen 
wie NoPegida an ihre Grenzen. Betrachtet 
man jedoch die Genese und Interaktion der 
jeweiligen Protestbündnisse mit und in ihrem 
lokalen soziokulturellen und politischen, also 
auch städtischem Umfeld, dann werden relativ 
rasch Gründe erkennbar, warum es zu unter-
schiedlichen Mobilisierungsereignissen kam. 
Beleuchtet man diese „Eigenlogik der Städte“ 
(vgl. Berking/Löw 2008), dann wird deutlich, 
dass sich der unterschiedliche Mobilisierungser-
folg durch diese Unterschiede im Lokalkolorit 
des Protests zufriedenstellend erklären lässt. Der 
Grundgedanke ist hierbei, dass Städte – und 
auch andere räumliche Einheiten – einerseits 
das Produkt sozialer Konstruktionen sind und 
andererseits – ähnlich wie Milieus – gleichsam 
sozialen Sinn konstituieren sowie Handlungs-
normen formulieren und Handlungsoptionen 
reglementieren (vgl. Dörfler 2010; Dörfler 
2013). Das Resultat ist ein je spezifisches (städ-
tisches) Setting, welches die Proteste zum Teil 
entscheidend konturiert und strukturiert hat.

Mit Hilfe dieser Perspektive wird schließlich 
erkennbar, weshalb die Proteste in Dresden und 
Leipzig zum Teil so unterschiedlich verlaufen 
sind: So spielen in beiden Städten vergangene 

Protestereignisse und erfolgreiche Mobilisie-
rungen eine wichtige Rolle und liefern einen 
wesentlichen Bezugsrahmen für die lokalen 
Protestbündnisse. Die NoPegida-Proteste und 
die Konflikte zwischen den städtischen, aber 
auch zwischen den verschiedenen zivilgesell-
schaftlichen Akteuren sind u. a. wesentlich davon 
geprägt, dass es jeweils eine Haltung zu einer 
ähnlichen Problemlage gibt, die aber für jede 
Stadt spezifisch ist. Obwohl sowohl Dresden als 
auch Leipzig in jüngster und jüngerer Geschichte 
große Erfolge mit der Blockade rechter Aufmär-
sche erzielt haben, ist die diskursive Einbettung 
dieser Erfolge diametral verschieden: In Dresden 
bekommen die blockadeaffinen Demonstranten 
rhetorisch kaum einen Fuß auf den Boden, 
jeder Anschluss an diese Bewegungs-Tradition 
seitens der NoPegida-Proteste in Dresden wird 
als schwieriges Unterfangen gesehen, das eigene 
Anliegen dadurch als (potentiell) diskreditiert 
betrachtet. Dies liegt zu einem Gutteil auch dar-
an, dass der positive Sinnbezug zur Blockade der 
Nazi-Aufmärsche anlässlich der Bombardierung 
Dresdens im Zweiten Weltkrieg rund um den 
13. Februar nicht gelingt: Die pauschale Gleich-
setzung von Pegida mit Nazis durch die Gegen-
bewegung inklusive der damit einhergehenden 
strategischen Notwendigkeit zur Blockade der 
Pegida-Züge führt in Dresden hauptsächlich zu 
einer Abwehr des NoPegida-Anliegens. Da die 
Bezeichnung Pegidas als „Nazis“ nicht auf die für 
die Mobilisierung notwendige Resonanz stößt, 
führt die Strategie der Blockaden hauptsächlich 
dazu, dass sie im „schönen Dresden“ als eine 
Störung des Stadtbildes interpretiert werden.

In Leipzig hingegen gehört das Moment der 
Blockade, sofern möglich, wie selbstverständlich 
zum Protestrepertoire und wird in eine Reihe 
mit den sonstigen Kundgebungsformen gestellt. 
Die linke Selbstbehauptung (auf) der Straße hat 
hier eine manifeste und nicht lediglich symboli-
sche Bedeutung, die sich auch in einem anderen 
Verhältnis gegenüber zivilem Ungehorsam 
ausdrückt. Dies ist historisch sowie kulturell 
maßgeblich durch den „Mythos Connewitz“ und 
seine Praxis positiver Raumaneignung geprägt. 
Bereits in diesem Zusammenhang fand die 
Stadt mit der „Leipziger Linie“ eine Praxis, bei 
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der radikale und gewalttätige Besetzungen nicht 
toleriert, friedliche und kreative Projekte jedoch 
eingebunden und unterstützt wurden (vgl. Rink 
2000: 124f.). Demgegenüber agieren in der Resi-
denzstadt an der Elbe die Gegenproteste, denen 
es hier maßgeblich an einem positiven Sinnbezug 
mit dem Rest der Stadtgesellschaft mangelt (vgl. 
Marg et al. 2015: 23ff.), mit ihren Methoden 
wider das Dresdner Selbstverständnis. Dieses 
Selbstverständnis gründet vornehmlich auf der 
Eigenvorstellung — und Eigendarstellung — von 
Exzellenz und Erhabenheit sowie einem Stolz 
auf die barocken Prachtkulissen und mündet 
in einem spezifischen Exzeptionalismus (vgl. 
Fischer 2015), der durch solche profanen 
Straßenblockaden nur gestört würde. In der 
Messestadt hingegen sind die — in diesem Fall – 
NoLegida-Proteste auf andere Voraussetzungen 
und auf andere Resonanzeffekte gestoßen als 
NoPegida in Dresden. Die Gegenproteste ha-
ben einen anderen Leumund, weil ein Modus 
ähnlich der Leipziger Linie existiert: Ausschrei-
tungen und Gewalt werden verurteilt, friedliche 
Proteste, auch jenseits der etablierten Formate 
und Praktiken, hingegen explizit unterstützt, 
eingebunden und gefördert. 

Derartige ortsspezifische Besonderheiten 
haben einen entscheidenden Einfluss auf das 
Protestgeschehen und die Mobilisierungsfähig-
keit der Bewegungen und können mithin auch 
selbst zum Protestgegenstand werden: In Dres-
den haben die Akteure nicht nur gegen Pegida, 
sondern auch gegen ein politisch-kulturelles 
Klima demonstriert, das ihre Art und Weise der 
politischen Betätigung nicht toleriert und sogar 
offen ablehnt, während die Proteste in Leipzig 
keinen derartigen Konflikt auf der Hinterbühne 
und parallel zu ihrem Engagement gegen Legida 
austragen und dementsprechend auch nicht 
ausagieren mussten. 

4 |	 Selbstverständnis der Protes
tierenden: Engagement als soziale 
Verpflichtung

Neben den jeweiligen städtischen Settings 
der Proteste ist ebenso das Selbstverständnis 
der NoPegida-Akteure zu beleuchten, denn 

dieses lässt durchaus Schlüsse über den Erfolg 
der Bewegung im Sinne der selbst gesteckten 
Zielsetzung des Zurückdrängens der rechts-
populistischen Bewegung auf den Straßen zu, 
beziehungsweise legt Strategien der Proteste ge-
gen rechts offen. Die NoPegida-Aktivisten ver-
fügen über ein ausgeprägtes Selbstverständnis 
als Staatsbürger, dies umfasst in erster Linie die 
regelmäßige Teilnahme an Wahlen und darüber 
hinaus die Überzeugung, dass man ein aktiver 
Teil der Gesellschaft sein sollte. Gleichzeitig 
halten sie das gegenwärtige politische System 
für höchst responsiv und suchen – ebenso 
wie die Pegida-Anhänger – eine unmittelbare 
und direkte Kommunikation mit den lokalen, 
landes- und bundespolitischen Eliten. Sie sind 
politisch interessiert und aufmerksam, aber 
keine Schönredner. Sie benennen klar gesell-
schaftspolitische Missstände, üben Kritik an 
der Flüchtlingspolitik, insbesondere über die 
Dauer der Verfahren, die organisatorischen 
Missstände oder die fehlende Vorbereitung von 
Politik und Bevölkerung auf die ankommenden 
Fremden, oder an dem Politikfeld der Inneren 
Sicherheit und dem Freihandelsabkommen. 
Auch wenn solche Diskussionen über politi-
sche Reformen oder Gesetzesvorhaben in den 
Gruppendiskussionen immer einer gewissen 
Tagesaktualität unterliegen, war die inhaltliche 
Nähe mit den Pegida-Anhängern, die wir eben-
falls in Fokusgruppen befragt haben, während 
des Untersuchungszeitraums im Frühjahr 2015 
überraschend. Dass Handelsabkommen grund-
sätzlich öffentlich verhandelt gehören und in 
konkreter Ausgestaltung von TTIP oder CETA 
keinesfalls umgesetzt werden dürften, dass der 
Abhörskandal, also die Beteiligung an Spiona-
geaktionen gegen befreundete Regierungen 
und der Umstand, nationales Opfer dieser Pra-
xis zu sein, die Politik beschädige und unredlich 
sei – darin waren sich sowohl Pegida- als auch 
NoPegida-Demonstranten einig.

Die Analyse der Eigenwahrnehmung der 
NoPegida-Anhänger in den Fokusgruppen er-
gab ebenso, dass diese ihre Beteiligung an den 
Protesten klar als gesellschaftliche Verpflichtung 
interpretierten, jedoch nicht als dezidiert politi-
sches Engagement begriffen. Obwohl der Anteil 
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der Parteimitglieder unter den Befragten mit 
10 Prozent recht hoch ist, bekannte sich kaum 
einer zur aktiven Mitarbeit innerhalb einer 
Partei. Ganz im Gegenteil: Die Parteienkritik 
in den Fokusgruppen wurde ebenso vehement 
und schlicht vorgetragen, wie bei einem Groß-
teil der bundesrepublikanischen Bevölkerung. 
Die Parteiorganisationen seien oligarchisch, ein 
persönlicher Aufstieg und damit einhergehende 
Gestaltungsmöglichkeiten erst nach langjähriger 
Mitgliedschaft realisierbar, „echte Demokratie“ 
dort nicht möglich. Mit diesen Vorwürfen sind 
die Befragten im Übrigen ihren Gegner äußerst 
ähnlich (vgl. Geiges et al. 2015: 106 ff.; Marg 
et al. 2015: 103 ff.). 

Während insbesondere die durch Parteien 
organisierte politische Repräsentation von 
den NoPegida-Anhängern kritisch betrachtet 
wird, sind sie davon überzeugt, dass der öf-
fentliche Raum – also die Straße als Ort des 
Protestes – der Ort von gesellschaftspolitischen 
Verhandlungen und Auseinandersetzungen ist. 
Damit unterscheiden sie sich hinsichtlich der 
Protestmotivation eindeutig von dem durch 
sie als Gegner oder auch politische Feinde 
adressierten Pegida-Anhängern. Diese wollen 
auf ihre Forderungen aufmerksam machen und 
verkünden, Repräsentanten der gesellschaftli-
chen Mehrheit zu sein. Demgegenüber ist den 
NoPegida-Aktivisten der Protest ein Mittel an 
sich und nicht Mittel zum Zweck. Ihnen geht 
es um Sichtbarkeit durch den Protest und die 
Körperlichkeit im Protest: Denn erst auf den 
Straßen und öffentlichen Plätzen wird man 
zum vollwertigen Mitglied der Gesellschaft, 
zum aktiven Bürger. Man ist präsent, auch als 
Minderheit, und nicht länger an den Rand ge-
drängt. Im Zentrum steht die Verteidigung der 
Versammlungsfreiheit, die Praxis der offenen 
Meinungsäußerung. Sie wollen Zeichen setzen, 
Machtansprüche signalisieren. Dabei wird 
ihnen die Straße zu einem umkämpften Ort. 
Es geht ihnen dabei nicht nur um Protest in 
Hör- und Sichtweite der Pegida-Spaziergänge, 
sondern auch um die Verteidigung und Rück-
eroberung des öffentlichen Raumes. Die Patri-
otischen Europäer sollen am Laufen gehindert, 
aus den Innenstädten verdrängt und von den 

zentralen Plätzen gejagt werden. Dabei sind 
nicht wenige davon überzeugt, dass Konflikte, 
die nicht auf der politischen Ebene bearbeitet 
werden können, auf der Straße ausgetragen 
werden müssen. Hier geht es nicht in erster 
Linie um die Ausübung manifester Gewalt, son-
dern um die Präsenz von Körper und Masse, 
die Widerstand, Deutungshoheit, auch Mehr-
heit und Stärke und schließlich Überlegenheit 
gegen rechts und die Zurückweisung der Regle-
mentierungen des öffentlichen Raumes durch 
Dritte, insbesondere durch die Polizei und das 
Ordnungsamt, signalisieren sollen. 

Viele der von uns in den Gruppendiskus-
sionen befragten NoPegida-Anhänger sind 
unhinterfragt und selbstgewiss der Ansicht, das 
moralisch Gute zu repräsentieren, Träger der 
besseren Argumente zu sein, auf der richtigen 
Seite zu stehen und dabei das moralisch sowie 
gesellschaftlich Verwerfliche, Verachtenswerte 
und Schlechte in Gestalt von Pegida zu bekämp-
fen. Sie selbst sind humanistisch und tolerant, 
während die von ihnen im Protest bekämpften 
Bürger diskriminierend, rassistisch und men-
schenverachtend sind. Vereinzelt können die 
NoPegida-Anhänger zwar Verständnis für die 
politische Enttäuschung der Gegner aufbrin-
gen, dennoch überlagert die dichotome Sicht-
weise von „uns“ und „denen“ beinahe völlig das 
gesellschaftspolitische Denken der Befragten. 
Und während ihnen selbst im Kampf um die 
Straße die Demonstrationsfreiheit essentiell ist, 
sprechen sie den Pegida-Anhängern das Recht 
auf öffentliche Präsenz und Mobilisierung 
völlig ab. Denkt man dieses Selbstverständnis 
zu Ende, tragen die NoPegida-Demonstranten 
mit einer solchen Haltung zur Dichotomisie-
rung des öffentlichen Diskurses in „gut“ und 
„böse“ bei, was in Folge unweigerlich zu einer 
Moralisierung der öffentlichen Debatte führt. 
Es geht dann nicht mehr um Anerkennung, 
Verhandeln und Kompromiss, sondern um die 
„richtige“ Beteiligung durch die „guten“ Bürger 
in der „erwünschten“ Zivilgesellschaft.7 Dass 
damit – auch legitime – Ansprüche und Beteili-
gungsbegehren zurückgedrängt werden, die von 
den NoPegida-Anhängern in den Fokusgrup-
pen oftmals viel gepriesene Toleranz hier keine 
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Rolle mehr spielt, wird von einigen Befragten 
zwar registriert, aber eher weggewischt statt 
argumentativ aufgelöst, beziehungsweise in 
einem offeneren statt einem geschlossenen 
Weltbild verarbeitet.

5 |	 Aporien des Selbstverständnisses als 
strategische Herausforderung

Unter der Prämisse, dass NoPegida als Reak-
tion der „guten Zivilgesellschaft“ auf Pegida 
durch Politiker, Journalisten, Schauspieler, 
Sänger, Gewerkschafter, Kirchenvertreter oder 
andere etablierte Akteure der Zivilgesellschaft 
öffentlich gefeiert und bejubelt wurde, ist zu-
mindest dieser Aspekt innerhalb einer Strategie 
gegen rechtspopulistische Bewegungen kritisch 
zu hinterfragen. Auch weil insbesondere die 
lokalen Analysen zeigen konnten, dass NoPe-
gida kein spontaner Widerstand gegen die 
Patriotischen Europäer war und ist, sondern 
auf lokalen, seit Jahren aktiven Bündnisse gegen 
Nazis und gegen rechts fußen (vgl. Marg et al. 
2015: 23ff.). Hier wird ein Dilemma sichtbar, 
dem sich diese Protestbündnisse mitunter zum 
Teil ausgesetzt sehen. Proteste gegen rechts 
und gegen rechtspopulistische Mobilisierungen 
hinterfragen beständig die eigene Konzeption 
von Toleranz- und Anerkennungsgrenzen. Da-
bei hat die Diffusion rechter Proteststereotype 
als ein wesentliches Ergebnis der aktuellen 
rechtspopulistischen Mobilisierungswelle 
schließlich tradierte Ordnungskategorien der 
Gegenproteste irritiert. Da die rechten Mobili-
sierungen in ihren Erscheinungen, rhetorischen 
Mustern und auch Methoden mitunter äußerst 
heterogen sind, müssten auch die entspre-
chenden Gegenstrategien dementsprechend 
flexibel ausfallen. Gerade dies findet jedoch 
nur in einem sehr begrenzten Maße statt. 
Aufgrund einer zum Teil mehrere Jahrzehnte 
zurückreichenden Protesterfahrung haben sich 
agonistische und antagonistische Muster einer 
Freund-Feind-Erkennung eingeschliffen, die 
nun auf Protestereignisse projiziert und ange-
wendet werden, die diesen Mustern eigentlich 
nicht (mehr) entsprechen. Die Menschen, die 
im Rahmen von rechtspopulistischen Mobili-

sierungen unter bisweilen ähnlich klingenden 
Labels auf die Straße gehen, werden den Stereo-
typen der rechtsradikalen und rechtsextremis-
tischen Demonstranten, zu deren Einhegung, 
Blockade und Marginalisierung etablierte und 
bewährte Proteststrategien existieren, nicht 
länger gerecht. 

Hier ist es jedoch die oben erwähnte 
Selbstgewissheit, welche unter den NoPegida-
Demonstranten weit verbreitet ist, die eine 
Anpassung der Strategien und rhetorischen 
Muster nicht zulässt oder zumindest stark 
einschränkt: Die Identifikation und Identität 
von rechten Protesten mit Nazis als Synonym 
für Verfassungsfeindlichkeit und Menschen-
verachtung wird im Angesicht der mitunter 
diversen Protestformationen nicht hinterfragt. 
Stattdessen werden diese Proteste mit Hilfe der 
bewährten rhetorischen Muster in einen mono-
lithischen Block gepresst. Sie werden somit als 
gesellschaftlicher Gegner imaginiert, denen der 
Diskurs verweigert wird und dessen Ansprüche 
unter allen Umständen abzuwehren sind. 

Dennoch bleibt bei den hier beispielhaft 
andiskutierten inhärenten Strategieproblemen 
eines erkennbar – und besonders deutlich wird 
dies am Beispiel Dresdens: Im Rahmen unserer 
Studie erkannten sowohl die befragten Fokus-
gruppenteilnehmer als auch die als zentrale 
Akteure der Zivilgesellschaften interviewten 
Experten durchaus an, dass es sicherlich nicht 
die Menschen- und Lichterketten waren, die 
den 13. Februar in Dresden nazifrei gemacht 
haben, sondern die konsequenten Blockaden 
der Gegenproteste von „Dresden Nazifrei“. Am 
Ende – so ließe sich vielleicht verallgemeinern – 
sind es nicht Konzerte, Flaggen für Toleranz 
und Vielfalt oder die Redekundgebungen, 
durch welche Nazis die Lust an Aufmärschen 
verlieren und aus der öffentlichen Debatte 
zurückgedrängt werden, sondern manifeste 
Blockaden. Auch wenn die meisten Akteure 
und Organisatoren der Proteste oft davon 
reden, Positionen von Hass, Intoleranz und 
Ideologien der Ungleichwertigkeit keinen 
Raum geben zu wollen, sind sie darauf ange-
wiesen, dass es antifaschistische Strukturen 
gibt, die diese Ankündigungen schließlich auch 
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in die Tat umsetzen und tatsächlich Blockaden 
initiieren. Zugleich erscheint es angesichts der 
bisherigen Ausführungen aber auch geboten, 
dass bei den Akteuren und Organisatoren 
von Protesten gegen rechtspopulistische Mo-
bilisierungen ein Reflexionsprozess darüber 
einsetzt, ob die vorliegende Etikettierung des 
politischen Gegners tatsächlich treffsicher ist. 
Diese Selbstbefragung ist notwendig, um den 
selbstgesteckten Ansprüchen von Toleranz 
und Anerkennung auch jenseits der eigenen 
links-liberalen Komfortzone auch und gerade 
in Zeiten zunehmender gesellschaftlicher 
Polarisierung gerecht werden zu können. Die 
sukzessive Ausweitung des Feindbegriffs auf 
immer diffuser werdende Mobilisierungen von 
rechts ist diesem Zweck nicht immer dienlich. 
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Anmerkungen
1	 Unser Dank gilt Julia Kopp, Katharina Trittel 

und Franz Walter, die maßgeblich an der 
Produktion und Publikation der Forschungs-
ergebnisse, auf denen dieser Beitrag basiert, 
mitgewirkt haben (vgl. Marg et al. 2015).

2	 An dieser Stelle soll kein Anschluss an die ak-
tuell lebhaft geführte Debatte über die Frage, 
was Rechtspopulismus ist, geleistet werden, 
sondern nur mit Hilfe einer Arbeitsdefinition 
klargestellt werden, wovon hier die Rede ist.

3	 Eine sehr ähnliche Definition findet sich auch 
bei Roth/Rucht (2008: 13.).

4	 Allgemein zum Thema Rechtspopulismus 
vgl. exemplarisch Priester (2007; 2012) und 
Müller (2016).

5	 Zur Einordnung des Phänomens Pegida im 
Sinne eines Bewegungsbegriffs vgl. auch 
Vorländer et al. (2015).

6	 Zur Argumentation Pegidas als rechts
populistische Bewegung vgl. Marg (2017, im 
Erscheinen).

7	 Diese Moralisierung des Diskurses hat Chan-
tal Mouffe (2007) bereits vor geraumer Zeit 
kritisiert und vor den Folgen einer primär 
antagonistisch verfassten Debattenkultur 
gewarnt. In jüngerer Zeit haben vor allem 
René Cuperus (2015) sowie Dirk Jörke und 
Veith Selk (2015) die konkreten Auswirkun-
gen eines primär in moralischen Kategorien 
denkenden und operierenden Anti-Populis-
mus thematisiert. 

Literatur

Bebnowski, David et al. 2010: Neue 
Dimensionen des Protests? Ergebnisse einer 
explorativen Studie zu den Protesten gegen 
Stuttgart 21. Göttingen. Online: http://
www.demokratie-goettingen.de/content/
uploads/2010/11/Neue-Dimensionen-des-
Protests.pdf [25.04.2017].

Benford, Robert D./Snow, David A. 2000: 
Framing Processes and Social Movements: An 
Overview and Asessment, In: Annual Review 
of Sociology (26), 611-639.

Berking, Helmuth/Löw, Martina (Hg.) 
2008: Die Eigenlogik der Städte. Neue Wege 
für die  Stadtforschung. Frankfurt am Main: 
Campus.

Cuperus, René 2015: Wie die Volkspar-
teien (fast) das Volk einbüßten – Warum wir 
den Weckruf des Populismus erhören sollten. 
In: Hillebrand, Ernst (Hg.), Rechtspopulismus 

In Bewegung gegen rechte Bewegungen



68 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

in Europa. Gefahr für die Demokratie? Bonn: 
Dietz, 149-158.

Dörfler, Thomas 2013: Milieu und Raum – 
Zur relationalen Konzeptualisierung ei-
nes sozio-räumlichen Zusammenhangs. In: 
Rothfuß, Eberhard/Dörfler, Thomas (Hg.), 
Raumbezogene qualitative Sozialforschung. 
Wiesbaden: Springer VS, 32-59.

Dörfler, Thomas 2010: Gentrification in 
Prenzlauer Berg? Milieuwandel eines Berliner 
Sozialraums seit 1989. Bielefeld: transcript.

Edwards, Bob/McCarthy, John D. 2006: 
Resources and Social Movements  Mobiliza-
tion. In: Snow, David A. et al. (Hg.), The 
Blackwell Companion to Social Movements, 
Malden, MA [u.a.]: Blackwell Publ., 116-152.

Finkbe iner,  F lor ian e t  a l .  2016: 
Stop-TTIP-Proteste in Deutschland – Wer sind, 
was wollen und was motiviert die Freihandels-
gegner in Deutschland? Göttingen. Online: 
http://www.demokratie-goettingen.de/cont-
ent/uploads/2016/01/Bericht_TTIP_2016-01-
28_web.pdf [25.04.2017].

Fischer, Joachim 2015: Hat Dresden 
Antennen? Die Funktion der Stadt für ge-
samtgesellschaftliche Debatten seit 1989. In: 
Merkur. Deutsche Zeitschrift für europäisches 
Denken (69)795, 16-28.

Geiges, Lars et al. 2015: Pegida. Die 
schmutzige Seite der Zivilgesellschaft. Bielefeld: 
transcript.

Jörke, Dirk/Selk, Veith 2015: Der hilflose 
Anti-Populismus. In: Leviathan (43)4, 484-500.

Marg, Stine 2017: Die „Patriotischen 
Europäer gegen die Islamisierung des Abend-
landes“ – Mehr als eine Dresdner Episode?, in: 
TALENTE (13)26 (im Erscheinen).

Marg, Stine/Trittel, Katharina  2016: 
PEGIDA: Vom „Schmuddelkind“ zum pro-
fessionalisierten Protestformat. In: Blog des 
Göttinger Instituts für Demokratieforschung, 
Online: http://www.demokratie-goettingen.
de/blog/zwei_jahre_pegida [25.04.2017].

Marg, Stine et al. 2015: NoPEGIDA. Die 
gute Seite der Zivilgesellschaft? Bielefeld: 
transcript. 

Meisner, Matthias 2017: Neonazis kämp-
fen „um die Straße“. In: Der Tagesspiegel, 
23.02.2017, Online: http://www.tagesspiegel.

de/politik/rechtsextremismus-neonazis-kaemp-
fen-um-die-strasse/19431934.html [25.04.2017].

Meyer, David S./Staggenborg, Suzanne 
1996: Movements, Countermovements and the 
Structure of Political Opportunity. In: Ameri-
can Journal of Sociology (101)6, 1628-1660.

Mouffe, Chantal 2007: Über das Politische. 
Wider die kosmopolitische Illusion. Frankfurt 
am Main.: Suhrkamp.

Müller, Jan-Werner 2016: Was ist Populis-
mus? Ein Essay. Berlin: Suhrkamp.

Priester, Karin 2012: Rechter und linker 
Populismus: Annäherung an ein Chamäleon. 
Frankfurt am Main: Campus.

Rink, Dieter 2000: Der Traum ist aus? 
Hausbesetzer in  Leipzig-Connewitz in den 
90er Jahren. In: Roth, Roland/Rucht, Dieter 
(Hg.), Jugendkulturen, Politik und Protest. 
Vom Widerstand zum Kommerz? Opladen: 
Leske+Budrich, 119-140.

Rucht, Dieter 2001a: Soziale Bewegungen 
als Signum demokratischer Bürgergesellschaft. 
In: Leggewie, Claus/Münch, Richard (Hg.): 
Politik im 21. Jahrhundert. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp, 321-336.

Rucht, Dieter 2001b: Protest und Protest
ereignisanalyse. Einleitende Bemerkungen. In: 
Ders. (Hg.): Protest in der Bundesrepublik: 
Strukturen und Entwicklungen. Frankfurt am 
Main: Campus, 7-26.

Roth, Roland/Rucht, Dieter 2008: Einlei-
tung, in: Dies. (Hg.): Die sozialen Bewegungen 
in Deutschland seit 1945. Ein Handbuch. 
Frankfurt am Main u.a.: Campus, 9-37.

Virchow, Fabian 2016: Protest und soziale 
Bewegungen von rechts. In: Häusler, Alexan-
der/Virchow, Fabian (Hg.): Neue soziale 
Bewegung von rechts? Zukunftsängste, Abstieg 
der Mitte, Ressentiments. Eine Flugschrift. 
Hamburg: VSA, 10-18.

Vorländer, Hans et al. 2015.: PEGIDA. Ent-
wicklung, Zusammensetzung und Deutung einer 
Empörungsbewegung. Wiesbaden: Springer VS.

Walter, Franz 2013: Bürgerlichkeit und Pro-
test in der Misstrauensgesellschaft. Konklusion 
und Ausblick. In: Ders. et al. (Hg.): Die neue 
Macht der Bürger. Was motiviert die Protest-
bewegungen? BP-Gesellschaftsstudie. Reinbek 
bei Hamburg: Rowohlt, 301-343.

Christopher Schmitz/Stine Marg



| 69

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Für bundesweites Aufsehen sorgte im Januar 
2015 die Landeszentrale für politische Bildung 
in Sachsen, als sie ihre Räume für Protagonis-
ten und Anhänger der „Patriotischen Europä-
er gegen die Islamisierung des Abendlandes“ 
(Pegida) öffnete und den öffentlichen Diskurs 
suchte. „Pegida“ steht bis heute als Symptom 
für die Krise der Repräsentation und die 
neuen „Empörungsbewegungen“, die auch 
die politische Bildung vor große Herausfor-
derungen stellen. Rund zwei Jahre nach den 
Dresdener Debatten ziehen Frank Richter 
und Kerstin Köditz eine vorläufige Bilanz 
und fragen nach den Ursachen für die neue 
Wut auf den deutschen Straßen. Der Theolo-
ge Frank Richter, heute Geschäftsführer der 
Stiftung Frauenkirche in Dresden, war 2015 
als Leiter der Landeszentrale führend an den 
Dialogangeboten beteiligt. Kerstin Köditz ist 
Sprecherin für antifaschistische Politik in der 
Fraktion Die Linke im Sächsischen Landtag 
und sitzt im Kuratorium der Sächsischen 
Landeszentrale für politische Bildung. Die 
Expertin für die extreme Rechte in Deutsch-
land hat an vielen öffentlichen Debatten über 
das Phänomen Pegida teilgenommen sowie 
zahlreiche Demonstrationen der „sozialen 
Bewegungen von rechts“ beobachtet und 
ausgewertet. 

Das hier dokumentierte Gespräch, das für 
den Abdruck redaktionell gekürzt und über-
arbeitet wurde, fand unter der Moderation 
von Richard Gebhardt am 15. März 2017 im 
Dresdener Abgeordnetenbüro von Kerstin 
Köditz im Sächsischen Landtag statt. Schnell 
wurde in dem ebenso sachlich wie intensiv 
geführten Dialog klar, dass „Pegida“ keines-
falls ein Regionalphänomen im Großraum 
Dresden ist, sondern Grundsatzfragen der 
Bewegungsforschung und der politischen 
Kultur in Deutschland berührt. 

Ist ein Dialog mit Pegida (noch) möglich?
Ein Gespräch mit Kerstin Köditz und Frank Richter über die sozialen 
Bewegungen von rechts, die Möglichkeiten politischer Bildung und 
die Grenzen des Sagbaren

FJSB: Frau Köditz, Sie haben die Demonstra-
tionen der Pegida schon sehr früh beobachtet 
und kritisiert. Wie bewerten Sie das Phänomen 
Pegida heute?

Köditz: Pegida ist Teil einer sozialen Bewe-
gung von rechts. Und diese Bewegung wird 
begleitet von einer rechten Publizistik wie dem 
Magazin Compact oder die Wochenzeitung 
Junge Freiheit. Ein Punkt scheint mir dabei 
interessant: Durch Pegida werden nun jene la-
tent rechtspopulistischen oder rechtsextremen 
Einstellungen sichtbar, die wir schon lange 
aus sozialwissenschaftlichen Untersuchungen 
wie den Leipziger Mitte-Studien kennen. Aus 
den abstrakten sozialwissenschaftlichen Zah-
len sind nun konkrete Menschen geworden. 
Und da wir hier grundsätzlich über die Frage 
diskutieren, wie wir mit Pegida reden kön-
nen: Ich habe in einer frühen Einschätzung 
gesagt, dass in Pegida sicher auch Leute mit 
konkreten Sorgen mitlaufen. Leute, die Angst 
vor Krieg hatten oder die sich politisch nicht 
mehr richtig repräsentiert fühlen. Aber eben 
auch NPD-Mitglieder, Hooligans und rechte 
Aktivisten. Darunter sogar Hooligans, die 
eine direkte Konfrontation mit dem Gegner 
suchten. Das war eine Aufzählung, die der 
Differenzierung dienen sollte. Mir wurde 
allerdings sofort vorgeworfen, ich hätte 
die Demonstranten alle als „rechtsextrem“ 
bezeichnet. Meine Differenzierungsversuche 
wurden unterschlagen, die Kritiker wollten 
in meinen Aussagen nur hören, was sie hören 
wollten. Das war sehr lehrreich. 

Ich war erst diese Woche wieder bei Pegida, 
Philipp Stein von der „Ein-Prozent-Bewegung“ 
hat gesprochen. Der hat aber dort ein Referat 
gehalten, das besser in ein Burschenschaft-
lerhaus gepasst hätte. Interessant war die 
Reaktion des Publikums – völlig unabhängig 
von der Rede wurden immer wieder primitive 
Sprüche wie „Merkel muss weg“ laut. Und 

Themenschwerpunkt
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wenn von Ausländern die Rede war, wurde 
sofort „Abschieben!“ gerufen. 

FJSB: Herr Richter, Sie haben bereits früh 
öffentlich bemerkt, dass der Begriff des 
Abendlandes bei Pegida diffus bleibt und die 
„Bewegung“ vor allem politische Projektio-
nen bedient. Wie lautet Ihre gegenwärtige 
Einschätzung?

Richter: Wir sollten nach gut zwei Jahren 
Pegdia die Entwicklung strukturieren. Ich sehe 
in dieser – wie ich es mit einem Arbeitstitel 
nennen möchte – „Empörungsbewegung“ 
Pegida drei Phasen der Entwicklung. Die 
erste Phase nenne ich die Politisierungsphase, 
die vom November 2014 bis hin zum Januar 
2015 andauerte. In dieser Phase hatten wir 
auf dem Scheitelpunkt rund 25.000 Menschen 
auf der Straße. In Januar 2015 kam es zu der 
umstrittenen Pressekonferenz, ein paar Tage 
später wurden die Hitler-Postings von Lutz 
Bachmann bekannt. Danach kam es zu internen 
Zerwürfnissen und Auflösungen in der Gruppe 
sowie einer deutlichen Reduzierung der Teil-
nehmerzahlen mit knapp 1500 Demonstranten 

im Sommer 2015. Diese Phase möchte ich 
die Verunsicherungsphase nennen. Mit dem 
Anstieg der Zahlen der Flüchtlinge, die nach 
Deutschland kamen, stieg auch wieder die Zahl 
der Demonstranten, die sich heute auf bis zu 
4000 Menschen eingependelt hat. Diese Ent-
wicklung muss mitgedacht werden, wenn wir 
heute allgemein über Pegida sprechen. 

Ich weise noch auf einen weiteren Umstand 
hin: Als Tatjana Festerling 2015 für das Amt der 
Oberbürgermeisterin in Dresden kandidierte 
und dabei im ersten Wahlgang 9,6 Prozent 
der Stimmen erhielt, zeigte sich das Potenzial 
der Bewegung noch einmal deutlich. Frau Fes-
terling war ja damals als Frontfrau der Pegida 
bekannt. Und wenn wir über Pegida sprechen, 
müssen wir wissen, dass wir über den Begriff 
eines Marketingexperten reden. Und dieser 
Begriff ist vermutlich bewusst diffus geblieben, 
denn hier ist für jeden etwas dabei. Und da 
interessiert mich, was hinter Pegida steckt. Das 
Symptom ist bekannt – aber was sich subkutan 
dahinter verbirgt, das müssen wir genauer ana-
lysieren. Für den anfänglichen Zeitraum fand 
ich Hans Vorländers Begriff der „rechtspopu-
listischen Empörungsbewegung“ sehr nahe an 
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der Wirklichkeit. Durch die größere Präsenz 
von Neonazis muss er heute wohl überprüft 
werden, die gegenwärtige Phase braucht einen 
anderen Namen. Denn heute, rund 2 ½ Jahre 
nach der ersten Demonstration, sehe ich einen 
harten Kern von Leuten mit einem ziemlich 
geschlossenen Weltbild. 

Ich sehe – gerade als Theologe – eine, wenn 
ich das überspitzen darf, säkulare Sekte, die 
jeden Montag eine archaische Flurbegehung 
durchführt. Die Abläufe haben einen liturgi-
schen Charakter. Mit einer Prozession, mit 
Insignien, mit Devotionalien, mit einem Guru, 
der sich an der Spitze fast jeden Blödsinn leis-
ten kann. Wir müssen also nicht nur politische 
Kategorien anwenden, sondern die sozialpsy-
chologische Dimension beachten, tiefer gehen. 
Ich möchte noch einen Punkt hinzufügen. Ich 
habe Lutz Bachmann ja aus der unmittelbaren 
Nähe erlebt und bin mir sicher dass er aus 
seiner Rolle als Außenseiter sein politisches 
Stammkapital zieht. Er genießt und braucht 
die Aura des Ausgestoßenen, des Underdogs. 
Ich unterstelle ihm, dass er das sehr wohl 
weiß und dass er darauf achtet, dass nicht ein 
wesentliches Element seiner Inszenierung weg-
bricht. Es ist sehr bedauerlich, dass ihm dieser 
diabolische Charakter nicht genommen wurde.

Köditz: Zwei Ergänzungen: Frau Festerling 
erhielt 9,6 Prozent der Stimmen, der Kandidat 
der AfD nochmals 4,8 Prozent. Das verdeut-
licht das damals mobilisierbare Milieu. Ich fand 
Ihren Begriff von der „säkularen Sekte“ sehr 
interessant. Ich schaue mir Pegida ja auch aus 
der Nähe an und sah auch die Demonstration, 
in der Bachmann über den Ausschluss von 
Tatjana Festerling abstimmen ließ. Er sagte fast 
wörtlich: „Denkt daran, dass Ihr den linken 
Arm heben müsst, nicht den rechten. Sonst 
wird uns wieder nur etwas unterstellt“. In so 
einer Stimmung kann er auch zum „totalen 
Krieg“ aufrufen. Und zur sozialen Zusammen-
setzung folgende Beobachtung: Ich kann relativ 
genau einschätzen, wer, beispielsweise von den 
älteren Männern, zur Demo der Pegida geht 
und wer nicht. Das hat etwas mit der Haltung 
zu tun, auch mit der Kleidung. Deshalb ist die 

psychologische Ebene in der Tat wichtig. Die 
Gruppen vermitteln den Eindruck, dass sie mit 
ihrem Leben nicht mehr klar kommen. Sie, 
Herr Richter, haben doch von der Zuschrift 
berichtet, die den einfachen Satz beinhaltete: 
„Gebt mir eine Frau und gebt mir einen Job – 
und ich gehe wieder mit Euch und nicht mehr 
mit den Rechten und PEGIDA.“

Richter: ... und der Zusatz lautete: „Denn das 
Joggen alleine bringt ja nichts“. Das zeigt die 
Richtung.

Köditz: Ja. Und es zeigt, dass die Diskussionen 
mit der fraglichen Klientel nicht einfach sind. 
Im Rahmen einer Diskussion mit einem Anhän-
ger der Pegida wollte ich auf seine Meinung zu 
Problem A antworten. Stattdessen erzählte er 
unvermittelt von Problem B, wechselte also das 
Thema. Ich holte Luft und wollte antworten – 
zack, kam er mit Problem C. Danach fiel ich 
ihm ins Wort und korrigierte seine Ausführun-
gen zum Abschiebestopp für abgelehnte Asyl-
bewerber. Das Beispiel betraf einen iranischen 
Flüchtling, der deshalb nicht abgeschoben 
wird, weil er im Iran wegen seiner sexuellen 
Orientierung Todesstrafe zu befürchten hat, 
nicht wegen politischer Verfolgung. Und wenn 
die Bundesregierung hier nicht abschiebt, 
finde ich das vernünftig. Die Antwort meines 
Gegenübers war: „Er muss doch niemanden 
erzählen, dass er homosexuell ist.“ Wenn man 
also die Argumente auseinandernehmen will, 
kommt dann eine derart schlichte Antwort. Ein 
Gespräch, das aber nur auf die Bestätigung der 
eigenen Meinung abzielt, ist keins. Aus meiner 
eigenen Erfahrung als Politikerin kann ich ja 
die Kritik an der parlamentarischen Entschei-
dungsfindung sogar nachvollziehen, es gibt ja 
tatsächlich intransparente Abläufe. Aber die 
Reduktion des demokratischen Gedankens auf 
die bloße Mehrheitsmeinung kann ich nicht 
unterstützen, gehören hier doch Minderhei-
tenrechte unbedingt dazu. 

Richter: Die Zustimmung derjenigen, die heute 
noch zu Pedida gehen, zu rassistischen und 
rechtsextremen Positionen ist erkennbar groß. 

Ist ein Dialog mit Pegida (noch) möglich?
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Und es muss deutlich identifiziert werden, 
dass hier politische Kräfte wie die Identitäre 
Bewegung oder „Ein-Prozent“ Empörungsbe-
wegungen nutzen wollen. Wichtig ist mir die 
Frage, was hinter diesem Empörungspotenzial 
steckt. Die Transformation der ostdeutschen 
Gesellschaft – und ich bitte, dies nicht als 
Entschuldigung zu verstehen, ich will diesen 
Umstand aber analysieren – hat zu erkennbaren 
Erschöpfungserscheinungen geführt. Die Gene-
ration 60 plus bei Pegida stellt beispielsweise 
fest, dass ihr Leben nicht – wie gewünscht – 
zur Ruhe kommt. Sie erleben die Ankunft der 
Flüchtlinge als neue Fremdheitserfahrung. 
Was wir bei Pegdia sehen, ist die Präsenz des 
ländlichen Raums in der Stadt. Leipzig und 
Dresden haben eine andere Entwicklung als 
der ländliche Raum. Die Beachtung der Ein-
kommensverhältnisse ist ebenfalls zentral. Ich 
spreche heute von Menschen mit einkommens-
fragilen Verhältnissen im Vergleich zu Men-
schen mit einkommensstabilen Verhältnissen. 
Da sammelt sich nicht nur bei der „Generation 
Praktikum“ einiges an Wut an. Handwerker 
berichten mit beispielsweise davon, dass sei 
rund um die Uhr arbeiten und dennoch nichts 
für die Altersvorsorge übrig bleibt. Menschen 
berichten davon, wie sie ihren beruflichen Weg 
mehrfach ändern mussten. Und wenn diese 
Leute aus der Politik hören, dass es Deutsch-
land gut geht, können sie nur antworten: 
„Mir nicht.“ Und was die weltanschauliche 
Komponente angeht: Der Marxismus-Leni-
nismus war hier lange Jahre Religionsersatz. 
Und der Osten Deutschlands ist längst schon 
weitgehend säkularisiert. Religion steht als 
Ressource für Orientierungswissen vielen nicht 
zur Verfügung. Der Marxismus-Leninismus galt 
den meisten spätestens am Ende der DDR als 
völlig funktionsunfähige Weltanschauung, aber 
er war eben eine Weltanschauung.

FJSB: ... mit allen Ordnungsfunktionen einer 
solchen Weltanschauung.

Richter: Genau. Die Welt hatte eine Ordnung, 
der einzelne Mensch einen Platz. In dieser 
Ordnung gab es Ideale. Man rieb sich an der 

Berliner Mauer, wie man sich in aller Welt an 
Gefängnismauern reibt, aber hinter der Mauer 
konnte man sich einrichten. Das ganze System 
verhieß Schutz vor globalen Bedrohungen. 
Die DDR brauchte rund ein Jahr, bevor sie 
verschwand, die Weltanschauung des ML ist 
sofort verschwunden. Was aber ist an Weltan-
schauungen an diese Stelle getreten? Da ist 
zum einen der Neoliberalismus mit seiner – ich 
überspitze hier bewusst – Losung „Wettbewerb 
in allen Lebenslagen“. Viele haben sich in der 
Zeit des Umbruchs durchaus angestrengt, 
fühlten sich aber immer als zweiter Sieger. 
Und was bietet sich heute an? Der Nationa-
lismus mit seinem Sinnangebot, das da lautet 
„Du bist Deutscher, also bist Du wertvoll“. 
Er bietet ein Muster von Anerkennung und 
Wertschätzung. Und wir müssen natürlich auf 
die Geschlechterzusammensetzung achten. Das 
sind zu rund 80 Prozent Männer – ältere und 
jüngere Männer, die Generation dazwischen 
fehlt. Was also ist da los? Ich will hier nur auf 
die alten Männer schauen, die – wie ich aus 
zahllosen Debatten weiß – die Sekundärtugen-
den als deutsche Tugenden erleben. Ordnung, 
Pünktlichkeit, Sauberkeit, das sehen sie den 
Bach runtergehen. Damit geht ein Stück ihres 
eigenen Selbstverständnisses unter. Als diese 
empörten alten Männer vor rund 50 Jahren 
selber mal jung waren, sind sie voller Respekt, 
manchmal sogar mit Angst, zu den damals 
Älteren gegangen und haben sich von ihnen 
die Welt erklären lassen, Anweisungen entge-
gengenommen. Heute, wo sie selber alt sind ...

Köditz: ... fragt sie keiner mehr.

Richter: Ja! Und es kommt auch deshalb keiner 
mehr, weil – denken wir nur an die demogra-
phische Kurve – nur wenig junge Leute vor 
Ort sind. Zudem müssten sie sich eigentlich 
von den jungen Leuten die globalisierte und 
digitalisierte Welt erklären lassen. Das alles 
ist mit einem tiefen Minderwertigkeitsgefühl 
verbunden: Die Welt geht weiter und geht über 
mich hinweg ... Der Hass, der auf den Straßen 
und in sogenannten sozialen Netzwerken sicht-
bar wird, ist auch hier begründet und hat sich 
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seine politischen Ventile gesucht. Das sage ich 
nicht zur Entschuldigung, aber zu den Zwecken 
der Analyse.

Köditz: Es kommt im Ost-West-Vergleich 
noch ein bestimmter Punkt dazu. Sachsen hat 
beispielsweise einen geringen Anteil an Migran-
tinnen und Migranten. Deren Bild wird letztlich 
durch die Medien bestimmt. Das Urteil der 
Zuschauer lautet dann: „Wir wollen aber nicht 
so werden wie Berlin-Kreuzberg“. Wir dürfen 
für Sachsen nicht vergessen: Wir haben über 
10 Jahre die NPD im öffentlichen Raum. Und 
deren Parolen sind langfristig auf einen frucht-
baren Boden gefallen. Ich weiß noch genau, 
wie oft Holger Apfel über die Rütli-Schule in 
Berlin-Neukölln gesprochen hat. Die hat nun 
gar nichts mit Sachsen zu tun, aber das war 
das Horrorszenario: Rütli-Schule! Berlin. Wenn 
es so weit kommt, dann geht die Welt unter!

Zum ländlichen Raum – ich teile Ihre 
Einschätzung, Herr Richter. Ich will nur einen 
Punkt hinzufügen. Die Möglichkeiten zur 
Begegnung sind geringer geworden, vielfach 
gibt es nur den Sportverein oder die Feuer-
wehr. Und dann bietet die große Stadt andere 
Möglichkeiten: Schau mal, in Dresden gibt es 
eine Möglichkeit für einen breit beachteten 
Protest – da fahren wir hin!

FJSB: Es gab bei Pegida sogar Besucher aus 
Städten wie Aachen und Köln.

Richter: Ja. Im Tourismus machte übrigens 
schon das Wort „Pegida Watching“ die Runde.

Köditz: Auch Ihre Ausführungen zu den 
einkommensfragilen Verhältnissen teile ich. 
Einen Punkt möchte ich noch hinzufügen: 
Wenn ich mir die beruflichen Tätigkeiten an-
schaue, dann sehe ich Gruppen wie Ingenieure 
oder Handwerker, aber ganz wenige Geistes
wissenschaftler. 

FJSB: Die gibt es aber auf Seiten der Ideolo-
gieproduzenten schon. Der neurechte Bewe-
gungsunternehmer und Pegida-Redner Götz 
Kubitschek beispielsweise ist so ein Fall.

Köditz: Ja. Aber bei den Teilnehmenden ist 
das eine Minderheit.

Richter: Ich teile diese Beobachtung. Ich spre-
che hier von einem hohen Anteil der techni-
schen Intelligenz in der Empörungsbewegung. 
Ein O-Ton hierzu: Wenn der Motor kaputt ist, 
dann bringe ich den Wagen in die Werkstatt. 
Dann baut man den Motor gegebenenfalls aus 
oder ersetzt das defekte Teil. Danach fährt der 
Wagen wieder. Warum, so wurde ich gefragt, 
macht man das in der Politik nicht genauso? 
Was hier zum Ausdruck kommt, ist ein völlig 
technizistisches Verständnis von Politik. Und 
hier gibt es ein ganz geringes Verständnis für 
die Langsamkeit und die kulturellen Aspekte 
politischer Entscheidungsfindung.

Köditz: Die Verschulung der Universitäten 
trägt übrigens auch nicht dazu bei, dass die 
Studentinnen und Studenten neben das eigene 
Fach schauen können. Die Universitäten wer-
den ja auch den eben erwähnten neoliberalen 
Anforderungen unterworfen. Aus meiner Sicht 
wird die „nationale Karte“ als Lösungsansatz 
in allen westlichen Industriestaaten gezogen. 
Und was die Alterszusammensetzung betrifft, 
so sind die jungen Männer gerade die Akteure, 
die politisch wirksam werden wollen. Das sind 
nicht die einfachen Demonstranten, die ihrer 
Empörung Luft machen wollen. Die jungen 
Männer aber, die Kader mit dem geschlossenen 
Weltbild, die erreichen wir nicht. Die Männer 
60 plus wiederum haben nicht nur das Ende 
ihres Arbeitslebens vor Augen, sie müssen sich 
auch in ihrer neuen Rolle in der Familie einfin-
den. Dort, wo die Frau bislang den Haushalt 
führte, fühlen sie sich fremd. Dort können sie 
auch kein Kommando übernehmen. Was er 
im Betrieb als Meister oder Abteilungsleiter 
konnte, kann er heute nicht mehr.

Richter: Der Hass, der für solche Bewegungen 
wichtig ist, kommt vereinfacht gesprochen aus 
angestauter Wut, aus mangelnder Selbstwirk-
samkeitserfahrung. 

Da gibt es viele Facetten, die nicht nur auf 
ein Thema beschränkt sind.

Ist ein Dialog mit Pegida (noch) möglich?
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Köditz: Ja, unbedingt. Der „gemeine Sachse“ 
kann sich aus meiner Sicht eine Islamisierung 
des Abendlandes gar nicht vorstellen. Aber 
wenn er das Fernsehen anschaltet und sieht, 
dass Conchita Wurst als neue Ikone der westli-
chen Kultur gilt, dann hat in deren Bewusstsein 
das Abendland da schon verloren.

Richter: Der Begriff des Abendlandes ist bei 
Pegida ohnehin diffus. Ich muss übrigens auch 
sagen, dass ich dort so gut wie nie vom christ-
lichen Abendland gehört habe. Der Begriff ist 
eine Projektion.

FJSB: Aber das Weihnachtsliedersingen auf 
den Demonstrationen hatte doch eine klare 
christliche Komponente.

Richter: Das ist richtig. Das war aber auch eine 
besonders skurrile Angelegenheit. Ich will noch 
auf einen anderen Punkt hinweisen. Wenn Sie 
über die Autobahn nach Dresden reinkommen, 
dann gibt es da diese Fläche, auf der steht 
(Richter und Köditz zitieren an dieser Stelle den 
Spruch gemeinsam): „Dynamo ist wie wir – ein 
unzähmbares Tier“. Und wenn Sie nach Prag 
fahren oder generell über die A17, dann finden 
Sie zahlreiche Losungen von Dynamo Dresden. 
Nichts gegen Dynamo, im Gegenteil. Aber 
das Umfeld des Vereins bietet ein gefährliches 
Identifikationspotenzial, denken Sie an den 
einstigen Fanclub „Faust des Ostens“. Lassen 
Sie sich diesen Titel einmal auf der Zunge zer-
gehen! Hier suchen junge Männer nach einer 
Identifikationsmöglichkeit – und darunter sind 
unsere Problemgruppen. Und deshalb ist hier 
die Arbeit mit den Fans so wichtig.

FJSB: Ich würde den Block zu den Ursachen 
für die „rechtspopulistische Empörungsbewe-
gung“ oder „soziale Bewegung von rechts“ an 
dieser Stelle gerne erweitern. Lassen Sie uns 
doch eine Bilanz ziehen: Welche Möglichkeiten 
hat der Diskurs mit und über Pegida, welche 
Grenzen wurden ihm aufgezeigt?

Richter: Menschen, die jeden Montag zu 
Pegida gehen, sind keine Ufos. Das sind eben 

Menschen. Und Menschen sind grundsätzlich 
in der Lage, ein Gespräch zu führen. Nun 
sind Demonstrationen aber nicht der Ort des 
Gesprächs, sondern Ort der Empörung und 
Propaganda. Aber die Menschen, die sich auf 
solchen Demonstrationen treffen, sind nach 
wie vor Grundrechtsträger. Ich will von ihnen 
deshalb nicht lassen. Selbst diejenigen, die sich 
von unserer Gesellschaft verabschieden, müssen 
wissen, dass wir sie nicht verabschieden. Wich-
tig ist natürlich, aus welcher Perspektive wir die 
Leute ansprechen. Nun habe ich immer in der 
Rolle des politischen Bildners gesprochen, als 
damaliger Leiter der Landeszentrale für poli-
tische Bildung in Sachsen. Und der politische 
Bildner ist zunächst für alle da. Ich bin nach 
wie vor gegen die Logik der Ausgrenzung. Ich 
werde die Demonstranten zur Ordnung rufen 
und sagen: Auch Ihr gehört zur Demokratie.

FJSB: Gibt es für Sie dennoch Grenzen des 
Sagbaren?

Richter: Natürlich. Die verlaufen dort, wo das 
Strafrecht anfängt, bei der Holocaust-Leugnung 
etwa. Dann müssen die Protagonisten den 
Raum verlassen, diese Grenzen müssen auch 
aufgezeigt werden. Auch ich habe schon Leute 
des Raumes verwiesen. Aber bis es soweit ist, 
muss unsere demokratische Kultur Wider-
spruch aushalten können. Ich werde nicht vom 
Prinzip der Meinungsfreiheit, das ja auch ein 
Grundrechtsgut ist, zurückweichen, auch wenn 
die Debattenlage sehr schwierig ist. Aus meiner 
Sicht wurde gerade in der entscheidenden Poli-
tisierungsphase in Dresden versäumt, offensiv 
auf das Problem einzugehen. Da haben sich 
viele einen schlanken Fuß gemacht, obwohl 
der Redebedarf offensichtlich war. Die Lan-
deszentrale hat diesen Diskurs versucht, dieser 
hätte aber viel offensiver und breiter verlaufen 
müssen, ohne Verbalangriffe. Und die Verbal-
angriffe gab es vielfach von Seiten der Politik.

FJSB: Sie meinen Etikettierungen wie „Nazis 
in Nadelstreifen“?
Richter: „Nazis in Nadelstreifen“, „Mischpo-
ke“, „Schande für Deutschland“. Auch „Hass 
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im Herzen“, der Satz der Bundeskanzlerin in 
der Neujahrsansprache 2014. Sie hätte besser 
sagen sollen, dass sich dort Leute auf eine Art 
und Weise artikulieren, die sie gar nicht teilen 
kann. Und das sie aber die Gründe dafür 
verstehen will. Aber die kardiologische Fern-
diagnose „Hass im Herzen“ war falsch. Denn 
Lutz Bachmann hätte nichts Besseres passieren 
können. Ich will nichts entschuldigen, aber die 
Tonlage wurde entsprechend vorgegeben. Und 
von prominenten Politikern erwarte ich mehr 
Feingefühl für die Lage.

Köditz: Was die Möglichkeit oder Unmög-
lichkeit von Diskursen angeht, so gibt es ein 
zentrales Problem: Die Fehlinformation. Was 
ich auf Veranstaltungen alles über die angeb-
lichen Geheimpläne von Frau Merkel in der 
Flüchtlingskrise gehört habe ...

Richter: ... Verschwörungstheorien!

Köditz: Ja. Und diese Theorien und Falschin-
formationen wurden oftmals etwa in Bürgerver-
sammlungen nicht zurückgewiesen. Schon die 
einfache Frage nach den Quellen unterblieb, 
da blieb viel Unsinn einfach unwidersprochen 
im Raum stehen. Außerdem wurden zu selten 
Spielregeln formuliert: Wie soll das Gespräch 
verlaufen, wann ist eine Nachfrage möglich? 
Welche Bedeutung hat welcher Begriff? Und, 
und, und. Der normale Diskurs wurde oft 
unmöglich. Wir haben ein Grundsatzproblem 
in der Bearbeitung der „Wut“: Wenn ich Leute 
einlade, damit diese über ihre Empörung re-
den, ist klar, dass daraus nichts wird. Wir brau-
chen sicher mehr Räume, in denen Leute über 
ihre Beweggründe sprechen können. Wenn ich 
sie aber nur frage „Was sind Deine Sorgen?“ – 
dann wird die Debatte nicht nachhaltig. Dann 
laden alle ihre Probleme ab und wollen diese 
nur bestätigt haben. Wir brauchen andere 
Foren, die andere Zugänge ermöglichen, etwa 
über die Behandlung von Alltagsfragen. 

Richter: Für ein solches Gespräch bedarf es der 
Fähigkeit zur Empathie und Perspektivwechsel. 
Ich bleibe dabei: Menschen sind dazu in der Lage. 

FJSB: Macht der Vorwurf „Pegida-Versteher“ 
diesen Dialog nicht unmöglich? Auch die Eti-
kettierung „Nazis in Nadelstreifen“ verzichtete 
ja auf eine tiefergehende Analyse.

Richter: Ja. Die Frage nach der Möglichkeit des 
Dialogs ist für mich eine zutiefst humanistische 
Fragestellung. Wir brauchen eine Humanisierung 
und Personalisierung des Dialogs. Der Diskurs 
heute ist oft medialisiert, technisiert, ritualisiert...

Köditz: ... er ist anonymisiert.

Richter: Und er ist auch vergiftet. Wir müssen 
zurück zum personalisierten und offenen Dia-
log, in dem Empathie und Perspektivwechsel 
auch stattfinden. Ich habe dem Oberbürger-
meister von Dresden den Vorschlag gemacht, 
er solle bei schönem Wetter 500 Stühle auf den 
Altmarkt stellen. Ganz niedrigschwellig, damit 
die Möglichkeit zum Gespräch ganz elementar 
geführt werden können.

FJSB: Wie habe ich mir ein solches Gespräch 
denn vorzustellen?

Richter: Ganz einfach, ohne große Auflagen. 
Das ist möglich. Wir sitzen hier doch auch 
im ganz unterschiedlichen Kreis, debattieren, 
hören einander zu, lassen ausreden, ergänzen, 
fragen nach. Aber wir debattieren eben auch 
jenseits des Hypes.

FJSB: Am Ende noch zwei Fragen mit Bitte um 
eine pointierte Zuspitzung: Für was ist Pegdia 
ein Symptom? Und welche Wirkung kann die 
politische Debatte entfalten?

Köditz: Ich wiederhole meine Einschätzung: 
Pegida ist Teil einer sozialen Bewegung von 
rechts, Ausdruck von latenten Einstellungen, 
die jetzt manifest werden. Was den Diskurs 
betrifft, so müssen wir diejenigen erreichen, die 
nach rechts abwandern wollen. Immer mehr 
Menschen suchen ihren Halt im Nationalismus, 
in der Abwehr des Fremden. Ob wir den har-
ten Kern erreichen? Da bin ich sehr skeptisch. 
Aber die unentschiedenen Milieus, die sind für 
unseren Versuche sehr wichtig.

Ist ein Dialog mit Pegida (noch) möglich?
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Richter: Ungefähr vor zwei Jahren habe ich 
Pegida als Blase von angestauten Negativge-
fühlen und Problemlagen eingeordnet. Man 
mag diese Metapher für verfehlt halten, aber 
die Problemlagen bedürfen einer Antwort. 
Heute ist Pegida eine Empörungsbewegung, 
die wohl mit offenen Dialogformaten nicht 
mehr erreichbar ist.

Es gibt einen Teil der Gesellschaft, der sich 
in einer Art und Weise formuliert, die gilt es 
zu identifizieren, gesellschaftlich zu isolieren 
und politisch zu ächten.

FJSB: Also Grenzen des Sagbaren ziehen?

Richter: Grenzen setzen, ja. Wir müssen aber 
differenzieren. Mit dem, was sich jetzt, im Früh-
jahr 2017, als Pegida zeigt, ist mehrheitlich ein 
Dialog weder möglich noch sinnvoll. Wenn ich 
von einzelnen Personen spreche, dann ist das 
aber wieder eine andere Grundlage. Mit der 
Bewegung selbst ist der Diskurs nicht möglich, 
zumal wir den rechtsextremen Teil nicht auch 
noch auf Augenhöhe würdigen wollen. Es 
muss aber einen Dialog geben mit jenem Teil, 
der politisch abzudriften droht. Und für deren 
Problemlagen müssen politische Heimaten 
gefunden werden – jenseits von Pegida, jenseits 
jeder Form von Rechtsextremismus. Unsere 
freiheitlich-demokratische Ordnung kann diese 
Problemlagen sicher überstehen ...

Das schwächste Glied der Kette
Die Welt im Umbruch als Gelegenheit der Rechtspopulisten

Alban Werner

FJSB: ... die staatliche Grundordnung mit 
Sicherheit. Aber gilt das auch für Norm
abweichler, für Geflüchtete?

Richter: Lassen sich mich mein Argument noch 
weiter ausbauen: Ich bin, was die staatliche 
Ordnung betrifft, optimistisch, auch mit Blick 
auf die Herausforderung durch die AfD. Ob 
aber die Gesellschaft – und hier erweitere ich 
die Ebene – diese Herausforderung auch gut 
übersteht, da bin ich tatsächlich weniger op-
timistisch. Ich sehe eine Reihe von Gefahren: 
Geraten weitere Teile der Gesellschaft in die 
Fänge von extremen Rechten? Wie bedroht 
sind Flüchtlinge? Darüber hinaus: Welche Ver-
werfungen gibt es weiterhin in der Generation 
60 plus? Das müssen wir beachten, hier müssen 
wir alle Ebene genau betrachten.

Köditz: Mit Blick auf die staatliche Ordnung 
ein kurzer Widerspruch. Denn auch diese ist 
bedroht, gehört zu ihr doch auch die Presse-
freiheit. Und wenn ich mir die Angriffe auf 
Pressevertreter im Umfeld der Demonstra
tionen anschaue, dann ist dies ein Angriff auf 
die Pressefreiheit. Zumal diese nicht immer 
unterbunden wurden. Hier übt die soziale 
Bewegung von rechts schon jetzt einen Einfluss 
auf die staatliche Ordnung aus. 

FJSB: Ich danke Ihnen für das Gespräch!

„… das ganze politische Leben ist eine endlose 
Kette aus einer endlosen Reihe von Gliedern. 
Die ganze Kunst des Politikers besteht eben 
darin, gerade jenes kleine Kettenglied herauszu-
finden und ganz fest zu packen, das ihm am we-
nigsten aus der Hand geschlagen werden kann, 
das im gegebenen Augenblick am wichtigsten 
ist, das dem Besitzer dieses Kettengliedes den 

Besitz der ganzen Kette am besten garantiert“ 
(V.I. Lenin 1955 [1902]: 521f.).

1 |	 Was gerät eigentlich „aus den Fugen?“

Im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts hat 
sich die Shakespearsche Rede von der „aus den 
Fugen geratenen Weltordnung“ („The time 

Themenschwerpunkt
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is out of joint“) als Globalbeschreibung der 
politischen Zustände eingebürgert. Deutlich 
seltener als der Gebrauch dieser Redewendung 
ist allerdings die Klarstellung darüber, welche 
Aspekte der Ordnung oder, in der Original-
diktion aus Hamlet, welche Zeit wie in ihren 
gewohnten Abläufen gestört werden. 

Hier wird die These vertreten, dass die 
Redewendung durchaus zutrifft – insbeson-
dere, wenn jene Strukturen und Prozesse, die 
seit dem epochalen Jahr 1989 in Auflösung 
gebracht wurden, mit den aktuellen politischen 
Konjunkturen verglichen werden. Mit dem 
Verweis auf rechtspopulistische Wahlerfolge 
sind die Eigenschaften dieser politischer Kon-
junkturen allerdings nur unzureichend erfasst. 

Gebaut wurde in den bald drei Jahrzehnten 
ab 1989ff. eine Ordnung, deren mal schrittwei-
se, mal atemberaubend schnelle Verflüssigung 
wir heute beobachten. Ein exponierter „bür-
gerlicher“ Beobachter notiert: „Zurzeit besteht 
die Politik in Deutschland und in Europa vor 
allem darin, die Wirklichkeit zu verdrängen 
und zu beschönigen. Gar nicht mal aus böser 
Absicht – aber macht es das besser? (...) Ein 
Vierteljahrhundert nach dem Fall der Mauer 
sind wir, so (Franz) Müntefering, aufgewacht 
und fühlen uns dabei wie in einem bösen 
Traum. Denn jetzt passiert all das, was man 
damals befürchtet und dann rasch zu den Akten 
gelegt hatte“ (Ulrich 2015: 1)1. 

Wie stellt sich die Rückkehr dieses Verdräng-
ten dar? Das in dieser Wucht qualitativ Neue an 
den politischen Auseinandersetzungen in den 
bürgerlichen Gesellschaften, die immer häufiger 
zu nervösen Zitterpartien an den Wahlabenden 
führen, ist die Gleichzeitigkeit des vormals 
Ungleichzeitigen, die in der Verquickung von 
Innen- und Außenpolitik am deutlichsten ge-
worden ist. Die geopolitischen Konfliktherde, 
die heute auf dem Globus Aufmerksamkeit 
erheischen, wirken auf die innen- und partei-
politischen Konfliktlinien der westlichen Gesell-
schaften zurück. Sie entzünden und verstärken 
eine gesellschaftspolitische Polarisierung, die 
nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der 
politischen Parteien und Verbände und ihrer 
Klientel in Erscheinung tritt. 

Dazu trägt bei, dass diese Konflikte nicht 
mehr nur als fachpolitische Meinungsverschie-
denheiten verstanden, sondern geradezu iden-
titätspolitisch aufgeladen werden. In Diskussi-
onen um den Ukraine-Konflikt, die EU- und 
Eurokrise, um Umfang und Zusammensetzung 
der Zuwanderung oder die landeseigene Au-
ßen- und Sicherheitspolitik geht es nicht nur 
um unterschiedliche politische Vorgehenswei-
sen, sondern um die Grundsatzfrage, „wer 
man ist“ und welches Bild von der eigenen 
Gesellschaft legitim und wünschenswert ist. 
Auf diesem Gebiet sind aber Kompromisse 
sehr viel schwieriger, weil jedes Zugeständnis 
einem Gesichtsverlust und einem Verrat an 
übergeordneten Zielen gleichkommt. Das führt 
zu Phänomenen wie Parteispaltungen, den 
Erfolgen von als „populistisch“ verschrienen 
Parteien und KandidatInnen sowie zum Wie-
deraufleben von Regionalismen und Separatis-
men wie in Spanien, Großbritannien und den 
ehemaligen Sowjetrepubliken. Die Prioritäten 
von Eliten des politischen Mainstreams und 
diejeniger relevanter Bevölkerungsteile klaffen 
immer sichtbarer erheblich auseinander, und 
in der aufklaffenden Lücke entstand der Platz 
für Populismen sowie Anti-Establishment-
KandidatInnen innerhalb der Parteien, die 
so unterschiedlich wie Bernie Sanders oder 
Jeremy Corbyn, Marine Le Pen oder Geert 
Wilders, Nigel Farage oder Beppe Grillo aus-
fallen können. 

2 |	 Mechanismen politischer 
	 Konjunkturen

Dass sich der am Verstehen der Krisenphä-
nomene interessierte Blick so stark auf die 
Populismen richtet, vor allem auf die Rechts-
populisten als deren Anzeiger, ist verständlich. 
Die wahlpolitische Arena erzielt traditionell 
die höhere Aufmerksamkeit als viele andere 
Austragungsorte politischer Meinungsver-
schiedenheiten. Rechtspopulistische Erfolge 
als „Krise der Repräsentation“ zu verbuchen 
ist allerdings unzureichend, weil diese These 
keinen durchhaltbaren Maßstab dafür präsen-
tieren kann, wann der Krisenzustand erreicht 

Das schwächste Glied in der Kette
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ist. Ist die politische Repräsentation erst in der 
Krise, wenn sich neue Parteien gründen, oder 
erst, wenn ihnen Wahlerfolge gelingen? Und 
wie hoch müssten diese Wahlerfolge ausfallen, 
bis die „Krisenhaftigkeit“ des Parteiensystems 
eingeräumt werden muss? 

Wenn sich in der allgemeinen Öffentlichkeit 
etwas als Krisenprozess kristallisiert, sind dem 
zumeist Veränderungen in der Sozialstruktur 
und im vorparlamentarischen Raum voraus-
gegangen. Tradierte Deutungsangebote von 
Eliten und Massenmedien wurden diskreditiert 
und verblassen angesichts der sichtbar gewor-
denen politischen Herausforderungen und 
werden durch neue Deutungen infrage gestellt, 
die von politischen UnternehmerInnen populär 
gemacht wurden, die dabei den etablierten Par-
teien Teile ihres bisherigen Elektorats streitig 
machen sowie bislang politische passive Bevöl-
kerungsteile aktivieren konnten (vgl. Gramsci 
1996 [1932-34]: 1577ff.). 

Zum Verständnis dieser Prozesse unzu-
reichend ist der weithin akzeptierte Begriff 
der Krise als derjenigen gesellschaftlichen 
Situation, in der dringend eine Entscheidung 
erwartet wird, diese aber nicht gefallen ist. Man 
ist ungewiss über den Inhalt der Entscheidung, 

meint sich aber sicher darin, dass sie den 
kritischen Zustand beendet (vgl. Koselleck 
1989 [1959], 105). Gegen diesen Begriff, der 
das Augenmerk zu stark auf politische Eliten 
und zu einseitig auf kritische Zeitpunkte lenkt, 
wird hier einem Verständnis von Krisen als 
Momenten politischer Konjunkturen gefolgt. 
Der Begriff macht „auf die Bedingungen po-
litischen Handelns in ihrer Komplexität und 
auf die Verschiebungen und Verdichtungen der 
Widersprüche unterschiedlicher Art aufmerk-
sam (…), die Handlungsmöglichkeiten öffnen“ 
(Koivisto/Lahtinen 2010: 1502f.). 

Idealtypisch lassen sich zwei Arten von 
Konjunkturen unterscheiden, zwischen denen 
jedoch kein eindeutiger Bruch besteht, wie 
ihn der klassische Krisenbegriff unterstellt, 
sondern vielmehr ein Kontinuum. In Routine-
Konjunkturen dominieren Handlungsabläufe, 
die von den Leitideen, Erfolgsparametern und 
zeitlichen Taktungen regiert werden, die für 
alle gesellschaftliche Sektoren und institutio-
nellen Geltungsbereiche unterschiedlich sind 
(vgl. Dobry 2009: 109ff.). In verflüssigten 
Konjunkturen hingegen „verschwimmen“ 
die zwischen-sektoralen Abgrenzungen. Die 
Erwartungshorizonte der AkteurInnen, ihre 

Alban Werner
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darauf basierenden Kalkulationen und viele 
ihrer Ressourcen werden hinfällig (vgl. ebd.: 
139ff, 146ff.). Die sich durchsetzende Unge-
wissheit begünstigt auch eine Ausweitung der 
Kampfzonen. Die Knotenpunkte, bisweilen 
sogar die „Kommandohöhen“ gesellschaft-
licher Macht verändern sich, werden ersetzt 
oder abgelöst. Ursächlich können dabei, wie 
im Althusserschen Begriff der „Überdetermi-
nierung“ ausgedrückt, heterogene Prozesse 
zusammenwirken, die sich in unterschiedlichen 
Stockwerken der Sozialstruktur und in verschie-
denen Zeiträumen entfalten (Althusser 2005 
[1965]: 99f.), bis sie im Aufeinandertreffen 
oder durch einen weiteren Wirkungskomplex 
eine kritische Schwelle überschreiten. Die 
ungleiche und kombinierte Entwicklung der 
„molekularen Veränderungen, die in Wirk-
lichkeit die vorhergehende Zusammensetzung 
der Kräfte zunehmend verändern und folglich 
zur Matrix neuer Veränderungen werden“ 
(Gramsci 1996 [1932-35]: 1727f.), verbindet 
sich mit tagesaktuellen, womöglich ganz „un-
schuldigen“ Handlungen, um im Ergebnis die 
Verflüssigung der Verhältnisse zu erreichen. Der 
zentrale Mechanismus hinter der Lenin’schen 
Metapher vom schwächsten Glied der Kette 
ist die Verdichtung von Widersprüchen (vgl. 
Althusser 2005 [1965]: 216ff.). 

In verflüssigten Konjunkturen verändern 
sich in symbolischer Hinsicht auch die 
Zuschreibungen, die Leute gegenüber politi-
schen Organisationen, Institutionen und dem 
Elitenpersonal vornehmen. Die Adressaten 
für Stabilitäts- oder Veränderungswünsche 
werden ausgewechselt oder entwickeln sich, 
wenn sie erhalten bleiben, umso dringlicher 
zu Projektionsflächen von Hoffnungen und 
Befürchtungen (vgl. Edelman 1969: 236). In 
materieller Hinsicht bedeutet die Verdichtung 
gesellschaftlicher Widersprüche in Knoten-
punkten auf der Input-Seite des politischen 
Prozesses eine leichtere Zugänglichkeit, etwa 
den Wegfall von üblichen Hürden oder von 
Konkurrenten um die Kontrolle. Auf der 
Output-Seite werden größere Effekte erzielt, 
die „Hebelwirkungen“ taktischer Spielzüge 
nehmen zu (vgl. Dobry 2009: 155).

An diese krisentheoretischen Begriffe 
anschließend lautet nun die These, dass zwei 
Wandlungszirkel die gesellschaftspolitische 
Polarisierung kennzeichnen, von der der 
Rechtspopulismus innenpolitisch profitiert. 
Im ersten Zirkel sind teils durch „molekulare“ 
politische Prozesse, teils durch Grundsatzent-
scheidungen, die man größeren politischen 
Strömungen zuschreiben kann, verbindliche 
Loyalitäten zwischen denn traditionellen 
Parteien und den von ihnen regierten Gesell-
schaften gelockert worden. Dadurch verloren 
die Hemmschwellen und Stigmatisierungen 
gegenüber rechtspopulistischen Parteien an Ge-
wicht. Letztere sind hier Ausdruck der Verände-
rungen. Ab einer gewissen, je nach Land und 
Kontext unterschiedlichen kritischen Schwelle 
wurden die Rechtspopulismen überdies zum 
Antreiber politischer Transformationen. Sie 
wirkten koalitionspolitisch, wenn sie soweit 
erstarkten, dass ihren Gegnern „lagerübergrei-
fende“ Koalitionen aufgenötigt wurden (durch 
„Ampel“-, „Kenia“- oder „Kiwi“-Koalitionen 
in Deutschland, allseitige Wahlaufrufe gegen 
einen „Brexit“ oder zugunsten von Emmanuel 
Macron in der Stichrunde der französischen 
Präsidenschaftswahl) oder bereits aufmerksam-
keitsökonomisch, indem sie den traditionellen 
Regierungsparteien ihre Themen und Akzente 
aufzwangen (wie beim Zustandekommen des 
Brexit, den Reaktionen der niederländischen 
Regierungsparteien auf den drohenden PVV-
Erfolg oder den nervösen Abschottungsinitia-
tiven der CSU aus Angst vor dem Verlust ihrer 
absoluten Parlamentsmehrheit in Bayern durch 
die Konkurrenz der AfD). 

3 |	 Die Wirkungsweise der Post-1989er-
Ordnung

3.1 |	 Neoliberale Technokratie nach dem 
Ende der Staatssozialismen

Bei der Entscheidung, ob wirtschaftliche Sek-
toren öffentlich oder privatkapitalistisch zu 
organisieren sind, ob ihr Angebot über Men-
gen oder Marktpreise gesteuert wird, können 
unterschiedliche Prinzipien zur Anwendung 
kommen. Ein plausibler Maßstab dafür ist 
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das Kriterium der Zweckmäßigkeit. Mit dem 
Blick auf die Folgen für die breite Masse der 
Bevölkerung, auf die Einkommensverteilung 
und die Bedarfsdeckung können Unternehmen 
privatisiert oder in öffentliches Eigentum über-
führt werden (vgl. Schui 2006). 

Nach dem Zusammenbruch der Staatssozia-
lismen ab 1989 jedoch kam ein anderes Prinzip 
zum Tragen. Man interpretierte das Scheitern 
des Ostblocks als Zeichen für die grundsätz-
liche Überlegenheit westlicher Demokratie, 
aber auch der privatkapitalistischen Produktion 
und Allokation. Damit einher ging eine grund-
sätzliche Vernunftvermutung zugunsten des 
Marktes. Der Siegeszug des Neoliberalismus 
auf wirtschafts- und finanzpolitischem Gebiet 
bedeutete nicht nur den allgemeinen Verdacht 
der Ineffizienz und geringeren Effektivität öf-
fentlichen Eigentums, sondern auch eine Miss-
trauensvermutung gegenüber der Bevölkerung 
(vgl. Streeck 2017: 6). Folgerichtig verschoben 
sich die Gewichte von der öffentlichen Güter-
produktion („faire“) oder der öffentlich ange-
leiteten Warenproduktion („faire faire“) hin zur 
privatkapitalistischen Warenproduktion ohne 
öffentliche Anleitung („laisser faire“) oder zur 
Form der öffentlich-privaten Partnerschaften, 
bei denen allerdings die Kostenstruktur nicht 
das Gewinninteresse der beteiligten privatka-
pitalistischen AkteurInnen beeinträchtigen darf 
(„faire avec“; vgl. Schmidt 2009: 524ff.). Damit 
wird die durch Warenverkäufe zu erzielende 
Profitrate letztlich Rechtfertigungsprinzip, 
autorisiert durch nicht gewählte, sondern 
ernannte Eliten.

Dem entsprach auf dem Gebiet der poli-
tischen Öffentlichkeiten ein technokratischer 
Regierungsstil, der den erwarteten Beitrag 
zur Produktivität und Konkurrenzfähigkeit 
des Standortes zum Maßstab erhob sowie 
durch Delegation politischer Entscheidung 
an nicht-majoritär gesteuerte Institutionen 
den Kreis der Mitspracheberechtigten und 
die Reichweite der Bedarfsorientierung als 
Steuerungsprinzip reduziert. Zudem wurden 
Lernprozesse in Form des „trial and error“ 
als Bewegungsprinzip von Politik durch die 
Annahme eines „one best way“, der über 

Vermarktlichung führt, bestritten. Im Umkehr-
schluss mussten auftretende wirtschaftliche 
Probleme durch Verstöße gegen die Parame-
ter „richtiger“ Entwicklung verursacht sein 
(vgl. Haring 2010: 258ff. zu den Annahmen 
und Implikationen der Technokratie). Weil 
diese Politik selten mehrheitsfähig war, wurde 
versucht, sie möglichst unterhalb des Radars 
öffentlicher Aufmerksamkeit durchzusetzen, 
indem man ihre Sichtbarkeit reduzierte, den 
politischen Konkurrenten einband, einzelne 
Betroffenengruppen gegeneinander ausspiel-
te oder öffentliche Krisenwahrnehmungen 
nutzte, um Handlungsdruck in Anspruch zu 
nehmen (vgl. Weaver 1986: 373; Pierson 1996: 
147). Im Ergebnis entstanden in immer mehr 
Ländern politische Konstellationen, in denen 
Bedürfnisse und Interessen am politischen 
Prozess abprallten, deren Berücksichtigung im 
Widerspruch zu den Imperativen der Vermarkt-
lichungspolitik gestanden hätte. 

3.2 |	 Die Sozialdemokratie des 
	 „Dritten Weges“

Die Erhebung neoliberaler Wirtschafts- und 
Finanzpolitik zur allgemeinen Geschäftsgrund-
lage, mit der die umverteilenden und planerisch 
steuernden Instrumente des Nachkriegswohl-
fahrtsstaates beerdigt wurden, konnte ihre volle 
Durchschlagskraft erst erreichen, als sich die 
Sozialdemokratie diesem Programm anpasste. 
Genau dies geschah durch den sog. Dritten 
Weg. Die Nachkriegssozialdemokratien waren 
noch deutlich vom Vorteil gemischtwirtschaftli-
cher Ordnungen überzeugt, in der die privatka-
pitalistische Organisation unter der Beweislast 
stand, dass die „unsichtbare Hand“ Ergebnisse 
hervorbrachte, die demokratischen und gerech-
tigkeitspolitischen Erwägungen entsprachen: 
„Das private Eigentum an Produktionsmitteln 
hat Anspruch auf Schutz und Förderung, 
soweit es nicht den Aufbau einer gerechten 
Sozialordnung hindert. (...) Wirksame öffent-
liche Kontrolle muss Machtmissbrauch der 
Wirtschaft verhindern. Ihre wichtigsten Mittel 
sind Investitionskontrolle und Kontrolle markt-
beherrschender Kräfte“, verkündete noch die 
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SPD des Godesberger Grundsatzprogramms 
(SPD 1959: 14f.). Dieser Grundsatzanspruch 
wurde (in national unterschiedlichen Spielar-
ten) in den industriekapitalistischen Ländern 
des „Westens“ durch öffentliche Lenkung pri-
vater Investitionen, staatliche Rahmenplanung, 
von der Regierungen gesteuerte Geldpolitiken, 
Verstaatlichungen von Banken und Schlüsse-
lindustrien und verglichen mit heute geradezu 
exorbitante Vermögens-, Einkommens- und 
Erbschaftssteuern verwirklicht. 

In der sog. Marktsozialdemokratie, die sich 
als Resultat mehrfacher Wahlniederlagen ab 
dem Ende der 1970er Jahre sowie in Reaktion 
auf 1989ff. herausbildete, hatte sich allerdings 
eine paradigmatische Verschiebung durchge-
setzt. Die gesellschaftsstrukturelle Beweislast 
wurde praktisch umgekehrt, so dass nicht mehr 
die Dispositionsfreiheit privatkapitalistischer 
AkteurInnen durch gesellschaftlich erwünschte 
Resultate zu rechtfertigen ist, vielmehr müssen 
gerechtigkeitspolitische Ansprüche an die 
gesellschaftliche Ordnung sich anhand ihrer 
„Marktfähigkeit“ rechtfertigen. Dem entspricht, 
wie sehr das Prinzip der Chancengleichheit 
in den Mittelpunkt gerechtigkeitspolitischer 
Grundsatzüberlegungen rückte (Nachtwey 2009: 
197ff.). Denn wenn die Chancen, um deren 
Gleichheit es der Sozialdemokratie geht, am 
Zugang zum Arbeitsmarkt gemessen werden, 
avanciert der Markt zum Angelpunkt der Ge-
rechtigkeitsansprüche schlechthin. Es sollte nicht 
mehr durch Interventionen makroökonomischer 
Aggregate die Nachfrage der Einzelkapitale 
nach Arbeitskräften erhöht, sondern umgekehrt 
sollten die Arbeitskräfte der vorhandenen Nach-
frage angepasst und dabei wenn nötig deren An-
sprüche an Lohnniveau und Arbeitsplatzqualität 
nach unten korrigiert werden. 

Auf einer noch tieferen, teilweise unbe-
wussten Ebene politischer Prozesse wurde 
die bisherige Klientel der Sozialdemokratie 
identitätspolitisch „freigesetzt“. Parteien aus 
der Tradition der ArbeiterInnenbewegung 
bleiben allen Revisionismen zum Trotz für ihre 
wahlpolitischen Erfolge darauf angewiesen, 
dass ihr Publikum ein Gesellschaftsbild einer 
von Klassen und Klasseninteressen geprägten 

Gesellschaft plausibel findet. Klassenbewusst-
sein ist allerdings nicht „objektiv“, es entsteht 
nicht „natürlich“ alleine durch die Alltagserfah-
rung. „Diese Erfahrung mag Armut beinhalten, 
Zwang, Ungleichheit oder Unterdrückung. 
Sie mag Ähnlichkeiten zu anderen aufzeigen. 
Aber es ist keine Klassenerfahrung“. Jedes 
Individuum ist „Schnittstelle“ verschiedener 
latenter oder aktiver Konfliktlinien (katholisch 
oder evangelisch, Mann oder Frau, homo- oder 
heterosexuell, Stadt- oder Landbewohner, 
kosmopolitisch oder traditionell usw.). 

Welche Orientierungen politisch latent blei-
ben oder aktiviert werden, welche davon wie 
stark ausschlaggebend sind für das Verhalten, 
für die Wahlpräferenz oder gar die politische 
Leidenschaft, hängt stark davon ab, ob und wie 
die Leute von politischen Parteien mobilisiert 
werden. Davon also, ob sie ihnen eine bestimm-
te kollektive Identitätszuschreibung plausibler 
machen können als eine andere, deren Zugehö-
rigkeit ihnen angeboten wird. Sozialdemokrati-
sche politische Anrufungen müssen gegen die 
Prägung durch die Realität des Einzelbetriebes, 
gegen die christdemokratischen Anrufungen 
einer an Interessenversöhnung ausgerichteten 
Ordnung ihr Gesellschaftsbild anempfehlen 
(Przeworski/Sprague 1986: 8f.). 

Der sozial-ökonomische Rechtsruck der 
Sozialdemokratien in den 1990er Jahren hatte 
nicht nur zur Folge, dass sie die sozialphiloso-
phische Basis ihrer gerechtigkeitspolitischen 
Vorstellungen massiv verschoben und folge-
richtig eine ganze Batterie politisch-öffentlicher 
Steuerungsinstrumente und -ziele über Bord 
warfen. Durch den Verzicht auf klassenpoliti-
sche Anrufungen setzten sie weite Teile ihrer 
Klientel insofern „frei“, als der nun unbesetzte 
Platz in der Aufmerksamkeitsökonomie von 
anderen Anrufungen besetzt werden konnte. 
Kurzfristig bescherte der Kurswechsel den 
SozialdemokratInnen durchaus Erfolge, aller-
dings um den Preis, mittel- und langfristig ihre 
Glaubwürdigkeit und Wahrnehmbarkeit als 
eigenständige politische Kraft verteidigen zu 
können (vgl. Karreth et al. 2013: 814f.).

Je mehr die kollektive Selbstzuschreibung 
als „Klassenmitglied“ an Plausibilität verlor, 

Das schwächste Glied in der Kette



82 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

weil sie nicht durch den Aufruf zur Konfliktbe-
reitschaft im Sinne der Interessenvertretung 
abgerufen wurde, desto leichter hatten es bspw. 
Ansprachen unter konservativen, liberalen 
oder eben rechtspopulistischen Vorzeichen. 
Die rechtspopulistischen Anrufungen waren 
sogleich zur Stelle, als die weltweiten Wirt-
schafts- und Finanzkrisen die Versprechungen 
von SozialdemokratInnen, Liberalen und Kon-
servativen diskreditierten, die als Belohnung 
für den Verzicht allseitige Verbesserungen in 
Aussicht gestellt hatten. 

3.3 |	 Sozial-räumliche und politischen 
Polarisierungen

Eine Gemeinsamkeit rechtspopulistischer Erfol-
ge scheint zeigt sich darin zu zeigen, dass sie die 
oftmals vernachlässigte politische Konfliktlinie 
zwischen Stadt und Land wiederbeleben. Al-
lerdings führt hier der Blick auf tieferliegende 
Ursachen und Motivationen wiederum auf 
die Schnittstellen demokratiepolitischer und 
politik-ökonomischer Fragestellungen zurück. 

In Großbritannien bildete die Stimmvertei-
lung für oder gegen den sog. Brexit weitgehend 
sozial-räumliche Spaltungen ab. Jüngere und 
höherqualifizierte Wahlberechtigte, die eher 
in den größeren Städten leben, stimmten 
mehrheitlich gegen den Austritt des Vereinig-
ten Königreichs aus der Europäischen Union, 
während ältere Briten mit geringer formaler 
Bildung eher für den Austritt stimmten, zumal 
wenn sie in schlecht entlohnten Beschäftigungs-
verhältnissen in ländlichen Regionen oder den 
deindustrialisierten Gebieten Nordenglands 
leben (vgl. Boyer 2014, 836.		

Empirische Untersuchungen zum Elektorat 
der AfD lassen ähnlich klingend „einen durch-
weg negativen Einfluss der Bevölkerungsdichte 
auf den AfD-Stimmenanteil erkennen, das 
heißt, in weniger besiedelten, ländlichen Regi-
onen schneidet die AfD robust erfolgreicher ab 
als in städtischen Regionen. Dieser Effekt wird 
bestätigt, wenn anstatt der Bevölkerungsdichte 
der Einfluss von Großstädten oder Universitäts-
städten auf das AfD-Ergebnis untersucht wird“ 
(vgl. Bergmann/Diermeier/Niehues 2017: 70). 

Dabei schneidet die AfD neben ländlichen vor 
allem in strukturschwachen Gebieten gut ab. 
„Obwohl AfD-Anhänger nur zu einem sehr 
kleinen Teil von Arbeitslosigkeit betroffen 
sind, leben sie häufig in Gegenden mit hoher 
Arbeitslosigkeit. Zu vermuten ist, dass diese 
Menschen von Status- und Verlustängsten ge-
plagt sind, ihre bisherige Lebensweise bedroht 
sehen, ohne das Gefühl zu haben, sich dagegen 
wehren zu können“ (ebd.: 72). Für die US-ame-
rikanische Präsidentschaftswahl liegen klare 
Ergebnisse vor, wonach die Spaltung entlang 
von „Red States“ und „Blue States“ mehr denn 
je eine Fiktion ist, die durch den Zuschnitt 
der Bundesstaaten erzeugt wird, während die 
tatsächliche Spaltungslinie zwischen urbanen 
und ländlichen sowie deindustrialisierten Räu-
men verläuft. „Automation has killed off many 
low- and medium-skill manufacturing jobs, but 
technology has increased the productivity, and 
thus the pay, of highly educated workers, and 
the education premium is highest in dense, 
populous cities. The best-educated Americans, 
therefore, gravitate toward the most productive 
big cities – which then become even bigger, 
better educated and richer. Meanwhile, smaller 
cities and outlying regions with an outdated 
mix of industry and a less-educated populace 
fall further behind, displaced rather than boos
ted by technology, stuck with fewer good jobs 
and lower average wages“ (Wilkinson 2017). 
Die dichter besiedelten und gemessen an ihrem 
Beitrag zum BIP deutlich produktiveren Städte 
stimmen mehrheitlich für Hillary Clinton, die 
bevölkerungsärmeren und gemessen am Out-
put „unproduktiven“ Landkreise überdeutlich 
für Donald J. Trump. 

Kaum weniger eindeutig bildet die erste 
Runde der französischen Präsidentschaftswahl 
von 23. April 2017 diese Konfliktlinie ab. 
Hinter der räumlichen Zuordnung der Wahl-
mehrheiten stehen Effekte der Konfiguration, 
die bestimmte soziale Gruppen in den Städten 
zusammenbindet, seien sie dort freiwillig gelan-
det oder nicht. Auch in Frankreich stimmten 
jüngere, besserqualifizierte und im mittleren 
Bereich der Einkommensskala Verdienende 
für den Mainstream-Kandidaten Emmanuel 
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Macron, eher ältere, außerhalb der großen 
Städte lebende und prekärere Existenzen für 
Marine Le Pen vom Front National (Sawicki 
2017). 

Die von Rechtspopulisten verachtete, „links-
rot-grün-versiffte“ Realität (so die bekannte 
Polemik von Jörg Meuthen, dem Co-Bundes-
vorsitzenden der AfD) ist diejenige der Groß-
städte, vornehmlich der Hochschulstädte, die 
meistens identisch mit den Wachstumsregionen 
sind. Die räumliche Nähe gut qualifizierter 
Arbeitskräfte, von expansionsfähigen Unter-
nehmen und einem ausreichend großen Pool 
kaufkräftiger KonsumentInnen mit vielfältigen 
Bedürfnissen schafft deutlich bessere Voraus-
setzungen für selbsttragende Wachstumsprozes-
se (vgl. Wilkinson 2017). Demgegenüber ist die 
wirtschaftliche Struktur der ländlichen und we-
niger „wissensökonomisch“ geprägten Räume 
viel stärker auf wirtschaftspolitische Interventi-
on angewiesen, wenn die Gleichwertigkeit ihrer 
Lebensverhältnisse mit den urbanen Räumen 
gewahrt werden soll. Die nicht-urbanen Räu-
me, die stärker von landwirtschaftlichen und 
klassisch-industriellen Berufen geprägt waren, 
erfuhren stärkeren Arbeitsplatzabbau durch 
Rationalisierungen (teilweise gepaart mit dem 
Einsatz entsendeter Arbeitskräfte zu schlechte-
ren Bedingungen), weil deren Tätigkeitsprofile 
stark durch routinisierbare Tätigkeiten geprägt 
waren, die leichter automatisierbar sind (vgl. 
Zilian et al. 2016: 602f.). 

Soll die Arbeitskraft der dadurch Freigesetz-
ten wieder nachgefragt werden durch Nicht-Rou-
tine-Tätigkeiten im Dienstleistungsbereich, 
geht dies oft nicht ohne „industriepolitische“, 
marktersetzende Intervention der öffentlichen 
Hand, weil die fraglichen Regionen zu gering 
besiedelt sind, als dass sich die erheblichen 
Investitionen für privatkapitalistische Unterneh-
men zum Aufbau der erforderlichen „economies 
of scale“ wirklich lohnen könnten. Investitionen 
und Interventionen dieser Art aber laufen den 
dominierenden wirtschafts-, ordnungs- und 
finanzpolitischen Dogmen zuwider. 

In Ermangelung politischer Anrufungen 
wie derjenigen der Sozialdemokratie, welche 
die Betroffenen als politische Subjekte akti-

vieren und ihnen eine Perspektive wirtschaft-
licher Besserung vermitteln konnte, sehen 
die nicht-urbanen Bürger bei ihrem urbanen 
Gegenüber nicht nur die Konzentration aller 
Wertschöpfung, sondern auch der Wertschät-
zung. Regionen wie das „tiefe Frankreich“ 
(„la France profonde“), das zuletzt häufiger 
beschworene „middle America“, das sich oft als 
Ansammlung vernachlässigbarer „fly over-sta-
tes“ diffamiert sieht, das Land der stillgelegten 
und abgetragenen Zechen in Großbritannien 
oder „Dunkeldeutschland“ sehen für sich die 
Wohlstands-, Aufstiegs- und Achtungsverspre-
chen der bürgerlichen Gesellschaft verraten, 
die zu vertreten alle Parteien des Mainstreams 
zumindest rhetorisch für sich beanspruchten. 

Die sozial-räumliche Zerstreuung seiner 
Bewohner macht den nicht-urbanen Raum 
empfänglich für ein bonapartistisches Dispo-
sitiv: „Insofern Millionen von Familien unter 
ökonomischen Existenzbedingungen leben, 
die ihre Lebensweise, ihre Interessen und ihre 
Bildung von denen der andern Klassen trennen 
und ihnen feindlich gegenüberstellen, bilden 
sie eine Klasse“. Weil jedoch nur ein lokaler 
Zusammenhang zwischen ihnen besteht, der 
sie weit von den politischen Machtnetzwerken 
entfernt platziert, während ihre Lebenswirk-
lichkeit sich merklich weiter von derjenigen 
urbaner Lebensweise und politischer Eliten 
entfernt und „die Dieselbigkeit ihrer Interessen 
keine Gemeinsamkeit, keine nationale Verbin-
dung und keine politische Organisation unter 
ihnen erzeugt, bilden sie keine Klasse. Sie sind 
daher unfähig, ihr Klasseninteresse im eigenen 
Namen, sei es durch ein Parlament, sei es durch 
einen Konvent geltend zu machen. Sie können 
sich nicht vertreten, sie müssen vertreten wer-
den“ (Marx 1960 [1982], 198). 

3.4 |	 Die Geopolitik und ihr „Blowback“

Geopolitisch schien westlichen Eliten, vor al-
lem den sog. Neocons nach dem Ende der Sow
jetunion der Weg frei, die restliche Welt nun 
mit ihrem, dem westlichen Gesellschaftstyp 
zu beglücken – unabhängig von der Frage, wie 
sehr dies von den zu Beglückenden tatsächlich 
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gewollt wurde und für wie plausibel man dieses 
Vorhaben nach informierter Analyse halten 
konnte. Die westlichen Eliten verwechselten 
das nicht zuletzt den eigenen Defiziten geschul-
dete Scheitern des Staatssozialismus mit dem 
uneinholbaren Sieg der westlichen, liberal-kapi-
talistischen Weltordnung und Lebensweise. Der 
deutlichste Ausdruck davon war der Irakkrieg 
2003, den die Bush-Regierung bereits in der 
Schublade hatte und für den Nine-Eleven nur 
einen zusätzlichen Vorwand lieferte. Es ist wohl 
die größte historische Ironie der letzten zwei 
Jahrzehnte, dass George W. Bush mit diesem 
Krieg den Visionen der inzwischen gespaltenen 
Neocons unabsichtlich, aber definitiv den Gar-
aus gemacht ha (vgl. Mead 2014, 70).

Zudem erstarkte Russland wieder und ent-
ledigte sich zunehmend – wie inzwischen im 
Eiltempo auch Erdogans Türkei – aller ernst-
zunehmenden Bekenntnisse und Ansprüche, 
zum Kreis der bürgerlichen Gesellschaften auf-
schließen zu wollen. Das Wort „aufschließen“ ist 
eigentlich schon fehl am Platze, denn spätestens 
nach dem fast überall gescheiterten „Arabischen 
Frühling“ scheint der Lack grundsätzlich ab von 
der These vom „Ende der Geschichte“, der zu-
folge sich alle Gesellschaften unvermeidlich aus 
sich heraus zum Optimum des westlichen Ge-
sellschaftstyps hin entwickeln. Die Frage drängt 
sich auf, wie viel Verantwortung die westlichen 
Länder dafür tragen, weil sie zum Einen bei 
der Liquidierung säkularer, aber nicht westlich 
orientierter Kräfte in arabischen Ländern lange 
zugesehen und die autokratischen Herrscher 
und ihre gewaltigen Repressionsapparate ak-
zeptiert und unterstützt haben. 

Im gesellschaftspolitischen Vakuum zwi-
schen fehlenden säkularen politischen Kräften 
und nur begrenzt legitimer autoritärer Regie-
rung konnte als dritte Kraft der Islamismus 
wachsen – mit den bekannten Folgen. Die 
autoritären Regierenden wie Putin, Erdogan 
u. a. wiederum haben durchaus vom Westen 
gelernt, aber gerade nicht, wie von den west-
lichen Deutungseliten naiverweise (und nicht 
ohne eine gewisse Arroganz) erhofft: Sie 
haben die ganze Palette ethisch fragwürdiger, 
geopolitisch-geheimdienstlicher Instrumente 

wie „Regime Change“, den Aufbau von „fünf-
ten Kolonnen“, gegnerischer Medien (ob mit 
oder ohne Hacker-Angriffe, Social Bots und 
Trolls ist derzeit noch umstritten) und Orga-
nisationen, Denunziationen unwillkommener 
politischer Akteure sowie die Bewaffnung 
und Ausbildung (para)militärischer Kräfte bis 
hin zum direkten, „unverschämten“ Eingreifen 
vor aller Augen im eiskalten eigenen Interesse 
sich fleißig vom Westen abgeschaut. Was sie 
nicht übernommen haben, waren die Ziele des 
Westens, der seine Methoden immer bestritten 
oder als unschönes, aber notwendiges Übel 
zur Rettung der Demokratie behauptet hatte. 

In der Konsequenz verändert sich der 
Akzent vieler weltpolitischer Auseinander-
setzungen. Hatten viele Staaten des Westens 
versucht, das Terrain bspw. auf dem Gebiet von 
Klimapolitik, Seuchen- und Armutsbekämpfung 
mit Institutionen und Instrumenten der ‚Global 
Governance‘ in Richtung von Win-Win-Konstel-
lationen zu verschieben, kreisen die zwischen-
staatlich aufgewendeten politischen Energien 
jetzt immer häufiger um Nullsummenspiele um 
Territorien, Zufahrtswege oder Energiequellen. 
„To be dragged back into old-school contests 
such as that in Ukraine doesn’t just divert 
time and energy away from those important 
questions; it also changes the character of 
international politics. As the atmosphere turns 
dark, the task of promoting and maintaining 
world order grows more daunting“(ebd., 69).

Schließlich erlangte die Geschlechterpolitik 
in den Ländern des „Westens“ eine geopoliti-
sche Dimension. Durch den geschrumpften 
militärischen und sonstigen interventionspoli-
tischen Spielraum haben sich die „männlich“ 
konnotierten, außen- und sicherheitspolitischen 
Vorgehensweisen erschöpft. Sie scheitern 
entweder an unbeabsichtigten Nebenfolgen 
oder mangelnder innenpolitischer Durchsetz-
barkeit. Die Ausbreitung von ISIS folgt aus 
beidem: Alles, was über Drohnenkriege und 
Bombardements hinaus gehen würde, wäre 
in den Demokratien des Westens nicht mehr 
mehrheitsfähig. „Boots on the ground“ wird 
vermutlich in den nächsten 20 Jahren so bald 
kein demokratisches Land mehr aufbieten. 
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Damit endet aber jede geopolitische Einfluss-
nahme aus dem Westen immer mit dem Schluss 
„too little, too late“. Nicht nur musste der 
„Westen“ in Syrien untätig zusehen, durch die 
Intensität der Meinungsverschiedenheiten im 
Inneren waren den Regierenden die Hände bis 
auf marginale Spielräume gefesselt. 

Ob militärische Interventionen tatsächlich in 
so vielen Fällen friedensstiftend und -erhaltend 
sein können, wie es ihre Befürworter behaup-
ten, wird vermutlich ewig umstritten bleiben. 
Als sicher kann allerdings gelten, dass die erfolg-
reichen Beispiele eine beträchtliche Bereitschaft 
zu finanziellen und menschlich-soldatischen 
Opfern ebenso zur Voraussetzung haben wie 
den internationalen Rückhalt über den ent-
sendenden Staat hinaus. Beides erscheint im 
heutigen weltpolitischen Umfeld völlig illusio-
när. Die theatralischen Stärke-Bekenntnisse von 
Donald Trump u.a. erweisen sich bei näherem 
Hinsehen als Ausdrucke eigener Hilflosigkeit.

Nicht zufällig suchen Donald Trump, 
Marine Le Pen, die AfD u. a. das Bündnis 
mit Putins Russland. Zum einen drücken sie 
damit ihre Gegnerschaft zum landeseigenen, 
geopolitisch aktiven Establishment aus, zum 
anderen aber vermögen sie an außenpolitische 
Mächte aufzuschließen, die noch zu aggressiver 
Vorgehensweise fähig sind2. Zumindest durch 
symbolische Stellvertretung meint man so, 
einen Teil der verlorenen, „männlich“ konno-
tierten Position zurückgewinnen zu können. 
Nicht zufällig sind es dieselben politischen 
Kräfte, die sich innenpolitisch (in unterschied-
licher Radikalität) gegen die Aufweichung von 
Geschlechterstereotypen wenden und die – wie 
die westeuropäischen Rechtspopulismen – ihre 
Offenheit für Gleichstellungspolitik zugunsten 
von Frauen und LGBTI-Identitäten erst dann 
entdeckten, als sich damit Stimmung gegen das 
Feindbild Islam machen ließ.

3.5 |	 Die EU als rechtspopulistisches 
Feindbild

Die Europäische Union ist nicht zufällig neben 
dem Islam gemeinsames Feindbild aller rechts-
populistischen Formationen. Rechtspopulisten 

werden vom Ausdruck zum Antreiber politi-
scher Polarisierungen, indem sie gemeinsame 
politische Projektionsflächen für die verschie-
denen Enttäuschungen, Verletzungen und 
Missachtungen schaffen. Sie verschmelzen das 
Misstrauen gegenüber politischen Prozessen 
zu einem Feindbild, indem sie den für reprä-
sentative demokratische Ordnungen typischen 
Zuschreibungsprozess eigentümlich umkehren. 

Das minimale Verständnis rechtsstaatlicher 
Demokratie umfasst, der Unzufriedenheit der 
Regierten dadurch Ausdruck zu verleihen, dass 
sie bei der nächsten Wahl ihre Regierungen 
ohne Blutvergießen aus dem Amt jagen kön-
nen (vgl. Przeworski 1999: 31). Die Rechts-
populisten allerdings argumentieren, dass die 
amtierende Elite ebenso wie die Opposition 
aus den Reihen des Parteien-Mainstreams nicht 
nur schlechte Exemplare, sondern die schlech-
ten Eigenschaften des politischen Systems 
schlechthin repräsentieren, das es radikal zu 
transformieren gilt, um den bislang missachte-
ten Interessen des Volkes endlich Beachtung zu 
verschaffen. Haben die Rechtspopulisten diese 
„Transferleistung“ bei ihrem Publikum einmal 
erreicht, was wegen der Undurchsichtigkeit 
politischer Zuständigkeiten und der Wir-
kungsketten politischer Entscheidungen heute 
eher einfacher geworden ist, bietet sich die 
Europäische Union als bevorzugtes Feindbild 
an (vgl. Krouwel/Abts 2007: 263f), zumal ihr 
Grundgedanke dem „völkisch“ aufgeladenen 
Demokratieverständnis der Rechtspopulisten 
diametral entgegensteht. 

Den Rechtspopulismen sich dabei argumen-
tativ entgegenzustellen ist in der derzeitigen 
poltischen Konjunktur aus mindestens drei 
Gründen schwieriger denn je geworden: 

Erstens ist durch die im Vergleich zu den 
Präsidentschafts- oder Parlamentswahlen in 
den Mitgliedstaaten niedrige Beteiligung an 
den Parlamentswahlen deutlich geworden, dass 
die EU keine ähnlichen hohen Leidenschaften 
mobilisieren kann. Die Legitimation der EU ist 
von derjenigen ihrer Mitgliedstaaten abgeleitet 
und daher umso leichter durch Misstrauen 
kontaminierbar, wenn die Glaubwürdigkeit 
der einheimischen politischen Eliten oder die 
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wahrgenommene Wirksamkeit und Gerech-
tigkeit der einheimischen politischen Institu-
tionen leidet. Erst seit der 2008 beginnenden 
Verkettung verflüssigter Konjunkturen gilt nicht 
mehr, dass die europäische Ebene für die In-
nenpolitik weitgehend irrelevant ist, “beyond 
the horizon of citizen‘s expectations and po-
litical demands; it is not the target of public 
debates and party competition, and it is not 
vulnerable to electoral sanctions (Mair 2008). 
As far as citizens are concerned, they are only 
connected to the lower (member-state) level of 
government through a legitimating feedback 
loop. And since voters are not obliged to be 
fair – and, in any case, could not know the 
origin of the rules with which they are asked 
to comply – ‘the politics of blame avoidance’ 
(Weaver 1986) is not a useful option for mem-
ber governments. In fact, they must carry the 
full burden of political accountability for their 
exercise of governing authority, regardless of 
how much European law may have contributed 
to it“ (Scharpf 2009: 180f.). 

Die Rechtspopulisten drehen die Wirkungs-
richtung der Rückkoppelungsschleife um und 
kanalisieren Unzufriedenheiten und Misstrauen 
gegen die EU. Und zwar ungeachtet der Frage, 
ob die skandalisierten Zustände wirklich auf 
die europäische Gesetzgebung zurückzuführen 
sind. Dabei ist ihnen allerdings das Korsett der 
EU unfreiwillig behilflich. Denn weil die EU 
keine wirkungsvollen Kanäle anbietet, quer 
zu den Mitgliedstaaten politische Richtungs-
entscheidungen herbeizuführen, kann man 
nicht wirkungsvoll in der EU, sondern nur 
gegen sie opponieren (vgl. Mair 2007: 11). Es 
wird damit erhofft, Konzessionen in Richtung 
der eigenen Position mithilfe verschiedener 
Eskalationsstufen von der Nicht-Befolgung 
von EU-Recht bis hin zur Austrittsdrohung zu 
erreichen. Um das schwerfällige EU-Gebilde in 
Bewegung zu setzen, erscheint die „nationale 
Karte“ als vielversprechendste Option, um das 
„schwächste Glied der Kette“ zu treffen.

Zweitens kulminieren in der EU die tech-
nokratisch-neoliberalen Regierungsweisen, die 
sich nach 1989 Bahn gebrochen haben. Nicht 
nur funktioniert sie nach der Logik nicht-

majoritärer Institutionen, wofür vor allem die 
unabhängige EZB steht. EU-Gesetzgebung und 
-Rechtsprechung gehorchen tendenziell einer 
Logik „negativer Integration“, die Markthin-
dernisse abräumt und in ihrer radikalisierten 
Variante politisch gesetzte Vorschriften zu 
Betätigungshindernissen der Einzelkapitale 
uminterpretiert. Tatsächlich sind aus Sicht des 
„Wirtschaftsbürgers“ potenziell sämtliche wirt-
schaftspolitischen Regulierungen, sozialstaatli-
chen Abgabeverpflichtungen und die Dispositi-
onsfreiheiten der Eigentümer einschränkende 
Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten 
unterhalb der Vollharmonisierung als illegitime 
Freiheitseinschränkung diskreditierbar, solange 
es nur mindestens einen Mitgliedstaat gibt, 
indem die durch o.g. Regelungen generierten 
Belastungen auf die Unternehmen geringer 
ausfallen (vgl. Scharpf 2008: 79f.). 

Einer ähnlichen Logik – nämlich der Um-
kehrung wirtschaftsdemokratischer Impulse – 
entsprechen auch die von der EU angestrengten 
Schiedsgerichte in TTIP, CETA und ähnlichen 
Abkommen. Während die Wirtschaftsdemo-
kratie den Geltungsbereich demokratischer 
Rechte auf wirtschaftliche Belange ohne den 
Umweg über die parlamentarische Vertretung 
ausweitet, beinhalten die neoliberalen Han-
delsabkommen direkte Einspruchskanäle und 
Veto-ähnliche Rechte für Investoren durch 
Schiedsgerichte und „gemeinsame Ausschüsse“, 
deren Entscheidungen Vorrang vor denjenigen 
der gewählten Parlamente erhalten und zu de-
nen Investoren qua ihres Status als Investoren 
Zugang erhalten (vgl. Kumm 2015: 472f.). 

Drittens wird die sog. Flüchtlingskrise zum 
ultimativen Verdichtungspunkt der verflüssigten 
Konjunkturen, weil sich in ihr die zwischen-
staatlichen, geoökonomischen Spaltungslinien 
innerhalb der EU manifestieren: Die innerstaat-
lich-ökonomische Spaltung mit der Angst um 
stärkere Arbeitsmarktkonkurrenz durch die 
Neuankömmlinge, die sicherheitspolitische 
Angst über die mögliche Gefährlichkeit der 
Neuankömmlinge als „fünfte Kolonnen“ des 
radikalen politischen Islam, die politisch-sym-
bolische Spannung durch die Wahrnehmung 
ungleicher Aufmerksamkeit der Regierenden 
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zugunsten der Neuankömmlinge und zulasten 
der Einheimischen – diese Eindrücke fusio-
nieren zu einem explosiven Deutungsmuster, 
das rechtspopulistischen Anrufungen starke 
Resonanz verschafft. 

Die EU als politische Ordnung hat insofern 
einen Anteil daran, als sie über keinerlei Instru-
mente verfügt, die wirtschaftlichen Unterschiede 
zwischen den Mitgliedstaaten, die sich in politi-
sche Machtdifferentiale übersetzen, an weiterer 
Zunahme zu behindern. Die Wahl rechtspopulis-
tischer Parteien in den nordeuropäischen „Über-
schussländern“ kann insofern auch als Abwehr 
von zunehmenden Verpflichtungen und eines 
weiteren Kontrollverlusts über die Verwendung 
der „eigenen“ Ressourcen aufgrund der europä-
ischen Krisenentwicklungen betrachtet werden. 
Auf die Regierenden des Mainstreams fallen 
die Ausdünnung ihrer politischen Ansprache 
und die neoliberal-technokratische Sachzwang
rhetorik zurück, mit der jahrelang Abbau von 
sozialem Schutz, Lohndruck und höhere Prekari-
tät begründet wurden. Es ist den Regierten nicht 
plausibel zu machen, dass auf einmal staatliche 
Handlungsfähigkeit für Banken- und Staatenret-
tungen sowie die Aufnahme von Geflüchteten 
möglich ist, wo sie jahre- oder jahrzehntelang 
zur Rechtfertigung von Zumutungen geleugnet 
werden musste. 

In den postkommunistischen Ländern wird 
die materiell-symbolische Verdichtung von 
Konflikten in der EU in der sog. Flüchtlings-
krise noch durch zwei weitere Punkte verstärkt. 
Zum einen wird die EU als Terrain betrachtet, 
auf dem die geopolitisch mächtigeren Staaten 
in die osteuropäische Peripherie hineinregieren 
sowie „westliche“ Unternehmen ihre überlegene 
Macht ausspielen. „Ob ich über Trumps Worte 
beunruhigt bin? – Das wäre nicht das richtige 
Wort. Manches ist unklar, aber er hat einen Vor-
zug: Er mischt sich nicht in die Angelegenheiten 
anderer Länder ein“, so Jarosław Kaczynski, 
Vorsitzender der polnischen Regierungspartei 
PiS im Interview mit der FAZ. „Man muss die 
Nationalstaaten stärken und die Kompetenzen 
der Union reduzieren. Außerdem müssen wir 
uns vor Monozentrismus schützen. Deutschland 
profitiert davon, andere nicht. (...) es gibt da 

bestimmte Elemente (um Polen als ‚Kolonie des 
Westens anzusehen‘): das unerhörte Benehmen 
mancher westlicher Firmen in Bezug auf Arbeit-
nehmerrechte, Umweltschutz, Rücksicht auf die 
Interessen von Anwohnern. In ihren eigenen 
Ländern bliebe so etwas nicht ohne Folgen“ 
(Kaczynski 2017). 

Zum anderen spielt „demographische 
Panik“ eine oft unterschätzte Rolle. „In the 
region’s recent history, nations and states 
have been known to wither. Over the last 
quarter-century, about one of every ten Bul-
garians has left to live and work abroad. And 
the leavers, as one would expect, have been 
disproportionately young. According to UN 
projections, Bulgaria’s population will shrink 
27 percent between now and 2050. Alarm 
over ›ethnic disappearance‹ can be felt in these 
small nations. For them, the arrival of migrants 
signals their exit from history, and the popular 
argument that an aging Europe needs migrants 
only strengthens a gathering sense of existential 
melancholy“ (Krastev 2016: 9). 

Die Wahl der radikalen populistischen 
Rechten scheint die Gewähr dafür zu bieten, 
dass diese Auswanderungsgesellschaften 
noch über ihre eigene Zusammensetzung ent-
scheiden können und sich nicht einer fernen 
EU-Elite ausliefern müssen, denn „at the end 
of the day, it is Central and East Europeans’ 
deeply rooted mistrust of the cosmopolitan 
mindset that stands out most sharply. They 
have no confidence in those whose hearts are 
in Paris or London, whose money is in New 
York or Cyprus, and whose loyalty belongs to 
Brussels“ (ebd.). 

4 |	 Schluss

Nach 1989 konnte sich der technokratische 
Mainstream-Neoliberalismus als Regierungs-
modus durchsetzen. Er machte den politischen 
Prozess gegenüber vielen Bedürfnissen und In-
teressen weniger responsiv. Ohne wirtschafts-, 
industrie- und arbeitsmarktpolitische Interven-
tionen aber, die den Annahmen neoliberaler 
Technokratie zuwiderlaufen, mussten durch 
die Eigendynamiken kapitalistischer Märkte 
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die Ungleichheiten zwischen dienstleistungs-
geprägten urbanen Zentren und vormaligen 
Industrieregionen sowie ländlichen Räumen, 
zwischen Lohnabhängigen und Unternehmern 
sowie innerhalb der Lohnabhängigen zuneh-
men. Wenn sich die auf Klassenunterschieden 
begründende soziale Ungleichheit nicht mehr 
durch Anrufungen sozialdemokratischer Par-
teien problematisiert und zum Gegenstand 
politischer Mobilisierung gemacht wird, sinkt 
der politische Orientierungswert von sozialen 
Ungleichheiten überhaupt, weil diese im Alltag 
wenig sichtbar sind und leicht von anderen 
Orientierungen ausgestochen werden können. 
Haben sich die Regierungen, die vormals im-
mer eine Semantik der Sachzwänge bemühten, 
um die Ansprüche ihrer Bürgerschaften auf ein 
leichter regierbarbares Maß herunterzustutzen, 
durch die Krisenpolitik der „Rettungspakete“ 
diskreditiert, schlägt die Stunde der „politi-
schen Unternehmer“, die vormalige Nicht-
wählende und bisherige StammwählerInnen in 
neue Wählerkoalitionen mobilisieren. 

Auf der „Input-Seite“ politischer Öffent-
lichkeiten sinken aufgrund der ideologischen 
Orientierungslosigkeit breiter Bevölkerungsteile 
die Eintrittshürden für die rechtspopulistischen 
Ansprachen. Diese können nicht mehr nur an 
vorhandenen Stereotypen gegenüber MigrantIn-
nen und Misstrauen gegenüber der EU anknüp-
fen, sondern auch als glaubwürdige Verteidiger 
des Besitzstandes an Lebensstandard, sozialer 
Sicherheit und kultureller Selbstwertschätzung 
auftreten. In Gesellschaften, in denen Wahl-
programme ohnehin nur von Minderheiten 
gelesen werden, kommt es auf die inhaltliche 
Plausibilität des rechtspopulistischen Angebots 
gar nicht an, sondern allein darauf, dass es als 
authentisches, durchaus renitentes Gegenpro-
gramm zu den Etablierten wahrgenommen wird. 
Eine Beobachterin bemerkte angesichts von 
Donald J. Trump einen Rezeptionsunterschied 
von Journalisten und Wähler-Publikum, der 
durchaus für andere Rechtspopulisten Gültigkeit 
beanspruchen kann: „It’s a familiar split. When 
he makes claims like this, the press takes him 
literally, but not seriously; his supporters take 
him seriously, but not literally” (Zito 2016). 

Auf der „Output“-Seite politischer Prozesse 
zeigt sich allerdings umso nachdrücklicher, 
dass ein Verstehen rechtspopulistischer Erfolge 
nicht ausreicht, sondern der kontinuierlichen 
Ideologiekritik bedarf. Das Paradox rechts-
populistischer Wahlerfolge zeigt sich in den 
USA direkt anhand ihrer Klientel in den wirt-
schaftlich abgehängten Regionen. Obwohl der 
daraus entstandenen Unzufriedenheit nicht die 
Berechtigung abgesprochen werden kann, lässt 
sich durchaus an der Weitsichtigkeit dieses Vo-
tums bezweifeln. „It’s difficult to predict who 
will bear the downside burden of disruptive 
innovation – it could be Rust Belt autoworkers 
one day and educated, urban members of the 
elite mainstream media the next – which is why 
dynamic economies need robust safety nets to 
protect citizens from the risks of economic 
dislocation. The denizens of Trump country 
have borne too much of the disruption and 
too little of the benefit from innovation. But 
the redistribution-loving multicultural urban 
majority can’t be blamed for the inadequacy 
of the safety net when the party of rural whites 
has fought for decades to roll it back. Low-den-
sity America didn’t vote to be knocked on its 
heels by capitalist creative destruction, but it 
has voted time and again against softening the 
blow“ (Wilkinson 2017). 

In den europäischen Ländern wirken Rechts-
populismen indirekter. Indem sie einen Teil 
vormals linker Elektorate abwerben und zugleich 
als Schreckensbild die linksliberalen und zent-
ristischen Elektorate zur Stimmabgabe gegen 
sie mobilisieren, zementieren sie ungewollt den 
Status Quo, weil durch Mehrheitswahlrecht oder 
große Koalitionen im Ergebnis (bislang mit Aus-
nahme Osteuropas) wiederum politische Kräfte 
tonangebend werden, von denen keine Politik 
zu erwarten ist, die den aufgerissenen sozialen 
Spaltungen entgegenwirken möchte, denen der 
Rechtspopulismus seinen Auftrieb verdankt. 
Es bleibt durchaus möglich, dass bei erneuter 
Zuspitzung und Verdichtung der Widersprüche 
ein ähnliches Szenario von Neuem beginnt.

Alban Werner ist Politikwissenschaftler aus 
Aachen. Kontakt: alban.werner@inkrit.org
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Anmerkungen

1	 Für eine feinziselierte Bestandsaufnahme 
darüber, welche „Lektionen“ des globalen 
Umbruchs von 1989ff in den Ländern des 
Westens, vor allen in den USA zu fragwürdi-
gen Schlussfolgerungen, Irrtümern, Hybris 
und Realitätsverleugnung führten siehe 
Barbara J. Falk: From Berlin to Baghdad: 
learning the ‚wrong‘ lessons from the col-
lapse of communism, in: George Lawson/
Chris Armbruster/Michael Cox (Hrsg.): 
The Global 1989. Continuity and Change in 
World Politics, Cambridge 2010, Cambridge 
University Press, S. 243-270.

2	 Wie Walter Russell Mead bemerkt, wider-
legen diese geopolitischen Spieler damit 
auch die zumindest implizite Annahme vieler 
atlantischer Eliten, dass der Wettlauf postau-
toritärer Staaten mit dem Westen zu dessen 
Nachahmung treiben und damit letztlich 
die Aggressionsbereitschaft zerrinnen lassen 
werde: „To fight the West successfully, you 
would have to become like the West, and if 
that happened, you would become the kind 
of wishywashy, pacifistic milquetoast society 
that didn’t want to fight about anything at 
all“ (Mead, a.a.O, S. 72).
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„Die Angsträume werden größer in unserem 
Land. Gerade für blonde Frauen werden sie 
leider immer größer. Und das im eigenen Land, 
liebe Freunde! Das ist unerträglich!“ (Höcke 
zit. n. Knappertsbusch 2017). Dies verkündete 
der thüringische AfD-Landessprecher Björn 
Höcke im Herbst 2015 bei einer Rede in 
Erfurt, die in Ausschnitten prominent in der 
ARD-Sendung Günther Jauch wiedergegeben 
wurde. Mit dem Begriff ‚Angsträume‘ greift er 
dabei ein gängiges Motiv rechter Propaganda 
auf. Dieses Wort findet sich auch auf einem 
Plakat, mit dem die rechtsextreme Regionalpar-
tei Pro NRW bei den nordrhein-westfälischen 
Kommunalwahlen 2014 warb. Dominiert wird 
dieses Plakates durch den etwas holprigen 
Reim „Angstraum Stadt – Wir haben’s satt!“ 
(Pro NRW 2014). Zur Illustration dieses 
„Angstraums“ dient bemerkenswerterweise das 
Symbol einer durchgestrichenen Moschee, mit 
dem die rechtsextreme Partei schon Jahre zuvor 
gegen die Pläne zur Errichtung der Ditib-Groß-
moschee in Köln-Ehrenfeld mobilisiert hatte.

Diese beiden Beispiele stehen stellvertre-
tend für eine rechtsextreme und rechtspopu-
listische „Politik mit der Angst“ (Wodak 2016). 
Die rechte Propaganda beruft sich darauf, dass 
‚die Menschen‘ Angst haben und man daher 
etwas gegen diejenigen unternehmen müsse, 
vor denen ‚die Menschen‘ Angst haben. Denn 
wie in den beiden Beispielen geht es bei den 
Ängsten, auf die sich die rechte Propaganda 
beruft, zumeist nicht um beliebige Ängste, 
sondern spezifisch um Ängste vor anderen, also 
vor bestimmten sozialen Gruppen. 

Als Reaktion auf diese im Wahljahr 2016 
ausgesprochen erfolgreiche Propaganda der 
Angst heißt es von Politikerinnen2 aus Union 

Angst-Traum „Angst-Raum“1

Über den Erfolg der AfD, „die Ängste der Menschen“ und die Versuche, 		
sie „ernst zu nehmen“

Floris Biskamp

und SPD immer wieder, man müsse ‚die Ängste 
der Menschen ernstnehmen‘. 

Dies tue ich im Folgenden zumindest in 
dem Sinne, dass ich ‚die Ängste der Men-
schen‘ und die mit ihnen betriebene Politik 
als Gegenstand ernstnehme. Dabei lege ich 
zuerst dar, inwieweit es sich bei den von der 
rechtspopulistischen Propaganda behaupteten 
Ängsten um eine empirisch messbare Realität 
handelt und in welchem Zusammenhang sie 
zum Wahlverhalten stehen (1). Daraufhin 
diskutiere ich zunächst, inwieweit es Gründe 
für (diese) Ängste gibt (2) und lege dann dar, 
dass die Mobilisierung der Ängste unabhängig 
davon eindeutig irrationale Züge trägt (3). 
Anschließend nehme ich zwei Perspektiven 
auf die politische Mobilisierung der Ängste 
ein – zum einen eine sozialpsychologische Per-
spektive, die den Fokus darauf richtet, welche 
Neigungen im Einzelnen dieser Mobilisierung 
entgegenkommen (4 und 5), zum anderen eine 
rassismuskritische Perspektive, die die Frage 
in den Mittelpunkt rückt, wessen Ängste mit 
welchen sozialen Effekten mobilisiert werden 
(6). Vor diesem Hintergrund schließe ich den 
Artikel mit Überlegungen darüber, was es heißt, 
wenn Politikerinnen der ‚Mitte‘ die Ängste der 
Menschen ernstnehmen‘ (7).

1 |	 Ängste, Sorgen und Wahlverhalten

Wie Meinungs- und Vorurteilsforschung bestä-
tigen, existieren die Ängste in der Bevölkerung, 
auf die die rechte Propaganda sich bezieht, 
wirklich. Auch die von der AfD immer wieder 
besonders prominent angesprochenen Ängste 
vor ‚Flüchtlingen‘ und ‚dem Islam‘ sind empi-
risch messbar (vgl. Küpper/Zick 2016; Decker/

Themenschwerpunkt



92 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Eggers/Kiess/Brähler 2016). Obwohl die ableh-
nenden Einstellungen gegenüber diesen Grup-
pen teils als ‚Islamophobie‘ oder ‚Xenophobie‘ 
bezeichnet und so in die Nähe psychischer 
Angststörungen gerückt werden, lassen sie sich 
nicht auf Ängste reduzieren. Nichtsdestotrotz 
spielen ‚Ängste‘ vor dem Verlust des ‚Eigenen‘ 
durch zu viele ‚Fremde‘ eine Rolle, wenn 50 
Prozent der Probandinnen in der Mitte-Studie 
von 2016 der Aussage „Durch die vielen Mus-
lime hier fühle ich mich manchmal wie ein 
Fremder im eigenen Land“ zustimmen (vgl. 
Decker/Eggers/Kiess/Brähler 2016: 50). Den 
seit 2002 im Zweijahresrhythmus erhobenen 
Studien zufolge schwankte die Verbreitung 
‚ausländerfeindlicher Einstellungen‘ im Laufe 
des Untersuchungszeitraums zwischen 18,1 
und 26,9 Prozent (Tendenz leicht abnehmend), 
die ‚islamfeindlicher Einstellungen‘ zwischen 
30,2 und 50,0 Prozent (Tendenz deutlich 
zunehmend) und die eines ‚geschlossen rechts-
extremen Weltbildes‘ zwischen 5,4 und 10,1 
Prozent  (Tendenz abnehmend) (vgl. Decker/
Eggers/Kiess/Brähler 2016: 43-50). Negative 
Einstellungen gegenüber Geflüchteten hegt 
etwa die Hälfte der ‚Mehrheitsbevölkerung‘ 
(vgl. Küpper/Zick 2016, 16). 

Vor dem Hintergrund dieser Forschungser-
gebnisse überrascht weniger der jetzige Erfolg 
der AfD als vielmehr die Tatsache, dass es in 
der Bundesrepublik bis dato noch keine derartig 
erfolgreiche rechte Partei gegeben hat. Tatsäch-
lich scheint es, als sei die AfD schlicht die erste 
Partei, der es gelingt, dieses in der Bevölkerung 
schon lange bestehende Einstellungspotenzial 
anders als etwa die Ende der 1980er und An-
fang der 1990er Jahre präsenten Republikaner 
(REP) längerfristig und bundesweit zu mobili-
sieren sowie in Wahlerfolge umzusetzen. Und 
die Demoskopie zeigt, dass Menschen, die 
„große Sorgen“ über zu viel Zuwanderung he-
gen, besonders häufig AfD wählen (Bergmann/
Diermeier/Niehues 2017: 64-65).

2 |	 Gründe zur Sorge

Auch wenn materielle Versorgungslage und 
politische Stabilität in der Bundesrepublik im 

historischen und globalen Vergleich betrachtet 
gegenwärtig ausgesprochen positiv ausfallen, 
auch wenn die Kriminalstatistik keinen akuten 
Anstieg von Gewalt- und Straßenkriminalität 
belegt, der eine Rede von einem ‚immer größer 
werdenden‘ ‚Angstraum Stadt‘ rechtfertigen 
würde (vgl. Bundesministerium des Innern 
2017: 24-26), können die Einzelnen in Deutsch-
land durchaus begründet Angst haben. 

Dies gilt insbesondere für diejenigen Mili-
eus, die ökonomisch von einer zunehmenden 
Prekarisierung und politisch von einer „Kri-
se der Repräsentation“ (Reif-Spirek 2016) 
betroffen sind. Letztere begann damit, dass 
sich die europäische Sozialdemokratie in den 
1990ern neu aufgestellt hat, in Deutschland 
versinnbildlicht durch die von Gerhard Schrö-
der beschworene ‚Neue Mitte‘. Damit einher 
gingen zunächst Wahlerfolge, andererseits 
aber auch politische Maßnahmen, aufgrund 
derer sich traditionell sozialdemokratische 
Milieus zu Recht nicht mehr durch die SPD 
vertreten fühlen. Paradigmatisch hierfür sind 
die Hartz-Reformen, die die Prekarisierung 
insbesondere unterer Einkommensschichten 
vorantrieben und die Situation von Arbeits-
losen verschlechterten. Eben diese Milieus 
wählen heute – bei relativ geringer Wahlbetei-
ligung und einem begrenzten Bevölkerungsan-
teil – überproportional oder gar mehrheitlich 
rechtspopulistisch. Dabei ist zu betonen, dass 
die zahlenmäßig stärkste Unterstützung für die 
AfD weniger vonseiten der unteren Schichten 
kommt als vielmehr von Seiten derjenigen 
Teile der Mittelschicht, die einen sozialen 
Abstieg fürchten. Jedoch stehen auch diese 
Abstiegsängste in einem direkten Zusammen-
hang zur zunehmenden Prekarität auf dem 
Arbeitsmarkt (Friedrich 2017: 21-28, 37-45, 
82-93; Bergmann/Diermeier/Niehues 2017: 
58-65; Küpper/Zick 2016: 22-27).

Eine ähnliche Repräsentationslücke klafft 
am rechten Rand der Unionsparteien, insbe-
sondere der CDU. Zwar war Angela Merkels 
Modernisierung der Partei in ‚weichen‘ Fragen 
über Jahre hinweg mit großen Erfolgen an der 
Wahlurne verbunden, gleichzeitig entfremdete 
die CDU mit diesem Weg in die ‚Mitte‘ kon-

Floris Biskamp



| 93

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

servative Milieus. Die Arbeiterinnenmilieus und 
konservativen Milieus können mit Gründen 
Angst haben, dass ihre Stimmen in den Partei-
en, die sie traditionell vertraten, kein Gewicht 
mehr haben. Dieses Gefühl, in der Politik keine 
Stimme zu haben und von den Parteien nicht 
vertreten, sondern fremdbestimmt zu werden, 
ist eine Grundlage für den Erfolg der AfD 
(Friedrich 2017: 13-21; Bergmann/Diermeier/
Niehues 2017: 65)

Auch in Bezug auf ‚Flüchtlingskrise‘ oder 
Islam ist nicht jede Angst der ‚Mehrheits
bevölkerung‘ völlig aus der Luft gegriffen. Zwar 
kann auch massenhafte Einwanderung die 
ökonomische Lage der Bestandsbevölkerung 
langfristig verbessern, weil die Binnennachfrage 
steigt und die Neuankömmlinge zunächst in 
die niedrig entlohnten Stellen einsteigen, so 
dass sich für die Bestandsbevölkerung in einem 
expandierten Arbeitsmarkt Aufstiegsmöglich-
keiten bieten. Da wir nach Keynes‘ bekanntem 
Diktum jedoch auf lange Sicht alle tot sind, ist 
es aus der partikularen Perspektive insbesonde-
re unterer Einkommensschichten durchaus ins-
trumentell-rational, wenn sie kurzfristig denken 
und sich vor Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt 
sowie einem sich verschärfenden Lohndruck 
fürchten. Eine ähnliche Konkurrenzsituation 
existiert auf dem Wohnungsmarkt: Bestand 
schon vor der ‚Flüchtlingskrise‘ ein Mangel 
an günstigem Wohnraum in Großstädten, 
erhöhen die Neuangekommen gerade hier die 
Nachfrage erheblich, so dass sich die ohnehin 
angespannte Marktlage nochmals verschärft. 
Freilich wären für diese Konkurrenzsituationen 
vernünftigerweise nicht die Geflüchteten, son-
dern die Wirtschafts- und Wohnungsbaupolitik 
verantwortlich zu machen, jedoch führt die 
Zuwanderung tatsächlich zu einer Konkurrenz 
und somit Verschlechterung für Teile der 
Bestandsbevölkerung, so dass eine liberale 
Migrationspolitik nicht in deren partikular-
instrumentellem Interesse liegt. 

In Bezug auf die Angst vor Islam und 
Musliminnen ist zwar kaum einzusehen, dass 
die Abstraktion der Islam eine Bedrohung 
für die durchschnittlichen AfD-Wählerinnen 
darstellt; manches, was mit dem Islam in 

Zusammengang steht, kann jedoch sehr wohl 
als problematisch gelten. Die vielzitierten 
Statistiken darüber, welche Todesursachen um 
ein vielfaches wahrscheinlicher sind als ein Tod 
durch einen djihadistischen Terroranschlag, 
können angesichts der jüngsten Massenmorde 
von Paris, Brüssel, Nizza, Berlin und London 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass islamisti-
scher Terrorismus auch in Mitteleuropa eine 
reale Bedrohung darstellt. Besonderen Grund 
zur Furcht haben dabei Jüdinnen. Nicht nur 
gab es in den vergangenen Jahren eine ganze 
Serie von antisemitischen islamistischen Mas-
sakern in Europa – Toulouse, Burgas, Brüssel, 
Paris, Kopenhagen –, auch die antiisraelischen 
Demonstrationen im Sommer 2014 waren klar 
islamistisch und antisemitisch aufgeladen (Bis-
kamp 2016a: 13-15). Ebenfalls nachvollziehbar 
sind feministische Befürchtungen vor einem 
islamischen Beitrag zu einem kulturellen Back-
lash, bei dem in den vergangenen Jahrzehnten 
erkämpfte Fortschritte rückgängig gemacht 
werden könnten. Dies ist etwa zu fürchten, 
wenn Islamverbände, deren Geschlechterpoli-
tik konservativer ist als die der großen christ-
lichen Kirchen in Deutschland (Schrode 2015: 
53-57), einen Islamunterricht an deutschen 
Schulen mitgestalten sollten.

Diese zumindest partikular-instrumentell 
rationalen oder gar emanzipatorischen Grund-
lagen für Ängste oder Sorgen dürften einen 
gewissen Beitrag dazu leisten, dass in der Öf-
fentlichkeit eine massive Fokussierung auf die 
Themen Flüchtlingspolitik und Islam besteht, 
was wiederum den Boden für die Angst-Kam-
pagnen der AfD bereitet. Allerdings sollte der 
rationale Anteil nicht überbewertet werden. 
Wären die Debatten rational, würde sehr viel 
mehr über Arbeitsmarktpolitik, Wohnungsbau, 
Antisemitismus und Geschlechterpolitik im 
Allgemeinen gesprochen und sehr viel weniger 
über die gesellschaftlich relativ marginalen 
Musliminnen und Geflüchteten. Dafür, dass 
aus einer Angst vor Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt Ablehnung oder gar Hass gegen 
die neu angekommenen Menschen selbst wird, 
bedarf es zusätzlich einer Personifizierung und 
Rassifizierung. Dass diese vollzogen werden, ist 
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sozialpsychologisch durchaus wahrscheinlich, 
rational zu rechtfertigen ist es nicht.

3 |	 Angst ohne Gründe

Wie sehr die von der rechten Propaganda 
beschworenen Ängste von den Realitäten, auf 
die sie sich berufen, entkoppelt sind, erkennt 
man schon daran, dass die Behauptung einer 
liberalen Flüchtlingspolitik und hoher Ge-
flüchtetenzahlen, mit der Wählerinnen ihre 
Entscheidung für die AfD begründen, kaum in 
Einklang mit der Realität zu bringen sind. Seit 
dem Herbst 2015 ist die deutsche Asylpolitik 
zunehmend rigide und die Zahl der neu ins 
Land Gekommenen dementsprechend stark 
gesunken. Für die Wahlerfolge der AfD war 
das zunächst kein Hindernis, wie die Erfolge 
bei Landtagswahlen 2016 zeigen.

Dass die oben genannten antisemitismus-
kritischen oder feministischen Befürchtungen, 
die man in Bezug auf den Islam hegen könnte, 
wenig mit den Ängsten der AfD-Wählerinnen 
zu tun haben, zeigt ein Blick auf die geschlech-
terpolitischen Positionen der AfD (Lang 2017) 
sowie auf die sich in dieser Partei häufenden 
Fälle von manifestem Antisemitismus (Salz-
born 2016). Keines von beidem scheint die 
Wahlentscheidung für diese Partei nachhaltig 
zu behindern. 

Wie sehr die Ängste von Vernunftgründen 
abgekoppelt sind, ist auch am eingangs zitier-
ten Pro-NRW-Plakat zu erkennen. Man kann 
es den Einzelnen nicht verdenken, wenn sie 
in bestimmten Stadtvierteln Angst haben – 
Stadtviertel mit hoher Kriminalitätsrate gibt es, 
solange es Großstädte und Kriminalität gibt. 
Dass die Angst vor dem ‚Raum‘ Stadt aber 
ausgerechnet durch das Bild einer Moschee 
symbolisiert werden soll, ist rational kaum zu 
erklären. Der Angst-Raum ist ein Angst-Traum.

Wie wenig sich die rechtspopulistische 
Propaganda der Angst letztlich um rationale 
Gründe schert, zeigt sich, wenn die Propagan-
distinnen mit den Lücken ihrer Argumentation 
konfrontiert werden. Eine perfekte Illustration 
lieferte der republikanische Politiker Newt 
Gingrich in einem CNN-Interview anlässlich 

des Parteitages, bei dem seine Partei Donald 
Trump als Präsidentschaftskandidaten nomi-
nierte. Angesprochen darauf, dass der von 
Trump in seiner Parteitagsrede behauptete Zer-
fall der öffentlichen Sicherheit mit der Realität 
einer sinkenden Rate von Gewaltverbrechen 
kaum in Einklang zu bringen sei, versuchte Gin-
grich erst gar nicht ernsthaft, die These einer 
Zunahme von Verbrechen zu belegen. Vielmehr 
berief er sich darauf, dass eine Mehrheit der 
Bevölkerung das Gefühl habe, dass eine solche 
Zunahme vorliege. Dieses Gefühl bezeichnete 
er dann wieder als einen Fakt, den man nicht 
leugnen könne. Die Tatsache, dass Menschen 
Angst haben, gilt dann als Legitimation für eine 
Rede, die Maßnahmen gegen die fiktiven Grün-
de für diese unbegründete Angst einfordert.3 

Auch den theoretisch plausiblen und durch 
die Vorurteilsforschung bestätigten Zusam-
menhang, dass Ängste vor sozialem Abstieg 
mit ablehnenden Einstellungen gegenüber 
rassifizierten Gruppen und einer Präferenz 
für rechtspopulistische Parteien korrelieren 
(vgl. Küpper/Zick 2016: 22-27; Bergmann/
Diermeier/Niehues 2017: 61-65), sollte man 
sich nicht allzu schlicht vorstellen. Reale öko-
nomische Konkurrenz ist ein Teil des Problems; 
Rassismus und durch rassistische Propaganda 
erzielte Wahlerfolge allein auf sie zurückzufüh-
ren, würde aber das Problem verharmlosen und 
rationalisieren. Um den sehr viel komplexeren 
Zusammenhang zwischen sozialer Struktur, 
Vorurteil und Rassismus zu erkennen, ist eine 
Auseinandersetzung mit sozialpsychologischen 
Autoritarismustheorien hilfreich.

4 |	 Autoritarismus und Vorurteil

Die Theorien des Autoritarismus entstanden 
Mitte des 20. Jahrhunderts mit dem Ziel, den 
Aufstieg und die massenhafte Anhängerschaft 
faschistischer Bewegungen zu erklären. Diese 
bleiben unerklärlich, wenn man von im li-
beralen oder marxistischen Sinne rationalen 
Subjekten ausgeht, die ihre individuellen oder 
kollektiven Interessen im Sinn haben (vgl. 
Adorno 1973; Decker/Kiess/Brähler 2013; 
Milbradt 2017).
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Vor dem Hintergrund gesellschaftstheore-
tisch eingebetteter psychoanalytischer Theore-
me setzen autoritarismustheoretische Ansätze 
bei der Annahme an, dass die Einzelnen die 
widersprüchlichen Anforderungen der moder-
nen Gesellschaft verarbeiten müssen – heute 
zum Beispiel die besonderen Bedingungen ei-
ner zunehmenden Prekarität des Arbeitslebens. 
Diese Verarbeitung könne auf verschiedene 
Weisen geschehen, denen jeweils bestimmte 
Charaktertypen entsprächen, von denen insbe-
sondere der autoritäre Typus mit dem Aufstieg 
des Faschismus in den 1920ern und 1930ern 
sowie dem Aufstieg des Rechtspopulismus in 
der Gegenwart in Verbindung gebracht wird 
(Milbradt 2017). 

Zusammengefasst verarbeitet dieser auto-
ritäre Charakter die Widersprüche und Unsi-
cherheiten moderner Gesellschaft durch eine 
Sehnsucht nach einem starken Kollektiv, in dem 
er identisch aufgehen will, sowie nach Führerfi-
guren, die dieses Kollektiv repräsentieren und 
denen er sich unterordnen kann. Weil solche 
Kollektive jedoch keine vorab existierenden 
Realitäten sind und keine reale Substanz haben, 
können sie nur in Abgrenzung gegen Andere 
gefasst werden. Was deutsch ist, kann nur in 
Abgrenzung gegen das definiert werden, was 
nicht deutsch ist.

Auf diese Anderen, gegen die das ‚eige-
ne‘ Kollektiv abgegrenzt wird, projiziert das 
autoritäre Subjekt zugleich alle gefährlichen 
oder unerwünschten Eigenschaften, die es 
im eigenen Kollektiv und bei sich selbst nicht 
sehen will – etwa Faulheit, Dummheit oder  
Kriminalität. Als vermeintliche Trägerinnen 
dieser Eigenschaften werden die Anderen dann 
einerseits gehasst und gefürchtet; andererseits 
kann der autoritäre Charakter ohne die Abgren-
zung gegen diese Anderen gar nicht existieren.

Die Ursachen für die autoritäre Angst vor 
den Anderen – etwa vor Geflüchteten oder 
Musliminnen – liegen demnach ebenso wenig 
bei den Anderen und ihrer realen Andersar-
tigkeit wie in realen Konkurrenzsituationen – 
wenn letztere auch zur Verschärfung beitragen 
können. Stattdessen sind die Ursachen bei 
denjenigen zu suchen, die die Angst verspüren. 

Das Problem ist nicht eine reale angstaus-
lösende Differenz zwischen verschiedenen 
kulturellen Gruppen, das Problem ist das 
identitäre Bedürfnis der Angsthabenden nach 
gefährlichen Anderen, gegen die man sich ab-
grenzen kann. Die Angsthabenden brauchen 
irgendwelche Anderen, auf die sie ihre Ängste 
abladen und projizieren können. Wenn es 
keine Geflüchteten oder Musliminnen gäbe, 
vor denen sie Angst haben können, müssten 
sie entweder welche erfinden oder sich andere 
Objekte suchen.

5 |	 Paranoia und Propaganda

Bei der Suche nach Gruppen, vor denen sie 
Angst haben können, gehen die autoritären 
Subjekte zwar nicht rational im Sinne einer 
ergebnisoffenen Prüfung von Annahmen vor, 
jedoch werden zumeist Objekte gesucht, bei de-
nen die Zuschreibungen vor dem Hintergrund 
herrschender Debatten einen Anschein von 
Plausibilität vermitteln können. Angesichts der 
‚Islamdebatten‘ und ‚Flüchtlingsdebatten‘ der 
vergangenen Jahre ist es wenig verwunderlich, 
dass diese beiden (einander überschneidenden) 
Gruppen heute im Fokus der öffentlich geäu-
ßerten Projektionen stehen.

Die Rolle der rechtspopulistischen Agi-
tation besteht darin, diese Ängste und 
Projektionen an die Oberfläche zu holen, zu 
aktivieren, zu verstärken, zu bündeln und zu 
strukturieren. Leo Löwenthal bezeichnet rech-
te Agitation als „umgekehrte Psychoanalyse“ 
(zitiert nach Dubiel 1986: 42): Während die 
Psychoanalyse darauf ziele, irrationale Ängste 
dem Subjekt als solche kenntlich zu machen, 
durch die Reflexion ihrer vorbewussten 
Grundlagen zu überwinden und das Subjekt 
somit mündig werden zu lassen, ziele die 
rechte Agitation darauf, die Grundlage dieser 
Ängste im Dunklen zu lassen, die Ängste auf-
rechtzuerhalten, zu verstärken und das Subjekt 
unmündig zu halten.

Die rechte Propaganda aktiviert die Ängste 
nicht nur, sie arbeitet auch an ihrer Strukturie-
rung und Politisierung. Hätten die Einzelnen 
nur ihre je individuellen, zufällig verteilten 
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Ängste vor diversen Gruppen, wäre das poli-
tisch wohl relativ folgenlos. Damit die Ängste 
politisch relevant und in Wahlerfolge umgesetzt 
werden können, müssen sie synchronisiert und 
strukturiert werden: Möglichst viele Menschen 
müssen ähnliche Ängste vor denselben Grup-
pen hegen. Das Handwerk rechtsextremer 
und rechtspopulistischer Agitatorinnen besteht 
darin, solche Synchronisierungsprozesse stra-
tegisch voranzutreiben und die Projektionen 
für bestimmte Zeit auf bestimmte Gruppen 
zu lenken – etwa indem man per Wahlplakat 
daran erinnert, dass es Musliminnen sind, die 
die Stadt zum ‚Angstraum‘ machen.

Ein Beispiel für eine solche Strategie ist das 
2016 beschlossene Grundsatzprogramm der 
AfD. Nachdem die Partei im Frühjahr 2015 
am Rande der Bedeutungslosigkeit stand, 
haben ihr die ‚Flüchtlingskrise‘ und die damit 
verbundenen Ängste neues Leben eingehaucht. 
Als 2016 ein neues Grundsatzprogramm 
beschlossen werden sollte, entschied man, 
eine weitere Angst prominent einzubeziehen, 
nämlich die vor dem Islam. Damit wählte 
die Partei wieder ein Thema, mit dem sie 
bestehende Ängste und Ressentiments gegen 
eine bestimmte Gruppe aktivieren und so eine 
Anknüpfung an gegenwärtige Diskurse herstel-
len kann. Dass es sich hier um eine bewusste 
Strategie handelt, geht aus geleakten Emails 
hervor, durch die der Programmentwurf schon 
vorab an die Öffentlichkeit gelangte. In einer 
Email der stellvertretenden AfD-Vorsitzenden 
Beatrix von Storch an den Vorstand heißt es, 
„dass ‚der Islam das brisanteste Thema des 
Programms überhaupt‘ und für die ‚Außenkom-
munikation‘ am besten geeignet sei. ‚Asyl und 
Euro sind verbraucht, bringen nichts Neues‘, 
so Storch weiter. ‚Die Presse wird sich auf un-
sere Ablehnung des politischen Islams stürzen 
wie auf kein zweites Thema des Programms.‘“ 
(Spiegel Online 2016 mit Zitaten von Storch, 
s. auch Friedrich 2017: 65-76). 

Dabei versorgen die Propagandistinnen 
die autoritären Charaktere zugleich mit ‚Argu-
menten‘ für ihre Ängste. Die psychische Kon-
stitution dieser Subjekte macht sie besonders 
empfänglich für Propaganda und Hetze. Denn 

ist das Angst-Objekt einmal gefunden, setzt bei 
den autoritären Subjekten eine ausgesprochen 
einseitige Realitätsprüfung ein, die Parallelen 
zu paranoiden Denk- und Schlussweisen auf-
weist: Beweise für den furchteinflößenden und 
gefährlichen Charakter von Musliminnen oder 
Geflüchteten werden so sehr gesucht, dass 
jeder noch so unplausible Hinweis unmittel-
bar als Beleg gilt, während widersprechende 
Informationen schlicht ausgeblendet werden 
(van Raden 2017). Begünstigt werden solche 
Prozesse durch die Filterblasen sozialer Medien 
(vgl. Gensing 2016). Indem die Agitatorinnen 
ihrer Klientel immer neue ‚Beweise‘ für ihr 
Weltbild liefern, verstärken sie diesen Prozess. 
Propaganda und Paranoia kommen einander 
entgegen.

Durch solche Strategien präsentiert sich die 
rechte Agitatorin zugleich als Repräsentantin 
und Retterin des eigenen Kollektivs. In sie soll 
die Bevölkerung die Hoffnungen legen, dass 
die Gefahren, vor denen man sich fürchtet, 
abgewehrt werden. Erreicht werden soll dies 
durch diskriminierende Maßnahmen gegen 
die Anderen – etwa durch Eingriffe in die Aus-
übung des Islam in Deutschland oder eine noch 
restriktivere Politik gegenüber Geflüchteten.

Betrachtet man das Problem der politischen 
Aktivierung von Ängsten aus einer solchen 
sozialpsychologischen Perspektive, handelt es 
sich um ein recht allgemeines Phänomen, das 
sich in verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
wiederfindet. Tatsächlich existieren in diversen 
Gruppen vergleichbare Ängste und Sorgen, 
die durch je eigene Agitatorinnen geschürt 
werden. Während AfD und andere Ängste vor 
dem Islam mobilisieren, gibt es spiegelbildlich 
eine islamistische Agitation, die unter der 
muslimischen Bevölkerung Ängste vor einem 
allgemeinen ‚Krieg gegen den Islam‘ schürt, 
dem man begegnen müsse – nicht selten ge-
paart mit einer antisemitischen Feinderklärung.

Ein solcher Blick auf Islamismus und 
islamistische Propaganda ist aufschlussreich 
und wichtig, denn auch von ihnen gehen 
erhebliche Gefahren aus. Ein allein sozialpsy-
chologischer Blick würde jedoch dazu neigen, 
die Ähnlichkeiten zwischen islamistischer und 
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antiislamischer Propaganda zu überzeichnen 
und Asymmetrien auszublenden. Um diese 
Asymmetrien zu erfassen, bedarf es einer 
spezifisch rassismuskritischen, diskurs- und 
machtanalytischen Perspektive. 

6 |	 Angst, Normalität und Macht

Diese rassismuskritische Perspektive4 verweist 
einerseits auf partikulare Normalitätsvorstel-
lungen und andererseits auf soziale Machtdif-
ferenziale. Die entsprechenden Asymmetrien 
lassen sich beispielsweise an den Reaktionen 
beobachten, die das jeweilige (Wahl)Verhalten 
im offiziellen Diskurs auslösen.

Auch wenn in Deutschland lebende türki-
sche Staatsbürgerinnen mit der islamistischen 
AKP und der türkisch-nationalistischen MHP 
ebenfalls in großem Stil Parteien wählen, die 
man als ‚rechtspopulistisch‘ oder ‚rechtsextrem‘ 
bezeichnen könnte, hat dies ebenso wenig wie 
islamistische Umtriebe dazu geführt, dass Po-
litikerinnen von Union und SPD meinen, man 
müsse ‚die Ängste‘ dieser Menschen ‚ernstneh-
men‘ – viel eher werden dann ‚Integrationspro-
bleme‘ beklagt oder Loyalität zu ‚Deutschland‘ 
und seinen ‚Werten‘ eingefordert. ‚Die Men-
schen‘, um deren ‚Ängste‘ es geht, sind nur 
die Wählerinnen dezidiert deutscher rechter 
Parteien. Dass die je eigenen ‚Ängste‘ von den 
Volksparteien ‚ernstgenommen‘ werden, ist 
also ein weißes Privileg. Die in Deutschland le-
benden Anhängerinnen Gaulands oder Höckes 
werden ‚ernstgenommen‘, die Anhängerinnen 
Erdogans zur Ordnung gerufen.

Diese unterschiedliche Thematisierung 
hängt zum einen mit verbreiteten Normali-
tätsvorstellungen zusammen. Die Vorstellung 
eines deutschen Volkes, zu dem eine weiße 
AfD-Anhängerin mehr gehört als eine türkei-
stämmige Islamistin, ist kein Alleinstellungs-
merkmal des rechten Randes, sondern weit 
verbreitet. 

Zum anderen hängt die unterschiedliche 
Thematisierung mit Macht- und Mehrheits-
verhältnissen zusammen: Der Personenkreis, 
auf dessen Mobilisierung die AfD zielt, ist in 
Deutschland wahlberechtigt und groß genug, 

um die parlamentarischen Mehrheiten in der 
Bundesrepublik deutlich zu verschieben, so 
dass die anderen Parteien sich umso mehr he-
rausgefordert fühlen, die Ängste dieser Gruppe 
‚ernst zu nehmen‘.

Diese Kombination aus weißer Norm und 
Machtdifferenzen bildet zunächst die Basis, auf 
der die AfD operiert: Gerade weil Debatten 
über die von ihnen als Objekt auserkorenen 
Anderen gesellschaftlich so verbreitet sind 
und weil damit gesellschaftliche Hegemonie 
hergestellt wird, kann die AfD so erfolgreich 
auftreten. 

Zugleich machen weiße Norm und Macht-
differenzen das Wirken der AfD umso ge-
fährlicher: Jenseits der Fantasie französischer 
Romanciers ist es kaum vorstellbar, dass der 
politische Islam seine Normvorstellungen in 
westlichen Ländern in Form von Gesetzen 
zur allgemeinverbindlichen Norm macht, die 
Nichtmusliminnen diskriminiert. Zwar können 
insbesondere die homophoben und antisemi-
tischen Aggressionen seiner Anhängerinnen 
auch Nichtmusliminnen in ihrer Lebensführung 
erheblich beeinträchtigen, in seiner wirklichen 
Herrschaftsausübung bleibt er im Kern aber auf 
muslimische Bevölkerungsgruppen begrenzt. 
Andersherum arbeiten die ‚die Ängste der 
Menschen ernstnehmenden‘ Politikerinnen, 
die sich von den Erfolgen der AfD getrieben 
fühlen, durchaus daran, Gesetze zu erlassen, die 
die Kleidung von muslimischen Frauen regle-
mentieren und den Tod von Flüchtenden an 
den Grenzen Europas noch wahrscheinlicher 
machen. Somit werden die sozialen Privilegie-
rungen und Marginalisierungen, die die Basis 
für den Erfolg der AfD bilden, durch eben 
diesen Erfolg zugleich verschärft.

Auch wenn also in verschiedenen Gruppen 
sozialpsychologisch ähnliche Projektionen und 
Ängste bestehen – und die Einstellungen vieler 
neu in Deutschland angekommener Flüchtlinge 
denen von AfD-Wählerinnen durchaus ähneln 
(vgl. HMWK 2016) – ist die soziale Wirkmäch-
tigkeit dieser Projektionen doch entscheidend 
von sozialen Normalitätsvorstellungen, Macht-
verhältnissen und hegemonialen Diskursen 
über Selbst und Andere bestimmt. 
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7 |	 ,Die Ängste der Menschen 
	 ernstnehmen‘

Wenn Politikerinnen der ‚Volksparteien‘ ‚die 
Ängste der Menschen ernstnehmen‘ wollen, 
läuft dies oftmals darauf hinaus, dass sie die 
von der rechtspopulistischen Propaganda ins 
Zentrum gestellten Ängste als politische Hand-
lungsanweisung nehmen und auf die Angst vor 
Geflüchteten und Musliminnen durch Initiati-
ven für Obergrenzen bei der Aufnahme von 
Asylbewerberinnen, für eine Umstellung ihrer 
Versorgung auf Sach- statt Geldleistungen so-
wie für Burkini- oder Burka-Verbote reagieren. 
Um der Herausforderung der AfD zu begeg-
nen, macht man sich deren Forderungen zu 
eigen. Dies haben die CDU-Spitzenkandidaten 
sowohl in Mecklenburg-Vorpommern als auch 
in Berlin versucht und damit jeweils historisch 
schlechte Wahlergebnisse erzielt.

Vor dem Hintergrund der hier formulierten 
Überlegungen überrascht das kaum. Wären 
es begründete Ängste, die Menschen zur AfD 
trieben, wäre diese Art des ‚Ernstnehmens‘ 
ein plausibler Schritt. Weil es sich bei diesen 
Ängsten aber größtenteils um falsche Projek-
tionen handelt, die aufgrund eines sozialen 
Machtgefälles und einer Übereinstimmung mit 
hegemonialen Diskursen wirkmächtig werden, 
ist es wahrscheinlicher, dass diese Art, ‚Ängste 
ernst zu nehmen‘, den gegenteiligen Effekt 
hat: Sie lässt den Anschein aufkommen, das 
Irrationale sei rational, das Illegitime sei legi-
tim und die rechten Propagandistinnen seien 
die Mutigen, die diese Probleme als erstes 
angesprochen haben. Es ist nicht einzusehen, 
warum Wählerinnen vor diesem Hintergrund 
nicht AfD wählen sollten. 

Plausibler scheint es, verschiedene Ängste auf 
verschiedene Weisen ernst zu nehmen: Wirklich 
ernst zu nehmen wären unter anderem die allzu 
oft vergessenen Ängste nicht wahlberechtigter 
geflüchteter Menschen, deren Unterkünfte ange-
griffen und die im öffentlichen Raum Opfer von 
Rassismus werden. Ebenfalls im positiven Sinne 
ernst zu nehmen sind die rational begründbaren 
Ängste vor einer sich zuspitzenden Situation auf 
dem Wohnungs- oder Arbeitsmarkt – aber nicht 

durch Maßnahmen gegen Geflüchtete, sondern 
durch einen Streit über Wohnungsbau- und 
Arbeitsmarktpolitik, bei der die verschiedenen 
Parteien verschiedene Interessen repräsentie-
ren und politisieren. Tatsächlich erlebten die 
Umfragewerte der AfD genau in dem Moment 
einen deutlichen Einbruch, als mit Martin Schulz 
ein SPD-Kandidat auf den Plan trat, der mit 
einer Wiederaufwertung der sozialen Frage ver-
bunden wird. Wie nachhaltig dieser Effekt sein 
wird, dürfte davon abhängen, wie sehr die Wahl-
kämpfe der nächsten Jahre sich tatsächlich um 
solche Fragen drehen und wie sehr verschiedene 
Parteien dabei klar unterscheidbare Programme 
vertreten und auch umsetzen können.

Ängste vor den Konsequenzen von musli-
mischem Antisemitismus und repressiven isla-
mischen Geschlechternormen wiederum sind 
nicht durch generalisierende Debatten über ‚den 
Islam‘, sondern durch die Problematisierung 
konkreter Akteurinnen und Probleme ernst zu 
nehmen.

Die projektiven Ängste vor ‚dem Islam‘ und 
‚den Flüchtlingen‘ sollten dagegen als Problem 
‚ernstgenommen‘, Rassismus sollte als solcher 
bekämpft werden. 

Dr. Floris Biskamp ist Lehrkraft für be-
sondere Aufgaben sowie Koordinator des 
Promotionskollegs Soziale Menschenrechte an 
der Universität Kassel. Zu seinen Forschungs-
schwerpunkten zählen Politische Theorie, 
Gesellschaftstheorie, Politik und Religion, Ras-
sismus, Rechtsextremismus sowie Rechtspopu-
lismus. Zuletzt erschienen sind seine Disserta-
tionsschrift Orientalismus und demokratische 
Öffentlichkeit. Antimuslimischer Rassismus 
aus Sicht postkolonialer und neuerer kritischer 
Theorie (Bielefeld: transcript 2016) sowie der 
von ihm mitherausgegebene Sammelband Ruck 
nach rechts? Rechtspopulismus, Rechtsextre-
mismus und die Frage nach Gegenstrategien 
(Opladen: Barbara Budrich 2017).

Anmerkungen
1	 Beim vorliegenden Text handelt es sich um 

eine aktualisierte Version von Biskamp 2016b. 
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2	 Der Einfachheit halber verwende ich das 
generische Femininum. Wenn es der Kontext 
nicht anders impliziert, schließen weibliche 
Formen alle ein, unabhängig davon, ob sie 
sich als weiblich identifizieren. Männer sind 
mitgemeint.

3	 Für eine kritische Darstellung s. Oliver (2016, 
ab 5:04).

4	 Ich beziehen mich hier auf das erweiterte 
Rassismusverständnis wie es in Deutschland 
seit den 1990ern verbreitet ist, s. z. B. Rom-
melspacher (1995) und Terkessidis (2004).
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1 |	 Einleitung

In europäischen Gesellschaften wird gegen-
wärtig mehrheitlich davon ausgegangen, dass 
rassistische Verhältnisse ein Randphänomen 
seien. Und mehr noch als in den Vereinigten 
Staaten wird in europäischen Gesellschaften 
davon ausgegangen, dass Europa sich in 
einem post-rassischen Stadium befände. Im 
Unterschied zu den USA sind Genozide an 
Völkern im Zuge kolonialer Expansionen 
kaum thematisiert (El-Tayeb 2008), wie die 
angeregte Debatte um die Ausstellung zur 
deutschen Kolonialgeschichte im Deutschen 
Historischen Museum im Oktober 2016 zeigt. 
Der Völkermord an den Herero und Nama in 
Deutschland etwa gilt nach wie vor als weit 
ignoriertes Detail in der Geschichte. Fatima 

Ethnos vs. Demos: Der exkludierende ‚Volks‘-Begriff und 
dessen Anschlussstellen für antimuslimische Positionen 
im zeitgenössischen Rechtspopulismus
Farid Hafez

El-Tayeb spricht von einer weit verbreiteten his-
torischen und wissenschaftlichen Verleugnung 
der Geschichte des Rassismus in Deutschland 
(El-Tayeb 1999). Auch die offensichtlichen 
Auswüchse des Antisemitismus werden dabei 
als sui generis konzeptionalisiert und nicht in 
ein breites Verständnis von Rassismus einge-
bettet. Astrid Messerschmidt spricht hierbei 
von einer post-nationalsozialistischen Ära in 
Deutschland. Diese bestand darin, zuerst die 
Schuld an der Ermordung von sechs Millionen 
Jüdinnen und Juden zu verdrängen und damit 
eine Thematisierung des völkischen Antise-
mitismus zu erschweren. In einem zweiten 
Schritt hat die Erinnerungspolitik zu einer 
Depolitisierung geführt, da die Geschichte 
des Nationalsozialismus als abgeschlossen 
thamtisiert wird und keine Beziehung zwischen 
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heutigen Rassismen und dem Antisemitismus 
während des Nationalsozialismus geführt habe. 
Diese Depolitisierung habe es verunmöglicht, 
zeitgenössischen Rassismus mit dem wissen-
schaftlich gut aufgearbeiteten Antisemitismus 
in Verbindung zu bringen (Messerschmidt 
2017). Fatima El-Tayeb argumentiert, dass 
Europa sich als farbenblinder Kontinent ima-
giniert, in dem eine Grenzziehung zwischen 
‚Wir‘ und ‚die Anderen‘ entlang von Nation 
und Ethnizität vollzogen wird, ohne aber eine 
Verbindung zu Rassismus und Kolonialismus 
herzustellen (El-Tayeb 2008: 658).

Wenn dieser Beitrag nun den exkludieren-
den ‚Volks‘-Begriff und dessen Anschlussstellen 
für antimuslimische Positionen im zeitgenös-
sischen Rechtspopulismus untersuchen soll, 
so geschieht dies vor dem Hintergrund eines 
hegemonialen rassistischen Denkens, das sich 
unsichtbar im öffentlichen Bewustsein zeigt. 
Hinzu kommt neben der Verbreitung des 
sekundären Antisemitismus eine ambivalente 
Geschichte in der Rezeption des Islams in der 
deutschen Gesellschaft (Klein & Platow 2008), 
die sich auch daran zeigt, dass Antisemitismus 
und Islamophobie/antimuslimischer Rassismus 
(zur Konzeptionalisierung siehe: Hafez 2017b) 
schwer in einem Atemzug genannt werden. 
Das veranschaulichte nicht zuletzt die Debatte 
rund um den Gastkommentar des ehemaligen 
Direktors des Berliner Zentrums für Antise-
mitismusforschung, Wolfgang Benz, in der 
Süddeutschen Zeitung (Benz 2010), auf den 
es heftige Kritik hagelte.

Dieser Beitrag soll vor dem Hintergrund 
der oben dargestellten Forschungsergebnisse 
den exkludierenden ‚Volks‘-Begriff und dessen 
Anschlussstellen für antimuslimische Positi-
onen im zeitgenössischen Rechtspopulismus 
untersuchen. Im folgenden Unterkapitel wird 
kurz auf den Begriff des Rechtspopulismus ein-
gegangen. Im darauffolgenden Kapitel wird auf 
das Konzept des Ethnopluralismus beziehungs-
weise differentialistischen Rassismus als zentra-
le Kategorie der Neuen Rechten eingegangen. 
Das daraufolgende Kapitel thematisiert den 
Begriff des anti-muslimischen Rassismus/der 
Islamophobie, um im abschließenden Kapitel 

die Anschlussstellen für antimuslimische Positi-
onen im Rechtspopulismus aufzuzeigen.

2 |	 Rechtspopulismus

Rechtspopulismus tritt nach Richard Sturm in 
erster Linie in „wohlhabenden europäischen 
Ländern“ auf (Sturm 2010: 783). Er zeigt auch 
„linke Züge“ auf, indem er insofern egalitär 
ist, als er theoretisch zu Gleichheit innerhalb 
des eigenen Volkes aufruft. Er bleibt aber inso-
fern ausgrenzend, als er nicht universalistisch, 
sondern national-partikular beziehungsweise 
nationalistisch ist (Frölich-Steffen/Rensmann 
2005: 7). Unter Populismus wird meist eine 
auf „bestimmten Inhalten basierende Ideo-
logie als auch eine Herrschaftstechnik, eine 
politische Taktik oder eine Protest- oder auch 
Kommunikationsform verstanden werden“ 
(Van Thadden & Hofmann 2005: 7). Nach 
Urs Altermatt und Martin Reisigl seien die 
vier zentralen Linien in der Beschreibung von 
Rechtspopulismus a) der „Rekurs auf das Volk 
als politische Kategorie“, b) eine Legitimation 
durch „Rückgriff auf Alltagserfahrungen, 
den ‚gesunden Menschenverstand‘“, c) eine 
bestimmte rhetorische Kommunikation 
und d) eine der rechtspopulistischen Politik 
entsprechenden organisatorischen Struktur 
(Geden 2006: 19f.). Während oftmals im Zu-
sammenhang mit dem Begriff des Populismus 
eine definitorische Unschärfe bemängelt wird 
(Meyer 2005: 13), wird der Rechtspopulismus 
weitgehend als Ergänzung zu Populismus 
gedacht, der im Speziellen den antielitären, 
vertikalen Affekt durch einen „(xenophoben) 
horizontalen Affekt“ (Pelinka 2002: 282-285) 
ergänze. Während der Populismus, insbe-
sondere im US-amerikanischen Kontext, oft 
als nicht der Demokratie entgegenstehend 
betrachtet wird (Pelinka 2002: 283), ändert 
sich dies im Falle des Rechtspopulismus. Die 
„rechte, identitäre Demokratietheorie“, wie 
Christian Schaller sie bezeichnet, weise „kein 
geschlossenes, in sich stringentes demokratie-
theoretisches Konzept“ auf, noch eine zentrale 
Person, die als Ausgangspunkt dieser Theorie 
gehandhabt werden kann. Im Zentrum dieser 
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Demokratietheorie stehe das Volk, das durch 
eine Führungsperson geleitet wird. Das Volk 
wird dabei als homogen konstruiert. Im Unter-
schied zu anderen Demokratietheorien werden 
Parteien und Verbände als dem einheitlichen 
Volkswillen entgegengesetzte VertreterInnen 
von Sonderinteressen betrachtet. An der 
Spitze des Staates soll eine Führungsperson 
stehen, die den Volkswillen durchsetzt. Diese 
Führungsperson soll über Direktwahl oder 
Akklamation ernannt werden und setzt den 
Willen des Volkes in ständigem Austausch 
mit diesem um. Demokratie beruhe auf einer 
Verantwortungs- und Vertrauensbeziehung zwi-
schen Regierten und Regierenden. Eine reprä-
sentative Demokratie aber entfremde das Volk 
von der Regierung (Schaller 2001: 26ff.). Durch 
die Betonung des unklar definierten einfachen 
Volkes werde ständig die herrschende Ordnung 
der demokratischen Repräsentanz in Frage ge-
stellt und dem Volk die „,natürliche‘ Fähigkeit 
zugesprochen, über das Richtige entscheiden 
zu können“ (Hellmuth 2002: 10). Rechtspopu-
lismus ist damit nie nur gegen ‚die Anderen‘ 
wie etwa MuslimInnen, sondern immer auch 
gegen ‚die da oben‘, die herrschende Schicht.

Thomas Mayer und Kai-Olaf Lang haben 
modellhaft neben den bereits erwähnten 
Aspekten verschiedene allgemeine Merkmale 
beziehungsweise Strukturen von Populismus 
herausgearbeitet, die nicht widerspruchsfrei 
und kontextgebunden auftreten. Dazu zählte, 
dass Angst und Misstrauen im Mittelpunkt 
stehen. Populismus ist oftmals eine Bewegung 
des ‚Gegen‘, ohne eigenes Programm, was sich 
an der spärlicher Programmatik zeigt und bei 
Wahlsiegen in einer schlechten Regierungsper-
formance widerspiegelt (Heinisch 2003). Die 
Handlungsmethoden beruhen auf emotionaler 
Entdifferenzierung, Schwarz-Weiß-Malerei 
und Vereinfachung, was zu einem „Freund-
Feind-Denken“ und zu einem „Abbruch ver-
ständnisorientierter Kommunikation“ führt, 
an deren Stelle „Anklage, Anprangerung und 
verschiedene Formen der Verdächtigung“ 
treten (Meyer 2005: 14f.). Kai-Olaf Lang 
fügt etwas ausführlicher das Merkmal der 
„Personalisierung“ hinzu: Eine Führungsfigur 

stehe oft an der Spitze einer zentralistischen 
Parteistruktur, die nach innen Themen vorgibt 
und nach außen den Volkswillen repräsentiert 
(Lang 2005: 138f.).

Nach Einschätzung des Populismusforschers 
Thomas Hellmuth arbeitet der Populismus mit 
einer „Ausdehung“ der „Grenzen des Akzep-
tablen“. Das konstruierte „Wir“ im Gegensatz 
zum „Anderen“ wird mit diffamierenden 
Wortschöpfungen aufrecht erhalten, die „ge-
sellschaftlich akzeptierte Normen und Regeln 
übertreten“ (Hellmuth 2002: 10ff.). Bei der 
Schaffung von Bedrohungsszenarien, die den 
„Anderen“ zuzuschreiben sind (die nach An-
sicht der PopulistInnen einen zerstörerischen 
Einfluss auf die Gesellschaft haben), helfen 
oft Verschwörungstheorien, in denen auf alt 
tradierte Feindbilder – Juden, Freimaurer, 
Protestanten und Fremde – zurückgegriffen 
wird. Historisch überlieferte Ressentiments 
gegen bestimmte Gruppen werden „reaktiviert“ 
(Hellmuth 2002: 30). In der Diskursivierung 
ethnischer Identitäten wird dem „Anderen“ 
mehr Raum gegeben als dem „Eigenen“ 
(Geden 2006: 80). Identitätskonstruktionen 
erfolgen hier also vor dem Hintergrund, das 
„Fremde“ negativ zu stigmatisieren, nicht aber, 
sich selbst zu definieren. Denn eine Definition 
des „Eigenen“ würde zeigen, dass diese ange-
nommene Homogenität eine Fiktion sei und 
stark zu differenzieren ist. Identitätskonstruk-
tion funktioniert hier durch Abgrenzung. Der 
„Andere“ ist dabei nie Individuum, sondern 
immer Teil einer großen Gruppe (Geden 2006: 
72f., 75). Ein neues Phänomen des Populismus 
in Europa ist nach Ansicht Hellmuths ein Wan-
del, der nicht mehr auf den Nationalismus der 
Nationalstaaten, sondern vermehrt auf einen 
Europanationalismus setzt. 

Bezugnehmend auf Pierre-André Taguieff 
meint Hellmuth hier, dass seit den 1970er Jah-
ren der „Rassismus ‚kulturalisiert‘ oder ‚men-
talisiert‘ worden ist, wobei die Begriffe der 
‚Rasse‘ und des ‚Blutes‘ und somit die rituellen 
biologischen und zoologischen Metaphern 
aufgegeben werden“, weil diese „nicht mehr 
gesellschaftsfähig“ seien. Der Kulturbegriff der 
Neuen Rechten sei dabei ein „statischer“, der 
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auch „organisch begründet“ werde und „ein 
biologisches Moment“ beinhalte. MigrantIn-
nen seien demnach in ihrer ursprünglichen 
„Heimat“ verwurzelt und an das „gemeinschaft-
liche ‚Blut‘ der Familie gebunden“. Insofern 
würde eine Mischung fremder Kulturen mit 
den europäischen, so die Neue Rechte, die 
Entstehung sozialer Konflikte bedeuten, da die 
europäische Kultur auf ihrer eigenen „paläoli-
tischen Kunst, indoeuropäischen Sprache und 
griechischen Vernunft“ basiere. So warnte etwa 
Andreas Mölzer, der ehemalige österreichische 
Europaabgeordnete und wichtige Ideologe der 
Neuen Rechten, im Jahre 1990 vor der Gefahr 
„der ‚Umvolkung‘ in Folge einer vermehrten 
Einwanderung“ (Hellmuth 2002: 23ff.). Diese 
Argumentation kann sich leicht in die weit 
verbreitete Imagination eines post-rassischen 
Europas eingliedern. Gerade aber im Zusam-
menhang mit rechtspopulistischen Parteien, 
die oftmals wie die FPÖ in Österreich, die 
Schwedendemokraten oder der französische 
Front National personell wie auch ideologisch 
eine historische Verbindung zum Faschismus 
oder zur nationalsozialistischen Partei aufwei-
sen, ließe sich eine derartige Trennung von 
Kulturrassismus und biologischem Rassismus 
anzweifeln.

3 |	 Ethnopluralismus und differenzia
listischer Rassismus

Während Pierre-André Taguieff von einem 
Paradigmenwechsel eines älteren Rassismus 
der biologischen Ungleichheit zu einem Neo
rassismus der Kulturunterschiede spricht (Ta-
guieff 2000), sind nach der Soziologin Karin 
Priester das Konzept der „rassischen Reinheit“ 
auf der einen Seite und das der „authentischen 
kulturellen Identität“ auf der anderen Seite 
nicht zwei von einander zu trennende Sphären. 
Beide Kategorien, Rasse und Kultur, würden 
in einem Konglomerat historisch betrachtet 
überhaupt erst den Rassismus ergeben, so 
Priester. Somit sei der „Kernpunkt allen ras-
sistischen Denkens die Amalgamierung von 
Kultur und Natur, die blutmäßige Veranke-
rung kultureller und kognitiver Unterschiede“ 

(Priester 2003: 289f.). Priester versteht unter 
„Ethnopluralismus“ einen Begriff der „Neuen 
Rechten, mit dessen Hilfe der alte Rassismus 
als überwunden erklärt wird, nur um ihn in 
neuem Sprachgewand wieder auferstehen zu 
lassen“ (Priester 2003: 268). Nach Priester 
ist dieser „nichts anderes als eine Politik der 
Apartheid im Verhältnis der Ethnien und Völ-
ker zueinander“. Ethnopluralismus stehe für 
die Betonung des Partikularen jeder Ethnie und 
den Verweis auf die Differenz der „Rassen/
Ethnien“ untereinander. Die Befähigung des 
Menschen zur Kultur sei nach Ansicht der 
„Neo-Rassisten“ selbst eine Naturgabe, eine 
„bio-anthropologische Grundausstattung“. 
Demnach seien einige Menschen besser, an-
dere schlechter biologisch ausgestattet. Diese 
Gedanken bilden die Grundlage für einen 
„differentialistischen Rassismus mit kulturalis-
tischer Grundlage“ (Priester 2003: 247-250). Im 
Verhältnis zu den beiden Kategorien „Kultur“ 
und „Natur“ habe letztere das Übergewicht. 
Hinzu tritt eine dritte Kategorie – die Ethnie. 
In ihr gehen Natur und Kultur „unauflöslich 
ineinander über“. Sie würde „holistisch als 
überindividuelle Gesamtheit oder Ganzheit“ 
gesehen, die historisch gewachsen und „aus 
dem großen biopsychischen Lebensstrom 
hervorgegangen“ sei (Priester 2003: 253f.). Die 
Neue Rechte bliebe jedoch nicht dabei, die 
beiden Grundkategorien des Ethnopluralismus 
(Rasse/Natur – Identität/Kultur) als monolithi
sche Blöcke zu verstehen. Ethnien seien aus 
dieser Sicht „Amalgame beider Bereiche […], in 
sich geschlossene, scharf von einander getrenn-
te Lebenseinheiten“. Wichtig für uns ist hier 
die innenpolitische Forderung einer solchen 
Überzeugung, nämlich dass „innenpolitisch nur 
ein einziges Wertesystem zugelassen werden 
kann“ (Priester 2003: 255). Ein partikulares 
Wertesystem entspringe dabei der „Volksseele“ 
der jeweiligen Ethnie, die die Identität dieser 
Ethnie gewährleisten könne. „Der Mensch 
unterscheidet sich vom Tier daher nicht durch 
Bewusstsein schlechthin, sondern vor allem 
durch Geschichtsbewusstsein, durch das Wis-
sen um die Herkunft seiner Ethnie und ihrer 
permanenten biokulturellen Selbstbehauptung“ 
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(Priester 2003: 258f.). „Kulturelle Mischung“ 
sei letztendlich nichts anderes als „Rassen- und 
Blutmischung“ (Priester 2003: 268f.).

Wenn beispielsweise ein Andreas Mölzer 
meint, dass „die Türken ein stolzes und selbst-
bewusstes Volk mit einer langen Geschichte“ 
seien und an anderer Stelle die Minderwer-
tigkeit dieses Volkes gegenüber der eigenen 
Ethnie angesprochen werde oder Zuwande-
rungsstopps gefordert würden, so können diese 
Äußerungen allesamt in das oben präsentierte 
ethnopluralistische und differentialistisch-
rassistische Gedankengut der Neuen Rechten 
eingeordnet werden.

 4 |	Antimuslimischer Rassismus

Der Anthropologe Matti Bunzl hatte bereits 
2005 argumentiert, dass einer der wesentlichs-
ten Unterschiede zwischen Antisemitismus 
und Islamophobie in den beiden unter-
schiedlichen politischen Kontexten bestünde 
(Bunzl [2005] 2008). Seiner Ansicht nach 
müsse das Phänomen des Antisemitismus im 
Kontext der Säkularität des 19. Jahrhunderts 
betrachtet werden. Demnach sei ‚der Jude‘ ein 
unveränderlich biologisches Schicksal, der im 
modernen, säkularen Projekt des Nationalis-
mus erfunden wurde. ,Der Jude‘ konnte nicht 
mehr wie im christlichen Antisemitismus kon-
vertieren, sondern wurde zum ‚ewigen Juden‘ 
rassisch determiniert. Im Gegensatz dazu sei 
Islamophobie ein neues Phänomen, das im 
späten 20. beziehungsweise im frühen 21. Jahr-
hundert entstand. Während der (völkische) 
Antisemitismus eine Exklusion aus der natio
nalen Gemeinschaft beabsichtigte, stünde 
im Mittelpunkt des islamophoben Diskurses 
die Frage nach Zivilisation. Islamophobie, so 
Bunzl, gründe auf der These, dass der Islam 
völlig unvereinbar mit der westlichen Kultur 
sei und dieser minderwertig gegenüber stehe. 
Während der Antisemitismus die nationale 
Eingliederung von Juden anzweifelte, würde 
Islamophobie MuslimInnen nicht die Mög-
lichkeit nationaler Identität absprechen. Viel-
mehr wird daran gezweifelt, ob MuslimInnen 
gute EuropäerInnen sein könnten. Während 

der Antisemitismus im späten 19. Jahrhundert 
erfunden wurde, um den ethnisch definierten 
Nationalstaat rein zu halten, ist Islamophobie 
ein Thema, das zur Bewahrung des supranatio
nalen Gebildes Europa samt seiner ‚Werte‘ 
herhalten solle (Bunzl 2008). Bunzl reagierte 
in seinem Artikel auf ein Vorwort von Robert 
Purkiss im Rahmen einer Publikation zu Anti-
semitismus und Islamophobie des damalilgen 
European Monitoring Center on Racism and 
Xenophobia (EUMC, heute Fundamental 
Rights Agency, FRA). Purkiss meinte darin: 
„Unser Konzept von europäischer Identität ist 
eine wichtige Stütze für Antisemitismus und 
Islamophobie. Eine Gemeinsamkeit von Anti
semitismus und Islamophobie ist die histori-
sche Verknüpfung zu einem Europa, das als 
exklusiv christlich wahrgenommen wird. (...) 
das Judentum und der Islam werden von der 
Wahrnehmung eines weißen und christlichen 
Europas ausgeschlossen. Islam und Judentum 
haben in der Geschichte oft als Gegenstück 
des ‚Anderen‘ zu Europa hergehalten, als ein 
Symbol einer andersartigen Kultur, Religion 
und Ethnie“ (Purkiss 2003: 92).

Im Gegensatz zu Bunzl argumentieren 
einige AutorInnen wie der Historiker und 
Kulturkritiker Ziauddin Sardar, dass die 
Imaginationen des ‚Islams‘ als Gegenstück 
zu Europa eine lange Geschichte haben. Er 
sieht im Orientalismus eine Abgrenzung des 
Westens zum Islam, welche ein konstitutives 
Element des Westens ausmache (Sardar 
2002: 35f.). Auch andere AutorInnen wie 
die beiden Rassismusforscher Robert Miles 
und Malcolm Brown argumentieren, dass 
in einem feudalen und auf das Christentum 
gestützten Europa der Orient in zweierlei 
Hinsicht als Feind konstruiert wurde: po-
litisch und theologisch. Das muslimische 
‚Andere‘ wurde als barbarisch, degeneriert 
und tyrannisch charakterisiert, wobei diese 
negativen Eigenschaften als in der Religion 
des Islam verankert betrachtet wurden. Des-
wegen war Muhammad, der letzte Prophet 
des Islam, Ziel verbaler Angriffe. Er wurde 
als gewalttätig und sexuell ausschweifend 
dargestellt (Miles/Brown 2004: 26f.).
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Während Bunzl sicherlich dahingehend 
Recht hat, dass Islamophobie in breiten 
Spektren der Gesellschaft als gegensätzliche 
Zivilisation gesehen wird, kann insbesondere 
im Zusammenhang mit rechtspopulistischen 
und noch mehr im Falle von rechtsextremen 
Parteien behauptet werden, dass hier die Rol-
le einer autoritär und ethnisch homogenen 
imaginierten Nation nach wie vor zentral ist. 
Nicht zuletzt im Zusammenhang mit dem 
im Juni 2016 erfolgten Votum für den Aus-
stieg Großbritanniens aus der Europäischen 
Union können wir von einer Wiederkehr 
der Bedeutung des nationalen Kollektivs und 
damit des Vorrangs des national und ethnisch 
konzipierten Volkes vor dem supranationalen 
Gebilde der Europäischen Union sprechen. 
Nicht nur fand Islamophobie Eingang in ein 
historisches, christlich-europäisches Projekt 
der Exklusion. Anti-muslimische Positionen 
dienen auch heute gleichzeitig dazu, eine eu-
ropäisch-christlich-abendländische Kultur wie 
auch ein nationales Kollektiv zu verteidigen. 
Die Verteidigung einer sogenannten europä-
isch-christlich-abendländischen Kultur ist auch 
auf Seiten sogenannter Mitte-Rechts-Parteien, 
die eher dem christlich-wertkonservativen Par-
teienspektrum zuzurechnen sind, aufzufinden. 
In diesem Sinne habe ich früh unterschiedlich 
motivierte Argumentationsformen der Islamo
phobie wie christliche, historische oder säku-
lare unterscheiden (Hafez 2010). In meiner 
Definition von Islamophobie verstehe ich 
darunter: „Islamophobie ist antimuslimischer 
Rassismus. (...) Islamophobie bedeutet, dass 
eine dominante Gruppe von Menschen Macht 
erstrebt, stabilisiert und ausweitet, indem sie 
einen Sündenbock imaginiert, der real existiert 
oder auch nicht, und diesen Sündenbock von 
den Ressourcen, Rechten und der Definition ei-
nes kollektiven ‚Wir‘ ausschließt. Islamophobie 
arbeitet mit der Figur einer statischen islami-
schen Identität, die negativ konnotiert ist und 
auf die Masse der imaginierten MuslimInnen 
generalisiert ausgeweitet wird. Gleichzeitig sind 
islamophobe Bilder fließend und verändern 
sich in unterschiedlichen Kontexten, denn 
Islamophobie sagt uns mehr über die Islamo-

phoben aus, als sie uns etwas über ‚den Islam‘ 
oder ‚die MuslimInnen‘ sagen würde“ (Hafez 
2017a: 9).

5 |	 Antimuslimische Positionen 
	 im Rechtspopulismus

Betrachten wir die Merkmale von Rechtspo-
pulismus und anti-muslimischen Rassismus 
in einem Bild, ergeben sich offensichtliche 
Zusammenhänge. Die Imagination des ‚Islams‘ 
als statischen, monolithischen Block fügt sich 
ideal in eine simplifizierte Weltsicht und bietet 
eine Grundlage für eine dichotomische oder 
manichäistische Weltsicht, wie Lang und Meyer 
sie kennzeichnen. Diese Weltsicht bringt eine 
Einteilung der Welt in Gut und Böse mit sich, 
in der ‚der Islam‘ als ‚das Böse‘ dargestellt 
wird und im Gegensatz zu ‚dem Westen‘  
beziehungsweise den jeweiligen nationalen 
Kollektiven als ‚das Gute‘ präsentiert wird. 
Das zeigt sich etwa im Falle von Wahlplakaten. 
Die FPÖ plakatierte „Daham statt Islam“, die 
NPD „Minirock statt Minarett“ und die SVP 
„Baden statt Bagdad“. All diese drei Slogans 
arbeiten mit der Homogenisierung nach innen, 
indem sie das Volk als einheitlich konstruieren 
und gleichzeitig mit einer Dichotomisierung, 
indem sie ‚den Islam‘ als ‚das Andere‘ kons-
truieren. Antimuslimische Positionen dienen 
gleichzeitig dazu, anti-elitäre, vertikale wie auch 
horizontale, xenophobe Affekte zu erzeugen. 
In erster Linie werden mit antimuslimischen 
Positionen horizontale, xenophobe Affekte 
geschaffen, indem eine In- und eine Out-Group 
geschaffen werden. Dies geschieht vor allem 
,wenn es um die Konstruktion eines einheitli-
chen Volkes geht, dem das Konstrukt ‚Islam‘ 
gegenübergestellt wird. ‚Islam‘ steht hier als 
Symbol einer andersartigen Kultur, Religion 
und Ethnie. Der rechtspopulistische Begriff 
von ‚Volk‘ schließt Menschen mit muslimi-
schem Glaubensbekenntnis aus. Gleichzeitig 
treten in antimuslimischen Postionen antieli-
täre, vertikale Affekte auf. So werden in einer 
Deklaration der Jugendorganisation der FPÖ 
MuslimInnen als Teil einer „übermächtigen Al-
lianz gegnerischer Kräfte (...), die von liberalen 
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Werterelativierern, über ausschließlich gewin-
norientierte Ökonomisten und Marxisten bis 
zu fundamentalistischen Islamisten reicht“ (RFJ 
2006) gesehen. Auch andere rechte Politiker 
haben das „EU-Establishment“ angeklagt, eine 
Islamisierung Europas durch die Abhaltung 
von EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 
voranzutreiben.

Wie der Anthropologe Andre Gingrich 
anmerkte, werden alte Mythen in neuen 
Kontexten aufgewärmt (Gingrich 1999). Für 
die Konstruktion nationaler Identität kann 
auf zahlreiche historische Erfahrungen mit 
MuslimInnen – wie etwa den ‚Türken vor 
Wien‘, der Schlacht am Amselfeld etc – zurück-
gegriffen werden. Nicht erst Anders Behring 
Breivik bezog sich in seiner Schrift 2083: A 
European Declaration of Independence auf 
die ‚Türken vor Wien‘. So gedachte etwa die 
FPÖ dem 333-jährigen Jubiläum des Jahres-
tages vom Ende der sogenannten „Zweiten 
Türkenbelagerung“ durch die Osmanen, um 
ihre Ideologie eines ewigen Kampfes gegen 
die Imgaination des bösen Islam und eine 
vermeintliche Islamisierung zu verbreiten. Die 
Veranstaltung stand unter dem Titel „12. Sep-
tember 1683 – Abendland beschützen, damals 
wie heute“ (FPÖ 2016). Diese islamophobe 
Verschwörungstheorie verdrängt durch ei-
nen Islamisierungs-Diskurs den allgemeinen 
„Überfremdungsdiskurs“ (Gärtner 2002: 20) 
beziehungsweise sie spezifiziert diesen. Damit 
werden individuelle Ängste kreiert und gleich-
zeitig mobilisiert, um eine Angst vor ‚dem 
Islam‘ und ‚den MuslimInnen‘ als ewige Be-
drohung zu konsruieren. Dieser explizit islamo-
phobe Populismus basiert demnach auf einen 
monolithisch, undifferenziert und homogen 
wahrgenommenen Islam, der zur Abgrenzung 
und antagonistischen Konfrontation verwendet 
wird. Der Islam wird dabei als minderwertig, 
aber auch feindlich, aggressiv und bedrohlich 
konzipiert. Er greift auf eine historische wie 
religiöse Komponente zurück. Islamophober 
Populismus grenzt die MuslimInnen aus dem 
Volk aus, das als homogen nichtislamisch 
konstruiert wird, womit gleichzeitig Einschrän-
kungen der Religionsfreiheit von MuslimInnen 

argumentiert werden. Diese Einschränkung 
der Religionsfreiheit basiert auf zwei wichtigen 
Argumentationsbausteinen: Erstens wird der 
Islam per se nicht als Religion anderkannt, 
sondern als politische Ideologie gerahmt. Dies 
drückt sich in Begriffen wie ‚Islamofaschis-
mus‚und ‚Hitler-Islam‘ aus. Zweitens werden 
MuslimInnen nicht als Teil des homogen kons-
truierten Staatsvolkes interpretiert, sondern als 
Angehörige fremder Nationen. Das zeigt sich 
etwa, wenn der Bau von Gebetshäusern mit 
dem Argument verhindern werden soll, dass 
in muslimischen Ländern zuerst die Erlaubnis 
zum Bau von Kirchen erteilt werden müsse. 

Der Rückgriff auf antimuslimische Posi-
tionen erlaubt rechtspopulistischen Parteien 
zudem, ihren biologischen Rassismus zu ver-
decken. Da im rechtspopulistischen Diskurs 
Kultur, wozu die Religion im weitesten Sinne 
gezählt werden kann, einer „bio-anthropolo-
gische(n) Grundausstattung“ bedarf, ist diese 
Kultur je nach „natürlicher Befähigung eines 
(Rasse-) Menschen“ (Priester 2003) höher- oder 
minderwertiger.

Farid Hafez ist Politikwissenschaftler und 
derzeit Fulbright Visiting Professor an der 
University of California, Berkeley. Er arbeitet an 
der Abteilung Politikwissenschaft der Univer-
sität Salzburg. Kontakt: farid.hafez@sbg.ac.at
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Engagement- und Demokratiepolitik vor der 
rechtspopulistischen Herausforderung
Die Stärkung von Orten demokratischen Lernens als Aufgabe 
zivilgesellschaftlicher Struktur- und Gesellschaftspolitik1

Ansgar Klein

Die repräsentative Demokratie steht in 
Deutschland – nachdem lange Zeit und im-
mer noch die deutsche Einheit im Zentrum 
der innenpolitischen Diskurse steht – vor 
einer Bewährungsprobe durch Wutbürger und 
Rechtspopulisten. Zentrale Stichworte hier 
sind etwa eine wachsende soziale Ungleich-
heit auch hierzulande, zunehmende prekäre 
Arbeitsverhältnisse, eine immer sichtbarer 
werdende Unterversorgung mit bezahlbarem 
Wohnraum in den Städten oder die soziale 
Selektivität des Bildungssystems. Die globali-
sierten Märkte produzieren ihre Verlierer und 
erzeugen in Kopplung mit entsprechenden 
sozialpolitischen Rahmungen wie Hartz IV 
Ängste vor einem schnell möglichen sozialen 
Abstieg, die politisch nicht folgenlos bleiben 
und systematisch als politisches Kapital mo-
bilisiert werden. Während Deutschland zu 
den reichsten Ländern der Welt gehört, wird 
die soziale Spaltung auch hierzulande immer 
sichtbarer. Für demokratische Gesellschaften 
stellt sich angesichts einer immer mehr Men-
schen erfassenden sozialen Abwärtsdynamik 

die Frage nach der Bedeutung sozialer Bür-
gerrechte für demokratische Politik. In vielen 
Mitgliedsländern der EU, nun aber auch in 
Deutschland selber erleben wir Prozesse der 
Renationalisierung und ein mit wachsenden 
Zuläufen erstarkendes rechtspopulistisches 
politisches Akteursspektrum. 

Im Kontext der 2015 erfolgten Zuwan-
derung von über 800.000 Geflüchteten und 
Armutszugewanderten konnte sich die AfD in 
einer wachsenden Zahl von Bundesländern als 
neue Partei etablieren und wirft bereits jetzt – 
mehrere Monate vor der Bundestagswahl  – 
auch auf Bundesebene lange Schatten. Die 
bestehenden Ängste werden über die Figur des 
„Wutbürgers“ systematisch inszeniert. „Post-
faktische“ Gewissheiten, Emotionalisierung 
und die systematische Instrumentalisierung 
der selber angefachten „Wut“ als politisches 
Kapital in bisherigen und kommenden Wahl-
kämpfen stellen die etablierten Akteure und 
Formate der repräsentativen Demokratie in 
Frage. Nicht zufällig ist die Forderung Nr. 1 
des AfD-Wahlprogramms die direkte Demokra-
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tie auf Bundesebene, hier jedoch systematisch 
verstanden als Instrument der Mobilisierung 
von Wut und Politikverdrossenheit und damit 
als fortwährende Voraussetzung weiterer Er-
folge der AfD. Die politische Klasse und die 
Medien werden seitens rechtspopulistischer 
Akteure unter Generalverdacht gestellt. Es 
stellt sich angesichts dieses realen Szenarios 
daher die Frage, wie und unter welchen 
Voraussetzungen die repräsentative Demo-
kratie mit diesen neuen Herausforderungen 
umgehen sollte. 

Im Folgenden werde ich versuchen, dieser 
Frage nachzugehen. Zunächst komme ich auf 
die wachsende Bedeutung sozialer Bürgerrech-
te als Voraussetzung demokratischer Politik zu 
sprechen (1). In einem zweiten Schritt möchte 
ich deutlich machen, dass die Ermöglichung 
realer und selbstwirksamer Teilhabe in den 
Erfahrungs- und Handlungsräumen der Zivil-
gesellschaft eine wesentliche Voraussetzung 
für das erfahrungsbezogene politische Lernen 
und die hier erfolgende Ausbildung eines 
demokratischen Habitus von Bürgerinnen 
und Bürgern darstellt. Das politische Lernen 
durch Engagement, der Zusammenhang von 

Engagement und Partizipation sowie der 
notwendige Erfahrungsbezug des politischen 
Lernens machen deutlich, dass demokratische 
Subjekte auf zivilgesellschaftliche Kontexte 
und Erfahrungsbezüge angewiesen sind, in 
denen nicht nur kognitive, sondern eben auch 
normative und affektiv-emotionale Bildungs-
prozesse stattfinden. Eine in diesem Sinne 
verstandene „Citizen Education“ ist mehr als 
eine handlungsentlastete politische Bildung in 
den Formaten formaler Bildungsinstitutionen. 
Sie setzt auch grundlegend Erfahrungsbezüge 
für ein demokratisches Lernen voraus. Vor 
diesem Hintergrund rückt die Bedeutung einer 
erfahrungsbezogenen politischen Bildung in 
den Blick (2).

In einem dritten Schritt möchte ich schließ-
lich Engagement- und Demokratiepolitik als 
Politikfelder von wachsender Bedeutung skiz-
zieren, da genau hier gesellschaftspolitische 
Antworten auf die Instrumentalisierung der 
Wutbürger zu finden sind. Ich werde einige 
der zentralen Themen dieser Politikfelder 
deutlich machen, die wesentliche Antworten 
auf die Herausforderungen des Rechtspopulis-
mus bereithalten: Gute und niedrigschwellige 

Engagement- und Demokratiepolitik vor der rechtspopulistischen Herausforderung
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Zugänge zu Erfahrungs- und Praxisräumen der 
Zivilgesellschaft, in denen eigensinnige Selbst-
wirksamkeitserfahrungen und die Gestaltung 
der Gesellschaft zumindest im Kleinen möglich 
sind (so ein zentrales erhobenes Motiv im 
Freiwilligensurvey der Bundesregierung). Diese 
Erfahrungs- und Praxisräume der Zivilgesell-
schaft müssen durch nachhaltige Begleitung 
seitens zivilgesellschaftlicher Infrastrukturen 
stabilisiert und fortentwickelt werden. Hier 
werden Partizipation, Engagement, präventive 
Maßnahmen gegen unziviles Handeln, aber 
auch Information, Vernetzung, Beratung, 
Mittlerfunktionen zwischen Zivilgesellschaft, 
Kommunen/Staat und Wirtschaft oder auch 
Bedarfe der Fortbildung zu zentralen und nach-
haltig vorzuhaltenden Aufgaben. Ein aktueller 
Gesetzentwurf des Bundesministeriums für 
Familie, Frauen, Senioren und Jugend (BM-
FSFJ) setzt hier an. Die hier knapp skizzierten 
Argumente dieses Gesetzentwurfes gehören in 
den Themenkreis einer möglichen Enquete-
Kommission des Deutschen Bundestages in 
der kommenden Legislaturperiode, die von 
Akteuren der Zivilgesellschaft (Klein 2001; 
2011) schon länger gefordert wird (3). 

1 |	 Soziale Bürgerrechte als Voraus
setzung demokratischer Politik

In der engagement- und demokratiepolitischen 
Diskussion gewinnen Fragen der sozialen Bür-
gerrechte und die gesellschaftspolitischen Di-
mensionen moderner Sozialpolitik an Gewicht. 
Sozialpolitik sollte sich in der Wohlfahrtsge-
sellschaft als Ermöglicher des eigensinnigen 
Engagements auch im Sinne gesellschaftlicher 
Inklusion verstehen und gezielt entsprechend 
fortentwickelt werden. Das Thema der sozialen 
Bürgerrechte ist auch für die Zukunft Europas, 
im Zusammenhang mit Menschenrechten und 
Flucht, ein zentrales Thema der notwendigen 
Zukunftsorientierung auf Basis geteilter Werte 
geworden, für die nicht nur die demokratischen 
Parteien, sondern auch die Zivilgesellschaft 
künftig verstärkt selber eintreten sollte. 

Das problematische Verhältnis zwischen 
kapitalistischer Ökonomie (Ungleichheit) 

und politischer Demokratie (Gleichheit) hat 
grundlegend bereits Thomas H. Marshall 
(1992; engl. 1959) in seinem Buch Bürgerrechte 
und soziale Klassen. Zur Soziologie des Wohl-
fahrtsstaates (Citizenship and Social Class) 
diskutiert. Armut wird heute verstanden als ein 
Mangel nicht nur an Geld, sondern auch an Bil-
dung oder sozialen Kontakten. Dann entsteht 
eine differenzierte Karte sozialer Milieus und 
ihrer Bezüge und Grenzen zueinander. Ange-
sichts wachsender sozialer Ungleichheiten tritt 
der Kontrast zunehmend vor Augen, der sich 
zwischen den für alle Bürgerinnen und Bürger 
demokratischer Gesellschaften gleichen zivilen, 
politischen und sozialen Rechten und den Be-
funden der modernen Armutsforschung auftut.  

Ulrich Rödel, Günther Frankenberg und 
Helmut Dubiel haben mit ihrem Essay „Die 
demokratische Frage“ (Rödel u. a. 1989) die 
politische Rolle der Zivilgesellschaft diskutiert. 
In den 1990er Jahren stellte Frankenberg vor 
diesem Hintergrund die – hier wieder aufgegrif-
fene – Frage nach der Bedeutung der sozialen 
Bürgerrechte für die Zivilgesellschaft. Er unter-
strich, dass für moderne Sozialpolitik das Ziel 
einer zivilgesellschaftlichen Inklusion und die 
Aufgabe der Ermöglichung bürgerschaftlichen 
Engagements ins Zentrum der normativen 
Begründung gestellt werden müssen: 

„Dass die Mitglieder einer politischen Ge-
meinschaft nicht nur formal gleichberechtigt 
sein müssen, ihnen vielmehr auch zu ermögli-
chen ist, sich an der Streitkultur im weitesten 
Sinne zu beteiligen, gestattet nunmehr, die 
‚Logik der Fürsorge‘ unter Bezug auf die 
grundlegende Konvention weiterzuentwickeln 
und das sozialstaatliche Leistungssystem mit 
der Idee und Praxis der Zivilgesellschaft zu 
verknüpfen.“ (Frankenberg 1997: 193). Unter 
einer „grundlegenden Konvention“ versteht 
Frankenberg „eine wechselseitige Verpflichtung 
auf Zivilität. ... Die Bezeichnung Konvention 
soll signalisieren, dass diese Verpflichtung nicht 
vom Himmel fällt, sondern Resultat einer 
Übereinkunft ist, die immer nur temporär ein-
gegangen wird, also jederzeit reversibel davon 
abhängt, dass die Beteiligten für sie eintreten.“ 
(ebenda: 56).
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In den heutigen engagementpolitischen Dis-
kursen wird zunehmend herausgearbeitet, dass 
nicht nur die von Frankenberg im engeren po-
litischen Sinne angesprochene demokratische 
„Streitkultur“, sondern auch das Engagement in 
seinen praktisch-gestaltenden Dimensionen we-
sentlich zur Partizipationskultur gehört (Klein/
Sprengel/Neuling 2016). In diesem Sinne ist im 
Konzept des „bürgerschaftlichen Engagements“ 
der Enquete-Kommission zur „Zukunft des 
Bürgerschaftlichen Engagements“ (2002) die 
bürgerschaftliche Dimension des Engagements 
beschrieben worden. Die Bürgergesellschaft 
wird dort als ein nicht nur sozialer, sondern 
ebenso auch politischer Raum angesprochen. 
Der Zusammenhang von Engagementpolitik 
und Demokratiepolitik ist hier grundgelegt.

2 |	 Ermöglichung realer und selbstwirk
samer Teilhabe in den Erfahrungs- und 
Handlungsräumen der Zivilgesellschaft

Bürgerschaftliches Engagement

Der Begriff des „bürgerschaftlichen Engage-
ments“, den die Enquete-Kommission zur 
„Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ 
vorgeschlagen hat, ist nicht nur ein Sammelbe-
griff, der die Vielfalt der Engagementformen 
(Ehrenamt, Selbsthilfe, freiwillige Tätigkeit …) 
im Überblick für eine zusammenhängende 
Analyse umfasst. In der Begriffsbestimmung 
wird dieses Engagement als ein Handeln 
verstanden, das in der Einstellung von Bür-
ger_innen erfolgt. Daher auch die Wortwahl 
„bürgerschaftlich“: Gemeint ist hier nicht 
das Engagement des Bürgertums, also das 
„bürgerliche“ Engagement der Mittelschich-
ten, sondern das eigensinnige selbstgewählte 
Handeln selbstbewusster Bürger_innen. Der 
Begriff des „bürgerschaftlichen Engagements“ 
ist hier von vornherein auf den Zusammenhang 
von praktischer Zeitspende und einer auf das 
politische Gemeinwesen orientierten Einstel-
lung bezogen. Neben der Freiwilligkeit, der 
kooperativen Umsetzungs- und Erbringungs-
weise und der Abwesenheit von materieller 
Gewinnorientierung des Engagements gehören 

dessen „Gemeinwohlorientierung“ und seine 
Orientierung an der Arena des öffentlichen 
Raums zu seinen Definitionsmerkmalen 
(Deutscher Bundestag 2002, S. 86). Das „bür-
gerschaftliche“ am Engagement ist gerade in 
diesen beiden letztgenannten Definitionskrite-
rien grundgelegt und lässt sich plastisch in dem 
empirisch vorgefundenen Motiv der Mehrzahl 
der Engagierten übersetzen, durch ihr Engage-
ment die Gesellschaft zumindest im Kleinen 
mitgestalten zu wollen (BMFSFJ 2010, S. 12).

Das Begriffsverständnis von bürgerschaftli-
chem Engagement ist hier eng mit dem Diskurs 
der Zivilgesellschaft (Klein 2001) verbunden. 
Erforderlich ist daher zum einen ein genauer 
Blick auf den intermediären Raum der Asso-
ziationen und der Öffentlichkeit, die Politik 
und Gesellschaft in vielfacher Weise verbinden. 
Zum anderen aber auch der genauere Blick auf 
das Engagement der Bürger_innen, mit dem 
diese die Angelegenheiten der Gesellschaft 
auch jenseits des „Mitredens“ (Evers 2014) 
im Engagement ganz praktisch, im Modus 
der Selbstorganisation in der Zivilgesellschaft, 
gestalten. Hier, dies macht eine Erweiterung 
des Begriffsverständnisses von „bürgerschaft-
lichem Engagement“ um den Bezug auf die 
„Erzeugung öffentlicher Güter“ deutlich, geht 
es „nicht primär darum, dass sich Bürger 
dauerhaft politisch betätigen, sondern dar-
um, ob die Bürger fähig sind, immer wieder 
auch Interessen zu verfolgen, die über ihre 
unmittelbaren Eigeninteressen hinausgehen 
und den Angehörigen anderer Gemeinschaf-
ten sowie dem übergeordneten Gemeinwohl 
nützen“. Engagement ist als praktisches Tun 
nach diesem Verständnis auch eine Aktivität 
„zur Erzeugung und Vermehrung öffentlicher 
Güter“ (Olk/ Hartnuß 2011: 158) in der Wohl-
fahrtsgesellschaft (Evers 2014). Der oft zitierte 
„Eigensinn“ des Engagements liegt genau an 
dieser Schnittstelle des praktischen Tuns mit ei-
nem auf die Gesellschaft (vor allem im sozialen 
Nahraum) bezogenen Gestaltungsmotiv, der 
sich selbst in scheinbar politikfernen Formen 
des sozialen Engagements noch im Anspruch 
auf die „Selbstwirksamkeit“ des eigenen Tuns 
ausdrückt.
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Partizipationsbezüge des Engagements 

Der Freiwilligensurvey weist „Politik und Inte-
ressenvertretung“ als einen eigenen Engagem-
entbereich aus, der gerade einmal eine Größe 
von 2,7 Prozent der Engagierten umfasst (BM-
FSFJ 2010, S. 7). Diese Bereichsaufteilung des 
Engagements beruht auf einem Verständnis 
von Politik, das sich explizit auf den Bereich 
des Staates und der sich an ihn wendenden 
Interessenorganisationen beschränkt. In ei-
nem solchen Verständnis ist es in der Tat ein 
weiter Weg von diesem explizit politischen 
Engagement bis hin zu den Tätigkeiten in 
verschiedenen Engagementfeldern, in denen 
sich die erwähnten Gestaltungsmotive des 
bürgerschaftlichen Engagements mit ihren 
(mikro-)politischen Dimensionen ebenfalls 
finden lassen. An dieser Stelle ignoriert die 
empirische Erhebung den „Eigensinn“ des 
bürgerschaftlichen Engagements und kommt 
damit zu marginalen Zahlen eines „politi-
schen“ bürgerschaftlichen Engagements, die 
die – ebenfalls im Freiwilligensurvey erhobe-
nen – mikropolitischen Engagementmotive 
völlig ausblenden (siehe zur Diskussion auch: 
Evers 2014).

Ich möchte demgegenüber die grundlegen-
den Partizipationsbezüge des Engagements in 
einem zivilgesellschaftlichen Handlungsraum 
deutlich machen, der selber politische Qua-
litäten aufweist. Dies kann ich dann besser 
demonstrieren, wenn Partizipation als ein 
Prozess verstanden wird, der sich aus Phasen 
der Meinungs- und Willensbildung, der Ent-
scheidungsfindung und der Umsetzung von 
Entscheidungen zusammensetzt. Derart diffe-
renziert ermöglicht der Blick auf Partizipation 
als Prozess die Identifizierung von starken 
Einflüssen des Engagements auf Partizipation 
und erweitert damit auch die Agenda der 
demokratiepolitischen Diskussion.

In der Phase der Meinungs- und Willens-
bildung spielen deliberative und assoziative 
Formen der Beteiligung eine zentrale Rolle. 
Mit Blick auf die Bedeutung von Engagement 
ist hier zu berücksichtigen, dass durch die 
Erfahrungsbezüge des bürgerschaftlichen En-
gagements ein mehr oder weniger intensives 

politisches Lernen erfolgt, das aus dem prakti-
schen Mittun des Engagements zu Momenten 
oder auch intensiveren Handlungssequenzen 
des Mitredens führt. Im Engagement können 
Probleme als politische Probleme identifiziert 
und auch Adressat_innen der Problemlösung 
auf den Ebenen des politischen Systems 
identifiziert werden. Das Interesse an den 
politischen Akteuren und Institutionen ent-
steht aus den praktischen Erfahrungs- und 
Handlungszusammenhängen eines bürger-
schaftlichen Engagements, das bei Bedarf an 
politischen Problemlösungen entsprechende 
politische Problemhinsichten generiert.

In der Diskussion über Bürgerbeteiligung 
schließt an diesen Problemzugang ein breites 
Spektrum an deliberativen Beteiligungsforma-
ten des „Mitredens“ an. In den Phasen der 
Meinungs- und Willensbildung werden die 
Erfahrungsbezüge des Engagements für Pro-
blemhinsichten und Entscheidungsagenden 
fruchtbar gemacht. Dabei kommt es auf die 
Wahl geeigneter deliberativer Formate an, um 
etwa auch beteiligungsferne Gruppen der Be-
völkerung in Entscheidungsprozesse einbezie-
hen zu können. Entscheidende Voraussetzung 
für den Erfolg solcher Formate haben Elemen-
te, die die Selbstwirksamkeit von Engagement 
und Beteiligung bei Problemlösungen sichtbar 
und nachvollziehbar machen, etwa eigene 
Stadtteilbudgets. Die Entwicklung derartiger 
„aufsuchender Formate“ der Engagementför-
derung ist daher ein gemeinsames Anliegen 
der Engagement- und Demokratiepolitik und 
es sollte auch von den Infrastruktureinrichtun-
gen der Engagementförderung, so sie denn 
nachhaltige Ausstattungen haben, als Teil der 
eigenen Agenda verstanden werden.

In der Phase der Meinungs- und Willensbil-
dung angesiedelt sind übrigens auch die For-
mate der „assoziativen Demokratie“ (Klein/ 
Olk 2014). Diese zielen auf die Förderung 
unterrepräsentierter Interessen ebenso wie 
auf nicht-partikulare Formen der Interessen-
artikulation und die Sachkompetenz der As-
soziationen. Eine Stärkung der Assoziationen 
der Zivilgesellschaft in diesem Sinne setzt das 
Selbstverständnis von Interessengruppen ei-
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nem Lernprozess im Horizont des politischen 
Gemeinsinns aus. In Übernahme des schon 
von Tocqueville her bekannten und in der 
neueren republikanischen Demokratietheorie 
immer wieder angeführten Argumentes der 
Assoziationen als „Schule der Demokratie“ 
rückt hier der Blick auf ein für Lernprozesse 
offenes Selbstverständnis zivilgesellschaftli-
cher Assoziationen ebenso ins Zentrum wie 
die soziale Basis der Solidarität und einer für 
egalitäre Politik aufgeschlossenen politischen 
Kultur. Die Ausbildung neuer Solidaritäten ist 
angesichts der Erosion organischer Solidari-
täten und der Auflösung von Traditionsbe-
ständen sogar ein primäres Ziel assoziativer 
Demokratie. Über eine assoziative Demo-
kratie ist die Beteiligung der Bürger_innen 
nicht auf den demokratischen Wahlakt der 
repräsentativ-demokratischen Institutionen 
begrenzt. Die Bürger_innen werden über ihre 
Vereinigungen an der Politik kontinuierlich 
beteiligt (Klein/ Olk 2014).

Die Phase der Entscheidungsfindung ist 
nicht mehr allein durch die Institutionen 
und Akteure der repräsentativen Demokratie 
geprägt, sondern es sind ergänzend Akteure 
und Formate der „direkten Demokratie“ 
hinzugekommen. Zuweilen werden die For-
mate der direkten Demokratie vorschnell 
herangezogen und gefährden dann die in der 
Bürgerbeteiligung erfolgenden Lernprozesse 
der Meinungs- und Willensbildung durch 
eine dieser Lernprozesse abbrechende ja/
nein-Entscheidung, vor allem in der lokalen 
Demokratie (Hummel 2014). Doch die direkte 
Demokratie hat den unbestrittenen Vorzug, 
Mehrheiten für ein Anliegen sichtbar zu 
machen und einen entsprechenden Hand-
lungsbedarf der repräsentativen Demokratie 
aufzudecken und auch auf die politische 
Tagesordnung zu setzen. In Deutschland 
haben sich direktdemokratische Verfahren 
mittlerweile auf der Ebene der Kommunen 
und Länder weithin durchgesetzt. Auf der Ebe-
ne der Bundespolitik stehen sie freilich noch 
aus. Die direkte Demokratie auf Bundesebene 
würde durch die Regeln des Grundgesetzes 
auf solche Fragen und Themen eingegrenzt, 

die sich nicht gegen die Grundrechte wen-
den (etwa wäre eine Volksentscheidung zur 
Todesstrafe hierzulande aus diesem Grund 
nicht möglich).

In der Phase der Umsetzung von Ent-
scheidungen kommt das bürgerschaftliche 
Engagement dann wieder in starkem Maße 
in den Formaten der „kooperativen Demo-
kratie“ ins Spiel (Ross 2012). Genau hierauf 
zielt eine definitorische Erweiterung des 
Begriffsverständnisses von bürgerschaftlichem 
Engagement auf die „öffentlichen Güter“ 
(Olk/Hartnuß 2011; zur Debatte um die 
Commons siehe Helferich 2012). Die Idee 
der durch Koproduktionen von Zivilgesell-
schaft, Staat und Wirtschaft als Welfare Mix 
im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge 
ermöglichten Wohlfahrtsgesellschaft rückt ab 
von einer etatistischen Fixierung und schließt 
an die Idee der Subsidiarität in der sozialen 
Leistungserbringung an. Die Debatte um 
Dorfläden, Bürgerbusse, Bürgerbahnen oder 
auch das Engagement in der Pflege reißt nicht 
ab. Sie macht zum einen die Risiken einer 
überzogenen Marktorientierung für eine Ins-
trumentalisierung des Engagements deutlich, 
zum anderen aber auch die Chancen dieser 
neuen Kooperationen, die den Blick auf das 
Verhältnis von Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
schärfen und entwickeln werden. 

Politisches Lernen in den zivilgesellschaft-
lichen Handlungsräumen des Engage-
ments

Die Kompetenzgewinne im bürgerschaftli-
chen Engagement stärken Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, die für die demokratische Pra-
xis von erheblicher Bedeutung sind. Dazu 
zählen etwa das Leiten von Versammlungen, 
rhetorische oder auch organisatorische 
Kompetenzen und das damit verbundene 
Selbstbewusstsein der Akteure (Rauschen-
bach u. a. 2008; zu Kompetenzgewinn 
durch Engagement Klein/Hugenroth 2013). 
Eine politische Bildung, die sich auf die 
Erfahrungen und Handlungsbezüge des 
bürgerschaftlichen Engagements bezieht, 
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trägt ihrerseits zur politischen Reflexion der 
Engagementpraxis systematisch bei.

Die Bedeutung des politischen Lernens in 
den zivilgesellschaftlichen Handlungsräumen 
des bürgerschaftlichen Engagements erwächst 
insbesondere aus den dort vorzufindenden 
Erfahrungsbezügen. Didaktik und Methodik 
politischer Bildung haben bereits seit länge-
rem die Weichen gestellt, um die Erfahrungs-
räume des bürgerschaftlichen Engagements 
für die politische Bildung fruchtbar zu ma-
chen: Hierfür stehen eine Reihe einschlägiger 
Stichworte aus der didaktischen Diskussion, 
angefangen etwa bei der Bedeutung der 
Alltagsorientierung, von Betroffenheit und 
Bedeutsamkeit, von Community education, 
Erfahrungsorientierung, exemplarisches Ler-
nen, Gemeinwesenorientierung, der Rolle von 
Handlungsorientierung bis zum Zusammen-
hang von Motivation und Betroffenheit und 
der Bedeutung des sozialen Lernens für die 
politische Bildung (Klein 2013b). 

Vor dem Hintergrund einer erforderlichen 
Intensivierung der Kooperation können die 
Akteure lokaler Bildungslandschaften (Klein/ 
Schwalb 2016) – schulische wie außerschulische 
politische Bildung, VHS, die Trägerstrukturen, 
Netzwerke und Infrastruktureinrichtungen des 
bürgerschaftlichen Engagements – kooperativ 
neue Möglichkeiten erschließen, um die politi-
sche Bildung im Sinne einer „civic education“ 
systematisch fortzuentwickeln. 

Erfahrungsorientierung und Handlungs-
bezüge des Engagements als Lernorte der 
Zivilität

In den Erfahrungsräumen des Engagements 
geht es – nicht ohne Kontroversen und Kon-
flikte! – wesentlich immer auch um die Werte, 
die sich auf die Ordnung des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens beziehen. Der Habitus der 
bürgerschaftlichen Zivilität kann nur in diesen 
Erfahrungsräumen aktiv angeeignet und damit 
auch affektiv und normativ verankert werden. 
Eine nicht nur auf Informationsvermittlung 
und Wissen, sondern auch auf moralische 
wie emotionale Dimensionen des politischen 

Lernens ausgerichtete politische Bildung, der 
es auch um „Engagement, Verantwortung und 
Parteinahme für die Demokratie“ (Meyer 1999: 
260) geht, ist auf eine solche Werteerziehung 
angewiesen. „Wir müssen junge Menschen 
durch das Angebot einer demokratisch 
strukturierten Erfahrungswelt zu Demokra-
ten erziehen.“ (Edelstein 2012: 40). Für die 
Demokratiepädagogik sind „Anerkennung, 
Überzeugung eigener Wirksamkeit und Verant-
wortungsbereitschaft ... grundlegende Disposi-
tionen des sozialen Handelns und Tugenden 
des zivilgesellschaftlichen Engagements, das 
der Demokratie als Lebensform ihre Kraft und 
ihren Bestand sichert.“ (ebenda). 

Die notwendige Erfahrungsorientierung 
politischer Bildung wurde in der Tradition 
des amerikanischen Pragmatismus insbeson-
dere von John Dewey (deutsche Übersetzung 
1993) hervorgehoben. Es geht dann vor allem 
darum, Strukturen der politischen ‚Makrowelt‘ 
(z. B. umweltpolitische Strukturen, ‚globales 
Denken‘) in der authentisch erfahrbaren 
sozialen und politischen ‚Mikrowelt‘ (z. B. in 
Form umweltpolitischen ‚lokalen Handelns‘) 
auszumachen und für Lernhandlungsprozesse 
zu nutzen. Die Öffnung der Schule in den drei 
Dimensionen als Lebens- und Erfahrungsraum, 
als Öffnung des Unterrichts und als Öffnung 
zum sozialen Umfeld hat die neueren Dis-
kussionen der „Demokratiepädagogik“ stark 
beeinflusst.

Neben der Erfahrungsorientierung trägt 
auch die Handlungsorientierung zur po-
litischen Bildung bei. Damit sind direkte 
Bezüge zu den Erfahrungshorizonten des 
bürgerschaftlichen Engagements ange-
sprochen. In den Fachdiskussionen der 
politischen Bildung wird dieses Thema 
verbunden mit der Diskussion der Zusam-
menhänge von politischem und sozialem 
Lernen (Behrmann 1988; Claußen 1996). 
Handlungsorientierung bezieht sich in der 
Regel auf äußere Aktivitäten („Tat“), aber 
auch auf gedankliche Probeaktivitäten und 
kommunikatives Handeln (Grammes 1999 
b). Der Ernstcharakter der Lernsituation, 
die Freiwilligkeit seiner Wahl, die projektspe-
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zifische Mobilisierung mit der Möglichkeit 
exemplarischen Lernens und die Offenheit 
des Handlungsrepertoires und der Lernho-
rizonte sprechen für diesen Ansatz. 

Von politischer Bildung zu Civic Education

Normativer Bezugspunkt einer Handlungs
orientierung politischer Bildung sind die 
aktiven Bürgerinnen und Bürger und eine 
aktive Zivilgesellschaft (Klein 2001). Zudem 
ist mit Konzepten der Handlungsorientie-
rung auch ein ausgeweitetes Verständnis von 
Politik verbunden, das sich nicht nur auf den 
Staat bezieht, sondern auch die „Gestaltung 
der Gesellschaft zumindest im Kleinen“ um-
fasst. Genau dieses mikropolitische Motiv ist 
im Freiwilligensurvey für die große Mehrheit 
aller Engagierten erhoben worden (BMFSFJ 
2010: 117). Das Verständnis des Politischen 
löst sich hier also aus den engen Begren-
zungen eines institutionalistisch verengten 
Politikbegriffs und wird um die Konnotatio
nen zivilgesellschaftlicher Politik erweitert. 

Aufschlussreich ist in der den Engage-
mentbezug systematisch aufsuchenden 
Perspektive die starke Annäherung des 
Verständnisses von politischer Bildung und 
„Civic Education“ (Galston 2003; Sliwka 
2001). Die moralischen und emotionalen 
Dimensionen des Lernens werden durch die 
Erfahrungs- und Handlungsbezüge des poli
tischen Lernens im bürgerschaftlichen En-
gagement gleichermaßen angesprochen wie 
die kognitiven Dimensionen. Das Spannungs-
feld von handlungsorientiertem sozialen und 
politischen Lernen und handlungsentlasteter 
Reflexion in der politischen Bildung erweist 
sich als fruchtbar und belastbar und gibt 
Hinweise für künftige Entwicklungschancen 
der politischen Bildung. Auch die Zielgruppe 
der sog. „bildungsfernen“ Schichten, die zu-
gleich auch als „engagementferne Schichten“ 
gelten müssen (Klatt/Walter 2011), wäre 
durch neue programmatische wie praktische 
Impulse der politischen Bildung wie auch 
der Engagementförderung stärker in den 
Blick zu nehmen.2

3 |	 Rahmenbedingungen bürger
schaftlicher Selbstwirksamkeit. 

	 Die Agenda der Engagement- und 
Demokratiepolitik

An die Stelle einer bloß instrumentellen Be-
zugnahme etwa des Rechtspopulismus auf ein 
sich aufschaukelndes Zusammenspiel von Wut 
und Verdrossenheit gilt es reale und belastbare 
Erfahrungen mit Teilhabe und Engagement zu 
setzen und die dort möglichen Erfahrungen 
der Selbstwirksamkeit mit Formen des demo-
kratischen wie politischen Lernens zu verbin-
den. Im Sinne einer „reflexiven Demokratie“ 
(Schmalz-Bruns 1995) müssen die Institutionen 
der repräsentativen Demokratie dafür förder-
liche und entgegenkommende Rahmungen 
und Infrastrukturen engagement- und demo-
kratiepolitisch fortentwickeln.3 Ziel ist eine 
zivilgesellschaftliche Strukturpolitik als zentra-
ler Bestandteil einer Gesellschaftspolitik, die 
die Erfahrungsräume von Selbstorganisation 
und Engagement systematisch fortentwickelt. 

Einen guten Einblick in die engagement-
politische Agenda ermöglichen die aktuell 
vorbereiteten engagementpolitischen Impulse 
des BBE zur Bundestagswahl 2017 (BBE-Spre-
cherrat 2016): Gute und niedrigschwellige 
Zugänge zu Erfahrungs- und Praxisräumen der 
Zivilgesellschaft, in denen eigensinnige Selbst-
wirksamkeitserfahrungen und die Gestaltung 
der Gesellschaft zumindest im Kleinen mög-
lich sind, müssen durch nachhaltige Begleitung 
seitens zivilgesellschaftlicher Infrastrukturen 
stabilisiert und fortentwickelt werden. Hier 
werden Partizipation, Engagement, präventive 
Maßnahmen gegen unziviles Handeln, aber 
auch Information, Vernetzung, Beratung, 
Mittlerfunktionen zwischen Zivilgesellschaft, 
Kommunen/Staat und Wirtschaft oder auch 
Bedarfe der Fortbildung zu zentralen und 
nachhaltig vorzuhaltenden Aufgaben. 

Engagementpolitik ist Gesellschafts- und 
Demokratiepolitik und somit auch Quer-
schnittspolitik (Hartnuß u. a. 2011). Engage-
mentpolitik hat die Rahmenbedingungen dafür 
zu schaffen, dass die wesentlichen Kriterien 
des bürgerschaftlichen Engagements respek-
tiert und anerkannt werden und die Menschen 
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mit ihren je eigenen Möglichkeiten Verantwor-
tung für die Gesellschaft übernehmen können. 
Engagement in seinen vielfältigen Formen und 
Feldern erfordert professionelle Begleitung 
und Unterstützung durch Infrastrukturein-
richtungen der Engagementförderung. Eine 
nachhaltig wirksame Engagement fördernde 
Infrastruktur erfordert eine dauerhafte und 
ausreichende Finanzierung, die sowohl den Er-
halt der derzeitigen Leistungen und Angebote 
als auch deren Ausbau und Weiterentwicklung 
ermöglicht.

Die Handlungsempfehlungen des BBE 
enthalten folgende zentrale Punkte:

• verlässliche Infrastrukturen
• Engagement als Bildungsort und Bildungs-

faktor
• Freiwilligendienste
• Zeitpolitik als Engagementförderung 
• Nachhaltigkeit und Engagement 
• Europäische und internationaler Bürgerge-

sellschaft stärken
• Rahmenbedingungen der Engagementpolitik
• Zivilgesellschaftsforschung

Ein aktueller Gesetzentwurf des BMFSFJ „…
über die Verstetigung von Maßnahmen zur De-
mokratieförderung“ setzt bei der Herausforde-
rung einer nachhaltigen zivilgesellschaftlichen 
Infrastruktur an. Der Gesetzentwurf begründet 
grundlegend eine Stärkung der Bundeskom-
petenz für Partizipation und Engagement und 
einen die einzelnen Zielgruppen übergreifen-
den, zeitlich nicht befristeten Förderhorizont, 
um Strukturen nachhaltig zu entwickeln. Die 
Länder sollen zudem, koordiniert vom Bun-
desamt für Familie und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben (BAfzA) als nachgeordneter Behörde 
des BMFSFJ, zentral in die Förderentschei-
dungsprozesse eingebunden werden und so 
die regionalen Förderbedarfe selber wesentlich 
mitsteuern. 

Erforderlich wäre freilich der Einbezug 
der engagementfördernden zivilgesellschaftli-
chen Infrastrukturen in den hier eröffneten 
nachhaltigen Förderhorizont. Denn das im 
Gesetzentwurf zentral verfolgte Ziel der Ex-
tremismusprävention ist nichts anderes als 

die Entwicklung eines zivilen Bürgerhabitus 
in den zivilgesellschaftlichen Handlungs- und 
Erfahrungsräumen des Engagements. Dies 
setzt nachhaltige zivilgesellschaftliche Infra-
strukturen voraus.

Der Gesetzentwurf hat jedoch die poli-
tische Öffentlichkeit bislang nicht erreicht. 
Da in diesem Gesetzesentwurf die Aufgaben 
der Demokratie- und Engagementpolitik 
systematisch aufeinander bezogen werden, 
unterliegt er der zentralen Steuerung des 
Bundesinnenministeriums (BMI, zuständig für 
Partizipation) ebenso wie der Steuerung durch 
das BMFSFJ. Das führt nicht nur in diesem 
Fall oft zu Reformblockaden! Nicht nur für 
den Erfolg des skizzierten Gesetzentwurfes, 
sondern auch für die nachhaltige Stärkung 
der zusammenhängenden Felder von Engage-
ment- und Demokratiepolitik gilt es an Stelle 
konkurrierenden Ressortdenkens innerhalb 
der Bundesregierung (das gilt analog auch für 
Länder, Kommunen und Europa) eine koope-
rative Querschnittssteuerung zu etablieren. So 
könnte etwa auch aus dem bisherigen Unter-
ausschuss „Bürgerschaftliches Engagement“ 
im Deutschen Bundestag ein Hauptausschuss 
werden, der in integrierter Weise die Fragen 
der Engagement- und Demokratiepolitik in-
klusive der Extremismusprävention behandelt. 

Eine von der Zivilgesellschaft schon seit 
längerem geforderte Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestages könnte zudem in 
der kommenden Legislaturperiode die hier 
knapp skizzierte Agenda der Demokratie- 
und Engagementpolitik (siehe auch Klein 
u. a. 2014) mit Blick auf das politische Meh-
rebenensystem analysieren und Handlungs-
empfehlungen aussprechen. Wie die 2002 
beendete Enquete-Kommission zur „Zukunft 
des Bürgerschaftlichen Engagements“ könn-
te eine solche Demokratie-Enquete aus 
dem Zentrum der repräsentativen Demo-
kratie heraus, dem Deutschen Bundestag, 
die reflexive Fortentwicklung der eigenen 
demokratischen Formen erörtern, die die 
repräsentative Demokratie zukunftssicherer 
machen könnten.4
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Anmerkungen
1	 Dieser Text ist auch erschienen in: Taube, 

Gerd/Fuchs, Max/Braun, Tom (Hg.) 2016: 
Handbuch Das Starke Subjekt. Schlüssel
begriffe in Theorie und Praxis (AT) Mün-
chen: Kopaed.

2	 Diese Entwicklung bietet auch die Chance ei-
ner gemeinsamen europäischen Entwicklung. 
Der Europarat hat die Diskussionen um civic 
education in den letzten Jahren systematisch 
im Rahmen des Programms „Education for 
Democratic Citizenship ans Human Rights“ 
gefördert. Im Mai 2010 hat das Minister
komitee des Europarates eine entsprechende 
Charta angenommen (Edler 2012).

3	 Zur Demokratiepolitik siehe Roth 2011 und 
Ross 2012. Zur Agenda einer partizipativen 
und transparenten Digitalisierung siehe 
Nationaler Arbeitskreis OGP 2016. Zur En-
gagementpolitik siehe Olk/Klein/Hartnuss 
2010: Hartnuss/Olk/Klein 2001; Klein 2013a 
und Klein 2015a und b.
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netzwerk Bürgerschaftliches Engagement mit 
400 ExpertInnen in 16 Foren ein „Nationales 
Forum für Engagement und Partizipation 
durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in 4 

Bänden dokumentiert (BBE 2009a und b, 
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Sonderschwerpunkt „Privatheit und Demokratie“

Privatheit und Demokratie
Mit der umfangreichen Digitalisierung unserer 
kommunikativen Infrastruktur verschieben 
sich die Grenzen zwischen Privatem und 
Öffentlichem. Klagen über die Verletzung 
von Privatheit gehören inzwischen schon zum 
Grundton zeitdiagnostischer Analyse. Diese 
Klagen und Krisendiagnosen haben dabei nicht 
allein geheimdienstliche Massenüberwachung, 
wie sie die Snowden-Enthüllungen zu Tage ge-
bracht haben, im Blick. Auch das systematische 
Sammeln und Auswerten von Daten durch 
private Unternehmen („economic surveillan-
ce“), das die Grundlage einer auf Datenhandel 
basierenden Internetökonomie darstellt, löst 
zunehmend Besorgnis aus. 

Während in Bezug auf erstere Form der 
Massenüberwachung die klassischen liberalen 
Abwehrrechte in Stellung gebracht werden, 
so ist in Bezug auf die zweite Quelle von 
Privatheitsverletzungen die Konfrontation 
des Gegners schwieriger, steht hier doch die 
politische Ökonomie der Informationsgesell-
schaft insgesamt zur Debatte. „Informations-
gesellschaft“ meint dabei eine gesellschaftliche 
Konstellation, in der alle Lebensbereiche 
zunehmend von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien durchdrungen werden – in 
der Kommunikation selbst zur Produktivkraft 
geworden ist. Insofern es unter diesen Bedin-
gungen zu Gefährdungen durch ökonomische 
Akteure kommen kann, ist der Staat nicht nur 
als Gefährder, sondern auch als Akteur des 
Schutzes von Privatheit in den Blick zu nehmen. 

Zusammengenommen legen beide Quellen 
von Privatheitsverletzungen nahe, die Frage 
nach der gesellschaftlichen Bedeutung von 
Privatheit sehr viel grundlegender zu stellen, 
als es bisher der Fall gewesen ist. Die Unterbe-
lichtung der gesellschaftlichen Dimension des 
Privaten lässt sich darauf zurückführen, dass 
sowohl der öffentliche als auch der akademi-
sche Diskurs Privatheit noch immer weitgehend 
aus einer eingeschränkten, liberal-individualisti-
schen Perspektive heraus betrachten. In diesem 
Rahmen erscheint Privatheit in allererster Linie 
als räumlicher Rückzugs- und informationeller 

Kontrollanspruch für Individuen. Ein solches 
Verständnis tendiert dazu, die Freiheitsansprü-
che von Individuen isoliert von ihren sozialen 
Bezügen in den Blick zu nehmen und deren 
konstitutive Bedeutung für die Ermöglichung 
individueller Autonomie außer Acht zu lassen. 
Es ist daher wenig geeignet, die Bedeutung 
des Privaten für demokratische Lebensformen 
zu erschließen. Im Gegenteil: Aus einer indi-
vidualistisch verkürzten Perspektive erscheint 
das Verhältnis von Privatheit und Demokratie 
widersprüchlich, wenn nicht antagonistisch. 
Privatheit erscheint als Konkurrenz zu demo-
kratischen Gemeinwohlinteressen und muss im 
Zweifelsfall gegen demokratische Mehrheits-
entscheidungen verteidigt werden.

Demgegenüber setzt sich dieser Sonder-
schwerpunkt das Ziel, das Verhältnis von Privat-
heit und Demokratie als eines wechselseitiger 
Bedingtheit zu analysieren. Ausgangspunkt ist 
dabei die These, dass Privatheit nicht ohne 
Demokratie und Demokratie nicht ohne 
Privatheit zu schützen ist, weil Demokratie 
als gesellschaftliche Praxis auf eben jener 
kommunikativen Infrastruktur aufbaut, für 
die Privatheit konstitutiv ist. Andererseits kön-
nen nur unter Bedingungen von Demokratie 
Privatheitsansprüche von Individuen gleichbe-
rechtigt verhandelt werden. Um diese These 
theoretisch zu begründen und empirisch zu 
untermauern, haben wir Beiträge aus unter-
schiedlichen Schlüsseldisziplinen des gegenwär-
tigen Privatheitsdiskurses versammelt. Aus den 
Perspektiven der Kommunikations-, Kultur-, 
Sozial- und Rechtswissenschaft sowie der 
Politischen Theorie und Informatik wird der 
Frage nachgegangen, wie sich angesichts der 
Digitalisierung von Kommunikationskontexten 
Verständnis und Praxis des Privaten verändern 
und welche Konsequenzen diese Veränderun-
gen für demokratische Gesellschaften haben. 

Ausgangspunkt für die Neubestimmung des 
Verhältnisses von Privatheit und Demokratie 
ist eine konzeptionelle Reformulierung des 
zu Grunde liegenden Privatheitsbegriffs, die 
zum Ziel hat, die gesellschaftliche Bedeutung 
des Privaten besser als bisher sichtbar zu ma-
chen. Hierzu schlägt Sandra Seubert in ihrem 
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Beitrag „Das Vermessen kommunikativer 
Räume – politische Dimensionen des Privaten 
und ihre Gefährdungen“ vor, Privatheit nicht 
wie bisher ausgehend von einem negativen 
Freiheitsverständnis zu konzipieren, sondern 
stattdessen einen sozialen Freiheitsbegriff 
zu Grunde zu legen, da ein solcher die ele-
mentare Bedeutung sozialer Bezüge für die 
Ausprägung von Autonomie betont. Auf Basis 
eines derartigen Freiheitsbegriffes lässt sich 
Privatheit nun als konstitutives Schutzprinzip 
für eben solche sozialen Bezüge beschreiben, 
ohne die die Ausprägung von Autonomie nicht 
denkbare wäre. Privatheit hat demnach nicht 
nur eine restriktive Funktion in dem Sinne, dass 
sie einen „Ausstieg aus dem kommunikativen 
Handeln“ (Habermas) gewährt. Sie hat auch 
eine ermöglichende Funktion, da durch sie 
geschützte Kommunikationsräume geschaffen 
werden. Privatheit ist somit konstitutiv für den 
kritischen Meinungsaustausch und die demo-
kratische Meinungsbildung und prägt daher 

maßgeblich jene kommunikative Infrastruktur, 
die den Unterbau demokratischen Zusammen-
lebens bildet. 

Wenn die Gefährdungen, denen demo-
kratische Gesellschaften durch die Digitali-
sierung der Kommunikation ausgesetzt sind, 
ursächlich mit Privatheitsverletzungen zu 
verbinden sind, kann auch ein stärkeres staat-
liches Eingreifen zum Schutz von Privatheit 
durchaus legitim sein. Dies zumindest legt 
die rechtswissenschaftliche Argumentation 
von Johannes Eichenhofer in seinem Beitrag 
„Privatheit und Transparenz in der Demokra-
tie“ nahe. Auch Eichenhofer möchte hierzu 
zunächst konzeptionell von einem im Recht 
vorherrschenden individualistischen zu einem 
sozialen Privatheitsverständnis gelangen. Von 
letzterem ausgehend lässt sich argumentieren, 
dass Privatheit und Transparenz weniger als 
widerstreitende denn als sich gegenseitig er-
gänzende Prinzipien zu verstehen sind. Dies 
macht Eichenhofer deutlich, indem er aufzeigt, 

Privatheit und Demokratie
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inwiefern sich Transparenzforderungen, die der 
Herstellung einer demokratischen Öffentlich-
keit zugeschrieben werden, auf der einen und 
Privatheitsansprüche auf der anderen Seite aus 
ein und demselben demokratischen Grundsatz 
heraus legitimieren lassen: dem Ausgleich von 
Machtasymmetrien. 

Ähnlich wie Eichenhofer mit Blick auf das 
Verhältnis von Privatheit und Transparenz 
feststellt, lässt sich auch für das Verhältnis 
von Anonymität und Öffentlichkeit argumen-
tieren, dass beide mit Blick auf demokratische 
Werte weniger als widerstreitend denn als 
komplementär zu verstehen sind. So zeigt 
Paula Helm in ihrem Beitrag „Anonymität und 
Transparenz: Potentiale, Grenzen, Irrtümer“, 
dass Anonymität nicht allein individuellen 
Freiheitsansprüchen dienen mag, sondern dass 
sie in ihrer Fähigkeit, „Unerreichbarkeit“ zu 
erzeugen, wichtige Funktionen auch in Bezug 
auf die Kultivierung einer demokratischen 
Öffentlichkeit und bei der Herstellung solida-
ritätsstiftender Gemeinschaftsformen erfüllen 
kann. Entsprechend wäre es fatal, Anonymität 
leichthin preis zu geben – ein Prozess, der im 
aktuellen akademischen Anonymitätsdiskurs 
allerdings disziplinübergreifend beobachtet 
wird. Entsprechend sind auch pauschalisieren-
de Transparenzforderungen in ihre Schranken 
zu weisen denn nicht immer ist Sichtbarkeit 
der Demokratie förderlich. Sinnvoll scheint es 
daher, sowohl Anonymität als auch Transpa-
renz in Bezug auf ihr Verhältnis zu Privatheit 
und Öffentlichkeit als kontextspezifische und 
kulturabhängige Korrekturmechanismen zu 
begreifen.

Auch Thorsten Thiel greift die Gefahr 
eines Schwindens von Anonymität in seinem 
Beitrag „Anonymität und Demokratie“ auf und 
nimmt dieses Schwinden zum Anlass, nach 
dem demokratischen Wert der Anonymität 
zu fragen. Hierzu führt er zunächst die Diffe-
renzierung zwischen horizontaler Anonymität 
– Anonymität zwischen Peers – und vertikaler 
Anonymität – Anonymität in Beziehungen mit 
Machtungleichgewicht – ein. Mit Hilfe einer 
republikanischen Perspektive zeigt er sodann, 
warum ein Schwinden speziell von vertikaler 

Anonymität unerwünschte Formen der Beherr-
schung nach sich zieht: Bestehende Macht
asymmetrien werden zementiert oder gar noch 
verstärkt, was die demokratische Bedeutung 
der Anonymität deutlich werden lässt. 

Verlässliche Mechanismen zur Korrektur 
von Privatheitsverletzungen gewinnen derzeit 
nicht zuletzt auch deshalb an Relevanz, weil 
angesichts eines florierenden Marktes des 
Datenhandels im Internet gar von einer Öko-
nomie der Privatheit gesprochen werden kann. 
Die historische Entwicklung dieser Ökonomie, 
die nicht nur von Wachstum, sondern auch von 
Monopolisierung geprägt ist, veranschaulicht 
Tim Wambach in seinem Beitrag „Ökonomi-
sierung von Nutzerverhalten – historische Ent-
wicklung und aktueller Stand“. Er untersucht 
die Einbettung von sogenannten „Trackern“. 
Dass diese Entwicklung hin zu einer neuen 
Form des „informationellen Kapitalismus“ 
tatsächlich verhängnisvolle Folgen für perso-
nale Autonomie haben kann, verdeutlicht wie-
derum Sebastian Sevignani in seinem Beitrag 
„Privatheit, Entfremdung und die Vermarktung 
persönlicher Daten“. Sevignani versucht zu 
zeigen, warum der Handel mit Daten als eine 
neue Form der Ausbeutung und Entfremdung 
problematisiert werden muss. Überdies zeigt er 
auf, warum ein besitz-individualistisch gepräg-
tes Privatheitsverständnis nicht dazu geeignet 
sein kann, derartige Tendenzen abzuwenden. 
Er schlägt stattdessen ein dialektisches Ver-
ständnis von Privatheit vor, das er als Bedin-
gung einer „De-Kommodifizierung“ unserer 
persönlichen Daten begreift. 

Daran anschließend stellt sich die Frage 
nach den Akteuren des Privatheitsschutzes 
im informationellen Kapitalismus. In diesem 
Zusammenhang nehmen Philipp Masur, Doris 
Teutsch, Tobias Dienlin und Sabine Trepte in 
ihrem Beitrag zunächst die Rolle der „indivi-
duellen Online-Privatheitskompetenz“ in den 
Blick. Dabei machen sie deutlich, dass Perso-
nen ein großes Interesse am Schutz ihrer Privat-
heit haben, auch wenn dies an ihrem Alltagsver-
halten nicht immer erkenntlich wird. Letzteres 
führen sie auf einen Mangel an individuellen 
Privatheitskompetenzen zurück. Angesichts 
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dieser Diagnose stellt sich die Frage, wie einer 
Überforderung des Individuums angesichts 
einer unüberschaubaren digitalen Landschaft 
und strukturell eingebetteter Überwachung 
systematisch entgegengewirkt werden kann. 

Dieser Frage widmen sich Jörn Lamla 
und Carsten Ochs. Sie diskutieren, wie ein 
strukturell verankerter Privatheitsschutz, der 
Privatheit als kollektive Herausforderung 
begreift, konkret aussehen könnte. Hierzu 
eignen sie sich das traditionell informatische 
Konzept der „Privacy by Design“ zu Zwecken 
einer sozialwissenschaftlichen Reflexion an 
und identifizieren sechs bisher existierende 
Design-Modelle, wobei sie jeweils herausar-
beiten, warum keines dieser Modelle der Idee 
von Privatheitsschutz als einer kollektiven 
Herausforderung gerecht werden kann. Des-
halb schlagen sie vor, „Privacy by Design“ zu 
demokratisieren, und skizzieren, wie ein struk-
turell getragenes Konzept einer „partizipativen 
Privacy by Design“ aussehen könnte. 

Die Idee einer „partizipativen Privacy by 
Design“ nimmt die demokratietheoretische 
Herausforderung des digitalen Zeitalters an, 
ist aber freilich nicht frei von Widersprüchen 
und Problemen. Wie etwa kann eine zivilge-
sellschaftliche Meinungsbildung, die angesichts 
hoch spezialisierten Expertenwissens notwen-
dig auf Übersetzung angewiesen ist, egalitär 
sein? Wie können auf Partizipation beruhende 
Ideen für ein Privacy by Design umgesetzt 
werden, ohne dabei entweder paternalistisch 
oder überfordernd auf Nutzer zu wirken? 
Angesichts mangelnder Alternativvorschläge, 
die sich der kollektiven Herausforderung eines 
Privatheitsschutzes in Zeiten digitaler Massen-
überwachung konkret annehmen, eröffnet die 
Idee eines „partizipativen Privacy by Design“ 
trotz der ihr innewohnenden Widersprüch-
lichkeiten und Unklarheiten zumindest eine 
Perspektive. In deren Lichte kann über eine 
beteiligungsorientierte Gestaltung von Privat-
heitsschutz weiterhin nachgedacht werden. 

Insgesamt geht aus den hier versammel-
ten Aufsätzen zum Thema „Privatheit und 
Demokratie“ hervor, warum Privatheit nicht 

länger nur als individuelle Option auf Rückzug 
gedacht werden kann, sondern als wichtiger 
Bestandteil demokratischen Zusammenlebens. 
Dieses kann ohne autonomieförderliche Kom-
munikationsnormen und -praktiken langfristig 
nicht aufrechterhalten werden. 

Den Wert des Privaten im digitalen Zeit-
alter zu verteidigen führt also – berechtigter 
feministischer und/oder marxistischer Kritiken 
am klassischen Verständnis zum Trotz – nicht 
zu einer traditionalistischen Sicht auf die 
soziale Welt. Vielmehr hilft er, grundlegende 
demokratische Werte wie gleiche individuelle 
und kollektive Selbstbestimmung vor einer 
schleichenden Zersetzung zu bewahren. Anders 
gedacht geht es dabei auch um die Frage, wie 
Digitalisierung als tiefgreifende sozio-techni-
sche Transformation so gestaltet werden kann, 
das alle gesellschaftlichen Gruppen davon zu 
profitieren vermögen. 

Demokratie und Privatheit zusammenzu-
denken bedeutet insofern nicht, einem kon-
servativen Festhalten an bestehenden sozialen 
Normen und Praktiken das Wort zu reden, 
sondern durchaus eine innovationsbejahende 
Perspektive einzunehmen, die sich zutraut, 
angesichts eines technik-basierten Wandels 
unserer Kommunikationsinfrastruktur ein ein-
geschränktes liberal-individualistisches Privat-
heitsverständnis aufzubrechen und durch eine 
soziale Dimension zu erweitern. Ein solches 
soziales Privatheitsverständnis aber betont 
gerade auch das kreative, widerständische und 
zuweilen sogar anarchische Potential, das sich 
innerhalb vielfältiger Kommunikationsbezie-
hungen unter der Bedingung eines Schutzes 
kommunikativer Freiheit entfalten kann.

Die hier versammelten Beiträge gehen auf 
Vorträge zurück, die auf der zweiten Jahreskon-
ferenz der Forschungsgruppe „Strukturwandel 
des Privaten“ im September 2016 an der 
Goethe Universität Frankfurt gehalten wurden. 
Wir danken der VW-Stiftung für die großzügige 
Förderung.

Sandra Seubert/Paula Helm, Frankfurt 
am Main

Privatheit und Demokratie
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Liberale Demokratien setzen eine Pluralität 
sozialer Sphären und Kommunikationsräume 
voraus. Diese Pluralität ist Bedingung kritischer 
Öffentlichkeit und gegen-hegemonischer Mei-
nungsbildung, insbesondere auch für benach-
teiligte soziale Gruppen. Strukturelle Prozesse, 
die die Integrität sozialer Kontexte systematisch 
unterminieren und missachten, sind daher ge-
eignet, die basalen Grundlagen demokratischer 
Praxis zu erschüttern. Solche strukturellen 
Prozesse treten im digitalen Zeitalter in Pro-
grammen zur massenhaften Auswertung von 
Kommunikationsdaten zutage, wie sie durch 
den Whistleblower Edward Snowden enthüllt 
wurden. Sie machen deutlich, in welchem Sinne 
der Schutz von Privatheit heute von eminent 
politischem Wert ist.

Auch wenn in letzter Zeit vielfach öffentlich 
über das angebliche „Ende der Privatheit“ 
debattiert wurde, so ist die Frage, warum De-
mokratie nicht ohne Privatheit und Privatheit 
nicht ohne Demokratie zu schützen ist, noch 
nicht wirklich befriedigend beantwortet wor-
den (exemplarisch Schaar 2007, Sofski 2007). 
Das Verhältnis von Privatheit und Demokratie 
gilt als zwiespältig: Privatheit wird als Rückzug 
vom sozialen und politischen Leben betrachtet. 
Sie bemäntelt potentiell die Ausübung von 
Herrschaft, was der Freiheit und Gleichheit 
demokratischer Bürger_innen entgegensteht. 
Wenn nicht von vorneherein als ideologisch 
abqualifiziert1, so gilt Privatheit allenfalls als 
Wert für Individuen; der politische Wert bleibt 
dabei unterbelichtet. In dieser Konstellation 
hat eine genauere Betrachtung des Zusammen-
hangs von Privatheit und Demokratie bislang 

nicht die Aufmerksamkeit bekommen, die sie 
angesichts der Herausforderungen des digita-
len Zeitalters verdient. 

Dieser Beitrag erkundet den Wert des Priva-
ten im Verhältnis zu den sozialen Praktiken der 
Demokratie. Er tut dies, indem er politische 
Dimensionen des Privaten in drei Schritten 
begründet. Zunächst wird das Misstrauen 
gegenüber dem Privaten demokratietheo-
retisch nachvollzogen sowie komplementär 
das Misstrauen liberaler Privatheits-Appelle 
gegenüber der Demokratie (I). Nach diesem 
Durchgang wird sich zeigen, warum für einen 
positiven Zusammenhang von Privatheit und 
Demokratie bislang die Argumente fehlen. In 
einem zweiten Schritt werden philosophische 
und sozialtheoretische Grundlagen erörtert, 
um den gesellschaftlichen und politischen 
Wert des Privaten besser zu verstehen. Dazu ist 
zunächst notwendig, auf konkurrierende Frei-
heitsverständnisse einzugehen. Nur sofern die 
durch Ansprüche auf Privatheit zu schützende 
individuelle Freiheit als soziale Freiheit verstan-
den wird, erschließt sich nämlich, inwiefern 
Privatheit sich nicht auf abgelöste Ansprüche 
vor-sozialer Individuen bezieht, sondern als 
konstitutives Element sozialer Beziehungen 
im Allgemeinen zu begreifen ist (II). Beson-
dere Relevanz für die sozialen Praktiken der 
Demokratie hat ein Konzept kommunikativer 
Freiheit, das individuelle und soziale Dimensi-
onen von Selbstbestimmung vermittelt. Nicht 
das Abschließen, sondern das Erschließen 
kommunikativer Räume rückt dann in den 
Vordergrund (III). Abschließend wird noch ein-
mal auf Veränderungen kommunikativer und 

Das Vermessen kommunikativer Räume
Politische Dimensionen des Privaten und ihre Gefährdungen

Sandra Seubert
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assoziativer Praktiken Bezug genommen, um 
deutlich zu machen, warum das demokratische 
Leben, insbesondere im Informationszeitalter, 
den Schutz von Privatheit verlangt.

1 |	 Das Misstrauen gegenüber 
	 dem Privaten

Das Misstrauen gegenüber dem Privaten und 
die Annahme eines konflikthaften Verhältnisses 
von Privatheit und Demokratie hat eine lange 
Tradition. Noch in der Antike galt Privat-Sein 
als ein Zustand der „Beraubung“ (lat.: privare), 
denn als gutes Leben wurde das der Öffentlich-
keit und dem Gemeinwohl gewidmete Leben 
geschätzt (Seubert 2011). Seitdem verfolgt 
den Begriff des Privaten ein Vorbehalt der 
Unverträglichkeit, der sich, in Anknüpfung 
an antike Motive, v.a. in der republikanischen 
Tradition des politischen Denkens zum Aus-
druck bringt. Rousseau etwa wettert gegen die 
moderne Lebensweise, in der Eigeninteresse 
und Gewinnstreben in den Vordergrund treten 
und die Bürger dazu bringen, sich vom Dienst 
am Gemeinwohl durch Geld freizukaufen. Im 
schlimmsten Fall gibt der Schutz des Privaten 
gemeinwohlschädlichen Aktivitäten Raum, 
Handlungen, die das Licht der Öffentlichkeit 
scheuen – geheime Absprachen, Komplizen-
schaften, Seilschaften – Aktivitäten, die das 
demokratische Gemeinwesen korrumpieren. 
Aber auch Gleichgültigkeit und Bequemlich-
keit werden gefördert, wenn die Hauptsorge 
von den öffentlichen Angelegenheiten auf 
die Annehmlichkeiten des privaten Lebens 
verschoben wird.2 

Diese Skepsis setzt sich im 20. Jahrhundert 
und auch bei zeitgenössischen Denker_in-
nen fort: Hannah Arendt diagnostiziert die 
Aufwertung von Erwerbsarbeit und parallel 
dazu von Kontexten der Intimität, die der 
moderne Mensch sich schafft, um dem Kon-
formitätsdruck der Massengesellschaft etwas 
entgegenzusetzen. Le petit bonheur aber ist 
nur ein falscher und schlechter Ersatz für das 
große Glück, das „ursprünglich“ im öffentli-
chen Leben bereit stand (Arendt 1992: 51). In 
der „flüchtigen Moderne“, so setzt Zygmunt 

Bauman diese Motive fort, sind die Individu-
en eines gemeinsamen Referenzpunktes und 
Sinnhorizontes für ihr Handeln beraubt. Mit 
den Paradoxien ihrer (scheinbaren) Freiheit der 
Wahl konfrontiert, besetzen sie die öffentliche 
Sphäre, erscheinen dort mit dem selbstver-
ständlichen Anspruch, als Träger von Rechten 
einzig legitime Akteure zu sein, und verjagen 
alles, was sich nicht umstandslos im Jargon 
privater Anliegen, Sorgen und Interessen 
ausdrücken lässt. Unter diesen Bedingungen, 
so Bauman, sei das Individuum – mit seinen 
verfehlten Vorstellungen vom privaten Glück – 
zum Feind des Bürgers geworden (Bauman 
2003: 52). 

Die skeptische Perspektive auf das Ver-
hältnis von Privatheit und Demokratie wird 
komplementiert durch die traditionell liberalen 
Appelle, die im Privaten vor allem einen Wert 
für Individuen sehen. Privatheit wird nicht als 
gesellschaftlicher Wert betrachtet und folglich 
auch nicht mit öffentlichkeitsbezogenen Argu-
menten gerechtfertigt. Wenn Personen einen 
Anspruch auf Privatheit erheben, dann deshalb, 
weil sie über bestimmte Fragen des Lebens 
gerade keine Rechenschaft abgeben, sich von 
demokratischen Mehrheiten nicht einschrän-
ken lassen wollen. „Privacy (...) enables us to 
›shut the world out“ (Lever 2012: 1), Privatheit 
ermöglicht den freiwilligen, temporären Rück-
zug der Person von der Gesamtgesellschaft 
(Westin 1970: 7). Es verwundert vor diesem 
Hintergrund nicht, dass moderne Verteidiger 
der Privatheit die Würde der individuellen 
Person, ihre Handlungs- und Entscheidungs-
freiheit, als grundlegender auffassen als die 
Bürgerschaft in einem politischen Gemeinwe-
sen (Brettschneider 2007: 72). 

Auch der einer liberalen Perspektive folgen-
de rechtstheoretische Diskurs legt den Bezug 
auf vorpolitische Rechte des Individuums nahe 
und verstärkt damit eine Sichtweise, die davon 
ausgeht, dass die Grenzen des Privaten vor 
jeder normativen Rechtfertigung durch eine 
demokratische Öffentlichkeit zu ziehen sind.3 
Eine solche Perspektive stellt die Abwehr von 
Eingriffen des Staates unter Berufung auf den 
Schutz individueller Selbstbestimmung in den 
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Vordergrund, lässt aber weitgehend im Dun-
keln, wie sich der äußere Schutz des Privaten 
mit den realen gesellschaftlichen Möglichkeiten 
der Verwirklichung individueller Autonomie 
eigentlich verbindet (Becker/Seubert 2016).

Es fällt nicht schwer zu sehen, dass in dieser 
diskursiven Konstellation die Begründung eines 
gesellschaftlichen, ja politischen Werts des 
Privaten nicht unbedingt naheliegt. Ohne eine 
Neujustierung der philosophischen und sozial-
theoretischen Grundlagen ist kaum zu sehen, 
inwiefern Privatheit nicht einfach das Andere 
demokratischer Praxis ist, sondern deren Er-
möglichungsbedingung. Dazu bedarf es eines 
Demokratieverständnisses, in dessen Rahmen 
Privatheit als konstitutiv für die sozialen Be-
dingungen der Möglichkeit selbstbestimmten 
Handelns betrachtet werden kann. 

2 |	 Von einem individualistischen zu 
einem sozialen Privatheitsverständnis

Die Grundidee, die sich in der klassischen 
Begründung eines „Rechts auf Privatheit“ bei 
Warren/Brandeis findet, das „right to be let 
alone“, bildet bis heute einen wesentlichen 
Bezugspunkt für moderne Theorien der Privat-
heit: Privatheitsrechte schützen Freiheitsrechte 
(Rössler 2016: 105f). Wird der Fokus dabei vor 
allem auf die Unabhängigkeit des Individuums 
(von sozialen Rollen, Autoritäten und Kon-
ventionen etc.) gelegt, so erscheint Privatheit 
als mit einem negativen Freiheitsverständnis 
assoziiert.4 Doch die Freiheit, die hier geschützt 
wird, muss nicht notwendigerweise derart 
negativ gefasst werden. 

Alternative Ansätze der Konzeptualisierung 
von Privatheit tragen daher der Perspektive 
Rechnung, Individuen nicht isoliert von ihren 
sozialen Bedingungen zu betrachten.5 Zweifel-
los geht es bei Privatheitsansprüchen um ein 
Begrenzen des Zugangs durch andere Personen 
oder Organisationen. Aber nicht derart, dass 
die Bedeutung, die besondere Andere, aber 
auch soziale Gruppen für die Selbstentwicklung 
und Selbstbestimmung haben, außer Acht blei-
ben. Privatheit ist für uns nicht in erster Linie 
deshalb wertvoll, weil sie uns Unabhängigkeit 

von anderen beschert, sondern weil sie dazu 
beiträgt, dass sich Assoziationen zwischen Men-
schen bilden (Schoeman 1992: 8). Je mehr das 
menschliche Subjekt als Produkt von Prozessen 
der sozialen Interaktion begriffen wird, desto 
mehr wird auch das Konzept persönlicher 
Autonomie dezentriert, das den Gravitations-
punkt von Privatheitstheorien bildet (Honneth 
1993: 155). Aus dieser Perspektive erscheint 
Privatheit als ein soziales Phänomen, das grund-
legend für die Konstitution und Regulierung 
sozialer Beziehungen ist. 

Die konstitutive Bedeutung von Privatheit 
für soziale Beziehungen lässt sich auch aus 
einem soziologischen Blickwinkel anschaulich 
machen. Bereits Georg Simmel zeigt in seinen 
Reflexionen über das Geheimnis, inwiefern 
das Zusammenwirken von Erscheinen und 
Verbergen, von Wissen und Nicht-Wissen, 
ein integrales Moment der Dynamik sozialer 
Beziehungen ist (Simmel 2013). Ohne dass 
Menschen etwas voneinander wissen, können 
sie keine sozialen Beziehungen eingehen. 
Ohne dass sie etwas voreinander verbergen 
ebenfalls nicht. Allerdings hängt es von der 
Art der Beziehung und den jeweiligen sozialen 
Rollenerwartungen ab, was Individuen jeweils 
über sich mitteilen. 

Persönliche Rollen (etwa Freundschafts-
beziehungen) unterscheiden sich in dieser 
Hinsicht von unpersönlich-funktionalen Rollen 
(Arbeitsbeziehungen, Rössler/Mokrosinska 
2013). Es geht um differenzierte Erwartungen, 
erlernte formelle und informelle Regeln des 
sozialen Umgangs, die das moderne Leben 
strukturieren. Simmel zeigt, wie anspruchsvoll 
das soziale Gewebe unterschiedlicher Bezie-
hungsverhältnisse ist, und wie abhängig von ei-
nem generalisierten Vertrauen in die Integrität 
der verschiedenen Kommunikationskontexte. 
Schon hier deutet sich an, wie sehr Privatheit 
als soziale Praxis bezogen ist auf geteilte gesell-
schaftliche Überzeugungen und institutionelle 
Rahmenbedingungen, ohne dass diese aller-
dings bereits im Sinne demokratischer Praxis 
konkretisiert wären. 

Die Kritik eines auf einem negativen Frei-
heitsverständnis beruhenden Privatheitskon-
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zepts lenkt also die Aufmerksamkeit darauf, 
dass sich Autonomie im Rahmen ausdifferen-
zierter sozialer Kontexte verwirklicht. Selten 
wird das alternative Freiheitsverständnis dabei 
freilich voll entfaltet, so dass nicht von vornehe-
rein zu sehen ist, wo die Potentiale und Gren-
zen der Erweiterung eines individualistischen 
zu einem sozialen Privatheitsbegriff liegen. Am 
weitreichendsten ist das Verständnis sozialer 
Freiheit, das neo-hegelianische Ansätze wie die 
von Frederik Neuhouser oder Axel Honneth 
entwickeln (Neuhouser 2000; Honneth 2011). 
In kritischer Anknüpfung an ein diskurstheo-
retisches Verständnis kommunikativer Freiheit 
wird hier nach bestimmten Institutionen der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit gefragt, die als 
Medium und Vollzugsbedingung von Freiheit 
betrachtet werden können. Der Schlüssel dieser 
Konzeption sozialer Freiheit ist in der Vorstel-
lung begründet, dass es sozialer Institutionen 
i. S. einer Existenz normierter Verhaltensprak-
tiken bedarf, durch die sich Subjekte derart 
aufeinander beziehen können, dass „sie ihr 
Gegenüber als Anderen ihrer selbst begreifen 
können“ (Honneth 2011: 85). Das Freiheits-
streben des einzelnen entwickelt sich dieser 
Vorstellung nach nur innerhalb und Mithilfe 
von Institutionen. „,Frei‘ ist das Subjekt letztlich 
allein dann, wenn es im Rahmen institutionel-
ler Praktiken auf ein Gegenüber trifft, mit dem 
es ein Verhältnis wechselseitiger Anerkennung 
deswegen verbindet, weil es in dessen Zielen 
eine Verwirklichung seiner eigenen Ziele erbli-
cken kann“ (Honneth 2011: 86). 

Was heißt das nun mit Blick auf ein alter-
natives Verständnis von Privatheit? Normier-
te Verhaltenspraktiken können schließlich 
ermöglichend, aber auch beschränkend für 
individuelle Autonomie wirken. Private Au-
tonomie, sofern sie als „Ausstieg aus dem 
kommunikativen Handeln“ beschrieben 
wird, sichert in gewisser Hinsicht ja gerade 
das Recht, sich nicht auf andere beziehen, 
nicht kommunizieren zu müssen (Habermas 
1992: 153). Diese Bedeutungsdimension geht 
verloren, wenn man Privatheit gänzlich in 
einer intersubjektiven Praxis der Anerkennung 
aufgehen lässt. Wichtig ist aus der Perspektive 

sozialer Freiheit allerdings zu sehen, dass die 
individuellen Ansprüche auf Grenzziehung 
nicht vor jeder intersubjektiven Rechtfertigung 
liegen. Insbesondere liegen sie auch nicht 
in der vollkommenen Verfügungsmacht des 
einzelnen. Soziale Verhaltenspraktiken sind 
in jedem Fall der Hintergrund, auf den sich 
das Subjekt auch in seiner Kritik noch reflek-
tierend beziehen kann. Die Möglichkeit, die 
Grenzziehung überhaupt zu verhandeln, hängt 
von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
ab, die das individuelle Interesse an Privatheit 
mit dem aller anderen vermitteln. 

So gesehen können die in privaten Räumen 
ermöglichte Autonomie sowie die rechtliche 
und politische Realisierung von privaten 
Schutzansprüchen erst durch die wechselsei-
tige Ermöglichung durch die jeweils anderen 
wirksam werden. Insofern soziale Freiheit 
die selbstbestimmte Entscheidung darüber, 
wie und wem gegenüber man was Eröffnen 
oder Verbergen möchte, beinhaltet, ist das 
Individuum auf eine soziale Gemeinschaft 
angewiesen, die diesem Anspruch Rechnung 
trägt und Interaktionsbeziehungen respektiert, 
„denen ein spezifischer Umgang mit Privatheit 
normativ eingeschrieben ist“ (Becker 2017,: 3).

Die Relevanz dieser Reflexion über soziale 
Freiheit für die Frage des Verhältnisses von 
Privatheit und Demokratie lässt sich ermes-
sen, wenn sie Ansätzen gegenübergestellt 
wird, die zwar ebenfalls eine Begründung 
von Privatheitsrechten für die Demokratie 
liefern wollen, denen es aber nicht gelingt, 
zum sozialen Bezugsgewebe demokratischer 
Gesellschaften vorzudringen. Annabelle Lever 
etwa betont, dass demokratische Formen der 
Politik es Individuen ermöglichen, als Freie 
und Gleiche ihre Fähigkeiten der reflektierten 
Wahl und Entscheidung auszubilden, insbe-
sondere mit Blick auf die Frage, welchen Sinn 
und welche Befriedigung sie im Leben suchen 
(Lever 2006: 157). Sie bezieht dabei durchaus 
soziale Dimensionen wie die Freiheit der Wahl 
von Assoziationen und auch die Freiheit des 
Ausdrucks („freedom of expression“) mit 
ein. Gleichwohl geht es bei ihrer Begründung 
eines Schutzes von Privatheit vor allem um 
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Spielräume der persönlichen Wahl, im Sinne 
der Selbstbestimmung in Bezug darauf, wie 
man als Individuum leben möchte. Wie diese 
Möglichkeit der Selbstbestimmung mit einer 
gemeinsamen Lebensform verbunden ist, 
bleibt eher im Dunkeln. Daher wird auch nicht 
wirklich klar, inwiefern es Privatheitsrechte 
braucht, um gemeinsam mit anderen eine de-
mokratische Lebensform aufrechtzuerhalten.6  

Auf der anderen Seite erschließt sich aus 
der Perspektive sozialer Freiheit, wie sie Hon-
neth vertritt, zwar das soziale Bezugsgewebe 
demokratischer Gesellschaften derart, dass 
die individuelle Freiheitsverwirklichung mit 
der aller anderen konzeptuell verbunden wird. 
Der normative Wert von Privatheit bleibt aber 
relativ blass. Privatheit bzw. Privatautonomie 
wird über den Begriff der subjektiven Rechte 
erschlossen und erscheint so als der Schutz-
mantel, die „Maske“ (Arendt), hinter der die 
Person verbergen kann, worüber sie gegenüber 
anderen keine Rechenschaft abgeben mag 
(Honneth 2011: 129ff). Geht man allerdings 
davon aus, dass Privatheit durch eine inter-
subjektive Praxis des Öffnens und Verbergens 
konstituiert wird, so rückt nicht allein das Ab-, 
sondern auch das Erschließen von Interaktions-
möglichkeiten in den Blickpunkt.7 

3 |	 Die kommunikative Infrastruktur der 
Demokratie

Um die Gefährdungen, denen demokratische 
Gesellschaften durch die Digitalisierung der 
Kommunikation ausgesetzt sind, ursächlich mit 
Privatheitsverletzungen zu verbinden, bedarf es 
der Explikation eines Demokratieverständnis-
ses, das es erlaubt, das Bedingungsverhältnis 
von Privatheit und demokratischer Praxis zu 
erschließen.8 Als Bezugspunkt der folgenden 
Überlegungen dient eine Theorie deliberativer 
Demokratie, die hierfür als besonders geeignet 
erscheint, insofern sie auf einem Konzept kom-
munikativer Freiheit aufbaut, das es erlaubt, 
sowohl der sozialen Dynamik der Konstituti-
on von Privatheit als auch den Bedingungen 
demokratischer Selbstbestimmung Rechnung 
zu tragen.9 

Ein Konzept kommunikativer Freiheit und 
ein soziales Privatheitsverständnis bedingen 
einander: Ein soziales Privatheitsverständnis, 
das die individuellen und sozialen Dimensionen 
von Selbstbestimmung vermittelt, impliziert 
mit Blick auf den Wert des Privaten nicht 
nur der negativen Seite sozialer Interaktion, 
des Rückzugs, Rechnung zu tragen, sondern 
auch der positiven Seite: Der Schutz des 
Privaten verhindert nicht nur (Eingriffe), er 
ermöglicht auch das Schaffen von „Räumen“, 
in denen die selbstbestimmte kommunikative 
Enthüllung der Person möglich ist und auf die 
ebenso selbstbestimmten Kommunikationsakte 
anderer trifft.10 

Im Extremfall dienen diese Kommuni-
kationsräume dazu, den inneren Dialog des 
Individuums mit sich zu ermöglichen – das 
innere Zwiegespräch, das wie Hannah Arendt 
betont, zum Denken und damit letztlich zum 
Urteilen befähigt (Arendt 1994). Zugleich 
ermöglichen sie aber auch das Gespräch mit 
anderen, die aus unterschiedlichen Gründen 
Zugang zu diesen „Räumen“ haben. Insofern 
diese kommunikativen Räume durch soziale 
Verhaltenserwartungen strukturiert sind, ent-
halten sie mit Blick auf die Autonomie der 
Person immer zugleich beschränkende und 
ermöglichende Potentiale. Demokratischen 
Prinzipien der Freiheit und Gleichheit wird 
nur dann Rechnung getragen, wenn Personen 
in den jeweiligen Kommunikationsräumen 
gleiche Möglichkeiten haben, die jeweils 
gültigen Normen und Verhaltensweisen in 
Frage zu stellen. Damit intersubjektiv geteil-
te normierte Verhaltenspraktiken von den 
Subjekten selbst als freiheitsfördernd erlebt 
werden, müssen diese gleichberechtigte Chan-
cen haben, Grenzziehungen kommunikativ 
zu verhandeln. So gesehen ist der Diskurs 
unter Bedingungen, in denen traditionell ein-
gelebte Verhaltenserwartungen ihre fraglose 
Gültigkeit verloren haben, tatsächlich eine 
„Metainstitution“ (Honneth 2011: 82). Der 
Diskurs ist Element des Freiheitsvollzugs, 
dessen Grundidee (Infragestellung und Kritik) 
die in der sozialen Wirklichkeit vorfindlichen 
Institutionen durchzieht.
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Für die Charakterisierung von Kommuni-
kationsräumen ist zweierlei von Bedeutung: 
Der Grad der Direktheit und der Grad der 
Institutionalisierung. Der Grad der Direktheit 
hängt davon ab, in welchem Maße Kom-
munikationsprozesse medial vermittelt sind. 
Kommunikationsräume gehen heute weit über 
direkte face-to-face Kommunikation hinaus und 
schließen nicht nur Telekommunikation, son-
dern vor allem auch digitale Kommunikations-
ströme ein. Der Grad der Institutionalisierung 
verweist auf die oben im Zusammenhang mit 
Simmel angesprochene soziale Differenzierung. 
Kommunikationsräume können institutionell, 
mehr oder weniger formell oder informell, 
vermittelt sein, abhängig davon, inwiefern der 
soziale, kommunikative Verkehr der Menschen 
eingebettet ist in einen Rahmen, der ihr Ver-
halten entlang rollenspezifischer Verhaltenser-
wartungen normiert. 

Durch die Achsen Direktheit und In-
stitutionalisierungsgrad lässt sich bereits 
eine differenzierte Phänomenologie sozialer 
Beziehungen (und der entsprechenden Kom-
munikationsräume) ziehen.11 Mit Blick auf 
Normen der Privatheit liegt es nahe zu folgern: 
Je direkter und je höher bzw. formeller der 
Institutionalisierungsgrad, desto privater das 
Beziehungsverhältnis (und der zu schützende 
Kommunikationsraum). Dies allerdings würde 
dem bekannten Missverständnis Vorschub 
leisten, Privatheit auf persönliche Beziehungs-
verhältnisse zu beschränken. 

Dass Privatheitsnormen ganz unterschied-
liche soziale Kontexte strukturieren und in 
verschiedenen Hinsichten bedeutsam sind, 
lässt sich durch eine weitere Differenzierung 
plausibilisieren, die auf die Qualität der Bezie-
hungsverhältnisse abhebt: die Differenzierung 
von Kontexten der Intimität, der Diskretion 
sowie der Anonymität. Kontexte der Intimität 
etwa sind solche, in denen es um die Wertschät-
zung der Person als Ganzer, unabhängig von 
ihren Leistungen in spezifischen Teilbereichen 
geht. Hier haben Privatheitsnormen die Auf-
gabe, den Schutz eben jener familiären und 
freundschaftlichen Kommunikationsbezüge zu 
gewährleisten, die persönliche Vertrauensver-

hältnisse vermitteln und grundlegend für die 
Ausprägung eines konstitutiven Selbstvertrau-
ens sind. Soziale Normen der Privatheit betref-
fen aber auch funktionale Kontexte, in denen 
Personen unpersönliche Rollen einnehmen. In 
diesen Kontexten haben Personen mit Blick 
auf das, was sie von sich offenbaren, Erwar-
tungen der Diskretion. In bestimmten sozialen 
Beziehungen teilen wir sehr intime Dinge über 
uns mit, ohne dass die Beziehungen insgesamt 
deshalb ihren nicht-persönlichen Charakter 
verlieren würden.12 Dennoch erwarten wir, 
dass diese Informationen nicht in einem an-
deren Zusammenhang und zu einem anderen 
Zweck verwendet werden. Ähnliches gilt für 
Kontexte der Anonymität. Sie beziehen sich 
auf Interaktionen zwischen Fremden, in denen 
Normen der Privatheit auf den Anspruch abhe-
ben, in seinen alltäglichen Handlungsvollzügen 
unerkannt, nicht-identifizierbar zu sein – „to be 
the face in the crowd“, wie etwa mit Blick auf 
die visuelle Überwachung öffentlicher Plätze 
formuliert wird.

Die Integrität der vielfältigen, in unterschied
lichen Graden institutionalisierten Kommuni
kationsräume zu gewährleisten, ist in hohem 
Maße von intersubjektiv geteilten, eingelebten 
Wertüberzeugungen und institutionellen 
Rahmenbedingungen abhängig. Eine erwei-
terte Perspektive auf sozialer Freiheit kann in 
diesem Zusammenhang vermitteln, warum in 
demokratischen Gesellschaften mit Blick auf 
Normen der Privatheit ein wechselseitiges In-
teresse an einem gleichen Maß des Privatheits-
schutzes für alle Mitglieder des politischen 
Gemeinwesens bestehen sollte. Die „nothing 
to hide, nothing to fear“-Logik (Solove 2011), 
die vielfach im Zusammenhang mit Konflikten 
zwischen Privatheit und Sicherheit vorgebracht 
wird (und die unterstellt, Sicherheit, nicht 
aber Privatheit sei ein öffentliches Gut), ist 
so gesehen geeignet, nicht nur individuelle 
Rechte zu verletzen, sondern die Bedingungen 
einer demokratischen Lebensweise insgesamt 
zu untergraben. Es ist nämlich mit den Prinzi-
pien der Freiheit und Gleichheit unvereinbar, 
wenn bestimmte Gruppen der Gesellschaft 
als „Verdächtige“ von vorneherein mit einem 
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niedrigeren Niveau des Privatheitsschutzes 
rechnen müssen.13 Dieser Zusammenhang 
erschließt sich aber nur, wenn Verletzungen 
von Privatheit als Verletzungen der Integrität 
eben jener kommunikativen Infrastruktur 
betrachtet werden, auf die Demokratien zur 
Verwirklichung einer demokratischen Selbst-
bestimmungspraxis angewiesen sind. 

Voraussetzung kommunikativer Freiheit 
ist soziales Vertrauen. Dieses Vertrauen ist in 
modernen Gesellschaften nicht mehr allein 
Ergebnis direkter Interaktionserfahrung, 
sondern institutionell vermittelt (Offe 2001: 
277f., Seubert 2009:192ff.). Dabei ist es 
die substantielle Qualität (i. S. normativer 
Validität und funktionaler Leistungsfähig-
keit) von Institutionen, die die Erwartung 
erzeugt, dass „alle anderen“ sich ebenso 
wie ich daran halten werden, die derart 
vertrauensfördernd wirkt. 

Neue Informationstechnologien verändern 
unsere kommunikativen und assoziativen Prak-
tiken, sie öffnen neue Kommunikationsräume, 
aber diese sind institutionell viel weniger ein-
gebettet als diejenigen unserer analogen Welt. 
Digitalisierung macht es möglich, enorme 
Mengen von Daten zu sammeln und auszuwer-
ten. Dabei ist freilich für die Nutzer digitaler 
Kommunikationsinfrastruktur zunächst unklar, 
wer Zugang zu diesen Informationen hat bzw. 
haben kann. Die amerikanische Technikphilo-
sophin Helen Nissenbaum bringt in diesem 
Zusammenhang den Begriff der „contextual 
integrity“ ins Spiel (Nissenbaum 2010: 127ff.). 
Sie sieht die kontextuelle Integrität sozialer 
Sphären mit ihren je spezifischen Logiken 
und Formen der Interaktion gefährdet, wenn 
Informationen unter Bedingungen digitaler 
Kommunikation leichter zweckentfremdet 
werden können und in anderen Kontexten 
auftauchen als denen, in denen sie ursprünglich 
erhoben wurden. Es braucht dabei gar nicht un-
bedingt direkter Eingriffe in die Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit. Es reicht die Möglichkeit 
willkürlichen Zugreifens, um soziales Vertrauen 
zu unterminieren und Machtausübung durch 
wirtschaftliche oder politische Akteure Raum 
zu geben.

4 |	 Fazit 

Angesichts von strukturellen Prozessen, die 
die Integrität kommunikativer Kontexte 
systematisch unterminieren, stellt sich die 
Frage, wie demokratische Öffentlichkeiten 
noch Kontrolle über die Grundlagen ihrer 
geteilten kommunikativer Praktiken ausüben 
können. Denn Verletzungen von Privatheit 
sind Verletzungen jener kommunikativen 
Infrastruktur, auf die Demokratien zur Ver
wirklichung individueller und kollektiver 
Selbstbestimmung angewiesen sind. Die mas-
senhafte Überwachung von Kommunikati-
onsdaten durch Programme wie TEMPORA 
ist geeignet, jene Art der ungezwungenen, 
spontanen, unter Umständen anarchischen 
Interaktion zu behindern, die die Grundlage 
einer kritischen, partizipatorischen und inno-
vativen Zivilgesellschaft bildet (Stahl 2016). 
Macht die Möglichkeit unkontrollierter 
Machtausübung durch wirtschaftliche oder 
staatliche Akteure es unwahrscheinlicher, 
dass Personen sich in sozialen Gruppen 
zusammenschließen und ungezwungen 
kommunizieren? Zu vermuten ist, dass die 
schiere Möglichkeit des Eingreifens bereits 
ausreicht, um soziales Vertrauen erodieren 
zu lassen und das Handeln von Menschen 
in der Zivilgesellschaft zu ändern. 

Die Unsicherheit darüber, wer Zugriff auf 
Informationen hat oder sich verschaffen kann, 
kann auch ohne direkte Repression zu Verhal-
tensanpassungen (im Sinne vermeintlicher, von 
Algorithmen ermittelter „Normalität“) führen. 
Eine Asymmetrie von Kommunikations- und 
Kontrollmacht aber, die den Missbrauch 
persönlicher Daten ermöglicht, hat nicht nur 
für den einzelnen drastische Auswirkungen. 
Vielmehr zeigen diese Überlegungen, dass 
durch sie eine vielstimmig-egalitäre demokra-
tischer Selbstbestimmungspraxis im Ganzen 
beschädigt wird.

Prof. Dr. Sandra Seubert ist Inhaberin des 
Lehrstuhls für Politische Theorie an der Goethe 
Universität Frankfurt. Kontakt: seubert@soz.
uni-frankfurt.de
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Anmerkungen

1	 Hier ist v.a. an feministische, marxistische 
und kommunitaristische Privatheitskritiken 
zu denken. Aber auch die neueren „sur-
veillance-studies“ sehen von einer positiven 
Referenz auf den Begriff der Privatheit ab, 
weil sie ihn für ungeeignet halten, strukturelle 
Prozesse der Entwicklung von Disziplinar-
macht und neuen „governmentalities“ zu 
erschließen (kritisch dazu Bennett 2011).

2	 Vgl. Rousseaus Bemerkungen in Buch III/
Kap.15 des „Gesellschaftsvertrags“ (Rousseau 
1977: 157).

3	 Im US-amerikanischen Kontext spielt das 
Recht auf Privatheit im zeitgenössischen Ver-
fassungsrecht und auch in philosophischen 
Diskursen bereits seit längerem eine promi-
nente Rolle. Es wird seit dem einflussreichen 
Artikel der beiden Verfassungsrichter  Samuel 
Warren und Louis Brandeis als „right to be 
let alone“ konzeptualisiert (Brandeis/Warren 
1890).

4	 Privatheit ist in diesem Sinne deshalb wert-
voll, weil sie uns ermöglicht, frei im Sinne 
der Abwesenheit von äußeren physischen 
und gesetzlichen Hindernissen zu sein – un-
abhängig davon, ob wir die Möglichkeiten 
wahrnehmen, die unserem Handeln offen 
stehen (Taylor 1992: 119-121).

5	 Vgl. in dieser Hinsicht bereits Rachels 1975, 
Fried 1984. Systematisch geht Ferdinand 
Schoeman der Bedeutung eines sozialen 
Freiheitsverständnisses für die Konzeptuali-
sierung von Privatheit nach. Er orientiert sich 
dabei an John St. Mill und seinem Plädoyer 
für eine Begrenzung des sozialen Drucks zur 
Konformität (Schoeman 1992, Kap. 2). In 
jüngster Zeit nimmt außerdem Helen Nissen-
baum den Kontext informationstechnischen 
Wandels zum Anlass einer Re-Konzeptualisie-
rung von Privatheit (Nissenbaum 2010).

6	 Fairerweise ist hinzuzufügen, dass Lever 
zu denjenigen Privatheittheoretiker_innen 
gehört, die die Frage nach einem positiven 
Zusammenhang von Privatheit und Demo-
kratie überhaupt stellen und konstruktiv 
zu beantworten versuchen. Vgl. auch ihre 

Überlegungen zum „secret ballot“ in Lever 
2012.

7	 Von der Sache her hebt Honneth freilich die 
Angewiesenheit von demokratischer Öffent-
lichkeit auf intakte Anerkennungsverhältnisse 
in der Sphäre persönlicher Beziehungen für 
die Verwirklichung demokratischer Praxis 
gerade heraus und lenkt damit die Aufmerk-
samkeit auf das Bedingungsverhältnisses 
dieser verschiedenen sozialen Sphären, die 
Dimensionen Öffentlichen und des Privaten 
vermitteln (etwa 2011: 473).

8	 In den aktuellen privacy studies sind mögli-
che Pfade impliziert, die aber nicht systema-
tisch ausgearbeitet sind. Aus der Perspektive 
eines liberalen Pluralismus etwa geht es dabei 
vor allem um eine politische Kultur, die eine 
Vielfalt von Lebensformen und „Ideen des 
Guten“ (Rawls) ermöglicht. Utilitaristische 
Motive der Begründung finden sich, wenn 
auf Ressourcen der Innovation, der Kreati-
vität und des gesellschaftlichen Fortschritts 
abgehoben wird. Eine Kultur des ethischen 
Pluralismus impliziert etwa Rössler 2001, 
utilitaristische, an John St. Mill anschließende 
Motive, finden sich bei Solove 2008.

9	 Dieses Verständnis kommunikativer Freiheit 
wird von Habermas bereits im „Strukturwan-
del der Öffentlichkeit“ grundgelegt, wenn er 
die Genese von Strukturen demokratischer 
Öffentlichkeit von Kommunikationsstruk-
turen und normativen Verschiebungen des 
privaten Lebens abhängig macht (Salonkultur 
etc., vgl. Habermas 1990). Auch in „Faktizi-
tät und Geltung“ bleibt die kommunikative 
Macht „nicht-deformierter Öffentlichkeit“ an 
„Strukturen der unversehrten Intersubjektivi-
tät einer nicht verzerrten Kommunikation“ 
gebunden (Habermas 1992: 184).

10	Die lokale Konnotation des „Raumes“ kann 
dabei leicht in die Irre führen. Es sind hier 
auch Räume im übertragenen Sinne gemeint. 
Insofern sich Privatheit auf den individuellen 
Anspruch, ungestört zu sein, bezieht, lässt 
sich folgern, dass Personen, auch wenn sie 
sich z.B. nicht in ihrer Wohnung, sondern 
im sog. „öffentlichen Raum“ bewegen, 
bestimmte Erwartungen der Distanz und 
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Zurückhaltung haben. Vgl. die Ausführungen 
zu lokaler Privatheit in Rössler 2001: 255-278.

11	Familie etwa ist durch einen hohen Grad an 
Direktheit und durch einen höheren Grad 
an Institutionalisierung ausgezeichnet als 
Freundschaft, Blogs wiederum durch einen 
hohen Grad an Indirektheit und einen niedri-
geren Grad an Institutionalisierung als social 
networks.

12	Persönliche und unpersönliche Beziehungen 
unterscheiden sich also nicht unbedingt 
durch die Genauigkeit von Einzelinformatio-
nen. In einem Arzt/Patienten-Verhältnis etwa 
muss ich mich auf detaillierte Schilderungen 
meiner Körperfunktionen einlassen, damit 
mir geholfen werden kann, bei einer Kre-
ditempfehlung durch einen Bankangestellten 
auf Darlegungen zu meinen wirtschaftlichen 
Verhältnissen.

13	Hervorragend zur Aufklärung der gesell-
schaftlichen Folgen von Privatheitsverletzun-
gen Bielefeldt 2011.

Literatur

Arendt, Hannah 1996: Vita Activa oder 
Vom Tätigen Leben. Zürich, München: Piper

Arendt, Hannah 1994: Über den Zusam-
menhang von Denken und Moral. In: Zwi-
schen Vergangenheit und Zukunft. München, 
128-156.

Bauman, Zygmunt 2003: Flüchtige Mo-
derne. Frankfurt a.M.: Suhrkamp.

Becker, Carlos/Seubert, Sandra 2016: 
Privatheit, kommunikative Freiheit und Demo-
kratie. In: DuD 2/2016, 73-78.

Becker, Carlos: Kommunikative Autono-
mie. Zum demokratischen Wert der Privatheit. 
In: Polar 22. Frühjahr 2017, 29-36.

Bennett, Colin 2011: In defence of privacy: 
the concept and the regime. In: surveillance 
and society 8 (4), 485-496.

Brandeis, Louis/Warren, Samuel D. 1890: 
The Right to Privacy. In: Harvard Law Review 
IV. 5, 193-220.

Brettschneider, Corey 2007: Democratic 
Rights: the Substance of Self-government. 
Princeton: Princeton University Press.

Bielefeldt, Heiner 2011: Datenschutz als So-
lidaritätsgebot. In: Nothing to Hide – Nothing 
to Fear? Datenschutz – Transparenz – Solida-
rität, Jahrbuch Menschenrechte 2011, 25-33.

Fried, Charles 1984: Privacy. A Moral 
Analysis. In: Schoeman, Ferdinand (ed.): 
Philosophical Dimensions of Privacy, 203-222.

Habermas, Jürgen 1990: Strukturwandel 
der Öffentlichkeit, Frankfurt a. M: Suhrkamp.

Habermas, Jürgen 1992: Faktizität und 
Geltung Frankfurt a. M.: Suhrkamp.

Honneth, Axel 1993: Dezentrierte Autono-
mie: Moralphilosophische Konsequenzen aus 
der modernen Subjektkritik. In: Menke, Chris-
toph/Seel, Martin (Hg.): Zur Verteidigung der 
Vernunft gegen ihre Liebhaber und Verächter. 
Frankfurt a. M.: Suhrkamp, 149-163.

Honneth, Axel 2011: Das Recht der Frei-
heit. Berlin: Suhrkamp.

Lever, Annabelle 2006: Privacy Rights and 
Democracy: A Contradiction in terms? In: Con-
temporary Political Theory 2006 (5), 142-162.

Lever, Annabelle 2012: Privacy and De-
mocracy: What the Secret Ballot reveals, In: 
Law, Culture and the Humanities, 1-20.

Neuhouser, Frederick 2000: Foundations 
of Hegel’s Social Theory. Actualizing Freedom, 
Cambridge, Mass.: Harvard University Press. 

Nissenbaum Helen 2010: Privacy in Con-
text. Technology, Policy and the Integrity of 
Social Life. Standford/Californien. 

Offe, Claus 2001: Wie können wir unseren 
Mitbürgern vertrauen? In: Offe, Claus, M. 
Hartmann (Hg.): Vertrauen. Die Grundlage 
des sozialen Zusammenhalts. Frankfurt a. M., 
New York: Campus, 241-294.

Rachels, James 1975: Why Privacy is 
important. In: Philosophy and Public Affairs, 
4.4, 323-333.

Rössler, Beate 2001: Der Wert des Privaten. 
Frankfurt a. M.: Suhrkamp.

Rössler, Beate 2004: Privacies. Philosophi-
cal Evaluations. Princeton: University Press.

Rössler, Beate/Mokrosinska, Dorota 2013: 
Privacy and Social Interaction. In: Philosophy 
and Social Criticism 39(8), 771-791. 

Rössler, Beate 2016: Wie wir uns regieren. 
Soziale Dimensionen des Privaten in der 

Sandra Seubert



| 133

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Post-Snowden Ära. In: WestEnd, 01-2016, 
103-118.

Rousseau, Jean-Jacques 1977: Vom Ge-
sellschaftsvertrag. In: Rousseau, Jean-Jacques: 
Politische Schriften Bd. 1, Paderborn.

Schaar, Peter 2007: Das Ende der Privat-
sphäre. Der Weg in die Überwachungsgesell-
schaft. München: Bertelsmann Verlag.

Schoeman, Ferdinand 1992: Privacy and 
Social Freedom. Cambridge: Cambridge Uni-
versity Press.

Seubert, Sandra 2009: Das Konzept des 
Sozialkapitals. Eine demokratietheoretische 
Analyse. Frankfurt a. M., New York: Campus 
Verlag. 

Seubert, Sandra 2011: Privatheit, Stich-
wort. In: Politische Theorie und Politische 
Philosophie. Ein Handbuch, hgg. v. Martin 
Hartmann/Claus Offe, München, 284-286.

Simmel, Georg 1992: Das Geheimnis und 

die geheime Gesellschaft. In: Simmel, Georg, 
Gesamtausgabe, Bd. 11, Frankfurt a.M., 383-
455.

Sofsky, Wolfgang 2007: Verteidigung des 
Privaten. Eine Streitschrift. München: C. H. 
Beck Verlag. 

Solove, Daniel 2008: Understanding Pri-
vacy. Harvard: Harvard University Press.

Solove, Daniel 2011: Nothing to Hide. The 
False Tradeoff between Privacy and Security. 
New Haven, London: Yale University Press.

Stahl, Titus 2016: Indiscriminate Masssur-
veillance and the Public Sphere. In: Ethics in 
Information Technology 18, 33-39.

Taylor, Charles 1992: Der Irrtum der ne-
gativen Freiheit. Zur Kritik des neuzeitlichen 
Individualismus. In: Taylor, Charles: Negative 
Freiheit? Frankfurt a. M.: Suhrkamp, 118-144.

Westin, Alan 1970: Privacy and Freedom, 
London. 

Privatheit und Transparenz in der Demokratie
Johannes Eichenhofer

1 |	 Problemstellung

Privatheit, Transparenz und Demokratie – all 
diese Konzepte haben die Rechtswissenschaft 
aus unterschiedlichen Gründen und mit Blick 
auf unterschiedliche Rechtsnormen, Rechts-
gebiete und Rechtsschichten beschäftigt. 
Allerdings ist das genaue Verhältnis der drei 
Konzepte bislang kaum thematisiert worden. 
Auf den ersten Blick erscheinen Privatheit und 
Transparenz als gegensätzliche und widerstrei-
tende Rechtsinstitute: Während Erstere für den 
Verbleib einer Information bei einer bestimm-
ten Person streitet, verlangt Letztere gerade 
ihre Preisgabe für die Öffentlichkeit, von wo 
aus sie für den demokratischen Meinungsfin-
dungsprozess fruchtbar gemacht werden kann. 

Nach diesem Verständnis würde Transpa-
renz als Motor, Privatheit als Bremsklotz der 
Demokratie wirken. Der vorliegende Beitrag 

will diese holzschnittartige Betrachtung gleich 
in mehrfacher Hinsicht hinterfragen, indem er 
nämlich zunächst dem vorherrschenden „indivi-
dualistischen“ ein „soziales Privatheitsverständ-
nis“ entgegenstellt (2.). Hiervon ausgehend soll 
sodann der Zusammenhang zwischen „sozialer 
Privatheit“ und Demokratie nachgezeichnet 
werden (3.). Dabei wird sich zeigen, dass sich 
das Verhältnis von Demokratie und Privatheit 
zwar einerseits als Konflikt zwischen kollekti-
ver und individueller Selbstbestimmung bzw. 
Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz 
beschreiben lässt. Andererseits zeigt das Kon-
zept der „sozialen Privatheit“ aber auch, dass 
die unter der Bezeichnung „Privatheit“ zusam-
mengefassten sozialen Praktiken oftmals die 
Voraussetzungen einer lebendigen Demokratie 
bilden. Das Konzept der Transparenz ist inso-
fern für die Demokratie von hoher Relevanz, 
als es darauf ausgerichtet ist, die für den demo-
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kratischen Prozess notwendige Öffentlichkeit 
zu schaffen (4.). Damit ist jedoch keineswegs 
gesagt, dass sich Privatheit und Transparenz als 
unvereinbare Ziele gegenüberstehen würden. 
Vielmehr haben beide Konzepte einen gemein-
samen Bezugspunkt, nämlich den Abbau von 
Informations- und Machtasymmetrien, welche 
die Gefahr bergen, die freie Kommunikation 
unter Gleichen zu untergraben. Diese Erkennt-
nisse sollen in einer Schlussbetrachtung (5.) 
zusammengeführt werden.

2 |	 Von einem individuellen zu einem 
sozialen Privatheitsverständnis 

„Privatheit“ wird in der Rechtswissenschaft 
überwiegend als Grundrechtsthema verstan-
den. Privatheitsschutz bedeutet Schutz indivi-
dueller Grundrechte oder eines bestimmten 
„Grundrechtsbündels“1, das die Einzelnen be-
rechtigen soll, über den Zugang zu bestimmten 
Räumen, Informationen oder Entscheidungen 
zu bestimmen (vgl. etwa Gavison 1980) oder 
diesen gar zu kontrollieren (vgl. etwa Fried 
1968, 482). Privatheit ist dann also das Recht 
der Individuen, Andere von privaten Räumen, 
Informationen oder Entscheidungen aus-
zuschließen, weil die Individuen sonst dem 
Zugriff der Anderen „umstands- und willenlos 
ausgesetzt“ wären (Nettesheim 2011, 8). Dieses 
Privatheitsverständnis soll hier als „individualis-
tisch“ bezeichnet werden, da es erstens beim 
Individuum als Grundrechtsträger ansetzt und 
es zweitens die Zwecke des Privaten primär 
im Schutz von Individualrechtsgütern wie der 
(Gedanken-, Meinungs- oder Fortbewegungs-) 
Freiheit oder der (psychischen) Gesundheit 
sieht (klassisch: Warren/Brandeis 1890). Im 
deutschen Recht kommt dieser Ansatz sowohl 
in der sog. Sphärentheorie (vgl. etwa BVerfGE 
27, 344 (351) – Scheidungsakten; E 32, 373 
(379) – Krankenakten), als auch im Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung (vgl. 
BVerfGE 65, 1 ff. – Volkszählung) zum Tragen.

Gegen diese individualistische Sichtweise 
lässt sich nun eine ganze Reihe von Einwän-
den vorbringen. So wird ihr zunächst der 
Vorwurf gemacht, individuelle Subjektivität 

und Autonomie nicht wirklichkeitsgetreu 
abzubilden, sondern sie lediglich zu fingieren 
(so insbesondere Vesting/Korioth/Augsberg 
2014, 3 ff.). Individuen entwickelten sich 
nämlich keineswegs völlig autonom. Vielmehr 
seien sie in eine Vielzahl sozialer Beziehungen 
eingebunden und zahlreichen sozialen und 
kulturellen Normen unterworfen, sodass sich 
ihre Individualität nicht trotz, sondern gerade 
aufgrund dieser Verhältnisse und Normen 
entwickle (Vesting/Korioth/Augsberg 2014, 5). 
Privatheit diene daher nicht nur dem Schutz 
„klösterlicher Einsamkeit“ (Rüpke 1976, 23), 
sondern der Unterhaltung bestimmter sozialer 
Beziehungen, die vom Recht als schutzwürdig 
und dem Privatheitsschutz zugehörig eingestuft 
wurden. Das gilt z. B. für die Ehe, Familie, 
Freundschaften, Liebesbeziehungen, etc.). 
Die Schutzwürdigkeit derartiger Beziehungen 
folgt dabei aus dem Gedanken, dass sich 
hierin schutzwürdige Selbstbestimmung2 und 
soziale Interaktion (Hughes 2015, 228 ff.) 
realisieren, die für die psychische Integrität 
und Persönlichkeitsentfaltung der Einzelnen 
unabdingbar seien. Privatheit wird also nicht 
von einem autonomen Individuum in und auf-
grund der Abwesenheit Dritter, sondern in und 
aufgrund der Anwesenheit und Mitwirkung 
Dritter gelebt.

Das individualistische Privatheitsverständnis 
gelangt aber auch dort in Erklärungsnöte, wo 
sich mehrere Personen (z. B. Ehegatten oder 
Familienmitglieder) innerhalb derselben Pri-
vatsphäre (z. B. der gemeinsamen Wohnung) 
aufhalten und dort miteinander kollidierende 
Selbstbestimmungsrechte geltend machen. 
Wessen Autonomie soll der Privatheitsschutz 
in einem solchen Fall ermöglichen? Und wie 
soll ein Kompromiss zwischen mehreren Auto-
nomiesphären hergestellt und durchgesetzt wer-
den? Diese Fragen machen deutlich, dass ein 
Verweis auf eine abstrakte Selbstbestimmungs-
sphäre aus rechtlicher Sicht nicht ausreicht, um 
das Konzept der Privatheit befriedigend zu 
erklären. Notwendig ist es vielmehr, die sozi-
alen Beziehungen und Kontexte, in denen ein 
Selbstbestimmungsrecht geltend gemacht wird, 
mitzudenken. Schließlich gelten die privat
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heitsrelevanten Selbstbestimmungsrechte im 
demokratischen Rechtsstaat niemals absolut. 
Sie dürfen vielmehr durch die Rechte Dritter 
oder die öffentlichen Interessen beschränkt 
werden. Vor diesem Hintergrund ist auch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zunehmend dazu übergegangen, Privatheit 
weniger als abstrakte soziale Sphäre denn als 
„Feld“ zu konzipieren, „dessen Konturen sich 
erst aus einer Abwägung von Allgemein- und 
Individualinteressen ergeben“ (Nettesheim 
2011, 44).

Vor allem aber ist die Teilen des individu-
alistischen Privatheitsverständnisses zugrunde-
liegende Annahme, der Einzelne können den 
Zugang zu seiner Privatsphäre tatsächlich selbst 
kontrollieren, immer wieder als „illusionär“ 
abgetan worden (vgl. etwa Bull 2011, 46). Soll 
Privatheit jedoch nicht zur Fiktion werden, 
bedarf es eines Privatheitsverständnisses, das 
nach den strukturellen Bedingungen von Privat-
heitsverwirklichung innerhalb der Gesellschaft 
fragt und die Faktoren und Rahmenbedingun-
gen der Selbstbestimmung nicht als Grenze der 
Privatheit, sondern als privatheitsimmanent 
konzipiert. Ein solches „soziales Privatheits-
verständnis“ haben kürzlich – in Anlehnung an 
Axel Honneths Konzipierung sozialer Freiheit 
(Honneth 2011) – Carlos Becker und Sandra 
Seubert vorgelegt (Becker/ Seubert 2016; siehe 
auch Seubert 2017). Dabei wird Privatheit we-
niger als individueller Abwehranspruch, denn 
also soziale Praktik verstanden und der Blick 
so von den „formalen Möglichkeiten“ auf die 
tatsächlichen „Verwirklichungsbedingungen“ 
von Privatheit gerichtet.

Gleichzeitig offenbart ein soziales Privat-
heitsverständnis einen weiteren blinden Fleck 
individualistischer Privatheitskonzeptionen: 
die gesellschaftliche Bedeutung des Privaten. 
Neben den bereits erwähnten, auf das Indi-
viduum abzielenden Schutzzwecken – die vor 
allem durch die abwehrrechtliche Funktion der 
Grundrechte realisiert wird – dient Privatheit 
als soziale Praxis nämlich auch dem Schutz 
sozialer, d.h. durch mehrere gemeinsam ver-
wirklichte Freiheit, d.h. die durch die Einzelnen 
geschaffenen „Kommunikationsräume“ (Be-

cker/ Seubert 2016: 76). Aus dieser Perspektive 
wird deutlich, das Privatheit nicht nur der 
Autonomie eines Individuums, sondern auch 
einer Gruppe von Individuen dienen kann, 
die nämlich ein kollektives Interesse an einer 
ungestörten Kommunikation haben. 

Auf diesen Schutz sozialer Kommunikati-
onsräume – der primär durch das Recht, aber 
auch durch bestimmte technische Vorkehrun-
gen (von der Wohnungswand bis zur Firewall) 
gewährleistet wird – sind die Einzelnen umso 
mehr angewiesen, je weniger sie den Zugang 
zu ihren privaten Informationen, Räumen oder 
Entscheidungen selbst bestimmen oder gar 
kontrollieren können. Von diesem Standpunkt 
aus erscheint Privatheit dann weniger als ein 
gegen den Staat gerichtetes individuelles Ab-
wehrrecht denn als Recht auf Teilhabe an einer 
durch staatliches Recht vermittelten kollektiven 
Ressource, auf deren Schutz die Einzelnen 
vertrauen müssen und dürfen. Im digitalen 
Zeitalter wird das Selbstbestimmungsparadig-
ma daher zunehmend durch ein Vertrauenspa-
radigma abgelöst (vgl. Eichenhofer 2016a; 
Gusy 2015a, 447 ff.). Von diesem Vertrauen 
lebt nicht nur die individuelle, sondern auch 
die gesamtgesellschaftliche Freiheit, die sich 
in einer freien kollektiven Selbstbestimmung 
manifestiert (Schoeman 1992; Becker/Seubert 
2016.).

3 |	 Privatheit und Demokratie

Mit dem Stichwort der „freien kollektiven 
Selbstbestimmung“ ist das Konzept der De-
mokratie angesprochen, das in der Rechtswis-
senschaft primär als Staatsform verstanden 
wird. Als solche ist sie durch Strukturmerk-
male wie das – in Wahlen und Abstimmungen 
artikulierte – Mehrheitsprinzip, eine auf Zeit 
begrenzte Herrschaft sowie die Gewährung 
von Minderheiten- und Oppositionsrechten 
gekennzeichnet (Dreier 2015: 69 ff.). Wird 
das Demokratieprinzip in Beziehung zu den 
Grundrechten gesetzt, so wird üblicherweise 
auf die Kommunikationsgrundrechte (z. B. die 
Meinungs- oder Versammlungsfreiheit) Bezug 
genommen. Dabei wird das „demokratische 
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Element“ dieser Grundrechte darin gesehen, 
dass Demokratie eine freie politische Willens-
bildung und offene Kommunikation – mit 
anderen Worten: Öffentlichkeit – voraussetze 
(Dreier 2015: 74 ff.; zum Begriff aus rechtswis-
senschaftlicher Sicht Gusy 2012, 242 ff.; zum 
Verhältnis von Öffentlichkeit und Demokratie 
jüngst auch Geminn 2016: 629). Wenn De-
mokratie aber nach politischer Öffentlichkeit 
verlangt: Ist Privatheit dann unpolitisch oder 
wohnt auch ihr ein demokratisches Element 
inne und wenn ja: worin liegt es? 

Ein erster Zusammenhang zwischen Privat-
heit und Demokratie erschließt sich über das 
Konzept des Pluralismus, das in den Worten 
Christoph Gusys „Voraussetzung ... und ... 
zugleich Inhalt und Gegenstand der Demo-
kratie“ sei. Pluralismus sei „in besonderer 
Weise demokratieaffin und ... Demokratie 
pluralismusaffin“ (vgl. Gusy 2015a: 452 f.). 
Bedeutung erlangt das Konzept des Pluralismus 
für das Demokratiekonzept, da Demokratie 
von verschiedenen Vorstellungen des Guten 
(Becker/ Seubert 2016: 76) lebt, die friedlich 
nebeneinander existieren können und – wenn 
nötig – in einen argumentativen Wettstreit 
eintreten sollen. Dieser Meinungswettstreit 
wird – wie gesehen – durch die verschiedenen 
freiheitsrechtlichen Gewährleistungen des Pri-
vatheitsschutzes ermöglicht und abgesichert. 
Privatheit generiert also jene Formen sozialer 
und politischer Vielfalt, von der eine Demo-
kratie lebt.

Gleichzeitig ist die Demokratie aber auch 
die Staatsform, in der sich die Bürger nicht 
nur in Freiheit, sondern auch in Gleichheit zu-
sammenschließen. Hiernach haben die Bürger 
nicht nur formal die gleichen Freiheitsrechte, 
sondern auch die gleichen Chancen zur Arti-
kulation ihrer politischen Interessen. Damit 
ist zwar nicht gesagt, dass sich diese rechtliche 
Gleichheit auch in einer sozialen Gleichheit 
aller niederschlägt (Gusy 2015a, 455 f.). Das 
anspruchsvolle Ziel sozialer Gleichheit – d. h. 
die gleiche Verteilung materieller und imma-
terieller Ressourcen innerhalb einer Gesell-
schaft und die Möglichkeit gleicher Teilhabe 
an diesen (vgl. insoweit die Definition von 

sozialer Ungleichheit bei Krause 2008: 686) – 
droht vor allem dort zur Fiktion zu werden, 
wo sich zwischen den einzelnen Mitgliedern 
der Gesellschaft bereits erhebliche Machtun-
gleichgewichte herausgebildet haben. Dann 
sind nämlich nicht nur die Ressourcen unter-
schiedlich verteilt, sondern auch die Zugänge 
zu diesen Ressourcen. 

Was hier allgemein auf alle Ressourcen for-
muliert ist, gilt auch für die soziale Ressource 
der Privatheit (Krause 2008: 2.): So besteht an-
gesichts einer zunehmenden Ökonomisierung 
des Privaten durch datenbasierte Geschäfts-
modelle die Gefahr, dass Privatheit bald zum 
Privileg Weniger verkommt (Gusy 2015a: 453). 
Hier ist staatlicher Privatheitsschutz gefragt, 
der sich nicht in der Aufgabe erschöpfen 
kann, individuelle Zugangsbestimmungs- und 
Zugangskontrollrechte abzusichern, sondern 
auch extremen Machtasymmetrien zwischen 
Privaten entgegenzuwirken. 

Für das individualistische Privatheitsver-
ständnis stellt sich das Verhältnis von Privatheit 
und Demokratie als Gewährleistung indivi-
dueller Autonomie durch Grundrechte und 
Demokratie dar. Aus der Sicht von politischen 
Verfahren kollektiver Selbstbestimmung wird 
dieses Verhältnis dagegen typischerweise als 
Konflikt wahrgenommen, da das Ergebnis der 
kollektiven Selbstbestimmung – die Gesetze – 
den Grundrechten Schranken setzen können. 
Relevant wird der Grundrechtsschutz der 
Privatheit danach also praktisch erst, wenn 
ein Individuum das Recht beansprucht, sich 
anders zu verhalten, als die demokratisch 
legitimierten Gesetze dies von ihm verlangen. 
Indem das Individuum nämlich gesetzlich zu 
einem bestimmten Verhalten verpflichtet wird, 
das es nicht schon aus eigenen Zwecken an den 
Tag legt, wird die grundrechtlich garantierte 
individuelle Selbst- zur demokratisch legiti-
mierten Fremdbestimmung (Gusy 2015a: 435). 
Als Erlaubnis zur Abweichung von Gesetzen 
generiert Privatheit Vielfalt und er kommt vor 
allem Minderheiten zugute. 

In dieser Funktion des Minderheitenschut-
zes (Gusy 2015a: 453 ff.) bildet Privatheit ein 
freiheitliches Korrektiv zum demokratischen 
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Mehrheitsprinzip. So gesehen verlangt Privat-
heit nach einer in der gesamten Gesellschaft 
gelebten demokratischen Kultur, die nicht nur 
eine durch die Öffentlichkeit mediatisierte Öff-
nung der Gesellschaftsmitglieder füreinander, 
sondern auch ihre gegenseitige Anerkennung 
als gleichwertige Träger von Privatheitsrechten 
voraussetzt. Allerdings gilt auch: „Bilden sich 
zu viele Räume autoritärer Privatheit, behin-
dert dies die demokratische Anerkennung. 
Keine Demokratie kann nur aus öffentlich 
Gleichen bestehen, die zugleich privat Herren 
oder Sklaven sind“ (Möllers 2009: 24). Damit 
wird deutlich, dass die Einzelnen auch in nicht 
unmittelbar politischen sozialen Sphären wie 
der Familie oder zivilgesellschaftlichen Assozia-
tionen an demokratischen Prinzipien orientiert 
sein müssen, sollen Privatheit und Demokratie 
nicht dauerhaft in Widerspruch treten. 

Diesen Umstand betonen auch die Kritiker 
einer individualistischen Grundrechts- und 
Privatheitstheorie. Demokratischer Staat 
und individuelle Privatheitsausübung seien 
keineswegs voneinander unabhängige soziale 
Sphären. Vielmehr könne ein demokratischer 
Staat überhaupt nur dort entstehen, wo sich 
in der Gesellschaft bereits „eine Infrastruktur 
aus sozialen Normen, Institutionen, Praktiken, 
Konventionen, und Lebensformen“ (Vesting/ 
Korioth/ Augsberg 2014: 6) gebildet habe. Je 
eher sich diese in der Gesellschaft herausgebil-
deten Normen, Institutionen, Praktiken, Kon-
ventionen und Lebensformen mit demokrati-
schen Grundsätzen deckten, desto geringer sei 
das zwischen den Privatheit und Demokratie 
bestehende Konfliktpotential. 

Vor allem ist das Verhältnis zwischen Privat-
heit und Demokratie nicht notwendigerweise 
spannungsgeladen. Vielmehr bedingen sich die 
Konzepte in gewisser Hinsicht auch gegensei-
tig. So wurde bereits gezeigt, dass Privatheit 
soziale Praktiken schützt, die geradezu die 
Voraussetzungen einer lebendigen und funktio
nierenden Demokratie darstellen. Zu denken 
ist etwa an das Formieren sozialer Gruppen 
im Privaten und die sich hieran anschließende 
Artikulation von Interessen oder sonstige 
Formen politischer Willensbildung. Becker 

und Seubert sprechen insofern plastisch von 
Privatheit als „kommunikativem Unterfutter 
der Demokratie“ (Becker/Seubert 2016: 76). 

Doch nicht nur die Demokratie ist auf 
einen möglichst effektiven Privatheitsschutz 
angewiesen. Auch umgekehrt dürfte gelten: 
„In der Demokratie hat der Privatheitsschutz 
eine Durchsetzungschance mehr als in anderen 
Staatssystemen.“ (Gusy 2015a: 457). Dies lässt 
sich zunächst durch die Pluralismusaffinität 
der Demokratie erklären: Wo nicht soziale 
Homogenität, sondern ein sozialer Diskurs der 
Vielfältigen erwünscht ist, besteht insoweit ein 
viel geringerer staatlicher Kontrollbedarf als in 
Diktaturen. Gleichwohl kommt das demokrati-
sche Prinzip in den meisten modernen Verfas-
sungen nur in „gemäßigter“, nämlich in durch 
das Rechtsstaatsprinzip transformierter Form 
zur Entfaltung (zum Verhältnis von Rechts-
staat und Demokratie etwa Dreier 2015: 115). 
Eine besonders bedeutsame Ausprägung des 
Rechtsstaats ist das Verhältnismäßigkeitsprin-
zip, das die Staatsgewalt darauf verpflichtet, 
grundrechtlich geschützte private Interessen 
nur insoweit einzuschränken, wie dies zur 
Durchsetzung öffentlicher Interessen geeignet, 
erforderlich und angemessen ist (Schulze-Fielitz 
2015: 268 ff.). Im demokratischen Rechtsstaat 
wird das demokratische Mehrheitsprinzip also 
um rechtsstaatliche Mechanismen „korrigiert“, 
die das Mehrheitsprinzip mit der im Konzept 
der Privatheit angelegten Idee des Minder-
heitenschutzes zum Ausgleich bringen sollen.

4 |	 Privatheit und Transparenz in der 
Demokratie

Die soeben beschriebene Aufgabe der Vermitt-
lung zwischen demokratischem Mehrheitsprin-
zip und dem im Privatheitskonzept angelegten 
Prinzip des Minderheitenschutzes kommt allen 
drei Gewalten des demokratischen Rechtsstaa-
tes zu. Bei der Bewältigung dieser Aufgabe 
sind sie in aller Regel auf eine Vielzahl von 
Informationen und damit auf ein gewisses 
Maß an „Transparenz“ angewiesen. Der Begriff 
der Transparenz (von lat. transparent = durch-
sichtig) wird dabei schon dem allgemeinen 
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Sprachgebrauch nach nur für Objekte (z. B. ein 
Bild), Institutionen (z. B. ein Unternehmen, ei-
nen Verband oder einen Staat) oder Verfahren, 
nicht aber für Personen verwendet. Eine Person 
wird also durch die Verpflichtung, bestimmte 
Informationen von oder über sich preiszugeben 
(wie man sie etwa im Melde-, Polizei- oder 
Strafprozessrecht findet), dem allgemeinen 
Sprachgebrauch nach nicht „transparent“, 
sondern sie kommt schlicht einer bestimmten 
Informationsübermittlungspflicht nach. Und 
auch im Recht findet sich keine Regelung, 
welche die Transparenz einer Person zum 
Ziel hätte. Vielmehr geht es auch hier um die 
Transparenz von Institutionen und Verfahren. 
Zu denken ist etwa an das Datenschutzrecht, 
wo es um die Transparenz von datenverarbei-
tenden Stellen (d. h. des Staates oder privater 
Unternehmen) geht, oder an das Informations-
freiheitsrecht, das die Transparenz von Staaten 
oder bestimmter legislativer, exekutiver oder 
judikativer Verfahren zum Gegenstand hat. 
Stellt man diese Regelungsregime nebeneinan-
der, so fragt sich erstens, warum und zweitens 
wie in dem jeweiligen Kontext Transparenz 
hergestellt werden soll. 

Zunächst zur Frage des „Warum“. Allzu oft 
wird die Notwendigkeit einer Regelung allein 
mit dem Verweis auf „Transparenz“ begründet. 
Doch Transparenz hat – wie Privatheit – keinen 
intrinsischen, sondern lediglich einen instru-
mentellen Wert. So dient Transparenz – wie 
gesehen – der Herstellung von Öffentlichkeit 
und damit einer zentralen Ressource von De-
mokratie. Das Bundesverfassungsgericht hat 
in diesem Zusammenhang die Bedeutung von 
Transparenz für die Generierung von Vertrauen 
in den demokratischen Prozess betont (vgl. 
BVerfGE 118, 277, 356; zuvor schon ansatzwei-
se BVerfGE 119, 96, 119), das wiederum eine 
Wirksamkeitsbedingung von Demokratie dar-
stellt. Dabei ist Transparenz keineswegs gleich-
bedeutend mit Öffentlichkeit: Eine Institution 
kann noch so transparent sein – solange jedoch 
niemand von der durch Transparenzmaßnah-
men veröffentlichten Information erfährt, ist 
sie noch längst nicht in dem Sinne „öffentlich“, 
dass sie Gegenstand umfangreicher öffentlicher 

Kommunikation wäre. Ferner kann Transpa-
renz aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit und 
des (Grund-) Rechtsschutzes erforderlich sein. 
Je transparenter eine Institution nämlich wird, 
umso mehr steigt die Wahrscheinlichkeit, dass 
ein Bürger die notwendigen Informationen hat, 
um seine (Grund-) Rechte gegen sie durchzu-
setzen. Das setzt aber voraus, dass ihm auch 
die entsprechende Information vorliegt, wie 
gegen die betroffene Institution Rechtschutz 
zu erlangen ist. Indem den Betroffenen die für 
die Durchsetzung ihrer Rechte entscheidenden 
Informationen zur Verfügung gestellt werden, 
wird eine sonst bestehende Informationsasym-
metrie kompensiert. 

Damit ist die Frage angesprochen, „wie“ 
Transparenz mit rechtlichen Mitteln hergestellt 
werden kann. Hier bietet sich das Bild eines 
Schuldverhältnisses an (Gusy 2016): Danach 
ist „Transparenzgläubiger“ immer der einzelne 
Bürger und „Transparenzschuldner“ eine (in 
der Regel mächtige) Organisation, d. h. der 
Staat oder ein Unternehmen. Im Kontext des 
Datenschutzrechts ist das die datenverarbeiten-
de Stelle, d.h. der Staat oder ein Unternehmen, 
das sog. Datenverarbeitungsanlagen verwendet 
(vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 3 Bundesdatenschutzge-
setz – BDSG). Dagegen findet das BDSG für die 
Datenverarbeitung durch Individualpersonen 
und sonstigen „nicht-öffentliche Stellen“ nach 
§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BDSG keine Anwendung, 
wenn die Datenverarbeitung persönlichen oder 
familiären Gründen dient. Dasselbe gilt für 
die Informationsfreiheitsgesetze des Bundes 
und der Länder: Sie richten sich primär an 
den Staat, aber auch an private Unternehmen, 
sofern diese öffentliche Aufgaben wahrnehmen 
(vgl. etwa § 1 Abs. 3 IFG Bund). Damit kann 
festgestellt werden: Transparenzschuldner ist 
immer eine „starke Institution“, Transparenz-
gläubiger dagegen der „schwache Einzelne“. 
Hier muss jedoch eine erneute Einschränkung 
gemacht werden: Der Transparenzgläubiger 
darf nicht so schwach sein, dass er nicht in der 
Lage wäre, ein Transparenzbegehren zu for-
mulieren und durchzusetzen, d. h. die in Folge 
einer Transparenzverpflichtung veröffentlichte 
Information aufzuspüren und zu nutzen. 
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Differenziert man nun auf Seiten der 
Transparenzschuldner zwischen staatlichen 
und privat-ökonomischen Akteuren, so lässt 
sich feststellen, dass Letztere im Vergleich zu 
Ersteren in nur viel eingeschränktem Maße 
an rechtliche Transparenzvorgaben gebunden 
sind. Diesen Befund hat Christoph Gusy als 
„Grundsatz einseitig limitierter Transparenz“ 
(Gusy 2014: 171; vertiefend: Gusy 2015b: 15 
ff.) bezeichnet. Die durch das deutsche und 
europäische Recht vorgegebene Transparen-
zordnung ist insofern „einseitig“, als sie im 
Grundsatz nur den Staat verpflichtet, während 
Private nur punktuell gebunden sind. Und sie 
ist insofern „limitiert“, als in ihrem Grundsatz 
bereits die Grenzen mitgedacht sind.3 

Erklären lässt sich diese Asymmetrie zwi-
schen staatlichen und privaten Akteuren zum 
einen dadurch, dass sich Private im Gegensatz 
zum Staat auf Grundrechte berufen dürfen, die 
einer allzu weitgehenden Transparenzforde-
rung Grenzen setzen, und zum anderen durch 
die unterschiedlichen Machtpotentiale. So darf 
beispielsweise nur der Staat Verwaltungsakte 
erlassen oder Verwaltungszwang anwenden. 
Gerade die Internetökonomie zeigt jedoch, 
dass auch Private – selbst wenn sie nicht über 
einen entsprechenden Zwangsapparat verfü-
gen – ein erhebliches Maß an (ökonomischer) 
Macht aufbauen können. Dies ist vor allem 
den sog. „Netzwerkeffekten“ geschuldet: So 
erweist sich etwa eine Suchmaschine als umso 
leistungsfähiger und ein soziales Netzwerk als 
umso attraktiver, je mehr Nutzer sie haben. 
Daher kann es nicht verwundern, dass sowohl 
der Markt für Suchmaschinen als auch der 
Markt für soziale Netzwerke vor allem von 
jeweils einem einzigen Unternehmen dominiert 
werden.4 

Aus dieser marktbeherrschenden Stellung 
folgt aber nicht nur, dass diese Unternehmen 
ihren Konkurrenten – im Rahmen des wettbe-
werbsrechtlich Möglichen5 – den Marktzugang 
erschweren können. Vielmehr können sie 
selbst staatlichen Akteuren den Modus der 
Internetkommunikation diktieren6 oder die 
ihnen zustehende „Datenmacht“ (vgl. zur Un-
terscheidung von Markt-, Vertrags- und Daten-

macht: Eichenhofer 2016b) zum Nachteil der 
Nutzer ausnutzen. Diese „Datenmacht“ ergibt 
sich einerseits daraus, dass auf den Servern 
der Internetkonzerne eine Vielzahl personen-
bezogener Daten ihrer Nutzer gespeichert 
ist, die die Konzerne zu einer umfassenden 
Informationsgewinnung nutzen können. Da die 
Nutzer somit fürchten müssen, dass die Kon-
zerne Unmengen „Privates“ über sie wissen, 
ist nicht auszuschließen, dass sich viele Nutzer 
im Netz alles andere als selbstbestimmt verhal-
ten – also beispielsweise vor Kommunikationen 
zurückschrecken, von denen sie befürchten, 
sie könnten ihnen negativ angelastet werden. 
Dieser sog. „Chilling-effect“ wird auch in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
thematisiert (vgl. etwa BVerfGE 100, 313, 359).

Antworten auf dieses Problem versucht – ne-
ben dem Wettbewerbs- und dem Verbraucher-
schutzrecht – vor allem das Datenschutzrecht 
zu geben (vgl. zum Verhältnis dieser drei 
Rechtsgebiete: European Data Protection 
Supervisor 2014), dem nicht nur die Funktion 
zugeschrieben wird, die Persönlichkeit des 
Einzelnen zu schützen, sondern auch gesell-
schaftlich Machtasymmetrien auszugleichen 
oder jedenfalls in ihrer Entstehung abzumildern 
(vgl. etwa von Lewinski 2014: 56 ff.). Versteht 
man das Datenschutzrecht als Instrument zur 
Durchsetzung von (informationeller) Privatheit, 
so erklärt sich, dass es auch Vorschriften ent-
hält, welche die datenverarbeitenden Stellen 
zu Transparenz verpflichten. Die hierdurch 
bewirkte Öffnung der datenverarbeitenden 
Stellen soll es den Einzelnen ermöglichen, die 
Reichweite ihrer Entscheidungen (z. B. beim 
„Internetsurfen“, Chatten oder dem sonstigen 
Kommunizieren über das Internet) einzuschät-
zen und ihr Verhalten hieran anzupassen. 

Damit zeigt sich, dass Privatheit und Trans-
parenz als rechtliche Konzepte gleichermaßen 
auf die Verhinderung von Informations- und 
Machtasymmetrien ausgerichtet sind, die Kom-
munikation zwischen den Einzelnen unterbin-
den könnten (Gusy 2015a: 458). Während die 
Asymmetrie durch Transparenzregeln im Wege 
einer Öffnung der mächtigen Institution ange-
ordnet wird, kennt das der Privatheit dienende 
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Datenschutzrecht noch eine Reihe weiterer 
Ansätze zur Verhinderung von Machtasymme-
trien. Dazu zählen beispielsweise die Gebote 
der Datenvermeidung und Datensparsamkeit 
(vgl. § 3a BDSG), der Zweckbindung (vgl. etwa 
§ 28 Abs. 1 BDSG, Art. 5 Abs. 1 lit. b) DSG-
VO) oder der privatheitsfreundlichen Technik 
und Voreinstellungen („privacy by design“ und 
„privacy by default“, vgl. dazu Art. 25 DSGVO). 

5 |	 Schlussbetrachtung

Der Beitrag sollte zunächst zeigen, dass Privat-
heit nicht nur der Autonomie und Gesundheit 
des Einzelnen dient, sondern auch soziale 
Kommunikationsräume schafft und damit 
letztlich dazu beiträgt, soziale und politische 
Vielfalt zu generieren, die wiederum als das 
Fundament einer jeden Demokratie bezeichnet 
werden kann. Versucht man diese Leistungen 
des Privaten für die gesamte Gesellschaft zu 
erfassen, empfiehlt sich ein weites, hier als 
„sozial“ bezeichnetes Privatheitsverständnis. 

Dieses ist einerseits gekennzeichnet durch 
eine Fokussierung auf die im Privaten voll-
zogenen Handlungen der Individuen als 
Träger der Privatheit. Andererseits reichert 
ein soziales Verständnis von Privatheit den 
Privatheitsbegriff mit den eben genannten, 
gesamtgesellschaftlichen Funktionen an. Mit 
dem Perspektivwechsel von einem individualis-
tischen auf ein soziales Privatheitsverständnis 
weitet sich der Blick für die Reichweite und 
Komplexität des Privatheitsschutzes als staatli-
che Aufgabe. Während sich der Staat nach der 
individualistisch-abwehrrechtlichen Lesart auf 
das Unterlassen von Eingriffen beschränken 
konnte, legt das soziale Privatheitsverstänndis 
eine rechtliche Konzeption nahe, wonach das 
Recht Privatheit als soziale Ressource bereit-
zustellen habe, an der wiederum alle Bürger 
gleichberechtigt teilhaben dürfen. 

Dabei kann es ersichtlich nicht darum 
gehen, die konkrete Ausübung von Privat-
heit staatlich zu diktieren (Sandfuchs 2015), 
sondern die Möglichkeit von Privatheit durch 
rechtliche und technische Vorkehrungen 
zu sichern. Hier kommt dem Konzept der 

Transparenz insoweit eine der Privatheit die-
nende Funktion zu, als es dazu beitragen kann, 
informatorische, ökonomische oder soziale 
Macht – etwa großer Internetdienstanbieter – 
abzubauen. Damit würde sich ein am Ideal 
„sozialer Privatheit“ ausrichtendes Recht auch 
dem Ideal sozialer Gleichheit verschreiben. 
Je weiter der demokratisch legitimierte Staat 
dabei geht, dieses Ziel zu verwirklichen, desto 
eher besteht je doch die Gefahr, die Selbstbe-
stimmung Einzelner zu unterlaufen. 

Das Verhältnis zwischen individueller und 
kollektiver Selbstbestimmung muss also immer 
aufs Neue ausgelotet werden. Der demokra-
tische Rechtsstaat bietet jedoch die besten 
Voraussetzungen dafür, dass diese komplexe 
Daueraufgabe auch angesichts einer sich immer 
weiter ausdifferenzierenden Gesellschaft und 
damit einhergehenden pluralen Interessenlagen 
angesichts fortschreitender sozialer, kultureller, 
ökonomischer und technischer Entwicklungen 
gelingt.

Dr. Johannes Eichenhofer ist wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches 
Recht, Staatslehre und Verfassungsgeschichte 
der Universität Bielefeld (Prof. Dr. Christoph 
Gusy) sowie in dem von der Volkswagen-
Stiftung geförderten interdisziplinären For-
schungsprojekt „Strukturwandel des Privaten“. 
Der Beitrag stellt die erweiterte Fassung eines 
Vortrages dar, den der Verfasser auf der zwei-
ten Jahreskonferenz dieses Projekts zum Thema 
„Privatheit und Demokratie“ am 22.9.2016 in 
Frankfurt am Main gehalten hat.

Anmerkungen
1	 Von einem „cluster of rights“ spricht Thomp-

son 1975.
2	 Allerdings ist zu beachten, dass nicht alle 

im Rahmen dieser Beziehungen ausgeübten 
Handlungen schutzwürdig sind. Dies hat ins-
besondere die feministische Privatheitskritik 
herausgearbeitet – zu ihr etwa Rössler 2001, 
49 ff., für die feministische Rechtskritik etwa: 
Mc Kinnon 1989, 93 ff.

3	 Vgl. in diesem Zusammenhang etwa Art. 15 

Johannes Eichenhofer



| 141

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Abs. 3 S. 2 AEUV, der sogleich „Einschrän-
kungen“ des in S. 1 genannten Informations-
zugangsanspruchs vorsieht.

4	 So hielt Google in Deutschland im Jahr 
2016 rund 94% der Anteile am Markt für 
Suchmaschinen – vgl. https://de.statista.
com/statistik/daten/studie/167841/um-
frage/marktanteile-ausgewaehlter-suchma-
schinen-in-deutschland/. Auf dem Markt 
für soziale Netzwerke hielt Facebook im 
Jahr 2016 rund 75% der Anteile – vgl. 
https://de.statista.com/statistik/daten/
studie/559470/umfrage/marktanteile-von-
social-media-seiten-in-deutschland/

5	 So hat die EU-Kommission sowohl gegen 
Google (vgl. etwahttps://ec.europa.eu/
germany/news/kommission-erweitert-kartell-
verfahren-gegen-google_en) als auch gegen 
Facebook (vgl. etwa das Verfahren bezüglich 
der Übernahme von Whatsapp durch Face-
book: https://ec.europa.eu/germany/news/
kommission-wirft-facebook-vor-irref%C3%B-
Chrende-angaben-zur-whatsapp-%C3%B-
Cbernahme-gemacht-zu-haben_de) wett
bewerbsrechtliche Verfahren eingeleitet. 

6	 So hatte Facebook etwa eine Post der 
norwegischen Premierministerin mit der 
Begründung gesperrt, dieser sei unvereinbar 
mit den sog. Gemeinschaftsstandards – vgl. 
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/
medien/die-macht-der-internetkonzerne-wie-
facebook-14440287.html 
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Transparenz und Anonymität: Potentiale, Grenzen, 
Irrtümer 
Paula Helm

Über Transparenz und Anonymität wird derzeit 
viel diskutiert, sowohl in populären Medien, 
als auch in professionellen Diskursen. Meist 
geht es dabei um eine Auseinandersetzung 
mit den Rollen, die beiden Mechanismen im 
Zusammenhang mit der Gestaltung und dem 
Schutz neuer, digitaler Kommunikationsfor-
men zukommen mögen. Während Transparenz 
dabei häufig als Mittel gegen Korruption und 

Politikverdrossenheit propagiert wird (für einen 
Überblick siehe die in Hood/Heald 2006 
versammelten Beiträge), wird das Verhältnis 
von Anonymität und Demokratie in sehr viel 
ambivalenterer Weise diskutiert: Einerseits 
erhofft man sich durch Anonymisierung, Pri-
vatheitsgefährdungen im Zusammenhang mit 
dem Einsatz digitaler Datenverarbeitung etwa 
im Gesundheitsbereich abwenden zu können. 
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In diesem Zusammenhang wird bedauert, 
dass es immer schwerer wird, Anonymität im 
Internet dauerhaft zu gewährleisten (Baumann/
Lyon 2013, Kerr et al. 2009, Marx 1999, Mon/
Harris 2011, Nissenbaum/Barocas 2015, Ohm 
2010, Ponesse 2013). Andererseits zeigt sich 
Anonymität aber auch als Sicherheitsrisiko, 
etwa wenn sie es Personen mit kriminellen oder 
demokratiefeindlichen Absichten ermöglicht, 
unerkannt im sogenannten Darknet zu agieren 
(Brodnik 2013, Froomkin 2015).1

Angesichts dieser Konstellation wirkt es 
zunächst folgerichtig, Anonymität und Trans-
parenz flankierend zu der „Public-Private-Dicho-
tomy“ (Bobbio 1989) als zwei einander entge-
gengesetzte Pole zu konzipieren: Transparenz 
wird dabei in einem positiven Sinne mit der 
Herstellung von demokratischer Öffentlichkeit 
assoziiert, während Anonymität mit Rückzug 
und damit der Umsetzung von persönlichen 
Freiheitsansprüchen verbunden wird (Rössler 
2003). Diese Zuteilung von Transparenz zu 
Öffentlichkeit und Anonymität zu Privatheit hat 
zur Folge, dass gegenüber der Anonymität sehr 
viel schneller als gegenüber der Transparenz die 
Bereitschaft besteht, diese zu Gunsten anderer 
Interessen (etwa Strafverfolgung, Haushaltsein-
sparungen, etc.) preiszugeben. Eine Tendenz, 
die hier zum Anlass genommen wird, die 
skizzierte Zuteilung kritisch zu hinterfragen. 

Mit Bezug auf Praktiken der Anonymität 
kann nämlich gezeigt werden, dass ihr in ihrer 
Funktion, Unerreichbarkeit zu gewährleisten 
(Nissenbaum 1999), ein zentraler Stellenwert 
nicht nur in Bezug auf die persönliche Freiheit 
Einzelner, sondern auch für die Regulation so-
zialer und gesellschaftlicher Belange zukommen 
kann. Eine allzu leichtfertige Preisgabe mag da-
her fatale Folgen haben. Anonymität, so werde 
ich anhand verschiedener praktischer Beispiele 
ausführen, spielt bedeutende Rollen bei der 
Förderung solidaritätsstiftender Gemein-
schaftsformen und bei der Kultivierung einer 
demokratischen Öffentlichkeit. Darüber hinaus 
werde ich argumentieren, warum nicht nur das 
Verhältnis zwischen Anonymität und demo-
kratischer Öffentlichkeit, sondern auch jenes 
zwischen Transparenz und demokratischer 

Öffentlichkeit als ein ambivalentes Verhältnis 
in den Blick genommen werden sollte. Entspre-
chend wird auf die demokratischen Grenzen 
und sogar Gefahren im Zusammenhang mit 
Praktiken der Transparenz hingewiesen, um 
derart pauschalisierende Transparenzforderun-
gen in ihre Schranken zu weisen. 

Hierzu werd ich im Folgenden zunächst 
einen eingehenderen Blick auf gegenwärtige 
Diskursformationen zum Thema Transparenz 
und Anonymität werfen und Anonymität und 
Transparenz im Feld gegenwärtiger Machtver-
hältnisse verorten. Davon ausgehend werde ich 
ein Verständnis beider Phänomene entwickeln, 
aus dem heraus sie als soziale Praktiken in den 
Blick genommen werden können – Praktiken 
nämlich, welche Personen, Gruppen und Gesell-
schaften dazu einsetzen können, um in einem 
durch verfestigte Machtasymmetrien begrenz-
ten Möglichkeitsfeld dennoch handlungsfähig 
zu werden, indem sie mit Hilfe beider Mecha-
nismen unerwünschte Grenzverletzungen zwi-
schen Privatheit und Öffentlich zu korrigieren 
versuchen (1). Sodann werden Praktiken der 
Anonymität (2, 3) und solche der Transparenz 
(4) mit Bezug auf mögliche Wirkungsweisen 
und Anwendungsfelder im Einzelnen betrachtet 
und dahingehend evaluiert, welche Potentiale 
und Gefahren sie für Personen, Gruppen und 
Gesellschaften entfalten mögen (5). 

1 |	 Anonymität und Transparenz 
	 als Korrekturmechanismen

Der bei genauerem Hinsehen sehr kontextab-
hängige Nutzen der beiden hier fokussierten 
Mechanismen wird in aktuellen medialen De-
batten häufig von einer Idealisierung der Trans-
parenz auf der einen und einer Skandalisierung 
von Anonymität auf der anderen Seite über-
schattet. Offenheit und Sichtbarkeit werden 
dabei gleichgesetzt mit Effizienz, Ehrlichkeit 
und Teilhabe – eine Idee, die sich derzeit vor 
allem in Form diverser Transparenzforderun-
gen niederschlägt. Transparenz wird dabei zum 
Allheilmittel gegen Korruption, Establishment 
und Ungerechtigkeit hochstilisiert (Ball 2009, 
Diakopoulos 2016, Fox 2007, Pasquale 2015). 
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Anlass zu derartigen Idealisierungen gibt die 
Vorstellung von einer digitalen Revolution, 
in deren Zuge mitte2ls neuer Technologien 
neue Formen der Kommunikation und Ver-
netzung möglich werden, aus denen heraus 
sich wiederum neue Freiheiten und Formen 
demokratischer Teilhabe (Liquid Democracy) 
realisieren lassen sollen (Leggewie/Bieber 
2012, Thiel 2014). In der Piratenpartei fand 
dieser technikbasierte „Traum der Transparenz“ 
(Vogelmann 2012a: 101-111) erst kürzlich einen 
politischen Ausdruck. Dieser hat sich allerdings 
nicht nur als „Illusion“, sondern sogar als „Fal-
le“ (Vogelmann 2011) entpuppt, denn „gnaden-
lose Transparenz“ (Merkel 2016) tendiert dazu, 
sich schließlich durch die ihr inhärente Logik 
selbst zu korrumpieren, indem sie Sichtbarkeit 
bis zur Durchsichtigkeit verzerrt (hierzu auch 
Welzer 2016). 

In der kulturellen Praxis hat eine pauscha-
lisierende „Herauf“würdigung der Transpa-
renz als „Wert an sich“, ungeachtet der ihr 
innewohnenden Grenzen und Gefahren, 
weiterhin Konjunktur. Neben Schlagworten wie 
„Nachhaltigkeit“, „Flexibilität“, „Authentizität“ 
darf auch die „Transparenz“ auf keinem Best-
Practice-Handout mehr fehlen. 

Die Kehrseite dieser pauschalisierenden 
Heraufwürdigung ist eine „Abqualifizierung 
der Anonymität“ (Sennet 1996: 52 und 337). 
Als eine mit der Transparenz scheinbar unver-
einbare Praxis wird der Anonymität – ebenso 
pauschalisierend – Verantwortungslosigkeit, 
Abgründigkeit und Feigheit vorgeworfen. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn sie sich 
auf soziale Praktiken bezieht. Wenn etwa 
zivilgesellschaftliche Akteure es bevorzugen, 
sich öffentlich zu bestimmten Themen aus-
schließlich unter Pseudonym zu äußern, oder 
Gruppenmitglieder sich dazu entscheiden, 
einander gegenüber anonym zu bleiben, so 
haftet ihnen damit geradezu zwangsläufig ein 
Generalverdacht an und eine (gewünschte oder 
ungewünschte) gesellschaftliche Marginalisie-
rung ist mindestens die Folge (Brodnig 2013, 
Helm 2016, Solove 2011: 21-33).

Diese vorurteilsbelastete Polemik möchte 
ich im Folgenden aufbrechen. Hierzu werde 

ich Anonymität und Transparenz mit Bezug 
auf die „Public-Private-Dichotomy“ als Korrek-
turmechanismen verstehen. Als solche können 
sie eingesetzt werden, um Verletzungen und 
Ungleichgewichte zu beheben zwischen der 
Sphäre des Privaten, in der Personen den 
Fluss von Informationen selbst kontrollieren 
können, und der Sphäre des Öffentlichen, in 
der Themen debattiert werden, über die alle 
Mitglieder einer Gesellschaft im selben Maße 
ein Informationsrecht haben sollten. Soziale 
Praktiken lassen sich dahingehend in den 
Blick nehmen, wie hier Personen Anonymität 
und Transparenz dazu einsetzen, um mit Hilfe 
dieser Mechanismen ihre sozialen Beziehungen 
im Sinne eines demokratischen Gleichgewichts 
aus Freiheit und Gleichheit zu gestalten. 

2 |	 Anonymität und Solidarität

Bei dem Generalverdacht, der mit Anonymi-
tät assoziiert wird, handelt es sich um eine 
Vorverurteilung, die der Bedeutung von An-
onymität als Korrekturmechanismus in einer 
sozialen Praxis, die noch immer von einem 
Klassen- und Schichten-Bewusstsein sowie von 
hyper-individualistischen Selbstvermarktungs-
strukturen (Bröckling 2007) geprägt ist, nicht 
gerecht wird. 

Mit Blick auf die Bedeutung von Anony-
mität im Zusammenhang mit Praktiken der 
sozialen Wertschätzung und Solidarität wird 
deutlich, dass nicht nur persönliche, sondern 
auch soziale Motive hinter ihrem Einsatz 
stecken können. So kann die Anonymität in 
ihrer Fähigkeit, unter bestimmten Umständen 
Unerreichbarkeiten zu erzeugen, sowohl als 
individueller Schutz- als auch als sozialer Egali-
sierungsmechanismus funktionieren. Der Blick 
auf diese Funktionen eröffnet sich dann, wenn 
man den Aspekt der Unerreichbarkeit nicht auf 
die Dimension des Zugriffs durch Identifikati-
on beschränkt, sondern auf andere spezifisch 
charakterisierende Bereiche ausweitet, etwa die 
emotionalen Reaktionsmuster oder die soziale 
Herkunft einer Person. 

Derart weit und differenziert gefasst, 
können unterschiedliche Formen der Anony-
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mität dazu eingesetzt werden, innerhalb von 
Gruppen die allgemeine Aufmerksamkeit auf 
bestimmte Attribute zu lenken. Bezieht sich ein 
Anonymitätsgebot in einem bestimmten Kon-
text beispielsweise auf all solche Aspekte, die 
Hinweise auf den sozialen Status von Person 
geben können (etwa die familiäre Herkunft, 
den Bildungsgrad, etc.), so kann dadurch der 
Fokus leichter auf andere Aspekte (z. B. spezi-
fische Ängste) gelenkt werden. 

Von eben dieser fokussierenden Funktion 
der Anonymität profitieren etwa selbstorgani-
sierte Support- und Therapiegruppen. Freilich 
spielt hier auch die Anonymität im klassischen 
Sinne der Nicht-Identifizierbarkeit durch Na-
menlosigkeit eine zentrale Rolle. Die Option, 
namenslos an derartigen Gruppen teilzuneh-
men und sich direkt nach Besuch einer Gruppe 
wieder in die Unerreichbarkeit zurückzuziehen, 
mag es vielen Personen überhaupt erst ermög-
lichen, sich in entsprechende Kontexte zu 
begeben. Im Schutz der Anonymität können 
sie mit Rollen experimentieren, Geheimnisse 
gestehen, unterdrückte Gefühle zum Ausdruck 
bringen und sich darauf aufbauend miteinander 
konfrontieren, identifizieren und nicht zuletzt 
auch solidarisieren (Frois 2009).

Um allerdings nachzuvollziehen, wie ent-
sprechende Solidaritätssphären überhaupt ent- 
und bestehen können, reicht ein Verständnis 
von Anonymität als persönliche Option auf 
Unerreichbarkeit allein nicht aus. Hierfür 
ist es wesentlich, sich klar zu machen, dass 
ein gruppenintern herrschendes und sozial 
bindendes Anonymitätsgebot sich eben nicht 
auf die Namenlosigkeit bezieht, die lediglich 
individuellen Schutz bieten mag, sondern 
dass es sich auf das kollektive Verschweigen 
all jener Aspekte bezieht, die Hinweis auf den 
sozialen Status einer Person geben können. Erst 
durch diese gemeinsam praktizierte Form der 
„sozialen Anonymität“ (Helm 2017) kann eine 
Gruppendynamik gewährleistet werden, bei der 
Identifikation und Solidarität auf der Basis ge-
teilter emotionaler Erfahrungs- und Reaktions-
muster an gesellschaftlich etablierten Schichten 
vorbei sichergestellt werden kann (Alcoholics 
Anonymous 2005: 123-125, 133-139).

Gerade dieser egalisierenden Funktion von 
Anonymität kann ein instrumenteller Wert in 
Bezug auf eine zentrale Form sozialer Anerken-
nung zugesprochen werden, nämlich die der 
Solidarität, durch die soziale Wertschätzung 
vermittelt wird (Honneth 2003: 196-210). Dies 
hat den Hintergrund, dass sich die soziale 
Wertschätzung, die durch Solidarität erfahren 
wird, im Idealfall unabhängig von der Klasse 
oder der Schicht einer Person auf deren Fä-
higkeiten und deren Lebenswandel beziehen 
sollte. Entsprechend sollte es jeder Person zu 
Beginn ihres Lebens in gleichem Maße offen-
stehen, welche ihrer Fähigkeiten sie besonders 
fördern möchte und für welche sie demzufolge 
von wem auf welche Art Wertschätzung und 
Solidarität genießen möchte. 

Gegenüber diesem theoretischen Anspruch 
lässt sich jedoch empirisch nachweisen, dass 
die Fähigkeiten, die wir ausbilden und die wir 
fördern, und die Form unseres Lebenswandels 
immer noch in hohem Maße von der „sozialen 
Schicht“ abhängig sind, in welche wir hinein 
geboren werden (Vester et al. 2001). Was und 
in welcher Form wir etwas zu einer Gesellschaft 
beitragen und welche Anerkennung wir dafür 
erlangen, obliegt demnach nur in einem be-
grenzten Umfang unserer freien Ausgestaltung. 
Soziale Wertschätzung bleibt in hohem Maße 
schicht- und geschlechtsspezifisch verteilt und 
Solidaritätsbande speisen sich in vielen Fällen 
vielmehr aus einem gemeinsamen Habitus und 
vergleichbarer Herkunft, anstatt bei individuell 
ausgeprägte Fähigkeiten ihren Ausgang zu 
nehmen (Bourdieu 1997).

Mit ihrem Potential, Distinktionsmecha-
nismen zeitweise auszuhebeln, ist die soziale 
Anonymität als spezifische Form von Anony-
mität, wie sie etwa in vielen Support Gruppen 
praktiziert wird, ein geeigneter Mechanismus, 
um der historischen Prägung eines Klassenbe-
wusstseins im Dienste gleicher Anerkennungs-
chancen entgegenzusteuern. 

3 |	 Anonymität und Protest

Der Einsatz von Anonymität als Mechanismus, 
dessen Hauptnutzen nicht in erster Linie darin 
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besteht, bestimmte Informationen zu verdeck-
ten, sondern darüber hinaus das Ziel verfolgt, 
Aufmerksamkeiten zu lenken, lässt sich nicht 
nur im Rahmen gruppeninterner Kommuni-
kationsstrukturen beobachten. Auch in der 
Kommunikation zwischen Gruppen und einer 
in bestimmter Weise geprägten medialen Öf-
fentlichkeit kann Anonymität auf Grund ihrer 
fokussierenden Funktion bedeutsam werden. 

Hier geht es in der Regel vor allem darum, 
mittels kollektiver Anonymität als Gruppe 
mit medialen Trends des Personenkultes und 
gängigen Formaten des Big-Shootisms und 
Guruisms zu brechen. Derart soll das kollektive 
Moment hinter der Idee oder der Botschaft, 
für welche die Gruppe steht, hervorgehoben 
werden. „Kollektive Anonymität“ (Helm 2017) 
einer Gruppe gegenüber der Öffentlichkeit 
wird hier dazu verwendet, die Aufmerksam-
keit weg von den persönlichen Eigenschaften 
einzelner vielleicht besonders charismatischer 
Gruppenteilnehmer zu lenken und stattdessen 
auf die Botschaft, das Programm oder die Idee 
der Gruppe als Ganzes zu fokussieren. Ein pro-
minentes Beispiel in diesem Zusammenhang ist 
die sogenannte „Occupy-Wallstreet-Bewegung“. 
Indem die Aktivisten bei öffentlichen Protes-
ten die gleichen Masken tragen, machen sie 
deutlich, dass es ihnen bei ihrem Protest nicht 
vornehmlich um ihre individuelle Situation, 
d. h. um ihren individuellen Vor- oder Nachteil 
geht, sondern, dass ihr Protest in einem gesamt-
gesellschaftlichen Anliegen begründet liegt. 

Diese Form und Funktion von Anonymität 
im Rahmen zivilgesellschaftlicher Protestaktio-
nen ist vor dem Hintergrund von Zeitdiagno-
sen wie jenen Richard Sennetts oder Lauren 
Berlants zu verstehen. Diese attestieren eine 
durch Intimisierung verursachte „Entpolitisie-
rung der Öffentlichkeit“ (Berlant 2008) oder 
gar eine „Tyrannei der Intimität“ (Sennett 
1996) und kritisieren eine damit verbundene 
Kolonialisierung politischer Debatten durch 
Lebensstilfragen. Sie sehen hierin eine Gefahr 
für die Demokratie. Wenn beispielsweise 
politische Aktivisten oder Repräsentanten 
nicht auf Grund ihres politischen Handelns, 
sondern mit Bezug auf ihre private Lebens-

führung, etwa ihre Geschmacksurteile oder 
ihre sexuellen Vorlieben, bewertet werden, so 
nehmen entsprechend unlösbare Meinungsver-
schiedenheiten überhand und lenken von dem 
hier Wesentlichen, der Umsetzung gemeinsa-
mer Grundwerte, in fataler Weise ab. Diesen 
Mechanismus der Gefährdung einer gemein-
samen Basis stellt etwa Dorota Mokrosinska 
heraus, wenn sie für Maßnahmen zum Schutz 
der Privatheit von politischen Repräsentanten 
argumentiert (Mokrosinska 2015: 183, 200). 
Hieran anschließend sind auch Forderungen 
nach mehr Transparenz nur mit großem Be-
dacht stattzugeben, wenn sich diese nicht auf 
Inhalte, sondern auf das Leben von Personen 
beziehen.

Gegenwärtige Phänomene anonymer Pro-
testkultur lassen sich vor diesem Hintergrund 
nachvollziehen und als zivilgesellschaftliche 
Reaktion auf „Intimisierung“ und „Entpoliti-
sierung“ verstehen. Die Praxis, mit Hilfe der 
Anonymität die mediale Aufmerksamkeit weg 
von personenspezifischen Merkmalen und auf 
Inhalte hin zu lenken, ist jedoch nicht unprob-
lematisch. Das Hackerkollektiv „Anonymous“ 
ist ein prominentes Beispiel, an dem sich die 
Ambivalenz kollektiver Anonymität veranschau-
lichen lässt. In ihrer vielbeachteten und äußerst 
wohlmeinenden Ethnographie des Kollektivs 
interpretiert Gabriella Coleman deren Anony-
mität als den Versuch, einer Kultur des Perso-
nenkultes zu entkommen und argumentiert 
dafür, die Anonymität des Kollektivs eben wie 
jene von „Occupy Wallstreet“ nicht als eigen-
nützig motiviert zu verstehen, sondern als eine 
praktizierte Ethik: eine „Anti-Celebrity-Ethik“ 
(Coleman 2015: 17, 47ff.). Mit ihrer kollektiven 
Anonymität verfolge das Kollektiv demnach 
nicht allein das Ziel, seine einzelnen Mitglie-
der zu schützen, sondern vor allem jenes, mit 
einer personenzentrierten Berichterstattung zu 
brechen und stattdessen Inhalte unabhängig 
von deren Vertretern in den Vordergrund zu 
rücken (eine ähnliche Interpretation legt auch 
de Lagasnerie 2016 vor). 

In der Praxis ergeben sich hierdurch drei 
Probleme: Erstens hängt der Anonymität 
ein Generalverdacht an, denn die gängige 
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Wahrnehmung sieht in ihr weniger einen Me-
chanismus, um den öffentlich Fokus auf etwas 
hin zu lenken, sondern in der Regel wird der 
Anonymität unterstellt, dass ihr Hauptzweck es 
sei, etwas zu verbergen. Eine Protestkultur, die 
anonym ist, muss sich daher mit dem Verdacht 
der Delinquenz herumschlagen und verbleibt 
somit im politischen Abseits. Das wiederum 
ist verständlich, denn so edel das ursprüng-
liche Motiv der kollektiven Anonymität auch 
gewesen sein mag, kollektive Anonymität birgt 
immer die Gefahr, von Einzelnen missbraucht 
zu werden und stellt deshalb ein Sicherheits-
risiko dar. 

Mit einem ähnlichen Dilemma sehen sich 
stigmatisierte Gruppen konfrontiert, wenn 
diese ihren öffentlichen „Kampf um Anerken-
nung“ (Honneth 2003) anonym bestreiten. 
Auch hier entfaltet Anonymität sowohl positive 
als auch negative Eigenschaften. Zwar stiftet 
Anonymität Schutz für die einzelnen Beteiligten 
und hilft überdies dabei, öffentlich Einigkeit 
zu demonstrieren. Andererseits erschwert sie 
zugleich den „Kampf“ auf Grund des ihr an-
haftenden Generalverdachtes. Dieses Problem 
wird im Rahmen der diesjährigen Kampagne 
zum „Welt A3ids Tag“ aufgegriffen. Hier heißt 
es als Aufhänger einer Anti-Diskriminierungs-
kampagne: „Mit HIV komme ich klar, mit 
Ablehnung nicht“. Und weiter: „Das Schweigen 
zu brechen ist der wichtigste Schritt“. Dies 
macht deutlich, dass etwa Anonymisierungs-
ansprüche, die bei HIV-Tests gestellt werden 
können, Einzelpersonen zwar dazu ermutigen 
mögen, sich dem Thema überhaupt zu stellen, 
dass zur Bewältigung sozialer Diskriminierungs-
problemen allerdings ein offener Umgang mit 
der Krankheit gefragt ist.

Zweitens fordert kollektive Anonymität 
im medialen Kontext ihren Tribut. Da sie es 
erfordert, mit eingängigen Medienformaten 
der „Hero-Story“ zu brechen, haben es ano-
nyme Gruppen umso schwerer, ihre Ideen auf 
wirkungsvolle Art und Weise zu verbreiten. 
Sie müssen auf andere Mechanismen zurück-
greifen, um Aufmerksamkeit zu erregen. Das 
Hackerkollektiv „Anonymous“ kompensiert 
diesen Umstand, indem es die öffentliche 

Aufmerksamkeit durch ein enorm effektha-
scherisches Design auf sich zieht, was mit einer 
martialischen Symbolik und Rhetorik operiert. 
Damit laufen ihre politischen Inhalte allerdings 
Gefahr, in einer übermäßigen Mystifizierung 
des Kollektivs verloren zu gehen. Gruppen 
wie Alcoholics Anonymous tappen in ähnliche 
Fallen. Hier ist es vor allem eine äußerst pathe-
tische Form der Darstellung, welche zuweilen 
abschreckend wirken mag (Helm 2015). 

Drittens verlangt kollektive Anonymität 
einzelnen Gruppenmitgliedern auch Einiges an 
Idealismus und Durchhaltevermögen ab. Wenn 
ihre Anonymität häufig auch einen Schutz für 
die einzelnen Beteiligten anonymer Gruppen 
bieten soll (zu den Aktivitäten des Hacker-
kollektivs gehören schließlich auch kriminelle 
Aktionen und das öffentliche Zugeständnis 
einer Alkoholabhängigkeit hat oft Diskrimi-
nierung zur Folge), so geht sie zugleich auch 
mit Verzicht einher, denn öffentliche Ehren 
für individuelles Engagement schließt sie aus 
(vgl. zu einem anderen Beispiel auch Svalastog/
Eriksson 2010). Coleman verweist auf die da-
mit zusammenhängende Bürde am Ende ihrer 
Ethnographie, wenn sie darauf eingeht, dass 
ihre öffentliche Anklage für einige Aktivisten 
nicht nur einen Freiheitsentzug, sondern auch 
ein befreiendes Moment mit sich brachte, da 
die Betreffenden nun endlich auch als Indivi-
duum für ihr politisches Engagement einstehen 
und Anerkennung erfahren konnten (Coleman 
2015: 409). 

Alcoholics Anonymous wiederum setzen 
sich mit diesem Thema auseinander, wenn sie 
von ihren Mitgliedern fordern, sich für das 
Kollektiv nicht aus Motiven des Eigennutzes, 
sondern aus solchen der Überzeugung ehren-
amtlich einzusetzen. Damit erheben sie implizit 
den Anspruch, individuelle Würdigungen für 
Engagement in den Gruppen, wie beispielswei-
se einen Ehrendoktor für einen der Gründer 
der Bewegung, von sich zu weisen (Alcoholics 
Anonymous, Archive Folder „Anonymity Bre-
aches“). Ein solcher Verzichtanspruch setzt 
ein hohes Maß an Selbstrücknahme voraus, 
und schließt damit viele Personen von vorn-
herein aus.
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4 |	 Grenzen der Transparenz

So, wie die Anonymität – verstanden als sozialer 
Korrekturmechanismus – ihre Potentiale ebenso 
wie ihre Grenzen und Tücken hat, stellt es sich 
auch mit der Transparenz dar. Ihre Relevanz im 
Zusammenhang mit der Demokratisierung ge-
sellschaftlich relevanter Entscheidungsprozesse 
steht außer Frage. Entsprechende Forderungen 
wurden kürzlich anlässlich der Vereinbarung 
von transnationalen Abkommen wie CETA, 
TTIP und ACTA laut. Kritische Reaktionen 
der Zivilgesellschaft bezogen sich nicht allein 
auf die Inhalte dieser Abkommen, sondern 
auch auf die Verfahren ihrer Aushandlungen, 
die unter Ausschluss der Öffentlichkeit von 
statten gingen. Die Forderung nach einer trans-
parenteren Gestaltung derartig weitreichender 
Abkommen zielt auf das Problem, dass bei 
mangelnder Einbindung der Öffentlichkeit 
eine demokratische Meinungsbildung seitens 
der Zivilgesellschaft verunmöglicht wird. Hier 
bezieht sich die Transparenzforderung explizit 
auf den politischen Prozess als solchen und 
nicht auf das Leben von Einzelpersonen und 
scheint daher in besonderem Maße gerechtfer-
tigt. Allerdings ist es irreführend zu glauben, 
dass sich mit der Transparenz zugleich die der 
Forderung zu Grunde liegenden Probleme 
lösen lassen. Ananny und Crawford (2016) 
weisen auf verschiedene Gefahren hin, die 
sich aus einer Ideologisierung von Transparenz 
ergeben mögen. Hier möchte ich vor allem eine 
dieser Gefahren hervorheben, weil ich sie als 
besonders folgenreich für das demokratische 
Zusammenleben einschätze. 

Sie bezieht sich auf die Konsequenzen, die 
es nach sich ziehen kann, wenn sich Praktiken 
der Transparenz mit „neoliberal models of 
agency“ (Ananny/Crawford 2016: 7) verbinden. 
Dies passiert vor allem dann, wenn Transpa-
renz allein als hinreichend angesehen wird, 
um Machtasymmetrien und damit verbundene 
Missachtungserfahrungen zu bekämpfen. 
Tatsächlich ist die Wirkung der Transparenz 
nämlich nicht unabhängig, sondern relativ zu 
herrschenden Machtverhältnissen zu verstehen. 
Transparenz selbst dient daher nicht dazu, 

Machtungleichgewichte zu regulieren. Sie kann 
allerdings eine Erleichterung oder gar Voraus-
setzung darstellen, um Machtungleichgewichte 
zu erkennen. Diese Grenze ihres Wirkungspo-
tentials nicht zu reflektieren, kann fatale Folgen 
haben, denn wenn man glaubt, allein mit 
Transparenz sei die Lösung der Probleme schon 
auf den Tisch, so verkennt man fortbestehende 
Handlungsbedarfe, die sich zwar durch Trans-
parenz überhaupt erst einer demokratischen 
Öffentlichkeit offenbaren mögen, durch sie 
allein jedoch noch nicht gelöst sind.

Etwa trifft die Vorstellung von der Trans-
parenz als einem Mittel, Korruption zu begeg-
nen (Ball 2009: 293), nur unter bestimmen 
Umständen überhaupt zu. Ist die von der 
Veröffentlichung ihrer veruntreuten Gelder 
betroffene Person beispielsweise durch öf-
fentliche Zurschaustellung gar nicht verletzlich 
(Annany/Crawford 2016: 6), etwa weil sie gar 
keinen moralischen Anspruch an sich erhebt, 
so ändert sich allein durch die Transparenz 
ihrer Machenschaften noch nicht unbedingt et-
was an ihrem Verhalten, wenn dazu nicht auch 
drastische rechtliche Maßnahmen kommen. 
Friedemann schlägt auf Grund derartiger Fälle 
vor, zwischen erfolgreicher und misslungener 
Transparenz zu differenzieren (Friedemann 
2011: 76). An diese Differenzierung lässt sich 
eine Kritik der Transparenz anschließen: Miss-
lingt Transparenz nämlich in dem Sinne, dass 
sie folgenlos bleibt, so kann sich ihre Wirkung, 
was die normativ-demokratische Zielsetzung 
anbelangt, in ihr Gegenteil verkehren. Dies 
geschieht etwa, wenn folgenlose Transparenz 
eine Dynamik der Enttabuisierung oder gar 
des Nihilismus nach sich zieht – eine Tendenz, 
wie sie derzeit in Reaktion auf die oftmals 
folgenlosen Enthüllungen durch Wikileaks zu 
beobachten ist. 

Darüber hinaus sollte Transparenz als 
Technik zur Förderung einer demokratischen 
Öffentlichkeit pointiert eingesetzt werden, 
denn wie oben erläutert gibt es auch in Bezug 
auf die Förderung demokratischer Öffentlich-
keit Kontexte, in denen sich der gegenteilige 
Mechanismus, nämlich Anonymität, als sinnvoll 
erweisen mag. Aus diesen Überlegungen folgt, 
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dass eine Transparenz politischer Prozesse 
zwar als eine wichtige Bedingung politischer 
Teilhabe zu betrachten ist. Sie ist allerdings 
auch nicht mehr als das. Sie ist lediglich eine 
Voraussetzung, um Missachtungserfahrungen 
im Zusammenhang mit Entrechtung und 
Übervorteilung, wie sie durch Korruption und 
Veruntreuung entstehen können, zu lösen. (ein-
gehender hierzu Honneth 2003, S. 173-195) Sie 
ist nicht die Lösung selbst.

5 |	 Fazit

Mit Blick auf die demokratische Regulierung 
des Verhältnisses von Privatheit und Öffent-
lichkeit kommen Anonymität und Transparenz 
als Korrekturmechanismen nicht nur sehr 
variable und bedeutungsvolle, sondern auch 
ambivalente Rollen zu. Deshalb ist es zwar 
wichtig, die Potentiale beider Mechanismen 
auch mit Blick auf entsprechende soziale 
Praktiken ernst zu nehmen, dabei aber ihre 
Grenzen und diesbezügliche Missverständ-
nisse sorgfältig auszuloten. So erweisen 
sich sowohl Praktiken der Anonymität als 
auch der Transparenz zuweilen als nützliche 
Korrekturmechanismen im Zusammenhang 
mit unerwünschten Grenzverschiebungen 
zwischen der Sphäre des Privaten und jener 
des Öffentlichen. Allerdings hängt ihr Nut-
zen dabei von dem jeweiligen Kontext ihrer 
Anwendung ab und ist daher auch als sehr 
spezifisch begrenzt zu betrachten. 

Beispielsweise ist der Einsatz von Transpa-
renz unbestreitbar wesentlich für die Herstel-
lung und Kultivierung einer demokratischen 
Öffentlichkeit. Entsprechende Forderungen 
sollten sich aber explizit auf die Sichtbar-
machung politischer Entscheidungsprozesse 
beziehen und sollten nur in inhaltlich begrün-
deten Fällen auf das Leben von politischen 
Repräsentanten ausgeweitet werden, weil sonst 
eine destruktive Intimisierung der politischen 
Arena weiter voranschreitet. Überdies ist die 
Nützlichkeit von Transparenz auch insofern 
als eingeschränkt zu betrachten, dass durch sie 
zwar Probleme und Missstände zu Tage geför-
dert werden können, diese deshalb aber noch 

nicht als gelöst betrachtet werden dürfen. Im 
Gegenteil kann folgenlose Transparenz sogar 
negative Rückkopplungseffekte in Form von 
Unglaubwürdigkeit, Enttäuschung, Verdrossen-
heit und Nihilismus zur Folge haben – Effekte, 
die die Bereitschaft zu bürgerschaftlichen 
Engagement in einer demokratischen Öffent-
lichkeit eher eindämmen als fördern. Deshalb 
sollte Transparenz – streng genommen – nur 
dann eingesetzt und gefordert werden, wenn 
auch eine hinreichende Bereitschaft besteht, 
sich mit dem, was sichtbar gemacht werden 
soll, kritisch auseinanderzusetzen. 

Überdies ist nicht nur Transparenz, sondern 
auch Anonymität ein wichtiger Mechanismus 
mit Bezug auf soziale und gesamtgesellschaft-
liche Belange. Zwar wird die Bedeutung von 
Anonymität in der Regel auf individuelle Dimen-
sionen persönlicher Freiheit beschränkt, doch 
handelt es sich hierbei um eine Verkürzung, 
die Anonymität an ein individualistisches Pri-
vatheitskonzept bindet, das die demokratische 
Bedeutung der Privatheit, wie sie sich etwa in 
sozialen Praktiken der Anonymität manifestiert, 
weitgehend verkennt. 

So konnte gezeigt werden, dass die Anony-
mität, in ihrer Funktion, Unerreichbarkeit zu er-
möglichen, durchaus zu gesamtgesellschaftlich 
relevanten Zwecken eingesetzt werden kann, 
etwa dann, wenn einer Tendenz der Vereinnah-
mung politischer Diskurse durch Intimisierung 
mit kollektiver Anonymität entgegengewirkt 
wird. Darüber hinaus ermöglicht personale 
Anonymität es Personen, in Therapiegruppen 
frei zu sprechen und soziale Anonymität fördert 
hier sogar soziale Gleichheit. Allerdings hat die 
Anonymität als sozialer Gestaltungsmechanis-
mus sicherlich auch ihre Grenzen. Beispielswei-
se fordert sie ihren Tribut mit Bezug auf die 
rechtliche und soziale Anerkennung anonym 
vollzogener Praktiken, die sich immer gegen 
häufig nicht unbegründete Sicherheitsbedenken 
zur Wehr zu setzen haben. 

Im Sinne eines Korrekturmechanismus, so 
lässt sich daher abschließend festhalten, sollten 
soziale Praktiken der Anonymität – insbesonde-
re auch im Rahmen digitaler Kommunikation – 
danach streben, obsolet zu werden. Aber sie 

Transparenz und Anonymität: Potentiale, Grenzen, Irrtümer 



150 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

können im Rahmen spezifischer historischer 
Konstellationen durchaus Berechtigung für 
sich beanspruchen.

Dr. Paula Helm ist Mitarbeiterin im Pro-
jekt „Strukturwandel des Privaten“ an der 
Goethe Universität Frankfurt. Kontakt: helm@
em.uni-frankfurt.de 

Anmerkungen
1	 Weiterführend ließe sich hier noch die 

Überlegung verfolgen, die allzu freimütige 
Preisgabe von Anonymität auf das ihr zu 
Grunde liegende individualistische Privat-
heitsverständnis zurückzuführen. Dieses 
nämlich verkennt bislang die soziale und 
politische Bedeutung der Privatheit und 
beschränkt Privatheit stattdessen auf ihre in 
sozialer Hinsicht restriktiven Funktionen.

2	 https://www.welt-aids-tag.de [17.03.2017]
3	 Siehe hierzu eingehender den Beitrag von 

Sandra Seubert in diesem Heft.
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Anonymität und Demokratie
Thorsten Thiel

Digitale Vernetzung steht im Verdacht, soziale 
Praktiken der Anonymisierung zu fördern. 
Sich zu verbergen und zu entziehen werde 
immer leichter, die Tendenz der Moderne, 
Gemeinschaft in die unpersönliche Gesellschaft 
aufzulösen, immer weiter befeuert. Zugleich 
wird argumentiert, dass digitale Vernetzung 
den gläsernen Bürger produziere, dessen Pri-
vatheit stetig schwindet und der nirgends mehr 
anonym ist. Unsere Vertrautheit mit beiden 
Argumentationsfiguren unterstreicht, wie sehr 
der Diskurs um Anonymität mittlerweile in der 
öffentlichen Debatte angekommen ist. Ano-
nymität ist ein steter Gegenstand öffentlicher 
Auseinandersetzung und in ihrer Politisierung 
zeigt sich, wie Gesellschaften reflexiv auf den 
digitalen Strukturwandel reagieren. 

Das Ziel der folgenden Auseinanderset-
zung ist es, zu zeigen, dass und inwiefern 
die öffentliche Diskussion über Anonymität 
einer umfassenderen argumentativen Differen-
zierung bedarf. Hierfür werde ich zunächst 
darlegen, was wir unter Anonymität verstehen 
und inwieweit und in welcher Hinsicht sich 
die Möglichkeiten anonymer Kommunika-
tion in Folge des digitalen Strukturwandels 
verändert haben. Darauf aufbauend werde 
ich diskutieren, welcher normative Status 
Anonymität zukommen sollte. Hierzu zeige 
ich, dass demokratietheoretisch informierte 
Perspektiven auf anonyme Kommunikations-
möglichkeiten eine wichtige Ergänzung zu den 
derzeit im Diskurs dominanten Positionen 
darstellen, die entweder die erwarteten Wir-
kungen anonymer Kommunikation themati-
sieren oder Anonymität allein als Mittel zum 
Schutz individueller Privatheit rechtfertigen. 
Die moderne republikanische Theorie dage-
gen, so das Argument, erlaubt eine der Ent-
wicklung adäquate Thematisierung und kann 
als Ausgangspunkt für eine Politisierung der 
Anonymität dienen, die den problematischen 
Aspekten des digitalen Strukturwandels in 
angemessener Weise begegnet.

1 |	 Anonymität: Begrifflich-konzeptionelle 
Grundlagen 

Obwohl Anonymität ein im Alltag geläufiger 
Begriff ist, war sie lange nur sehr unzureichend 
theoretisch gefasst. Die wörtliche Bedeutung 
von Anonymität, Nichtgenanntsein oder 
Namenlosigkeit, wie sie etwa aus dem lite-
rarischen Kontext bekannt ist, reicht schon 
lange nicht mehr hin, um auch nur das All-
tagsverständnis von Anonymität abzudecken. 
Wohl nicht zufällig parallel zur Digitalisierung 
wurde Anonymität ab Ende der 1990er Jahre 
mehr und mehr zum Gegenstand intensiver 
rechtlicher, politischer und philosophischer 
Auseinandersetzung. Dabei gewann ein Ver-
ständnis an Bedeutung, welches die über-situa
tive Komponente von Anonymität betont: die 
von Helen Nissenbaum geprägte Definition als 
Nicht-Erreichbarkeit (Nissenbaum 1999, wei-
tere einschlägige Artikel: Marx 1999, Wallace 
1999, Matthews 2010, Ponesse 2014). 

Im Anschluss an Nissenbaum lässt sich 
das Konzept weiter spezifizieren: Anonymität 
lässt sich verstehen als Zustandsbeschreibung 
in einer intersubjektiven Handlungssituation, 
in der es unmöglich ist, eine Handlung oder 
Kommunikation, die selbst sichtbar ist, einem 
Individuum oder Subjekt korrekt zuzuord-
nen und es hierdurch über diesen Kontext 
hinaus erreichbar/verantwortlich zu machen. 
Anonymität bezieht sich auf die Frage nach 
dem „Wer“ einer Handlung, sie ist aber kein 
personales Merkmal, sondern das Resultat der 
Unmöglichkeit, eine bestimmte Aussage über 
den oder die Handelnde(n) zu treffen.1 

Anonymität lässt sich zwar intentional herzu-
stellen versuchen (etwa durch Vermummung), 
ihr Bestandhaben ist aber notwendig von der 
Existenz Dritter abhängig, die ebenfalls Verur-
sacher der Handlung sein können müssen. Sie 
hängt somit von Kontextbedingungen und in 
gewissem Maße sogar von der Akzeptanz durch 
Dritte ab. Der Zustand der Anonymität lässt 
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sich zudem in Hinblick darauf spezifizieren, 
gegenüber wem und unter welchen Bedingun-
gen er gilt (Anonymität kann etwa nur partiell 
gegeben sein, z. B. wenn man im Zuge einer 
Demonstration gegenüber den Behörden, nicht 
aber gegenüber der Nebenfrau anonym ist). 
Weiterhin gilt, dass Anonymität nie absolut ist, 
sondern immer subjektive ‚Annahme‘ bleiben 
muss. Eine ‚Annahme‘, die aber im Moment 
des Handelns für die Entscheidung über ein 
bestimmtes Handeln wesentlich sein kann. 
Diese Annahme kann sich jedoch als falsch 
erweisen und ein im Moment des Handelns 
anonymer Zustand kann durch nachträgliche 
Möglichkeiten der Identifizierung rückwirkend 
aufgehoben werden. Anonymität zu stärken 
bedeutet insofern oft, Maßnahmen zu treffen, 
die Identifizierung erschweren.

Für die empirische Betrachtung der Ent-
wicklung anonymer Kommunikationsmöglich-
keiten müssen auf Grundlage dieses Anonymi-
tätsverständnisses zwei weitere Unterscheidun-
gen eingeführt werden: Erstens die zwischen 
horizontaler und vertikaler Anonymität. Hori-
zontale Anonymität bezeichnet Anonymität im 
Verhältnis zu anderen gleichrangigen Personen 
(bzw. Personengruppen), insbesondere jenen, 
die eine Handlung/Kommunikation direkt 
beobachten. Vertikale Anonymität meint 
Anonymität gegenüber Institutionen oder 
Organisationen, die über größere Ressourcen 
und Macht verfügen und sich daher in einem 
asymmetrischen, Beherrschung ermöglichen-
den Verhältnis zu den Individuen in einer 
Handlungssituation befinden. Beide Formen 
von Anonymität lassen sich bezüglich einer 
zeitlichen Dimension weiter differenzieren, 
insofern Identifizierung – als Gegenteil von 
Anonymität – in zwei Weisen erfolgen kann: Als 
Identifikation – also in einer Situation selbst, 
was den Betroffenen dann im Allgemeinen 
bewusst ist – oder als Identifizierbarkeit, der 
im Anschluss an die Situation stattfindenden 
Aufhebung von Anonymität, über deren Wahr-
scheinlichkeit die Betroffenen nur spekulieren 
können. 

Ein anschauliches Beispiel ist der demokra-
tische Wahlakt. Im Moment, in dem man das 

Wahlbüro betritt, wird man zur Identifikation 
aufgefordert. Die anschließende Stimmabgabe 
wird aber durch ein Anonymisierungsverfahren, 
der für alle gleiche und nicht gekennzeichnete 
Wahlzettel, geleitet, so dass die Anonymität 
des Wahlakts den Wählenden trotz vorheriger 
Identifikation gesichert erscheint und sie ihre 
Stimme unter der Annahme gewahrter Anony-
mität abgeben – und dies horizontal gegenüber 
den im Wahllokal Anwesenden wie vertikal ge-
genüber potentiell interessierten Institutionen 
(wie dem Staat oder dem Arbeitgeber). 

2 |	 Anonymität im digitalen 
	 Strukturwandel

Wie aber hat nun der digitale Strukturwandel 
die Möglichkeit anonymer Kommunikation 
verändert? Hierfür gilt es zunächst eine Aussa-
ge über die Ausgangslage zu treffen, also den 
Zustand westlicher Gesellschaften vor der 
Digitalisierung aller Lebensbereiche. 

Sehr grob lässt sich sagen, dass vor dem 
digitalen Strukturwandel Anonymität in der 
horizontalen Dimension hauptsächlich durch 
zwei Dinge begrenzt wurde: durch starke so-
ziale Normen, die anonymer Kommunikation 
in der alltäglichen Kommunikationspraxis 
Grenzen setzen und Identifikation erwartbar 
machen, und durch die zentrale Rolle von 
Gatekeepern, die an den Schnittstellen eines 
nach der Logik one-to-many organisierten 
Systems von Massenmedien wachen und Kom-
munikation mit größeren Gruppen regulieren. 
Auch die Möglichkeiten nachträglicher Iden-
tifizierung sind zwischen Bürgern nur gering 
ausgeprägt, weshalb faktisch eine Vielzahl von 
Möglichkeiten besteht, sich auch in öffentlicher 
Kommunikation der Identifizierung zu entzie-
hen. Gerade im Vergleich mit kleinräumigen 
Gemeinschaften wird gesellschaftliche Anony-
mität daher als hoch empfunden. 

In Bezug auf die vertikale Dimension gilt für 
die Phase vor dem digitalen Strukturwandel, 
dass hauptsächlich ein Akteur relevant ist: der 
Staat. Nur diesem wird ein hinreichend legi-
times Interesse an der Identifizierung seiner 
Bürger unterstellt. Doch auch mit Blick auf 
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den Staat sind die Kosten von Identifikation 
hoch und der Nutzen vergleichsweise gering, 
was Identifikationsregime räumlich und zeitlich 
eng konturiert. 

Zieht man die beiden Beobachtungen 
zusammen, so lässt sich festhalten, dass die 
Möglichkeit anonymen Handelns bzw. an-
onymer Kommunikation vor dem digitalen 
Strukturwandel zwar keine bewusste und auch 
keine positiv konnotierte gesellschaftliche Wei-
chenstellung ist, wohl aber ein fast zwingendes 
Resultat struktureller Gegebenheiten. Es be-
steht eine weitreichende de-facto-Anonymität: 
Private, öffentliche und politische Kontexte 
sind größtenteils und für den überwiegenden 
Teil der Bevölkerung anonymitätsschonend 
gestaltet. Versuche, anonyme Kommunikations-
räume zu begrenzen, sind ob der hohen sozia-
len und ökonomischen Kosten zum Scheitern 
verurteilt. Anonymität muss insofern auch nicht 
aktiv geschützt werden (sieht man von Fragen 
der konkreten Ausweitung staatlicher Identifi-
zierungskontexte einmal ab), sie ist tendenziell 
gegeben und kann im Handeln von Individuen 
unter Beachtung gewisser Regeln und Kontexte 
als gesichert angenommen werden. 

Will man verstehen, wie der digitale Struk-
turwandel, diese Verhältnisse ändert, so muss 
man zunächst Digitalisierung verstehen. Diese 
meint nämlich mehr als die Verfügbarmachung 
von Informationen im digitalen Format und 
sie erschöpft sich auch nicht in der Emergenz 
eines Cyberspace, einer Online-Welt, die neben 
unsere analoge Lebenswelt tritt. Als Dreiklang 
von Daten, (algorithmischen) Prozessen und 
Vernetzung bewirkt sie vielmehr, dass all 
unsere Kommunikationen und Handlungen 
zunehmend digital erfasst werden, und somit 
selbst wiederum der Logik von Datenproduk-
tion und -verarbeitung, von Speicherung und 
Kombinierbarkeit unterliegen. 

Die gesellschaftlichen Folgen von Digita-
lisierung sind differenziert zu betrachten. So 
gilt mit Blick auf horizontale Anonymität, dass 
sich kommunikative Standards zwar deutlich 
verändern, die allgemeine Möglichkeit anony-
mer Kommunikation aber noch recht ähnlich 
einzuschätzen ist. Die Erwartung, dass das 

Internet als große Anonymisierungsmaschine 
wirkt, in der ein jeder unter Pseudonymen Nar-
renfreiheit genießt, multiple Identitäten pflegt 
und das Gespräch aller mit allen entweder in 
großer Freiheit oder in großer Kakophonie 
resultiert, hat sich so nicht erfüllt. Die Art 
und Weise nämlich, wie wir uns mit anderen 
vernetzen, hat sich nicht so unverbindlich ent-
wickelt wie erwartet. Dies ist zunächst auf die 
Kommodifizierung digitaler Kommunikation 
zurückzuführen, die eine identifizierte Nutzung 
gegenüber anonymen Formen begünstigt und 
sich am deutlichsten am Aufstieg sozialer 
Netzwerke zeigt (das bekannteste Beispiel ist 
der Klarnamenszwang bei Facebook). In der 
horizontalen Dimension ist die Möglichkeit 
anonym zu kommunizieren, somit zwar poten-
tiell gewachsen, doch die realen sozialen Prak-
tiken haben ein Gegengewicht zu Anonymität 
geschaffen, eine Kultur der Selbstdarstellung 
und -veröffentlichung (Lovink 2011). 

Auch die Möglichkeit, anonym mit großen 
Gruppen zu kommunizieren, hat sich verändert 
und ist doch in neuer Weise wieder begrenzt: 
So verändert many-to-many-Kommunikation 
zunächst per Definition die Erreichbarkeit 
großer und diffuser Öffentlichkeiten (Shirky 
2008). Auch dieser Trend wird aber relativiert, 
da etwa Plattformbetreiber als Intermediäre an 
die Stelle der alten Gatekeeper treten (s. die 
Hate-Speech-Debatte). Abschließend ist noch 
zu vermerken, dass die Möglichkeiten retros-
pektiver Identifizierung auf der horizontalen 
Ebene zugenommen haben, da selbst für Pri-
vatpersonen Möglichkeiten entstehen, Anony-
mität effektiv zu brechen. Ein Beispiel ist etwa 
die nach Medienberichten in Russland sehr 
erfolgreiche App FindFace, die einen Abgleich 
von im öffentlichen Raum aufgenommenen 
Fotos mit einer Gesichtsdatenbank erlaubt.

Die Entwicklungen im Bereich horizontaler 
Anonymität werden durch die Entwicklun-
gen in Bezug auf vertikale Anonymität aber 
klar in den Schatten gestellt. Die Möglich-
keiten ressourcenstarker Akteure, anonyme 
Kommunikation zu begrenzen, sind durch 
Digitalisierung in extremen Maße gewachsen 
und die zunächst populäre These, dass der 
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dezentrale Aufbau des Netzes und die durch 
das IP-Adresssystem eingebaute Pseudonymität 
in einem Zugewinn an Anonymität resultieren 
würde, hat sich als Illusion erwiesen. So gilt 
heute, dass digitale Kommunikation deutlich 
mehr an Überwachungstiefe und Feinsteuerung 
erlaubt (Bendrath/Mueller 2011, DeNardis 
2012) und dass etwa das mobile Netz eine 
nahezu ununterbrochene Übermittlung von 
Identifizierungsmerkmalen generiert (Benkler 
2016). Nicht nur die Produktion von Daten, 
auch die Möglichkeiten ihrer Auswertung und 
Analyse haben sich zudem dramatisch erweitert. 
Big Data erlaubt sogar, bewusst eingesetzte 
Techniken der Anonymisierung außer Kraft zu 
setzen. Schon wenige Datenpunkte reichen, um 
Personen auch ohne jede Angabe von Namen 
oder ähnlich eindeutigen Faktoren zu identifi-
zieren (Barocas/Nissenbaum 2014, Ohm 2010).

Es ist nun aber nicht nur so, dass die 
Möglichkeiten ressourcenstarker Akteure ge-
wachsen sind. Mindestens ebenso wichtig ist, 
dass sehr viel mehr dieser Akteure ein sehr viel 
stärkeres Interesse an Identifizierung entwickelt 
haben (und dieses Interesse sich nicht nur 
auf das Feststellen von personaler Identität 
erstreckt, sondern auch noch das dauerhaften 
Erfassen von Verhalten umfasst). Die Emergenz 
einer datengetriebenen Wirtschaft, die immer 
vollständigere Profile vorhält, eine Vielzahl 
von Leistungen an Identifikation knüpft (z. B. 
Webdienste, Apps), Selbstidentifizierung 
begünstigt (z. B. Rabattkarten) oder auch un-
gewollte Identifizierung vornimmt (etwa die 
Tracking-Industrie), ist Ausdruck davon, wie 
verbreitet Identifizierung durch ressourcenstar-
ke Akteure heute ist (vgl. etwa: Kurz/Rieger 
2011, Lanier 2010, 2013, Schneier 2015, Wu 
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2016, Wolfie/Spiekermann 2016). Staatliches 
Interesse an Identifikation nimmt zugleich zu 
und profitiert von der Datensammlung der 
Privaten (Deibert 2013).

Für den digitalen Strukturwandel als 
Ganzen ist insofern zu konstatieren, dass 
Identifikationspflichten sich massiv ausgewei-
tet und Identifizierungsmöglichkeiten enorm 
gewachsen sind. Nicht nur der Staat, sondern 
auch und gerade private Akteure sind für das 
Verschwinden vertikaler Anonymität bedeut-
sam. Da die digitale Öffentlichkeit sich nahezu 
vollständig auf private Infrastruktur stützt und 
Identifikationsprozeduren sich stark norma-
lisiert haben und unsichtbar geworden sind, 
steht nicht zu erwarten, dass diese Entwicklung 
sich einfach umkehren ließe. Gerade bezüglich 
der vertikalen Dimension müssen wir daher 
von einer so nachhaltigen wie tiefgreifenden 
Einschränkung der Möglichkeiten anonymer 
Kommunikation ausgehen. Anonymität ist 
nicht mehr die gesellschaftliche default-Option. 
Sie muss vielmehr bewusst zu erzeugen versucht 
werden, und dies in einem Setting, das eine 
Vielzahl an Widerständen gegen sie aufweist 
(Thiel 2016, Froomkin 2015). 

3 |	 Anonymität: Normative Erwägungen

Die nun beschriebene Entwicklung wirft zwei 
Fragen auf: Auf welcher Grundlage können wir 
ein normatives Urteil über die Veränderung der 
Möglichkeit anonymer Kommunikation fällen 
und – sofern dieses Urteil problematisierend 
ausfällt – wie sollte man ansetzen, um der 
Entwicklung zu begegnen. 

Die normative Bedeutung von Anonymität 
zu formulieren ist weit schwieriger, als es zu-
nächst den Anschein hat. Die Ursache hierfür 
ist, dass – wie oben gezeigt – Anonymität eine 
Zustandsbeschreibung in einer intersubjektiven 
Handlungssituation ist, kein Wert oder Recht. 
Versucht man trotzdem zu einer übergreifen-
den Bewertung zu kommen, so wird meist 
eine der folgenden Strategien eingeschlagen: 
Entweder Anonymität über die Annahme von 
deren Wirkungen zu befürworten (oder zu 
verdammen) oder sie als essenziellen Schutz 

von Privatheit zu deuten. Ich will, nachdem 
ich kurz auf diese Argumente eingegangen 
bin, versuchen, den Wert anonymer Kom-
munikation anders, nämlich durch ihre ge-
sellschaftliche Bedeutung für die Demokratie 
herauszuarbeiten. 

Wer über die Auswirkungen von Anonymi-
tät auf das Verhalten von Individuen speku-
liert, vertritt meist eine von zwei Thesen: die 
„Enthemmungsthese“, der zufolge Anonymität 
Verantwortungslosigkeit erzeugt und einen 
Vertrauens- und Rationalitätsverlust mit sich 
bringt, oder die „Aufrichtigkeitsthese“, die 
aus der Entbundenheit von Machtrelationen 
Authentizität und Unparteilichkeit folgert. 
Die Enthemmungsthese spielt etwa eine Rolle, 
wenn Hate Speech und Trolling als netzindu-
ziertes Problem im Feld horizontaler Anonymi-
tät diskutiert werden (z. B. Brodnig 2013) oder 
die Notwendigkeit betont wird, staatlichen 
Akteure jederzeit Identifizierungsmöglichkeiten 
zu verschaffen (etwa die von Innenminister 
Thomas de Maizére angestoßene Debatte 
um ein „Vermummungsverbot“ im Internet). 
Die Aufrichtigkeitsthese wird hingegen oft 
angeführt, wenn es um die Möglichkeiten von 
Minderheiten geht, ein Gruppenbewusstsein 
zu entwickeln (horizontale Dimension) oder 
eine politische Position (vertikale Dimension) 
zu artikulieren (so etwa: Akdeniz 2002, Doyle/
Veranas 2014, Gardner 2011). Für beide Thesen 
findet sich je nach Kontext empirische Evidenz. 
Sie sind einander widersprechend, nicht aber 
einander ausschließend und in ihnen zeigt 
sich letztlich nur, dass es unmöglich ist, eine 
absolute Position in Bezug auf eine intersub-
jektive Zustandsbeschreibung zu formulieren 
(vgl. hierzu auch den Beitrag von Paula Helm 
in diesem Heft). 

Die zweite Strategie zur Rechtfertigung 
anonymer Kommunikationsmöglichkeiten be-
steht darin, den Anonymitätsdiskurs unter den 
größeren Privatheitsdiskurs zu subsummieren 
und so dessen normative Wertigkeit zu ent-
leihen (Rössler 2003). Anonymität wird dann 
zu einem, vielleicht sogar zu dem wichtigsten 
Mittel deklariert, um „informationelle Privat-
heit“ zu erhalten, da angenommen wird, dass 
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der öffentliche Raum durch Digitalisierung in 
den privaten Raum verlängert wird. Privatheit 
selbst wird dann als funktional auf personale 
Autonomie bezogener Wert artikuliert, für 
den sich weniger ambivalente Begründungen 
finden lassen. 

Die Verknüpfung von Anonymitäts- und 
Privatheitsdiskurs generiert in vielen Debat-
tenkontexten wichtige Argumente. Ich möchte 
hier jedoch auf die Gefahr hinweisen, dass sie 
auch Spezifika von Anonymität unterschlägt 
(Ponesse 2014). Als Teil des Privatheitsdiskur-
ses besteht das Risiko, dass Anonymität auf 
die Ebene des Individuellen reduziert wird. 
Anonymität wird dann zum Abwehrrecht, 
zu einer Instanz des Datenschutzes. Dies hat 
zum einen praktische Folgen, etwa, dass An-
onymisierungsverfahren als adäquate Antwort 
auf Datensammlung gelten müssten (was sie 
faktisch oft nicht sind, da die Möglichkeiten 
der Kombinierung von Datenquellen Identifi-
zierbarkeit erhöht, selbst wenn Identifikation 
unterbunden wird) und zum anderen theoreti-
sche Folgen: Dass Anonymität nämlich leichter 
in eine Abwägungsdiskussion gebracht werden 
kann, wo individuelle Rechte auf kollektive Er-
fordernisse treffen. In einer solchen Abwägung 
aber steht zu befürchten, dass Anonymität als 
rein individuelles Schutzbedürfnis oft nachran-
gig behandelt wird.

Ich möchte mich daher für eine stärker 
demokratietheoretische Erörterung des Ver-
schwindens der Möglichkeiten von anonymer 
Kommunikation aussprechen. Nur wenn Ano-
nymität (auch) in einem Vokabular reflektiert 
wird, das Öffentlichkeit und Demokratie zum 
Fixpunkt wählt, kann man die oben darge-
stellten Folgen des digitalen Strukturwandels 
adäquat beurteilen.

Eine solche Strategie muss sich jedoch un-
mittelbar der Herausforderung stellen, dass das 
Verhältnis von Anonymität und Demokratie in 
den gängigen Demokratietheorien bestenfalls 
indirekt thematisiert wird. So lässt sich mit 
Blick auf das Spektrum liberal-repräsentativer 
Demokratietheorien zwar davon ausgehen, 
dass der Fokus auf Kontrolle und Begrenzung 
staatlicher Herrschaft die Problematisierung 

eines überstarken gouvernementalen Apparats 
erlaubt, wie er sich durch den Verlust vertikaler 
Anonymität abzeichnet. Liberale Theorien 
bieten jedoch aufgrund ihrer Fokussierung 
auf die Aggregation individueller Präferenzen 
kein Vokabular für die Thematisierung der 
Bedingungen und Dynamiken einer kollektiven 
öffentlichen Willensbildung. Sie gehen daher 
auch nicht über den individuellen Fokus der 
Argumente zum Zusammenhang von Anony-
mität und Privatheit hinaus. 

Im Gegensatz hierzu entwickeln radikale 
Demokratietheorien eine Position, die die 
Bedeutung anonymer Kommunikation für die 
kritische Auseinandersetzung mit Herrschaft 
hervorhebt (Dahlberg 2007, de Lagasnerie 
2016). Sie sind emphatisch-positiv gegenüber 
Anonymität, in ihrem Argument aber allein 
an Anonymität als Mittel des Widerstandes 
gebunden. Es werden keine Ideen für einen 
anonymitätsschonenden öffentlichen Raum 
ausgearbeitet. Anonymität wird vielmehr al-
lein als strategischer Vorteil begriffen, den es 
zu erkämpfen gilt und der durch bewussten 
Entzug von Information, durch Verbergen, 
hergestellt wird.

Deliberative Demokratietheorien schließlich 
sind im Grundsatz anonymitätsskeptisch. In 
ihnen ist das personale Einstehen für Argu-
mente tief eingeschrieben. So sind etwa die 
zentralen Rationalitätserwartungen klassisch 
eng gekoppelt an eine öffentliche Sphäre, in 
der Interventionen sicht- und zuordnbar erfol-
gen. In der Reaktion auf Kritik (etwa: Young 
2001) hat die deliberative Demokratietheorie 
sich zwar zuletzt mehr auf größere Systeme mit 
abstrakten Diskurszusammenhängen konzent-
riert (Habermas 2008, Parkinson/Mansbridge 
2012).Um Anonymität positiv zu besetzen 
müsste deliberative Demokratietheorie den 
Begriff aber weit stärker differenzieren, als sie 
dies derzeit tut. 

Ich möchte daher auf eine vierte Alternative 
hinweisen, die mir ein geeigneteres Vokabular 
zu offerieren scheint: die moderne republika-
nische Theorie. Diese umfasst nach meinem 
Verständnis ein Spektrum von Positionen, das 
sich durch die Pole Hannah Arendt und Philip 
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Pettit abstecken lässt und in dessen Zentrum 
die Frage steht, wie eine politische Ordnung 
tatsächlich beschaffen sein muss, damit sich 
politischer Streit ereignet und Pluralität rea
lisier- und erfahrbar wird (vgl. Thiel 2012, 
Thiel/Volk 2016). Republikanische Theorie 
rückt daher die Frage nach Herrschaft und 
die Frage nach den Bedingungen politischen 
Handelns gleichermaßen in den Mittelpunkt. 
Sie untersucht, wann in einem politischen 
System beherrschende Verhältnisse vorliegen, 
die, selbst wenn sie nicht wahrgenommen 
oder ausgenutzt werden, eine Reduktion von 
Freiheit mit sich bringen können, da sie die 
Optionen der Handelnden in nicht zugäng-
licher Weise vorstrukturieren und auf diese 
Weise eine nicht autonom gewählte Verhal-
tensanpassung erzeugen. Herrschaft lässt sich 
als relationales Verhältnis dabei nie vollständig 
abschaffen. Sie muss und kann jedoch durch 

fortdauerndes politisches Handeln, durch die 
Formulierung von Meinungen im Diskurs mit 
anderen Positionen zu Rechtfertigung und 
Begrenzung gebracht werden. Republikanische 
Theorie fokussiert daher auf die Entstehung 
und Wirkungen gesellschaftlicher Asymmet-
rie, sei sie institutionell eingeschrieben oder 
durch soziale Entwicklungen – wie etwa die 
Konsumgesellschaft oder den digitalen Struk-
turwandel – induziert. 

Die spezifische Perspektive republikanischer 
Theorie scheint daher besser geeignet als 
die übrigen Demokratietheorien, um auf die 
oben skizzierten Entwicklungen im digitalen 
Strukturwandel einzugehen (zu den wenigen 
Versuchen, dies explizit zu tun, zählen: Pettit 
2008, Roberts 2015). So lassen sich mittels des 
republikanischen Vokabulars etwa sehr gezielt 
die Veränderung im Bereich der vertikalen Ano-
nymität fokussieren. Anders als in der liberalen 
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Position finden sich in der republikanischen 
Theoriesprache eine Vielzahl von Argumenten, 
mittels derer sich Datensammlung und -aggre-
gation (ohne dass es bereits zu konkreten Ein-
griffen und Missbrauch gekommen sein muss) 
problematisieren lassen. Auch die konsentierte 
Form der Bildung von Datenprofilen  – wie 
sie im privatwirtschaftlichen Bereich gang 
und gäbe ist – lässt sich aus republikanischer 
Perspektive überzeugend problematisieren. Da 
die scheinbare freiwillige Einwilligung oftmals 
durch indirekte Zwänge, wie die Notwendig-
keit, Zugang zu einer privatisierten Öffentlich-
keit zu erhalten, bewirkt wird und dabei weder 
gleich noch responsiv gestaltet ist, eröffnet 
sie Möglichkeiten der Beherrschung. Drittens 
schließlich ist republikanisches Denken sensibel 
für Phänomene wie Selbstzensur und Entpoliti-
sierung, die ein durch ökonomische Interessen 
kontrollierter öffentlicher Raum auf den freien 
Diskurs bewirkt. 

Die republikanische Perspektive bleibt 
darüber hinaus aber nicht in einer allein herr-
schaftskritischen Position verhaftet. Mittels 
ihres Vokabulars lässt sich vielmehr auch gezielt 
über die entstehenden Möglichkeiten hori-
zontaler, bürgerschaftlicher Kommunikation 
nachdenken, etwa über den Aufschwung neuer 
Formen kollektiven Handelns (connective 
action) und auch darüber, wie diese von Mo-
menten der Anonymität und Unverbindlichkeit 
profitieren (wie sie zum Beispiel im Zuge der 
Occupy Bewegung zu beobachten waren). In 
der republikanischen Theorie lassen sich inso-
fern die individuelle und kollektive Dimension 
nicht gegeneinander ausspielen. Das normative 
Vokabular ist für die empirischen Fragen der 
Wirkung von Anonymität auf Handlungsdis-
positionen vielmehr sehr offen und lässt sich 
daher besser kontextualisieren und spezifizieren 
als stärker verallgemeinernde Theorien.

4 |	 Schlussfolgerungen für den öffent
lichen Diskurs um Anonymität 

Dies bringt uns abschließend zu der Frage, wie 
auf die nunmehr beschriebene und zumindest 
ansatzweise bewertete Tendenz des Verschwin-

dens anonymer Kommunikationsmöglich-
keiten zu reagieren ist. Die Politisierung von 
Anonymität bildet hierfür den Ausgangspunkt, 
da durch sie ins Bewusstsein gerückt wird, 
dass Anonymität in der vertikalen Dimension 
nicht länger ein Feature von Öffentlichkeit ist, 
sondern etwas, was politisch durchgesetzt und 
verteidigt werden muss. 

In seinem bahnbrechenden Buch Code is 
Law hat Lawrence Lessig (2006) angemerkt, 
dass man, um Veränderungen in unserer 
digitalisierten Gesellschaft zu erreichen, 
vier regulierende Mechanismen in den Blick 
nehmen muss: Neben dem Recht (bzw. der 
Politik) sind dies der Markt, soziale Normen 
und die (Code-)Architektur. In Bezug auf die 
Regulierung von Anonymität, so mein finales 
Argument, ist eine ausgewogene Berücksich-
tigung aller dieser Mechanismen unerlässlich, 
doch noch dominiert eine zu einseitige Fo-
kussierung. 

Diese resultiert daraus, dass im sich entwi-
ckelnden politischen Diskurs auf die Diagnose 
des Problems gleich mit der Formulierung einer 
umfassenden Lösung zu reagieren versucht 
wird. Anstatt die Ursachen und Ambivalenzen 
der Entwicklung ernst zu nehmen, wird oft-
mals versucht, einen Anspruch auf anonyme 
Kommunikation durchzusetzen. Dieser erfolgt 
zumeist entweder in einer technischen Variante 
oder durch die Forderung, Anonymität als 
Recht zu denken (Froomkin 1999, Kerr et 
al. 2009). Beide Varianten unterschätzen zum 
einen die Anreize für Staaten wie Märkte, 
Anonymität zumindest potentiell widerrufbar 
zu gestalten. Sie greifen aber zum anderen 
deshalb zu kurz, da sie den Schwerpunkt auf 
die individuelle Ermöglichung anonymer Kom-
munikation legen. 

Obwohl politische Regelungen (etwa im Be-
reich des Datenschutzes) ebenso wie technische 
Weichenstellungen (z. B. Privacy-by-Design) in 
jedem Fall Teil der Lösung sein müssen, verpas-
sen sie, dass es nicht ein veränderter rechtlicher 
Rahmen oder die Entwicklung digitaler Tech-
nologie allein war, die das Verschwinden ano-
nymer Kommunikationsmöglichkeiten auslöste. 
Die Entwicklung ist vielmehr verflochten mit 
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dem Wandel ökonomischer Rationalität und 
einem Normwandel in Bezug auf die Art und 
Weise, wie wir miteinander kommunizieren. 
Auch diese Aspekte müssen daher von vornhe-
rein Gegenstand der Auseinandersetzung sein. 

Schließlich sei noch gesagt, dass es mit 
Politisierung alleine nicht getan ist. Wie ganz 
generell im Bereich der Netzpolitik besteht die 
Herausforderung, dass es handlungsfähiger 
Institutionen bedarf, die einen öffentlichen 
Diskurs auch in Politik umzusetzen in der Lage 
sind. Netzpolitik muss in vielerlei Hinsicht 
überstaatlich durchgesetzt werden, was sowohl 
mit Blick auf die Präferenzbindung als auch auf 
die Verpflichtungswirkung Schwierigkeiten mit 
sich bringt. Die Herausforderungen sind inso-
fern gewaltig, eine politische Sprache aber, die 
dem digitalen Strukturwandel gerecht zu wer-
den vermag, nimmt nur langsam Konturen an.

Thorsten Thiel ist Koordinator des Leibniz-
Forschungsverbundes „Krisen einer globalisier-
ten Welt“ und wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- 
und Konfliktforschung.

Anmerkungen
1 Eng verwandt mit Anonymität – und für 

die Zwecke dieses Aufsatzes synonym be-
handelt – ist die Pseudonymität. Bei dieser 
ist Folgekommunikation im Anschluss an 
eine Situation realisierbar, jedoch durch 
einen zwar konstanten, aber nicht selbst 
weiter verbundenen Mittler, das Pseudonym. 
Pseudonymität erlaubt es, adressierbar und 
unerreichbar zugleich zu sein.
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Die permanente Erfassung, Vermessung und 
Analyse von erzeugten Nutzungsdaten im Inter-
net ist für die meisten Nutzer unsichtbar. Auch 
wenn die Kommunikation im Internet durch 
technische und rechtliche Maßnahmen prin-
zipiell geschützt bleibt, ist es für Nutzerinnen 
und Nutzer1 nicht ersichtlich, mit wie vielen 
Parteien bei Abruf einer Internetseite kommu-
niziert wird und welche Informationen dabei 
übermittelt werden. So ist, wie im Folgenden 
näher beschrieben und belegt wird, in den ver-
gangenen Jahren ein Netz von Drittanbietern 
entstanden, in dem die Aktivitäten der Nutzer 
automatisch und (oft) ohne deren Wissen mit 
einer ständig wachsenden Anzahl Dritter geteilt 
werden. Insbesondere einer der Drittanbieter 
tritt so intensiv in Erscheinung, dass neben dem 
Wachstum auch eine Monopolbildung sichtbar 
wird. Daraus ergibt sich eine unüberschaubare 
Masse an personenbezogenen Daten, die – 
einmal erhoben – für die unterschiedlichsten 
Zwecke einsetzbar sind. Ein typisches Anwen-
dungsbeispiel für die Nutzung dieser Daten ist 
etwa die personalisierte Werbung im Internet. 
Die dadurch erzeugten Profilbildungen haben 
neben ihrem ökonomischen Nutzen aber auch 
eine kritische Seite. Bekannt ist beispielsweise 
der Einsatz von Big-Data-Algorithmen aus nur 
teilweise offengelegte Datenquellen im Zuge 
der Wahlkampagne von Barack Obama zur 
US-Präsidentenwahl 2012 in den USA (Hellweg 
2012). Dies zeigt die möglichen gesellschaftli-
chen Konsequenzen einer solchen Datenmacht 
in der Hand privater Unternehmen und deren 
Allianz mit politischen Akteuren. 

Der Beitrag ist so strukturiert, dass zu-
nächst personalisierte Werbung als Anlass bzw. 
Motivation zu dieser Datenerfassung näher 
beschrieben wird. Einbettungen in Webseiten, 
die auf technischer Ebene für diese Erfassung 
mitverantwortlich sind, werden bezüglich ihrer 
Verbreitung in den vergangenen 16  Jahren 
vermessen. Die aktuelle Situation wird an 

Ökonomisierung von Nutzerverhalten – 
historische Entwicklung und aktueller Stand
Tim Wambach

einer Analyse von Hochschulwebseiten so-
wie Webauftritten von Krankenhäusern und 
Kliniken verdeutlicht. Daraus resultierende 
Überwachungsaspekte und mögliche Probleme 
in diesem Zusammenhang werden in einem 
Diskussionsabschnitt angesprochen. Abschlie-
ßend werden die Ergebnisse in einem Fazit 
synthetisiert und es wird ein Ausblick gegeben.

1 |	 Personalisierte Werbung 

Seit dem Jahrtausendwechsel hat sich das 
Internet zu einem wesentlichen Bestandteil 
unseres Alltags entwickelt: Während im Jahr 
1997 das Internet nur von 2 % der Weltbevöl-
kerung genutzt wurde, ist dieser Anteil bis zum 
Jahr 2016 auf 46 % angestiegen2. Dieser hohen 
Nachfrage steht ein Bedarf an Angeboten 
gegenüber: Soziale Netzwerke, Videoplattfor-
men, Online-Marktplätze, private Blogs etc. 
Diese Angebote können durch Einbindung 
von Werbung finanziert werden. Es ist daher 
wenig überraschend, dass die erzielten Umsätze 
in diesem Markt in den letzten Jahren stetig 
gestiegen sind:

•	Die Gesamtumsätze der Onlinewerbung in 
Deutschland lagen im Jahr 2008 bei mehr 
als 3,1 Milliarden Euro und 2015 wurden 
Umsätze im Wert von 6,55 Milliarden Euro 
prognostiziert3.

•	Der Werbeumsatz von Google lag im Jahr 
2013 bei ca. 51,07 Milliarden US-Dollar4 (ca. 
48,5 Milliarden Euro, Kurs 2016).

•	Im Jahr 2014 wurde ein weltweiter Umsatz 
von 132 Milliarden US-Dollar (ca. 124 Mil-
liarden Euro, Kurs 2016) für das Jahr 2015 
prognostiziert und ist damit im Vergleich 
zum Jahr 2011 um zwei Drittel gewachsen5.

Im Vergleich dazu: Die Bruttowerbeaufwen-
dungen in den Printmedien6 in Deutschland 
beliefen sich im Jahr 2015 auf ca. 4,67 Mil-
liarden (Euro) bei Zeitungen, 3,48 Mrd. bei 

Sonderschwerpunkt Privatheit und Demokratie



| 163

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Publikumszeitschriften und ca. 0.4 Mrd. bei 
Fachzeitschriften. 

Hierbei ist insbesondere ein Trend zur 
personalisierten Werbung zu erkennen. Dieser 
Trend folgt der Erwartung, dass Werbung, 
die gezielt auf die Interessen des Websei-
tenbesuchers abgestimmt ist, diesen stärker 
beeinflussen kann. 

Die Generierung personenbezogener Wer-
bung erfordert eine Datenbasis von Verbrauchs- 
bzw. Nutzungsdaten. Die vom Webseitensucher 
zuvor angewählten Webseiten stellen eine sol-
che Datenbasis dar. Der Benutzer wird bei Ab-
ruf verschiedener Internetseiten wiedererkannt 
und mit den für ihn bereits gespeicherten Daten 
in Verbindung gebracht. Von Schneider et al. 
wird dies als Web-Tracking bezeichnet: „Beim 
Web-Tracking geht es darum, dass Verbraucher 
von dritten Parteien – sogenannten Trackern – 
verfolgt werden, wenn sie im World Wide Web 
unterwegs sind.“ (Schneider et al. 2014: 7). 

Die Qualität der Daten kann darüber hin-
aus unter Verwendung weiterer Datenquellen 
verbessert werden: In Betracht kommt hier 
unter anderem das Social-Media-Profil. Am 
Beispiel Facebook ist zu sehen, wie exakt 
Werbetreibende die Zielgruppen bestimmen 
können, wodurch sich die Art und Intensität 
der gespeicherten Daten offenbart. Beispiele 
für Daten (Tischbein: 2016), die Facebook für 
eine Zielgruppenbildung nutzt bzw. werbetrei-
benden zur Verfügung stellt, sind:

•	Nutzer, die sich wahrscheinlich politisch 
betätigen,

•	Nutzer, die für wohltätige Zwecke gespendet 
haben,

•	Nutzer, die Guthaben auf der Kreditkarte 
haben.

Auch Google bietet eine sehr feingranulare7 
Selektion der Zielgruppen an. 

Aus technischer Sicht ist Web-Tracking, also 
eine Verfolgung der Nutzer über verschiedene 
Internetdomänen hinweg, nicht ohne Zutun 
der Webseitenbetreiber möglich. Solche Nut-
zungsinformationen müssen entweder vom 
Anbieter selbst weitergeben werden, was eher 
unüblich ist, oder der Anbieter muss Veran-

lassungen treffen, die eine solche Weitergabe 
automatisch erwirken. Bei letzterem werden, 
während der Benutzer – die Erstpartei – eine 
Webseite der zweiten Partei betritt, Informa-
tionen zu diesem Aufruf an eine Drittpartei 
weitergegeben. Eine solche „automatische“ 
Veranlassung der Weitergabe geschieht durch 
Einbettungen, wie im folgenden Abschnitt 
näher erklärt wird. Daten, die auf diese Weise 
erhoben werden, können durch den Drittanbie-
ter, Tracker genannt (s. o.), im Hintergrund mit 
evtl. schon existierenden personenbezogenen 
Daten verbunden werden. 

2 |	 Motivation von Einbettungen

Einbettung ist als ein Sammelbegriff für die 
Integration von Komponenten in den eigenen 
Webauftritt zu verstehen. Damit sind Websei-
tenbestandteile abseits von Texten gemeint: 
z. B. Grafiken, Videos oder Flash-Applikati-
onen. Insbesondere betrachtet werden im 
Folgenden Einbettungen von Drittparteien, 
d. h. die Integration von Komponenten, die 
durch einen Dritten zur Verfügung gestellt 
werden, wie z.B. „Like-Button“ von Facebook 
oder Videos von YouTube. 

Nicht alle Einbettungen dienen dem 
Web-Tracking. Allerdings sind sie stets mit 
der Weitergabe der IP-Adresse (neben dem 
aktuellen Zeitpunkt) und ggf. weiteren Infor-
mationen verbunden und lassen daher eine 
Nutzung zu diesem Zweck zu. Man kann hier 
möglicherweise zu der Annahme kommen, 
dass allein die IP-Adresse des Besuchers 
und die aufgerufene Webseite noch keinen 
ausreichenden Personenbezug ermöglichen. 
Diese Annahme erweist sich jedoch spätestens 
dann als falsch, wenn eine kritische Masse 
an Nutzungsdaten vorliegt: Olejnik (2013) 
beispielsweise zeigt in einem Versuch, dass 
Benutzer allein an den von ihnen besuchten 
Webseiten identifiziert werden konnten, und 
dafür genügte die Kenntnis ihrer IP-Adresse, 
von der aus die verschiedenen Webseiten 
aufgerufen wurden. Es muss deshalb davon 
ausgegangen werden, dass insbesondere für 
die größeren Tracker der Bezug zur Person 

Ökonomisierung von Nutzerverhalten – historische Entwicklung und aktueller Stand



164 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

möglich ist oder zumindest hinreichend genau 
geschätzt werden kann. 

In vielen Fällen ist eine Unterscheidung, ob 
es sich um Web-Tracking handelt oder nicht, 
ein (aus technischer Perspektive) schwieriges 
Problem. Auf der einen Seite existieren Ein-
bettungen, die zur Erfüllung des Zwecks einer 
Webseite beitragen. So ist die Einbettung eines 
Produktvideos auf der Webseite eines Warenher-
stellers durchaus als ein funktionaler Bestandteil 
zu bewerten. Auf der anderen Seite gibt es 
Einbettungen, die lediglich aus Geschäfts- bzw. 
Gewinnerzielungsabsichten getätigt wurden, z.B. 
durch die Einbettung von Werbung. Zu beachten 
ist, dass sich die Definition der Funktion hier 
nach der Perspektive des Besuchers richtet. Für 
den Betreiber erfüllt die Werbung eine sehr 
wichtige Funktion wie z. B. die Finanzierung. 
Sie ist jedoch, abgesehen von wenigen Ausnah-
mefällen, üblicherweise nicht der Grund für 
den Besuch einer Webseite, sondern wird als 
notwendiges Beiwerk angesehen. Die Untertei-
lung richtet sich daher nach der Frage, ob die 
Komponente untrennbar von der Funktion der 
Webseite ist, das heißt, ob sie ohne diese ihren 
Hauptzweck nicht länger erfüllen kann.

Gründe zur Auslagerung von funktionalen 
Komponenten können sein, dass

(1)	deren externe Lagerung überwiegend 
Vorteile bringt, oder

(2)	 sie aus Bequemlichkeit oder unwissentlich 
eingebunden wurden.

Zu (1) können u.a. Einbettungen von Video-
plattformen (z. B. YouTube) gezählt werden. 
Die Bereitstellung von Videos an ein größeres 
Publikum auf dem eigenen Webserver führt zu 
einem höheren Verbrauch an Datenvolumen 
und beeinträchtigt damit unter Umständen die 
Verfügbarkeit des eigenen Webauftritts oder 
führt zu zusätzlichen Kosten. Außerdem fallen 
unter (1) Inhalte, die aus urheberrechtlichen 
Gründen nicht vervielfältigt werden dürfen. 

Ein anderes Beispiel für die erste Gruppe 
sind so genannte CAPTCHAs (Completely 
Automated Public Turing test to tell Com-
puters and Humans Apart), mit denen ein 
Anbieter eine Überprüfung durchführt, ob 

der Besucher eine echte Person ist oder nicht. 
Dies ist insbesondere bei Anmeldeformularen 
zu finden. Diese Funktion kann an Drittan-
bieter ausgelagert werden, die anschließend 
lediglich eine Rückmeldung über das Ergebnis 
geben.

Die zweite Gruppe beruht auf dem Unwis-
sen des Betreibers, wie Inhalte des eigenen 
Webauftritts zustande kommen. Dies kann 
leicht am Beispiel von fertigen Content–Ma-
nagement-Systemen (CMS) erklärt werden. 
Wird bspw. eine Erweiterung (Plugin) in das 
CMS eines Webauftritts integriert, sind mög-
licherweise spezielle Schriftarten enthalten, 
die prinzipiell vom Betreiber zur Verfügung 
gestellt werden müssen, damit der Besucher 
die Webseite in der gewünschten Weise wahr-
nehmen kann. Aus Gründen der Einfachheit 
kann allerdings auch auf bekannte Schriftar-
tendienstleister im Netz verwiesen werden 
(z. B. fonts.googleapis.com, fonts.net etc.). So 
bewirkt der Betreiber, dass der Besucher diese 
Inhalte automatisch nachlädt, ohne sie selbst 
eingestellt zu haben.

Nachdem funktionale Komponenten be-
trachtet wurden, können nun die nichtfunkti-
onalen Einbettungen näher betrachtet werden. 
Beispiele dafür sind:

(3)	Social-Media Plugins,
(4)	Web-Analytics Dienste und
(5)	Werbeanbieter.

Unter (3) können bspw. Einbettungen zu 
sozialen Netzwerken gezählt werden, die in 
Bildform (z. B. der Facebook „Like-Button“) 
auf der Seite platziert werden. Sie erfüllen den 
Nutzen, die Bekanntheit und Verbreitung der 
Webseite zu erhöhen. Benutzer können durch 
einen Klick ihren Internetfund mit ihren Face-
book-Kontakten teilen.

Ein Beispiel für (4) ist der Einsatz von 
Google Analytics. Zur Auswertung des Be-
sucheraufkommens eines Webauftritts durch 
Google Analytics ist die Einbindung eines 
Skripts notwendig, das sich auf einem Google 
Webserver befindet. Lösungen für den eigenen 
Betrieb wie bspw. PIWIK sind vergleichbar, 
jedoch nicht identisch.
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In den frühen Zeiten des Internets waren 
durchaus statische Werbeeinblendungen üblich, 
die der Betreiber im Webauftritt platziert hat. 
Heute dagegen findet eine Einbettung über ein 
Werbeunternehmen (5) statt, das den angezeig-
ten Inhalt selbst bestimmt und so auch vom 
Profil des Benutzers abhängig machen kann.

3 |	 Entwicklung

Es stellt sich die Frage, wie das Netz der 
Drittanbieter im Laufe der Jahre gewachsen 
ist. Eine technische Untersuchung dazu haben 
Wambach und Bräunlich (2016) durchgeführt. 
Dabei wurden 10.000 populäre Webseiten aus 
einem Internet-Archiv (archive.org) entnom-
men und deren Entwicklung über die Jahre 
2000 bis 2015 analysiert. Es zeigte sich, dass 
eine mehr als fünffache Zunahme der Einbet-
tung von Drittparteien zwischen den Jahren 
2005 und 2015 stattfand. Dabei ist besonders 
kritisch eine deutlich sichtbare Monopolisie-
rung der Überwacher (Tracker) zu bewerten, 
die zur Konsequenz hat, dass sich die Gesamt-
masse der erhobenen Daten auf nur wenige 
Akteure verteilt.

Die Analyse betrachtet zwar den vollen 
Zeitraum von 2000 bis 2015, dünnt jedoch 

weiter zurückblickend stärker aus. Zwischen 
den Jahren 2005 und 2015 wurde eine ver-
gleichbare Menge an Webseiten betrachtet 
(4049 – 4412 Webseiten) die nun im Fokus 
steht. Der Box-Whisker-Plot in Abbildung 1 
zeigt wesentliche statistische Merkmale auf ei-
nen Blick: Mittelwert (als „x“ gekennzeichnet), 
Median (Linie im Kasten), unteres und oberes 
Quartil (Ober- und Unterseite des Kastens) und 
die Spannweite (Antennenlänge). Während 
im Jahr 2005 im Mittel (Mittelwert) nur 1,17 
Drittparteien eingebettet wurden, stieg die Zahl 
zum Jahr 2015 auf 6,61 stetig an. Der Median 
stieg von 0 auf 5. Ein Vergleich mit dem ersten 
Quartil (von 0 auf 2) und dem hinteren Quartil 
(von 2 auf 9) zeigt, dass die Praxis der Einbet-
tung in diesen Jahren vom hinteren Quartil 
ins vordere Quartil gerückt ist. Darüber lässt 
sich klar belegen, dass Einbettungen in diesen 
frühen Jahren eher exotischer Natur waren und 
im Laufe der Zeit zu einem Standard wurden. 
Daher lässt sich von einer Invertierung spre-
chen: Heute ist die Webseite ohne Einbettung, 
wie es z. B. noch bei wikipedia.org der Fall ist, 
eine Seltenheit.

Während wie beschrieben der Zuwachs 
an Drittparteieinbettungen deutlich ist, ist 
die andere Frage, welche Drittparteien am 

Abbildung 1: Box-Whisker-Plot (ohne Ausreißer) über die Entwicklung der Drittparteieinbettung 
zwischen 2000 und 2015.
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häufigsten eingebunden wurden. Es zeigt sich, 
dass bei den 4049 Webseiten, die 2005 analy-
siert wurden, die am häufigsten eingebettete 
Drittpartei (doubleclick.net) nur 209-mal im 
Webauftritt integriert wurde. Dies entspricht 
einer Abdeckung von nur 5 % und fällt damit 
vergleichsweise gering aus. Auf dem zweiten 
Platz befindet sich googlesyndication.com 
mit 206 Einbettungen, wohingegen Platz 3 
(imrworldwide.com) nur auf 75 Webseiten 
beobachtet wurde.

Schon 2006 zeigte sich eine deutliche Ände-
rung: Der Dienst „google-analytics.com“, der 
2005 nur 43-mal gesichtet wurde, fand sich 2006 
auf 563 Webseiten und damit doppelt so häufig 
wie doubleclick.net, das 2006 nur 224-mal einge-
bettet wurde. Dies ist der Auftakt des Siegeszugs 
von Google-Analytics über die Jahre 2006 bis 
2015: 563, 1182, 1704, 2001, 2175, 2394, 2530, 
2417, 2094, 1971. Der leichte Rückgang in den 
Jahren 2014 und 2015 ist mit einer Verlagerung 
auf andere Google-Dienste zu erklären. 

Wenn man sich die Top 5 der am häufigs-
ten eingebetteten Drittparteien im Jahr 2015 
ansieht, ist die Monopolisierung deutlich 
sichtbar; im Folgenden die ersten fünf Plätze:

1.	 google-analytics.com (1971), 
2.	 googleapis.com (1179), 
3.	 doubleclick.net (1050), 
4.	 facebook.net (837), 
5.	 google.com (735). 

Zu beachten ist, dass doubleclick.net seit 
2007 ein Teil des Google-Konzerns (bzw. 
Alphabet) ist. 

Während im Jahr 2005 die am häufigsten 
eingebundene Drittpartei nur 5 % des Netzes 
abgedeckt hat, kommt Google-Analytics 2015 
alleine auf ca. 49%. Alle Google-Services zu-
sammengenommen erreichen eine Abdeckung 
von ca. zwei Drittel des Netzes.

4 |	 Aktuelle Situation

Diese Entwicklung zeigt, dass immer mehr 
Webseiten Einbettungen vornehmen. In einer 
Studie von 2015 (Libert 2015) wurden 1 Million 
Webseiten auf solche Einbettungen untersucht 

und es wurde festgestellt, dass diese bei 9 von 
10 Webseiten vorhanden sind. 

Es stellt sich allerdings die Frage, wie es sich 
mit Webseiten verhält, die üblicherweise nicht 
direkt auf Einnahmen aus dem Webauftritt 
angewiesen sind. Konkret wurden dabei Web-
seiten von Hochschulen (Wambach / Knorr 
2015) und von Kliniken/Krankenhäusern 
(Wambach et al. 2016) untersucht. Das Ziel 
dieser Studie war:
1.	Bewusstsein von Impressums- und Daten-

schutzerklärungspflicht bei deutschen Hoch-
schulen zu prüfen. Diese sind in Deutschland 
gemäß Telemediengesetz (§ 5 TMG, § 13 
TMG) vorgeschrieben. Und darüber hinaus

2.	diese Webseiten auf Einbettungen von Dritt-
parteien zu analysieren.

Eine manuelle Untersuchung der 10 größten 
Hochschulen zeigte, dass in 3 der 10 Fälle die 
Datenschutzerklärung komplett fehlte. 

Eine automatische Prüfung von 207 Hoch-
schulwebseiten (jeweils die Hauptseite der 
Hochschule) zeigte, dass in 29 Fällen der 
Dienst Google Analytics zum Einsatz kommt. 
Darüber hinaus wurde in 14 Fällen „ajax.
googleapis.com“ und 11-mal „fonts.googleapis.
com“ eingebunden. Insgesamt fanden sich 
auf 11 Hochschulseiten Einbettungen von 
bekannten Trackingdiensten, die innerhalb 
der Datenschutzerklärung der Hochschule 
nicht berücksichtigt wurden. Allerdings zeigt 
sich auch, dass durch vermeintlich funktionale 
Bestandteile wie extern nachzuladende Schrif-
tarten oder JavaScript-Programmbibliotheken, 
über die eine Weitergabe von Nutzungsdaten 
bewirkt wird, der Webseitenbetreiber sich 
möglicherweise einer solchen Weitergabe nicht 
bewusst ist. 

In einer zweiten Studie wurden 835 Kran-
kenhaus- und Klinikwebseiten untersucht 
(Wambach et al. 2016). Zum einen handelt 
es sich dabei um Webseiten, die von einem 
breiten Teil der Bevölkerung besucht werden. 
Zum anderen sind Daten zum gesundheitlichen 
Zustand als besonders sensibel einzustufen und 
sind daher vom Bundesdatenschutzgesetz in 
besonderer Weise geschützt. Ziel der Studie 
war es:
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1.	 das Ausmaß von unbewusst eingebun-
denen Drittparteien zu messen, und

2.	 eine rechtliche Bewertung vorzuneh-
men.

Auch hier zeigt sich, wie anfänglich bei der 
historischen Entwicklung zu sehen, dass 
Google-Analytics dominant ist: 38 % (317) 
der Webseiten setzen diesen Dienst ein. Ganz 
besonders zeigt sich jedoch auch der Einsatz 
von Google-Diensten aus vermeintlich funktio-
nalen Gründen: Schriftarten (fonts.gstatic.com, 
fonts.googleapis.com), Programmbibliotheken 
(ajax.googleapis.com), Kartendienste (maps.
google.com), statische Inhalte (csi.gstatic.com) 
und Videos (youtube.com, ytimg.com) finden 
sich ebenfalls eingebettet auf den Hauptseiten 
und stammen vom gleichen Anbieter. 

Während durch Google Analytics nur ein 
Drittel abgedeckt wird, zeigt sich, dass das 
Unternehmen Google durch seine zusätzli-
chen Angebote die Reichweite auf fast 2/3 
(61 %) erhöht. Auch wenn Webseiten solcher 
Einrichtungen üblicherweise nicht direkt mit 
Gesundheitsdaten der Besucher in Berührung 
kommen, ist Google in der Lage, Besuchsin-
formationen beim Abruf von 2 von 3 Kranken-
hauswebseiten zu verfolgen. 

5 |	 Diskussion

Es zeigt sich, wie über solche Einbettungen 
immer mehr Dritte einen Zugriff auf unsere 
Internetaktivitäten haben. Spätestens seit 
den Snowden-Enthüllungen 2013 ist zwar 
das Wissen um eine zumindest theoretische 
Überwachung durch Geheimdienste verbreitet, 
wird jedoch nur mit alltagsfremden Aktivitäten 
(kriminelles Verhalten, Terrorismus, etc.) in 
Verbindung gebracht. Dass Internetnutzungs-
daten auch von privaten Unternehmen erhoben 
und verarbeitet werden können („economic 
surveillance“) und dies sogar auch in sensib-
len Bereichen (wie z. B. Gesundheitswesen) 
durchgeführt wird, stellt selbst für Nutzer, die 
einen intensiven Umgang mit diesem Medium 
pflegen, eine Überraschung dar. Sofern die Pri-
vatheit als ein Recht darauf, „alleine gelassen“ 
zu werden (Brandis/ Warren 1890) oder als ein 

Anspruch auf Rückzug (Helm 2016) verstanden 
wird, zeigt sich durch die Analyse, dass die Au-
ßenwände eines solchen Rückzugsraumes nicht 
abschätzbar sind oder möglicherweise anders 
liegen, als sie vom unbedarften Internetnutzer 
angenommen werden.

Diesem Problem kann mit Lösungen aus 
dem Instrumentarium des Selbstdatenschutzes 
begegnet werden. Dabei stehen dem Nutzer 
verschiedene Werkzeuge aus dem Bereich 
der „Privacy-enhancing Technologies“ zum 
Selbstschutz seiner Identität bzw. seiner per-
sonenbezogenen Daten zur Verfügung. Zu 
nennen wäre hier z. B. der „Werkzeugkoffer“ 
der Webhygiene (Schulten/Weber 2016) 
oder Informationsseiten bei Datenschutzauf-
sichtsbehörden wie z. B. beim Landesdaten-
schutzbeauftragten von Rheinland-Pfalz8. Die 
Abwälzung von Datenschutzverantwortung auf 
die Nutzer führt allerdings nicht, wie vielleicht 
anzunehmen wäre, zu einer Verbesserung der 
Situation. Vielmehr bewirkt die Überlastung 
ein Ohnmachtsgefühl und führt schlussendlich 
zu Resignation. 

Wünschenswert wäre eine systemische 
Lösung: Gemeint sind Vorrichtungen, die 
einen Schutz für den Nutzer transparent (im 
Sinne von „unsichtbar“) vornehmen. In der 
Vergangenheit wurde eine solche Lösung durch 
die Einführung von Techniken wie P3P9 und 
Do-Not-Track10 versucht, scheiterte allerdings 
aufgrund fehlender Verpflichtung und ist aktu-
ell nur als Empfehlung vorgesehen. 

Die Frage, weshalb Web-Tracking noch zu 
keinem breiteren öffentlichen Interesse geführt 
hat, mag in der eher harmlosen Außenwirkung 
begründet sein. Personenbezogene Werbung 
wird von vielen Nutzern nicht als Problem, 
sondern als Service verstanden: Ungewollte 
irrelevante Werbung wird durch interessante 
und ansprechende ersetzt. Darüber hinaus 
werden so Dienstleistungen finanziert, die 
andernfalls kostenpflichtig wären. Dabei 
muss jedoch berücksichtigt werden, dass es 
nach Erhebung keinen technischen Schutz vor 
Zweckentfremdung gibt. 

Abgesehen von der Tatsache, dass ein 
unkontrollierter Kreis an Unternehmen auf 
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eine unkontrollierbare Masse an personenbe-
zogenen Daten zugreifen kann, ergeben sich 
also zunächst keine unmittelbaren Nachteile 
für den Einzelnen. Aus informatischer Sicht 
zeigt sich jedoch immer wieder, dass auch 
bestehende Datenbestände zu einem spä-
teren Zeitpunkt zur Erfüllung eines neuen 
Zwecks genutzt werden können. So wurden 
bestehende Bilddatenbanken zur Verbesserung 
von Gesichts- oder Ortserkennungsalgorith-
men11 verwendet, die im Anschluss sogar die 
menschliche Leistung übertrafen. Wenn bereits 
heute die Datenbasis für die Algorithmen 
von morgen gesammelt werden und wir nicht 
abschätzen können, wie diese Algorithmen 
aussehen, so muss die Situation bereits heute, 
zum Zeitpunkt der Datenerhebung, kritisch 
hinterfragt werden. 

6 |	 Zusammenfassung und Fazit

Die Anzahl der Einbettungen von Drittparteien 
hat sich in den vergangenen Jahren vervielfacht. 
Dabei hat sich nicht nur die Anzahl der Ein-
bettungen auf den Webseiten erhöht, sondern 
auch die Gesamtzahl der Webseiten, die solche 
vornehmen. Neben der wachsenden Anzahl 
der Tracker sticht insbesondere Google (bzw. 
Alphabet) durch seine Präsenz hervor. Neben 
der Erfassung der Web-Aktivitäten bietet Goo-
gle darüber hinaus viele Services an, wie z. B. 
Google Mail, Google+ (Social Media), Google 
Play (Android), YouTube etc. wodurch eine 
Verknüpfung dieser Daten ermöglicht wird.

Eine solche Einbettung geht immer mit 
der Weitergabe von Informationen einher. 
Außerdem stellt sich die Annahme, dass die 
IP-Adresse allein noch keinen ausreichenden 
Personenbezug liefere, insbesondere dann als 
falsch heraus, wenn eine ausreichend umfas-
sende Datenbasis vorliegt. Durch die gezeigte 
Monopolisierung ergibt sich dann gerade eine 
solche kritische Masse an Nutzungsinforma-
tionen. Als Tracking durch die Hintertür ist 
die Situation zu bezeichnen, dass Angebote 
als funktionaler Bestandteil in die eigene 
Internetseite eingebaut werden können, dies 
jedoch mit einer Weitergabe von Benutzerin-

formationen einhergeht. Insbesondere diese 
Fälle bleiben dann innerhalb von Datenschutz
erklärungen unberücksichtigt und entziehen 
sich möglicherweise vollständig der Kenntnis 
des Webseitenbetreibers.

Während personalisierte Werbung aktuell 
zwar nicht als Problem wahrgenommen wird, 
können die in diesem Zusammenhang gespei-
cherten Informationen allerdings für andere 
Zwecke eingesetzt werden. Unabhängig von 
der Frage, wie diese Daten heute genutzt wer-
den, lässt sich kaum abschätzen, was zukünftig 
mit ihnen geschehen wird. Insbesondere sorgt 
die Monopolisierung dafür, dass die Informa-
tionen genau in den Unternehmen vorrätig 
werden, die über umfangreiche finanzielle 
Mittel zu dessen Nutzung bzw. zur Erforschung 
neuer Nutzungszwecke verfügen, was besorgni-
serregende Informations- und damit Machta-
symmetrien zur Folge hat. 

Beide Seiten, sowohl Nutzer (Verbraucher) 
als auch Webentwickler, müssen stärker für 
Datenschutzaspekte sensibilisiert werden. Es 
muss als Aufgabe für Schulen, Berufsbildende 
Schulen und Hochschulen bzw. Universitäten 
angesehen werden, ein grundlegendes Gefah-
renbewusstsein (Awareness) auf diesem Gebiet 
zu schaffen. Verbraucher sollten wissen, dass 
sie sich zu keiner Zeit bzgl. ihrer Anonymität 
im Internet sicher sein können. Die Themen 
Datenschutz und Datensicherheit müssen 
innerhalb der Aus- und Weiterbildung von 
Web-Entwicklern eine noch zentralere Rolle 
einnehmen als bisher, um versehentliche Daten
flüsse und die damit verbundene Preisgabe 
von Nutzungsdaten zu vermeiden. Wirksame 
Systemlösungen, im Sinne von Systemdaten-
schutz, müssen sowohl auf technischer Ebene 
entwickelt als auch rechtlich verbindlich ein-
geführt werden.
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Privatheit, Entfremdung und die Vermarktung 
persönlicher Daten
Sebastian Sevignani

Warum gerät im Kontext neuer Informations- 
und Kommunikationstechnologien Privatheit 
zunehmend in die Krise? Dieser Beitrag geht 
davon aus, dass ein Zusammenhang besteht 
zwischen einer an Einfluss gewinnenden Be-
trachtungsweise, die (persönliche) Daten als 
eine neuartige Klasse von Vermögenswerten 
begreift (World Economic Forum 2011), 
und intensiver Überwachung. Die Verwer-
tung persönlicher Daten als Merkmal eines 
informationellen Kapitalismus führt so zu 
einer Krisenwahrnehmung der Privatheit (1). 
Kommodifizierung, also das ‚Zur-Ware-Werden‘ 
wird hier als eine Praxis des Tausches, aber 
zugleich auch als eine spezifische Sicht auf die 
Welt verstanden, die diese Praxis begleitet. 
Es wird argumentiert, dass das einflussreiche 
besitzindividualistische Verständnis von Privat-
heit ihrer ökonomischen Verwertung nichts 
entgegenzusetzen hat (2). Dies ist aber vor dem 
Hintergrund von entsprechend fortgesetzten 
Entfremdungsverhältnisse als problematisch zu 
betrachten (3). Aus dieser Betrachtungsweise 
ergibt sich die Frage, von welcher alternativen 
Konzeption eine Kritik an der Kommodi-
fizierung stattdessen ausgehen könnte (4). 
Eine Perspektive könnte ein dialektisches 
Privatheitskonzept darstellen, das die liberalen 
Ideen der Selbstverwirklichung und Selbstbe-
stimmung nicht gegen deren gesellschaftlich zu 
organisierenden Ermöglichungsbedingungen 
ausspielt und die Freiheit von Entfremdung 
zum Prüfstein einer kritischen Theorie der 
Privatheit macht. 

1 |	 Überwachungsbasierte Kulturpro
duktion und Krise der Privatheit

Die Werbefinanzierung ist das Mittel der Wahl, 
um die Online-Kulturproduktion gesellschaft-
lich zu organisieren. Traditionelle Formen 
des Werbens richteten sich an breite Gruppen 
möglicher KäuferInnen. Zielgerichtetes oder 

„smartes“ Werben soll hingegen präzise defi-
nierte Gruppen oder sogar einzelne Individu-
en ansprechen. Für solch maßgeschneiderte 
Werbung sind weitreichende Informationen 
über die Bedürfnisse der KonsumentInnen 
notwendig. Vor allem in Sozialen Medien 
teilen und kreieren die NutzerInnen und poten-
zielle KonsumentInnen in Interaktionen eine 
Vielzahl von Informationen, die durch stetige 
Überwachung für die BetreiberInnen Sozialer 
Medien Rückschlüsse auf die Präferenzen ihrer 
NutzerInnen erlauben. 

Weil Medien und kulturelle Inhalte zuneh-
mend online verbreitet werden, kann heute 
von einem Aufstieg einer „überwachungsge-
triebenen Kulturproduktion“ (Turow 2005) 
gesprochen werden. Der gesellschaftliche Kon-
text dabei ist ein zunehmend informationeller 
Kapitalismus, der sich daran macht, nach der 
Produktionssphäre nun auch die Distributions- 
und Konsumptionssphäre mit Hilfe der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie 
hinsichtlich gegebener Verwertungsinteressen 
zu optimieren (Staab 2016; Schmiede 2006). 

Die durch Überwachung generierten Infor-
mationen werden in doppelter Weise genutzt: 
Zum einen geht es darum, weitere Interaktio-
nen im Netzwerk zu ermöglichen. Die zweite 
Nutzungsweise ist die ökonomisch bedeutsame 
und der ersten übergeordnet. Die gesammelten 
Daten werden identifiziert, klassifiziert und 
bewertet mit dem Ziel, auf Werbemärkten eine 
wettbewerbsfähige Ware anbieten zu können. 
Nach Oscar Gandy (1993: 1) geht es bei Über-
wachung darum, Personen auf der Basis ihres 
individuell geschätzten Werts einzuordnen und 
Reputationsprofile von NutzerInnen zu gene-
rieren. Die zunehmende Kommerzialisierung 
von Internetdiensten (z. B. muss Facebook 
seit 2012 als börsennotiertes Unternehmen 
die Erwartungen der AnlegerInnen erfüllen) 
geht einerseits einher mit der Ausweitung der 
NutzerInnen-Überwachung und anderseits mit 
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einer fortschreitenden Instrumentalisierung der 
Weiterentwicklung von Internetdiensten für die 
Werbewarenproduktion. 

Vielfach löst dies eine Krisenrhetorik 
der Privatheit aus. Seitens der NutzerInnen 
werden Proteste gegen intensivierte und 
extensivierte Überwachung laut. Ein Beispiel 
hierfür ist die Initiative Europe vs. Facebook 
bzw. FBclaim.com um den Wiener Jura-Stu-
denten Max Schrems, die auf juristischem 
Weg eine Eingrenzung ökonomisch moti-
vierter Überwachung erreichen möchte. Ein 
auf ökonomischer Überwachung basierendes 
Geschäftsmodell kommerzieller Sozialer Me-
dien setzt auf mindestens vier Ebenen an: der 
Informationsgewinnung, der Informationsver-
arbeitung, der Informationsverteilung und der 
Entscheidungsbeeinflussung1 (vgl. auch Fuchs 
2011a: 140-141). Beispielsweise verlangt die 
Nutzung kommerzieller Sozialer Medien eine 
persönliche Identifizierung im Registrierungs-
prozess, aber auch in der Folge, wenn z. B. mit 
unterschiedlichen Endgeräten auf das Medium 
zugegriffen wird. NutzerInnen sind bei der 
Nutzung angehalten, weitere und detailliertere 
Informationen preiszugeben, um z. B. ihr Profil 
zu vervollständigen. 

Die Aggregation und Identifizierung von 
Daten für ihre Verwertung auf dem Werbe-
markt bedeutet aus Sicht der NutzerInnen eine 
Privatsphäreverletzung, da diese in der Regel 
von der genauen Kenntnis über den Prozess 
der Kommodifizierung ausgeschlossen sind, 
denn dieser ist Teil des Geschäftsgeheimnisses 
kommerzieller Internetdienste. Zudem zielt 
Werbung auf Überzeugung und Kaufentschei-
dungen ab und dies kann in Konflikt mit der 
Entscheidungsfreiheit der NutzerInnen geraten. 
Kaufoptionen werbestarker Unternehmen er-
scheinen in Sozialen Medien prominenter als 
andere Optionen und beworbene Kaufoptio-
nen sind gegenüber alternativen Kaufoptionen 
privilegiert. In dem Maße, wie Werbung durch 
mobile Zugangsgeräte allgegenwärtig wird und 
mit offline-Kontexten interagiert, besteht auch 
die Gefahr einer physischen Privatsphäreverlet-
zung durch die Werbung. Das überwachungsba-
sierte Geschäftsmodell gerät somit potentiell in 

Konflikt mit einem Bedürfnis nach Privatheit. 
Wie aber artikuliert sich dieses Bedürfnis? 

2 |	 Das besitzindividualistische 
	 Verständnis von Privatheit

Am Ausgangspunkt des modernen Diskurses 
über informationelle Privatheit wurde diese 
als das individuelle Recht, alleine gelassen zu 
werden, definiert (Warren/Brandeis 1890). 
Allerdings gibt es seither auch eine interessan-
te Ambiguität in diesem Diskurs (Post 1991). 
Privatheit wird einerseits in die Nähe veräußer-
lichten Privateigentums gerückt, anderseits ist 
Privatheit etwas, das gerade nicht veräußerbar 
und deshalb kein Privateigentum sein soll. Die-
se Ambiguität scheint charakteristisch für bür-
gerlich-kapitalistische Gesellschaften, in denen 
die Subjekte in eine sich um die öffentlichen 
Angelegenheiten kümmernde Staatsbürgerin 
und eine ökonomisch orientierte Privatper-
son gespalten sind (Marx 1843/1976: 354f). 
Marx argumentierte, dass in dieser Spaltung 
ein ideologischer Mechanismus zur Aufrecht-
erhaltung bestehender, auf Ausbeutung und 
Unterdrückung basierender sozialer Ordnung 
liege. So wird zwar einerseits ein Maximum 
an ausschließlich juristischer und politischer 
Freiheit und Gleichheit entwickelt, die aber 
andererseits mit sozio-ökonomischer Unfreiheit 
und Ungleichheit vereinbar ist. 

Daran anschließend haben feministische 
TheoretikerInnen die dichotome Anordnung 
des Öffentlichen und des Privaten als Mecha-
nismus der Frauenunterdrückung analysiert 
und kritisiert (vgl. z. B. Pateman 1989, Olsen 
1983). Nicht nur die Dichotomisierung von 
Staat/Öffentlichkeit und Markt/Privatheit, 
sondern auch die Dichotomisierung des 
Privaten selbst in (öffentlich-privaten) Markt 
und (privat-private) Familie wurde als proble-
matischer gesellschaftlicher Unterdrückungszu-
sammenhang markiert. Die Spaltung zwischen 
öffentlich und privat entzieht den als privat de-
finierten Raum einer demokratischen Kontrolle 
und Gestaltung. Demokratische Kontrolle und 
Gestaltung werden durch private Ungleichhei-
ten immer wieder unterminiert. 
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Das heute noch dominante Verständnis von 
Privatheit gewann historisch gesellschaftlich 
positive Bedeutung in Bezug auf die Institution 
des Privateigentums in der entstehenden bür-
gerlichen Gesellschaft (Habermas 1990: 143). 
Kritiken des Konzeptes der Privatheit markiern 
es daher als zu eigentumsbezogen und indivi-
dualistisch (vgl. Wacks 2010: 36; Lyon 1994: 
186, 196; Etzioni 1999: 194). Im Anschluss an 
diese Kritiken kann das dominante Verständ-
nis von Privatheit als besitzindividualistisch 
charakterisiert werden: Der Besitzindividua-
lismus (Macpherson 1973) zeichnet ein Bild 
vom Menschen als Eigentümer seiner selbst 
und seiner Fähigkeiten. Er schuldet für dieses 
Eigentum der Gesellschaft rein gar nichts. Es 
ist die Pointe des Konzepts des Besitzindividua-
lismus politisches Denken eng an Praktiken zu 
binden. Die kapitalistische Vergesellschaftung 
durch den Warentausch gibt also die Form 
vor, in dem sich das das Handeln und auch 
das Denken im Durchschnitt bewegen. Wenn 
Privatheit praktisch eine Ware wird, zeigt sich 
dies in den Ideen und Konzepten, die von 
Privatheit existieren und diskutiert werden 
(Radin 1996).

Was bedeutet aber die besitzindividualisti-
sche Prägung des Verständnisses von Privatheit 
im Kontext des informationellen Kapitalismus 
und wie macht sie sich im aktuellen theore-
tischen Diskurs bemerkbar? Besitzindividua-
lismus zeigt sich deutlich, wo Privatheit als 
zu tauschendes Eigentum betrachtet und die 
Idee eines Marktes für Privatheit, im Sinne 
personenbezogener Daten verteidigt wird. 
Diesem Verständnis nach besitzt jedes Indivi-
duum Informationen über sich selbst und sein 
Datenabbild, die für andere gegebenenfalls 
ökonomisch interessant sind. Egalitär wäre das 
insofern, als tatsächlich jeder unabhängig vom 
sozio-ökonomischen Status dieses Besitzrecht 
ausüben kann (Laudon 1996: 102; Sofsky 
2007). Die Bindung unserer Vorstellung von 
Privatheit an den Eigentumsdiskurs stärke die 
Kraft von Argumenten für mehr Privatheit. In 
der Konsequenz kann denn auch von Diebstahl 
in Bezug auf Privatsphäreverletzungen gespro-
chen werden (Lessig 2002: 247, 255). 

Die Verbindung zwischen Privatheit und Be-
sitzindividualismus besteht aber nicht nur dort, 
wo Privatheit als zu Tauschendes konzipiert 
wird. In bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaf-
ten setzt die Veräußerbarkeit von Dingen, zum 
Beispiel der eigenen Arbeitskraft, etwas Unver-
äußerliches voraus (Macpherson 1973). Dies 
basiert aber auf einer politischen Fiktion, die 
auf der Vorstellung des Selbsteigentums beruht 
(Pateman/Mills 2007: 17-18). Es wird so getan, 
als ob es einen unveräußerlichen Kern einer 
Person gäbe und etwas davon Abspaltbares, das 
veräußert werden könne. Dennoch erscheinen 
die ArbeiterInnen als ganze Personen mit all 
ihren Fähigkeiten bei der Arbeit. Privatheit 
kann nun auch im Zusammenhang mit dieser 
Unveräußerlichkeit des Selbsteigentums ver-
standen werden. 

Der Privatsphärevertrag, wie er etwa in den 
Nutzungsbedingungen eines kommerziellen 
Internetdienstes vorliegt, beruht ebenso auf 
einer politischen Fiktion. Es wird so getan, als 
könnten die NutzerInnen Teile ihres Selbst in 
Form privater Daten abspalten, ohne ihre Pri-
vatsphäre grundsätzlich zu verlieren. Dennoch 
ist es das ganze Individuum, das diese Daten 
durch Interaktionen mit anderen in Sozialen 
Medien produziert, und das ganze Individuum 
wird auch von der zielgerichteten Werbung 
angesprochen. Mit Jane Margret Radin kann 
diese Position als eine kommodifizierte Per-
spektive auf Unveräußerlichkeit (1996: 26) 
bezeichnet werden. 

Das besitzindividualistische Verständnis liegt 
zahllosen wissenschaftlichen Untersuchungen 
(Gandy 2003), Meinungsumfragen und Nut-
zungsrichtlinien2 zugrunde und es lassen sich 
darin deutlich Elemente des besitzindividua-
listischen Privatheitsverständnis erkennen: Es 
ist der Einzelne, dem gewisse Daten gehören, 
und die Einzelne hat daher auch das Recht, 
volle Kontrolle über diese auszuüben. Mit 
der Nutzung kommerzieller Internetdienste 
wird dieses Verständnis übernommen und 
einflussreich reproduziert. Ohne die praktische 
Zustimmung zu diesem Privatheitsverständnis 
entstünden den NutzerInnen erhebliche Nach-
teile, da sie von den Vorteilen, aber auch den 
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kommunikativen Anforderungen einer zuneh-
mend vernetzten Welt, die vorwiegend und in 
steigendem Ausmaß kommerziell organisiert 
wird, abgeschnitten würden.

3 |	 Kritik des besitzindividualistischen 
Verständnisses von Privatheit: 

	 Das Problem der Entfremdung

Aber warum ist der bisher skizzierte Zusam-
menhang von überwachungsbasierter Kultur-
produktion und einem spezifischen Verständ-
nis von Privatheit überhaupt problematisch 
und sollte kritisiert werden? Ich möchte 
dies vor dem normativen Hintergrund einer 
Entfremdungskritik entwickeln. Entfremdung 
unterscheidet sich gerade durch die Berück-
sichtigung der eigenen Partizipation und des 
eigenen Involviert-Seins in problematische Ver-
hältnisse von anderen normativen Maßstäben, 
wie etwa Autonomie oder Herrschaftsfreiheit, 
die herangezogen werden, um den Wert 
der Privatheit zu begründen (Roberts 2014; 
Rössler 2001).

Die kritische Rede von Entfremdung 
benutzt eine „Semantik von innen nach 
außen“ (Henning 2015: 14). Sie geht davon 
aus, dass es für Menschen typisch ist, sich in 
irgendeiner Form auszudrücken, also mit der 
sie umgebenden Welt inklusive der eigenen 
Leiblichkeit in ein Verhältnis zu treten. Durch 
diesen Ausdruck verändert sich die Welt, aber 
auch das Subjekt:.„altmodischer gesagt: Man 
‚bildet‘ oder ‚vervollkommnet‘ sich“ (Henning 
2015a: 15). Entfremdung tritt ein, wenn die 
Veräußerung oder Vergegenständlichung 
nicht wieder angeeignet werden kann und 
Vervollkommnung dadurch blockiert wird: 
„Das Äußere bleibt außen und wird so zu et-
was Fremden“ (Henning 2015: 17). Für Marx 
ist die arbeitende Tätigkeit im Rahmen einer 
solchen Anthropologie des Ausdrucks zentral 
(Marx 1968; Quante 2013): Entfremdung wird 
dann als eine gestörte Aneignungsbeziehung 
zu unseren Produkten und zur eigenen Tätig-
keit verstanden, die ein gestörtes Verhältnis 
zu sich selbst und zu den anderen Menschen 
nach sich zieht. 

Zwei Arten der Entfremdung können unter-
schieden werden (Elbe 2014): Von allgemeiner 
Entfremdung kann dann gesprochen werden, 
wenn die Verselbstständigung des Geschaffenen 
gegenüber allen Klassenindividuen thematisiert 
wird. Kapitalistische Marktvergesellschaftung 
entfacht eine Konkurrenzlogik zwischen allen 
MarktteilnehmerInnen, die sich als Wachstums- 
und Verfügungs-Sachzwang gegen die betei-
ligten Subjekte durchsetzt (Wood 1999). Die 
Verselbstständigung und die Maßlosigkeit und 
Endlosigkeit dieses Prozesses werden letztlich 
angetrieben durch die menschliche Fähigkeit 
zur Vergegenständlichung. Die Verselbstständi-
gung des ‚Immer-mehr-Geld-machen-Müssen‘ 
liegt in der über Marktfreiheiten vermittelten 
Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft be-
gründet. Von besonderer Entfremdung ist dann 
zu sprechen, wenn die spezifische Lage der 
unmittelbaren ProduzentInnen des Reichtums, 
der Ausgebeuteten, thematisiert wird und von 
der Entfremdung der Arbeitenden vom Produkt 
und ihrer Tätigkeit die Rede ist, welche in der 
Folge zu einer Entfremdung vom eigenen Selbst 
und von den Anderen führen kann. Die Kritik 
an der besonderen Entfremdung, sowie an der 
Ausbeutung lässt sich sinnvoll nur vor dem 
Hintergrund eines Strukturzwang allgemeiner 
Entfremdung verständlich machen (Elbe 2014). 
Eine Kritik von interpersonalen Ausbeutungs- 
und Entfremdungsverhältnissen ohne eine 
Kritik der systemischen Zusammenhänge 
ihrer Bedingungen (allgemeine Entfremdung) 
würde der Spezifik moderner Gesellschaften 
nicht gerecht.

Die Kommodifizierung von Privatheit trägt 
zur allgemeinen Entfremdung bei, weil mit ihr 
der zuvor analysierte Widerspruch zwischen 
ökonomisch motivierter Überwachung und 
einem Bedürfnis nach Privatheit verbunden 
ist. Privatheit gilt gesellschaftlich als wichtiger 
Wert. Er wird aber aufgrund aktueller gesell-
schaftlicher Bedingungen einer Profitlogik 
kontinuierlich untergeordnet und durch diese 
konterkariert. Nachhaltige Ermöglichung von 
Privatheit ist deshalb nicht möglich. Dieser 
widersprüchliche Strukturzusammenhang wird 
durch Ausbeutungsverhältnisse angetrieben 
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(Sevignani 2017a; 2017b; Andrejevic 2012). In 
Analogie zu Marx’ doppelt freiem Lohnarbeiter 
kann von der doppelt freien Internetnutzerin 
gesprochen werden, d. h. NutzerInnen sind 
zwar nicht gezwungen, kommerzielle Inter-
netdienste zu nutzen, da sie aber auch frei 
von Kommunikationsmitteln sind, müssen 
sie sich mit einem der großen kommerziellen 
Internetdiensten arrangieren und Privatheit 
eintauschen. Dabei macht er oder sie als aktiv 
beteiligte(r) DatenproduzentIn Profite in der 
überwachungsbasierten Kulturproduktion 
möglich und trägt in der Folge zu Machtun-
gleichgewichten zwischen NutzerInnen und 
der Gruppe derer, die kommerzielle Internet-
dienste anbieten, bei. 

Besondere Entfremdung ist ein Problem, 
weil den NutzerInnen ihre eigene (kommuni-
kative) Tätigkeit als Fremdes gegenübertritt 
(Brown 2013). Internetdienste, z. B. Soziale 
Medien, werden genutzt, um sich vielfältig 
auszudrücken. Diesem Ausdruck entspricht 
eine Datenspur, die dabei hinterlassen wird 
(Fuchs/Sevignani 2013). Ihr eigenes ‚Mach-
werk‘ bekommt nun vermittelt über die An-
eignungsmöglichkeiten der EigentümerInnen 
von Internetdiensten eine Macht über die 
NutzerInnen. Ziel dabei ist es, das Verhalten 
der NutzerInnen zu beeinflussen, so dass 
diese mehr Daten preisgeben und qualitativ 
wertvollere Informationen generieren. Zudem 
muss sichergestellt werden, dass Werbung die 
NutzerInnen auch erreicht. Beispielsweise wird 
dies deutlich, wenn die kommunikative Tätig-
keit der NutzerInnen durch Werbeeinschaltun-
gen unterbrochen und umgelenkt wird, wenn 
nicht-kommerzielle Dienste durch Akquisition 
oder durch das Nutzen von Netzwerkeffekten 
unattraktiv werden und wenn verwirrend lange 
Nutzungs- und Datenschutzrichtlinien konzi-
piert werden, so dass die Nutzung nicht auf 
einer informierten Zustimmung beruhen kann. 

4 |	 Dekommodifizierte Privatheit

Die folgenden Anmerkungen zur theoretischen 
Dekommodifizierung lassen sich als Richtungs-
markierungen für eine kritische Theorie der Pri-

vatheit verstehen. Dabei ist es aus meiner Sicht 
entscheidend, Individuum und Gesellschaft 
in der Privatheitstheorie nicht gegeneinander 
auszuspielen. Vielmehr ist ein dialektischer 
Ansatz zu entwickeln, der berücksichtigt, dass 
Privatheit einerseits Rückzug erlauben soll, 
andererseits dieser auch immer von anderen 
gewährt werden muss (Becker/Seubert 2016). 
Das Problem des abstrakten Individualismus in 
der Privatheitstheorie ist nicht nur, dass er auf 
problematische Weise an eine Vergesellschaf-
tungsform gebunden ist, die Ausbeutung und 
Entfremdung erlaubt. Überdies bürdet er in der 
Konsequenz die Last nicht gelingender Indivi-
dualität und Privatheit einseitig dem Einzelnen 
auf (Steeves 2009; Solove 2013). 

Ein Beispiel dafür ist der Hinweis, dass 
NutzerInnen prinzipiell nicht gezwungen 
werden, populäre Internetdienste zu nutzen. 
Wenn sie es dennoch tun, geben sie ihre 
Zustimmung zur Überwachung und damit 
seien Einschränkungen der Privatheit selbst 
zu verantworten. Eine ebenso problematische 
Gegenposition zu diesem reduktionistischen 
Verständnis wäre es, aus der Perspektive eines 
öffentlichen Interesses heraus zu bestimmen, 
welche privaten Räume den Individuen noch 
zugestanden werden können. Privatheit wäre 
dann eine gesellschaftlich erteilte Lizenz für 
das Individuum (Etzioni 1999), könnte aber 
nicht mehr gegen die Anforderungen eines 
Gemeinwohls in Anspruch genommen werden 
(Solove 2008: 91).

Ein alternatives Konzept von Privatheit 
sollte daher nicht abstrakt individualistisch 
oder besitzindividualistisch konzipiert sein, 
sondern bei der gesellschaftlichen Natur des 
Menschen ansetzen. Ausgehend von einem 
Verständnis menschlicher Individualität, die 
sich nur durch die Anerkennung und Koope-
ration mit anderen erlangen und erhalten lässt, 
folgt, dass Privatheit nicht die individuelle 
Kontrolle über die Preisgabe meiner Daten 
sein kann, sondern Privatheit als Verhandlung 
der Grenzziehung zwischen dem Privaten 
und dem Öffentlichen in unterschiedlichen 
sozialen Kontexten zu betrachten ist (Altman 
1976; Steeves 2009). 
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Das Aushandeln einer Grenze zwischen 
privat und öffentlich ist notwendig, um ein ge-
naues Bild von mir zu bekommen. Im Vergleich 
mit anderen erkenne ich so, wer ich bin und 
wie ich sein möchte. Diese Reflexion kann in 
unterschiedlichen Kontexten zur Übernahme 
unterschiedlicher Rollen führen. Privatheit 
als identitätsstiftender Grenzziehungsprozess 
ist an ein positives Verständnis von Freiheit 
als Autonomie gebunden, denn ich muss zu 
etwas in die Lage versetzt werden, nämlich 
dazu, die Grenzziehung zwischen privat und 
öffentlich vorzunehmen, um mich richtig ken-
nenzulernen und mir die Frage zu stellen, wie 
ich leben möchte. Privatheit als Grenzziehung 
ist zudem an ein soziales Verständnis von 
Freiheit gebunden, da hier nicht ein einzelnes 
Individuum alleine bestimmt, was privat ist. 
Privatheit als für das Individuum notwendiger 
Rückzug von Rollenzuweisungen und Interak-
tion muss immer gewährt und mit anderen 
eingeübt werden. 

So verstanden ist es einerseits nicht möglich, 
Privatheit besitzindividualistisch einzutauschen, 
und ihre Kommodifizierung ist bereits sozial-
theoretisch blockiert (Steeves 2009: 208). An-
dererseits wird das Problem der Entfremdung 
geringer, denn Privatheit ermöglicht nun nicht 
nur Wahlfreiheit, sondern ist an ein positives 
Verständnis von Freiheit gebunden. Privatheit 
zielt auf ein Handeln, in dem ich mich selbst 
wiederfinde und das ,wirklich‘ – im Sinne eines 
‚wahren‘  authentischen Selbst (das die Idee 
positiver Freiheit voraussetzt) – gewollt ist. 
Privatheit im Kontext negativer (Wahl-)Freiheit 
ist eintauschbar. Privatheit im Kontext hier an-
visierter positiver Freiheit hingegen nicht, denn 
durch das Eintauschen der Privatheit tritt sie 
mir, wie gezeigt, als Fremdes gegenüber und 
gerät mit ihrer nachhaltigen Verwirklichung in 
Widerspruch. Der Austausch privater Daten 
als Ware kann daher nicht ‚wirklich‘ gewollt 
werden, da die eigene Verstrickung in den 
Widerspruch die Authentizitätsansprüche des 
Selbst verletzt.

Die Aushandlung der Privatheit soll herr-
schaftsfrei sein, das heißt eine Grenzziehung 
darf niemals einseitig willkürlich, sondern nur 

dann verschoben werden, wenn das jeweils 
betroffene Individuum dieser Veränderung 
grundsätzlich zustimmen kann. Das Recht auf 
Privatheit, obwohl gewährt, kann von einem 
Individuum gegen willkürliche Eingriffe, die 
nicht auf den betroffenen Willen zurückge-
hen, in Anschlag gebracht werden. Privatheit 
dient also der Herrschaftsfreiheit in einem 
doppelten Sinne (Roberts 2014: 18ff): Sie hilft, 
interpersonale Übergriffe zu verhindern, und 
sie ermächtigt das Individuum zur Autonomie 
und damit zur Partizipation in Entscheidungen 
darüber, welche Eingriffe nicht willkürlich, son-
dern legitim sind. Privatheit und Herrschafts-
freiheit ermöglichen sich so wechselseitig. Die 
Überwachung zu Werbezwecken kann in dieser 
Perspektive als ein Herrschaftsverhältnis cha-
rakterisiert werden (Roberts 2014: 332). Dabei 
ist nicht die Wahrscheinlichkeit, sondern die 
Möglichkeit eines nicht-kontrollierten Eingriffs 
als eine Form von Beherrschung und damit als 
Unfreiheit zu werten, weil dies bereits Unsicher-
heit und Angst auslöst. 

Wie Ausbeutungs- und besondere Ent-
fremdungsverhältnisse sich nur vor dem 
Hintergrund des Strukturzwangs allgemeiner 
Entfremdung in modernen kapitalistischen 
Gesellschaften verstehen lassen, lassen sich 
auch Herrschaftsverhältnisse nur unzureichend 
als eindeutig zurechenbares interpersonales 
Verhältnis verstehen (Thompson 2015; Schup-
pert 2015). Zwar können die Folgen der Aus-
beutung und der besonderen Entfremdung, 
das heißt die Subsumption der Nutzung und 
Online-Kommunikation unter Profitzwecke 
(Sevignani 2017a) als interpersonales Verhältnis 
problematisiert werden, nicht aber die Bedin-
gungen, die zu diesen Folgen führen. 

Zu den Bedingungen moderner kapitalisti-
scher Gesellschaften gehört der Warentausch. 
Ausbeutungs- und besondere Entfremdungs-
verhältnisse sind vermittelt über Märkte und 
rechtliche Freiheiten und über die gesell-
schaftliche Sphärentrennung in privat und 
öffentlich (Demirovic 2004). Unter Berufung 
auf mein öffentlich anerkanntes Recht auf 
(besitzindividualistische) Privatheit, dass mir 
erlaubt, Privatheit einzutauschen, gebe ich 
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zugleich weitgehend die Kontrolle darüber 
auf, was mit den privaten Daten im privaten 
Bereich ökonomischer Verwertung der über-
wachungsbasierten Kulturproduktion passiert. 
Dies hat problematische Konsequenzen, wenn 
nur ein willkürlicher Eingriff als hinreichendes  
Kriterium für Herrschaftsfreiheit dient, denn 
die Zustimmung zu Nutzungsrichtlinien bzw. 
das Eingehen eines Privatheitsvertrages lassen 
die Übergriffe der InternetdienstleisterInnen 
als nicht-willkürlich erscheinen. Die Probleme 
der Ausbeutung und Entfremdung sind gerade 
durch das eigene Mitwirken gekennzeichnet. 
Dass bestimmte gesellschaftliche Sphären pri-
vat sind, also der demokratischen Gestaltung 
entzogen, stellt eine wichtige Form struktureller 
Herrschaft dar, die Entfremdung fördert. 

Es geht nicht darum, eine Trennung in 
öffentliche und private Bereiche an sich 
aufzugeben, denn dies käme der illiberalen 
Aufgabe von Privatheit gleich. Jedoch sollte 
deren Definition in einen demokratischen 

Aushandlungsprozess hineingeholt wer-
den. Wie die Privatheit als intersubjektive 
Grenzziehung herrschaftsfrei verhandelbar 
sein muss und so subjektive Autonomie er-
möglicht, so gilt dies auch für das Verhältnis 
gesellschaftlich privater und öffentlicher 
Sphären. Autonomie hat deshalb auch einen 
gesellschaftlichen Aspekt. Vollkommene 
positive Freiheit meint dann nicht nur, dass 
Individuen in der Lage sind, sich die Frage 
zu stellen, ‚wie ich leben möchte‘, sondern 
es benötigt Bedingungen, unter denen sich 
auch sinnvoll die Frage stellen lässt, ‚wie 
wir zusammenleben möchten‘. Ohne diese 
Form sozialer Autonomie (Oshana 1998; 
Castoriadis 1993) untergräbt allgemeine Ent-
fremdung die Bedingungen subjektiver Au-
tonomie. Intersubjektiv ausgehandelte und 
politisch abgesicherte Privatheitsansprüche 
legitimieren, kritisieren und transformieren 
die gesellschaftlichen Grenzziehungen zwi-
schen ‚privat‘ und ‚öffentlich‘.
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5 |	 Fazit

Im informationellen Kapitalismus begründen 
die Vergesellschaftung über den Warentausch 
und die damit korrespondierende Ideologie des 
Besitzindividualismus einen widersprüchlichen 
Zusammenhang zwischen dem Bedürfnis nach 
Privatheit und den auf Überwachung basie-
renden Geschäftsmodellen. Das Bedürfnis 
nach Privatheit lässt sich so nicht nachhaltig 
befriedigen und entwickeln. Diese funktionale 
Kritik der Kommodifizierung von Privatheit, 
die bei dem Wert, der Privatheit in liberalen 
Gesellschaften zukommt, ansetzt, lässt sich 
durch eine Entfremdungskritik abstützen. Die 
Kommodifizierung von Privatheit ist auch des-
halb problematisch, weil so den Menschen ihre 
eigene kommunikative Tätigkeit als Fremdes 
gegenübertritt. Im Allgemeinen zeigt sich dies 
in der Unterordnung des Wertes der Privatheit 
unter Profitzwecke; im Besonderen arbeiten 
NutzerInnen durch die Preisgabe privater 
Daten an der Schaffung von sozialen (Macht-)
Ungleichheiten mit, die ihnen in der Folge als 
fremde Verfügung über die Kommunikations-
mittel entgegentreten. 

Die theoretische Alternative hierzu liegt in 
einem dialektischen Verständnis von Privatheit. 
Dieses geht von der gesellschaftlichen Natur 
des Individuums aus und argumentiert, dass 
privater Rückzug und Selbstverwirklichung 
auch immer sozial gewährt werden müssen. 
Privatheit erscheint dann als eine Aushandlung 
von interpersonalen und gesellschaftlichen 
Grenzen, wobei Privatheit möglichst frei von 
Herrschaft gehalten werden soll.

Entfremdungsverhältnisse verhindern, dass 
ein soziales und positives Verständnis von 
Freiheit und Privatheit sozio-historische Reali-
tät wird. Daraus und aus der Annahme, dass 
gesellschaftliche Strukturen und Denkformen 
gleichzeitig verändert werden müssen, ergibt 
sich neben dem theoretischen auch ein prakti-
sches Interesse an Dekommodifizierung (vgl. 
Fuchs 2014). Dieses besteht zunächst in der 
Verschiebung der Machtverhältnisse zu Lasten 
der ökonomischen Akteure der Überwachung. 
Unter anderem könnten Unterschiede in der 

Privatheitsgesetzgebung eingeführt werden, 
die sich an realen Machtungleichgewichten 
orientieren (Fuchs 2011b): Die Privatheit 
des Reichtums und der Einkommen kann zu 
Gunsten öffentlicher Nachvollziehbarkeit auf-
gehoben und die Datensammlung zu privatwirt-
schaftlichen Zwecken eingeschränkt werden. 
Ebenso müsste eine politische Strategie der 
Umverteilung durch eine generelle Werbesteuer 
diskutiert werden. Flankierend, gilt es aber 
für eine alternative Informationsökonomie zu 
streiten, die nicht auf Warentausch beruht. Das 
Organisationsprinzip des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks und ‚commons‘-basierter Modelle, 
wie etwa Wikipedia oder Diaspora, könnten 
hier als Vorbild dienen. 
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Anmerkungen
1	 Vgl. zu dieser Heuristik der Privatsphären-

verletzung: Solove 2008.
2 Eine zentrale Passage aus Facebook’s Nut-

zungsbedingungen illustriert dies: „Dir gehö-
ren alle Inhalte und Informationen, die du 
auf Facebook postest. […] Außerdem gilt: Für 
Inhalte, die durch Rechte am geistigen Eigen-
tum geschützt sind […] (IP-Inhalte), erteilst 
du uns ausdrücklich nachfolgende Genehmi-
gung, vorbehaltlich deiner Einstellungen für 
Privatsphäre und Apps: Du gewährst uns eine 
nicht-exklusive, übertragbare, unterlizenzier-
bare, gebührenfreie, weltweite Lizenz für die 
Nutzung jedweder IP-Inhalte, die du auf bzw. 
im Zusammenhang mit Facebook postest 
(IP-Lizenz)“ (Facebook Nutzungsbedingun-
gen, Stand: 30.01.2015). Hier sind bereits 
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alle Elemente des Besitzindividualismus ver-
sammelt: Das Privateigentum („dir gehören 
alle Informationen“) begründet einerseits die 
Möglichkeit der Privatsphäre(-einstellungen), 
aber zugleich auch deren Aufgabe („erteilst 
du uns“) unter den Bedingungen überwa-
chungsbasierter Kulturproduktion („Nutzung 
jeglicher IP-Inhalte“).
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1 |	 Einleitung

Hersteller setzen beim Design von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien 
bewusst auf intuitive Bedienbarkeit und eine 
klare Nutzerorientierung: Das Auffinden von 
Informationen wird mithilfe von Google 
kinderleicht, das Kommunizieren über Smart-
phone-Anwendungen unkompliziert und das 
Einkaufen über Online-Shoppingportale schnell 
und bequem. Dabei werden jedoch auch perso-
nenbezogene Daten gespeichert, analysiert und 
wirtschaftlich verwertet – allesamt Datensamm-
lungspraktiken, die für die Nutzerinnen und 
Nutzer selten greifbar sind und die zu kaum 
wahrnehmbaren, nichtsdestominder aber sig-
nifikanten Verletzungen der informationellen 
Privatheit führen.

Die Verbreitung von sozialen Medien, 
Online-Einkaufsportalen sowie Smartphones 
ist dabei nur der Anfang einer beispiellosen 
Entwicklung hin zu einer nahezu umfassenden 
Digitalisierung. Schon heute drängen vernetz-
te Autos, SmartTVs und Wearables immer 
weiter in bisher private Offline-Kontexte vor 
und auch hier wird die Quantifizierung von 
Nutzerverhalten urbar gemacht. Neben der 
indirekten Vermessung unseres Verhaltens und 
der Auswertung anfallender Metadaten1, geben 
Menschen in vielen Fällen jedoch auch direkt 
und freiwillig Informationen über sich preis. 
Unzählige Firmen und Institutionen nutzen die 
kombinierten Daten für elaborierte Kunden-
profile und hochentwickelte Analyseverfahren. 

Vor diesem Hintergrund verläuft der aktuel-
le Diskurs zum Schutz der Privatheit vorranging 
im Sinne eines liberalen Freiheitsverständnisses 
(Seubert 2016). Demnach wird der Schutz der 
Privatheit verstanden als individueller Schutz 
gegenüber Eingriffen durch Dritte (Mitmen-
schen, wirtschaftliche oder staatliche Akteu-
re). Diese isolierte Perspektive vernachlässigt 
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jedoch, dass der durch digitale Technologien 
hervorgerufene Verlust der Privatheit auch auf 
gesellschaftlicher Ebene zur Transformation 
sozialer Beziehungen und Strukturen führt 
(Rössler 2016). Da die gegebenen Kommuni-
kationsstrukturen eine Machtasymmetrie zu 
Gunsten der Dienstanbieter und zu Lasten 
der Nutzer kreieren, entsteht nicht nur eine 
Gefahr für die Selbstbestimmung einzelner 
Individuen, sondern auch für die Demokratie 
als kollektive Staatsform, da diese die (infor-
mationelle) Selbstbestimmung der Individuen 
als Bürgerinnen und Bürger und die Kontrolle 
über die Integrität der Kommunikationskon-
texte voraussetzt (Seubert 2016). Das Ideal der 
informationellen Selbstbestimmung und die 
damit einhergehende Erfüllung der eigenen Pri-
vatheitsbedürfnisse entwickeln sich aufgrund 
dessen zu schwierigen und kontinuierlichen 
Aufgaben – für das Individuum im Speziellen 
und für demokratische Gesellschaften im 
Allgemeinen.

1.1 |	 Horizontale und vertikale Privatheit

Durch die Digitalisierung von Informationen 
und die daraus folgende Persistenz, Replizier-
barkeit und Durchsuchbarkeit der anfallenden 
Daten (boyd 2008) entstehen Privatheitsein-
griffe aus Nutzersicht auf zwei Ebenen (vgl. 
Schwartz 1968): zum einen auf der horizonta-
len Ebene (durch gleichgestellte Mitmenschen) 
und zum anderen auf der vertikalen Ebene 
(durch höherrangig gestellte Institutionen und 
Dienstleister). 

Horizontale Privatheitsverletzungen ent-
stehen, da Individuen die Kontrolle über ihre 
Daten verlieren, sobald sie diese mit anderen 
Menschen teilen (Trepte 2016). Andere Nut-
zerinnen und Nutzer sowie ursprünglich nicht 
adressierte Personen können je nach Kom-
munikationsplattform diese Informationen 
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sehen, weiterverbreiten und im schlimmsten 
Fall gegen sie verwenden. Um entsprechen-
de Privatheitseingriffe zu vermeiden, wägen 
Individuen prinzipiell die Vor- und Nachteile 
von Datenpreisgabe und Privatheitsregulation 
ab (Dienlin/Metzger 2016). Studien konnten 
diesbezüglich zeigen, dass Nutzerinnen und 
Nutzer viele Strategien anwenden, um diese 
horizontale Privatheit zu schützen: Auf sozialen 
Netzwerkseiten erschaffen sie zum Beispiel mit 
Hilfe von Freundeslisten Grenzen zwischen 
privaten und öffentlichen Gruppen (Litt 2013; 
Vitak 2012), verwenden Pseudonyme (Dienlin/
Trepte 2015), nehmen nur bestimmte Freund-
schaftsanfragen an (Christofides/Muise/
Desmarais 2009) und posten wenig identifi-
zierende (Dienlin/Trepte 2015) und subjektiv 
als privat eingeschätzte Informationen (Masur/
Scharkow 2016).

Vertikale Privatheitseingriffe entstehen 
ebenso durch den Kontrollverlust über die 
eigenen Daten, weil Unternehmen und In-
stitutionen diese sammeln, analysieren und 
weitergeben. Bei der Nutzung unterschiedlicher 
Dienste erklären Nutzerinnen und Nutzer 
sich bereit, die eigenen Daten den Anbietern 
zur Verfügung zu stellen und stimmen in den 
meisten Fällen einer Weiternutzung der Daten 
durch Dritte zu. Durch die wenig greifbaren 
Konsequenzen eines solchen Privatheitsverlus-
tes entsteht Unsicherheit auf Seiten der Nutze-
rinnen und Nutzer, die Auswirkungen auf ihre 
alltäglichen Kommunikationsgewohnheiten hat 
(Acquisti/Brandimarte/Loewenstein 2015). 
Ein effektiver Schutz der vertikalen Privatheit 
ist zudem mit einem hohen Ressourceneinsatz 
verbunden. Um sich gegen die Überwachungs- 
und Datensammlungspraktiken der Anbieter 
und Institutionen zu wehren, bedarf es an-
spruchsvoller Software (z. B. VPN-Tunnel oder 
Verschlüsselung), einer Umstellung der eigenen 
Nutzungsgewohnheiten entgegen der von der 
Verwertungsindustrie geförderten Bedürfnisse 
und letztlich auch einer konsequenten Nicht-
nutzung bestimmter Anwendungen.

Praktisch sind die horizontale und die 
vertikale Dimension der Privatheit jedoch 
miteinander verknüpft, da Dienstleister selbst 

solche Strukturen bereitstellen, die einerseits 
Kommunikation von Informationen fördern, 
andererseits aber auch deren vermeintlichen 
Schutz ermöglichen. Durch die bereitgestellten 
Privatheitseinstellungen auf der horizontalen 
Ebene entsteht aus Nutzersicht also nur die 
Illusion von Privatheit (Trepte/Reinecke 
2011), da unter dem Deckmantel scheinbarer 
Kontrolle über die Informationsverbreitung 
gegenüber anderen Mitmenschen erhebliche 
Privatheitseingriffe auf der vertikalen Ebene 
stattfinden.

Im Zuge eines zunehmenden Informa-
tionskapitalismus reduzieren diese vertikal 
eingerichteten Strukturen den normativen 
Wert der informationellen Privatheit, indem 
sie die Offenbarungsbereitschaft gegenüber 
Institutionen fördern (Castells 1999; Sevigna-
ni 2016). Vertikalem Selbstdatenschutz sind 
entsprechend Grenzen gesetzt (Matzner/
Masur/Ochs/von Pape 2016) – weswegen 
die Durchsetzung rechtlicher Strukturen und 
Vorgaben vor diesem Hintergrund als weitere 
Maßnahme angesehen werden muss. Solch eine 
politische Einflussnahme ist jedoch, aufgrund 
fehlenden Bewusstseins für den individuellen 
und gesellschaftlichen Wert der Privatheit, eher 
gering ausgeprägt.

1.2 |	 Die Schlüsselrolle der Online-
	 Privatheitskompetenz

Fehlende negative Erfahrungen mit Privatheits-
eingriffen sowie mangelnde Sensibilität für 
gesellschaftliche Konsequenzen führen dazu, 
dass nur wenige Nutzerinnen und Nutzer Vor-
kehrungen zum Schutz ihrer Privatheit treffen 
oder sich für mehr Datenschutz einsetzen. 
Vielmehr geben Individuen täglich – häufig 
ahnungslos – eine große Menge personenbe-
zogener Informationen preis. 

Vor diesem Hintergrund kommt der Kom-
petenz des Einzelnen eine wichtige Rolle zu. 
Gesellschaftliche Diskussionen und wissen-
schaftliche Beiträge zum Thema Online-Privat-
heit sehen in der Förderung der individuellen 
Online-Privatheitskompetenz einen wichtigen 
Schritt, um Internetnutzerinnen und -nutzern 
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einen reflektierten Umgang mit Informationen 
und Daten und damit der Realisierung der 
eigenen Privatheitsbedürfnisse im Sinne der 
informationellen Selbstbestimmung zu ermög-
lichen (Park 2013; Trepte et al. 2015). Der 
vorliegende Beitrag überprüft diesen Anspruch 
an die Privatheitskompetenz anhand aktueller 
Literatur zu Online-Privatheitskompetenz. Die 
Entstehungsgeschichte des Konzeptes zeigt, 
dass Online-Privatheitskompetenz vorrangig 
als mehrdimensionales Wissenskonstrukt ope-
rationalisiert wurde. Darauf aufbauend wird 
hinterfragt, ob die Förderung eines solchen 
Wissens allein zu einem reflektierten Umgang 
mit Privatheit führen kann. Wir schlagen vor, 
dass Online-Privatheitskompetenz umfassender 
als Kombination aus Wissen und Fertigkeiten 
konzeptualisiert werden muss. Basierend auf 
psychologischen Verhaltenstheorien argumen-
tieren wir, dass nur durch eine ganzheitliche 
und prozessorientierte Förderung von On-
line-Privatheitskompetenz die informationelle 
Selbstbestimmung des Einzelnen, aber auch 
demokratische Prozesse im Allgemeinen un-
terstützt werden können. 

2 |	 Was ist Online-Privatheitskompetenz? 

Auf Basis bisheriger Konzeptualisierungen 
(z. B. Hoofnagle et al. 2010, Park 2013) und 
einer umfassenden Inhaltsanalyse von Quellen 
zu Datenschutz und Privatheit im Internet 
(Trepte et al. 2015) schlagen Masur, Teutsch 
und Trepte (2017) ein multidimensionales 
Konzept der Online-Privatheitskompetenz vor. 
Dieses umfasst sowohl deklaratives Wissen 
über rechtliche, technische und ökonomische 
Aspekte von Online-Privatheit als auch proze-
durales Wissen über die Privatheits-Regulation 
bei der Internetnutzung:
1)	 Wissen über Praktiken von Institutionen 

und Online-Dienstanbietenden beinhal-
tet das 
Verständnis der Nutzerinnen und Nutzer 
für datengetriebene Geschäftsmodelle 
von Online-Anwendungen. Die Dimen-
sion beinhaltet Wissen darüber, wie 
Unternehmen und sonstige Akteure (wie 

z. B. Geheimdienste) personenbezogene 
Daten erheben, nutzen und veräußern, 
sowie darüber, welche Konsequenzen 
dies für die Nutzerinnen und Nutzer 
haben kann.

2)	 Wissen über technische Aspekte des Da-
tenschutzes umfasst das Verständnis der 
Nutzenden für die technischen Vorausset-
zungen digitaler Kommunikation sowie 
für technische Datenschutzoptionen. 
Diese betreffen verschiedene Onlinean
gebote wie z. B. Onlineshops oder soziale 
Medien.

3)	 Wissen über Datenschutzrecht umfasst 
das Wissen über Direktiven, Gesetze 
und Verordnungen, die in Deutschland 
und innerhalb der Europäischen Union 
den Austausch und die Nutzung von 
Daten im Internet regeln. Hierunter 
fallen sowohl der Datentransfer zwischen 
Privatpersonen als auch die Regulierung 
der Datenerfassungs- und Datennutzungs-
praktiken der Websitebetreibenden.

4)	 Wissen über Datenschutzstrategien 
umfasst das prozedurale Wissen der 
Internetnutzenden, geeignete Strategien 
umzusetzen, um den Fluss persönlicher 
Daten im Internet zu kontrollieren. 
Dabei sind sowohl Kontrollstrategien 
in der Interaktion mit anderen Inter-
netnutzenden als auch im Kontakt mit 
Unternehmen oder anderen Institutionen 
eingeschlossen.

Methodisch wurde Privatheitskompetenz vor-
rangig mit Befragungen erhoben. Dabei setzten 
einige Forschende auf Selbsteinschätzung 
(z. B. Acquisti/Gross 2006), andere erfassten 
anhand von Wissensfragen mit dichotomem 
oder Mehrfachantwortformat den objektiven 
Kenntnisstand der Befragten (z. B. Park 2013). 
Dabei stimmt die subjektive Einschätzung des 
Wissens über Online-Privatheit nur bedingt 
mit den Ergebnissen objektiver Wissenstests 
überein (Jensen et al. 2005). In drei aufein-
ander aufbauenden Studien entwickelten und 
validierten Masur et al. (2017) ein Messinstru-
ment, mit dem Online-Privatheitskompetenz 
objektiv für deutsche Internetnutzerinnen 
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und -nutzer erfasst werden kann. Gemäß ihrer 
multidimensionalen Definition umfasst die 
Online-Privatheitskompetenzskala (OPLIS) 20 
Wissensfragen, die den vier Dimensionen Wis-
sen über Praktiken von Institutionen, Wissen 
über technische Aspekte des Datenschutzes, 
Wissen über Datenschutzrecht und Wissen 
über Datenschutzstrategien zugeordnet sind.2 

3 |	 Bisherige Befunde

3.1 |	 Ergebnisse internationaler Studien

Online-Privatheitskompetenz wurde in mehre-
ren internationalen Studien gemessen. Insge-
samt zeigt sich ein eher ernüchterndes Bild: Die 
Internetnutzerinnen und -nutzer wissen eher 
wenig über ihre Rechte und die Möglichkeiten 
des Datenschutzes.

Hoofnagle et al. (2010) testeten in einer 
für die USA repräsentativen Befragung mit 
1000 Teilnehmenden deren Kenntnis gelten-
der Datenschutzgesetze. Sie kamen zu dem 
Ergebnis, dass die US-Amerikaner über eine 
geringe Online-Privatheitskompetenz verfügen, 
da nur 25 Prozent der Befragten mehr als zwei 
von fünf Fragen richtig beantworten konnten. 
Besonders schlecht schnitt dabei die Gruppe 
der jungen Erwachsenen zwischen 18 und 24 
Jahren ab, in der nur 12 Prozent mehr als zwei 
Fragen richtig beantworten konnten und 42 
Prozent keine richtige Lösung wussten. 

Auch in der repräsentativen Onlinebefra-
gung von Park (2013) wussten die Teilneh-
menden nur wenig über Nutzungspraktiken 
und gesetzliche Datenschutzregelungen. In 
der erstgenannten Dimension wurden im 
Durchschnitt fünf von acht Fragen richtig 
beantwortet. Von den sieben Fragen zu gesetz-
lichen Datenschutzregelungen konnten durch-
schnittlich sogar nur zwei korrekt beantwortet 
werden. Darüber hinaus schätzte die Mehrheit 
der Befragten ihre Vertrautheit mit technischen 
Datenschutzvoraussetzungen als gering ein. 
Anders als in der Studie von Hoofnagle et al. 
(2010) stellte Park bei älteren Befragten eine 
geringere Online-Privatheitskompetenz fest: 
Sie verfügten über weniger Bewusstsein für die 
Datensammlungs- und Datennutzungspraktiken 

von Onlineunternehmen und über geringe 
Vertrautheit mit technischen Voraussetzungen. 
Park konnte zudem zeigen, dass ein positiver 
Zusammenhang zwischen formaler Bildung 
und Online-Privatheitskompetenz besteht. 

Masur et al. (2017) untersuchten die 
Online-Privatheitskompetenz deutscher Inter-
netnutzerinnen und -nutzer, indem sie einer 
Quotenstichprobe die von ihnen entwickelte 
Skala vorlegten. Die Befragten konnten im 
Durchschnitt zwölf der 20 Testfragen richtig 
beantworten. Alter und Kompetenz zeigten 
dabei einen umgekehrt U-förmigen Zusam-
menhang: Wie bei Hoofnagle et al. (2010) 
verfügten Jugendliche und junge Erwachsene 
zwischen 14 und 19 Jahren über eine geringere 
Online-Privatheitskompetenz; in den älteren 
Altersgruppen nahm die Online-Privatheits-
kompetenz allerdings ebenso wieder ab.

3.2 |	 Online Privatheitskompetenz und 
Selbstdatenschutz

Weiterhin wurde untersucht, inwiefern eine 
höhere Online-Privatheitskompetenz mit Da-
tenschutzverhalten einhergeht. Park (2013) 
fand einen positiven Zusammenhang aller 
drei Kompetenzdimensionen mit sozialen und 
technischen Maßnahmen zum Schutz privater 
Informationen im Internet. In der Studie von 
Masur et al. (2017) hing die vier Dimensionen 
umfassende Online-Privatheitskompetenz 
positiv mit der Anwendung spezifischer Daten
schutzmaßnahmen zusammen: Menschen, 
die über eine höhere Kompetenz verfügten, 
löschten z. B. eher Cookies oder nutzen 
Anonymisierungssoftware. Es gab jedoch 
keinen Zusammenhang zwischen Online-Privat
heitskompetenz und Vermeidungsstrategien: 
Kompetentere Nutzende verzichteten also nicht 
eher auf Webangebote, welche die Angabe von 
persönliche Daten verlangten und nahmen 
auch nicht eher ihre gesetzlichen Rechte in 
Anspruch (z. B. Auffordern der Anbieter, die 
eigenen Daten zu löschen). 

Da diese Befunde aus Querschnittsbefra-
gungen stammen und es sich dabei oftmals um 
berichtetes und nicht um tatsächlich gezeigtes 
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Verhalten handelt, können sie nicht als kausale 
Wirkung der Online-Privatheitskompetenz auf 
die Umsetzung von Datenschutzmaßnahmen 
interpretiert werden. Es ist unklar, ob höhere 
Online-Privatheitskompetenz tatsächlich zu 
mehr Datenschutzverhalten führt oder ob mit 
der Implementierung verschiedener Daten-
schutzstrategien das Wissen über Privatheit im 
Internet wächst.

Bisher gibt es nur wenige Experimen-
talstudien, die den kausalen Einfluss von 
Online-Privatheitskompetenz explizit unter-
suchten. Allerdings zeigen Studien aus dem 
Bereich der Verhaltensökonomie interessante, 
wenn auch häufig unterschiedliche Effekte des 
Wissens über Datenerhebungs- und Nutzungs-
praktiken auf die Bereitschaft, persönliche 
Daten anzugeben. Tsai, Egelman, Cranor, 
und Acquisti (2011) forderten beispielsweise 
Teilnehmende auf, unter Verwendung einer 
präparierten Suchmaschine ein Sexspielzeug 
mit ihrer eigenen Kreditkarte zu erwerben, 
sodass diese beim Kauf reale Zahlungsdaten 
sowie Name und Adresse angeben mussten. 
Der Experimentalgruppe zeigte die Suchma-

schine übersichtliche Informationen über die 
Datenschutzbestimmungen der aufgefundenen 
Onlineshops an, der Kontrollgruppe nicht. Im 
Shop mit dem besten Privacy-Rating kostete 
das Sexspielzeug zwischen 7 und 10 Prozent 
mehr als beim günstigsten Anbieter, über 
dessen Datenschutzbestimmung jedoch keine 
Informationen angezeigt wurden. Die Ergebnis-
se zeigten, dass 67 Prozent der Teilnehmenden 
beim teureren, aber datenschutzfreundlicheren 
Shop kauften, wenn vereinfachte Informatio-
nen über die Datenschutzbestimmungen salient 
gemacht wurden. In der Kontrollgruppe waren 
es nur 16 Prozent.

Mit einer ähnlichen Versuchsanordnung 
fanden Preibusch, Kübler und Beresford (2013) 
jedoch, dass Kenntnisse über die Datensamm-
lungspraktiken eines Onlineshops allein keinen 
Einfluss auf die Wahl des Anbieters haben, 
wenn günstig eingekauft werden kann. Bei 
einem Experiment konnten die Teilnehmenden 
günstige DVDs erwerben und dabei zwischen 
zwei Händlern wählen: Bei einem Händler 
waren die DVDs einen Euro günstiger, dafür 
mussten außer den für Kauf und Versand 
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notwendigen Daten auch Angaben zu Geburts-
datum, Mobilfunknummer und Einkommen 
gemacht werden. Es zeigte sich, dass selbst die 
Teilnehmenden, die in einer Vorabbefragung 
hohe Privatheitsbedenken geäußert hatten, 
mehrheitlich den günstigeren, aber invasiveren 
Anbieter wählten. Sogar in einer Variante, in 
denen sich die DVD-Preise nicht unterschieden, 
zeigte sich keine Präferenz für den datenschutz-
freundlicheren Händler. Allerdings zeigten 
sich die Käufer des Anbieters, bei dem man 
persönliche Daten angeben sollte, deutlich 
unzufriedener mit dem Unternehmen.

Teutsch und Trepte (2016) untersuchten, 
ob sich die Vermittlung von Informationen 
über Privatheitsrisiken sozialer Medien darauf 
auswirkt, wie viele Angaben auf einer sozialen 
Netzwerkplattform gemacht werden. Dazu 
konfrontierten sie die Experimentalgruppe mit 
Informationen über Datennutzungspraktiken 
und rechtliche Grundlagen. Probanden in 
der Kontrollgruppe erhielten diesen Infor-
mationen nicht. Anschließend sollten sich 
alle Teilnehmenden bei einer fiktiven, aber 
professionell programmierten sozialen Netz-
werkplattform anmelden. Im Anmeldungspro-
zess wurden insgesamt 14 personenbezogene 
Informationen abgefragt. Die Forscherinnen 
beobachteten keinen signifikanten Lerneffekt. 
Die Gruppe, die intensive Informationen 
über Privatheit und über Rechte und Gesetze 
erhielten, gab nicht weniger Informationen an 
als die Gruppe, die diese Information nicht 
erhalten hatte. Auch der Anteil derjenigen, die 
sich nicht registrieren wollten, war in beiden 
Gruppen gleich groß. 

4 |	 Privatheitsbezogene Verhaltens
änderung als Prozess

Die empirischen Befunde stellen in Frage, ob 
Wissen allein überhaupt zu einer Verhaltensän-
derung bzw. zu einer bedürfnisorientierten und 
selbstbestimmten Internetnutzung führen kann. 
Es scheint, dass Wissen über Datenschutz-
praktiken, technische Aspekte, gesetzliche 
Regelungen sowie Datenschutzstrategien allein 
nicht unbedingt dazu führen, dass Menschen 

Datenschutz aktiv betreiben oder politisch 
erwirken. Eine so operationalisierte Online-Pri-
vatheitskompetenz lässt also keine eindeutige 
Vorhersage über das Privatheitsverhalten zu.

Verhaltenstheoretische Ansätze aus der Sozi-
alpsychologie unterstützen diese Vermutung, da 
Verhaltensveränderungen grundsätzlich einer 
Vielzahl von Einflussfaktoren unterliegen und 
in mehrere, zeitlich aufeinanderfolgende Pro-
zesse unterteilbar sind. Das transtheoretische 
Modell integriert beispielsweise unterschiedli-
che Ansätze zur Erklärung von Verhaltensverän-
derung (Prochaska 1984; Prochaska/Redding/
Evers 2008): Individuen durchlaufen demnach 
sechs Stufen, bevor sie eine bestimmte Verhal-
tensweise in ihren Alltag integrieren. Innerhalb 
dieser Stufen finden verschiedene Prozesse 
statt, die als notwendige Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Verhaltensänderung angese-
hen werden müssen. Ähnlich thematisieren 
Beyer et al. (2015), dass für privatheitsbezogene 
Entscheidungen sechs Schritte durchlaufen 
werden müssen, um dann zum „Safe Behavior“ 
zu gelangen: Information, Sensitizing, Under-
standing/Knowledge, Conviction, Implemen-
tation und Acceptance. Während die ersten 
drei Schritte eine bewusste Verarbeitung und 
Beschäftigung voraussetzen, setzt danach die 
eher unbewusste Umsetzung und Integration 
des Verhaltens in den Alltag ein.

In Anlehnung an diese Vorüberlegungen 
schlagen wir das Prozessmodell der Online-Pri-
vatheitskompetenz vor (Abbildung 1), das eine 
differenzierte Betrachtung notwendiger Fähig-
keiten für die Realisierung der informationellen 
Selbstbestimmung erlaubt:
1)	 In der ersten Stufe steigt das Bewusst-

sein für Datensammlungspraktiken und 
Gefahren. Die Konsequenzen des bishe-
rigen Online-Verhaltens werden erstmals 
wahrgenommen. Die Weiterführung des 
bisherigen Verhaltens geht mit einem 
Beklemmungsgefühl einher und führt zur 
Antizipation von Entlastung durch eine 
potenzielle Verhaltensänderung. Der Wis-
senserwerb betrifft vorrangig Information 
über die negativen Seiten des bisherigen 
Verhaltens.

Online-Privatheitskompetenz und deren Bedeutung für demokratische Gesellschaften 
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2)	 Die zweite Stufe beinhaltet die aktive Be-
schäftigung mit dem neuen Bewusstsein 
und die Reflexion dessen im eigenen 
Lebenszusammenhang. Das Individuum 
wägt Vor- und Nachteile des bisherigen Ver-
haltens (z. B. unreflektierte Datenpreisgabe) 
und des alternativen Verhaltens (z. B. aktiver 
Schutz der personenbezogenen Informatio-
nen) ab, bewertet das durch eine potenzielle 
Verhaltensänderung entstehende Selbstbild 
und hinterfragt bestehende soziale Normen, 
die bisher u. U. verhaltensprägend waren. In 
diesem Zuge reflektiert das Individuum 
den gesellschaftlichen Status Quo. Diese 
Stufe ist damit elementar für die bewusste 
Abwägung der eigenen Bedürfnisse im 
Zusammenhang mit Online-Privatheit und 
für die Konsolidierung von deklarativem 
Wissen. Der Wissenserwerb bezieht sich 
damit auf konkrete Informationen über 
Online-Privatheit und Datenschutz sowie 
Geschäftsmodelle, Informationsflüsse, 
Rechte und gesellschaftliche Strukturen 
(z. B. auch den allgemeinen Wert der Pri-
vatheit für die Demokratie).

3)	 Darauf folgt die vorbereitende Stufe. 
Diese beinhaltet die Umsetzung konkreter 
Schritte, die die intendierte Verhaltensän-
derung vorbereiten (z. B. Einholen von 
Meinungen und Hilfe, aktives Erlernen 
von Datenschutzstrategien und technischen 
Fertigkeiten). Hier wird faktisches Wissen 
in prozedurale Fertigkeiten umgesetzt.

4)	 Die vierte Phase besteht dann aus der 
eigentlichen Verhaltensänderung. Das Indi-
viduum passt die eigenen Verhaltensweisen 
mit Hilfe der erlernten Fertigkeiten an die 
identifizierten Bedürfnisse an. Das Wissen 
über Online-Privatheit wird somit durch 
aktive Erfahrungen erweitert.

5)	 Die letzte Stufe besteht in der Aufrechter-
haltung der veränderten Verhaltensweisen. 
Für diese Stufe charakteristisch sind die 
Reduzierung negativer Stimuli und Schlüs-
selreize sowie Gegenkonditionierungsmaß-
nahmen.

Das Stufenmodell macht deutlich, dass für 
das Aufsteigen in eine neue Stufe jeweils 
spezifisches Wissen, aber auch spezielle Fer-
tigkeiten erworben werden müssen. Neben 
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dem faktischen Wissen über wirtschaftli-
che, rechtliche und technische Aspekte des 
Datenschutzes beinhaltet ein umfassender 
Kompetenzbegriff auch, in die Lage versetzt 
zu werden, die eigenen Privatheitsbedürfnisse 
angesichts dieser und im Lichte bestehender 
sozialer Normen zu reflektieren, Privatheits- 
und Datenschutzstrategien nicht nur zu ken-
nen, sondern auch umsetzen zu können, auf 
Basis dieser Selbstbetrachtung entsprechende 
Privatheitsverhaltensweisen (ggf. inklusive 
Schutzmaßnahmen) sinnvoll einsetzen zu kön-
nen, langfristig Mediennutzungsgewohnheiten 
anzupassen und schlussendlich auch den Wert 
des Privaten für demokratische Gesellschaften 
zu erkennen und einzufordern. Dies bedeutet 
eine aktive Auseinandersetzung mit den eige-
nen Verhaltensweisen im Internet und deren 
Konsequenzen für die individuelle Privatheit 
und den gesellschaftlichen Wert der Privatheit. 

5 |	 Fazit: Kompetenz als Kombination aus 
Wissen und Fertigkeiten

Zusammenfassend postulieren wir, dass On-
line-Privatheitskompetenz als eine Kombination 
aus faktischem und prozeduralem Wissen sowie 
von speziellen Fertigkeiten und Reflexionsfä-
higkeiten definiert werden muss. Durch den 
Wissenszuwachs über Geschäftsmodelle, Infor-
mationsflüsse im Internet sowie technische und 
rechtliche Aspekte wird das Individuum erst 
in die Lage versetzt, zu entscheiden, welches 
Verhalten angesichts der eigenen individuellen 
Bedürfnisse und des allgemeinen gesellschaft-
lichen Miteinanders angemessen ist. Höhere 
Kompetenz bedeutet anschließend vor allem, die 
Fertigkeiten zu besitzen, um dieses angemessene 
Verhalten im Internet auch konkret umsetzen zu 
können. Nur eine solche Kompetenz vermag es 
schlussendlich, die Grenzen des individuellen 
Datenschutzes zu erkennen und somit eine 
politische Teilhabe zu motivieren, um ein Mehr 
an systembedingtem Datenschutz zu erwirken.

Um dieses Maß an Selbstbestimmungsfähig-
keit zu erreichen, müssen Individuen jedoch 
die Stufen des Prozessmodells der Privatheits-
kompetenz durchlaufen: Entwicklung eines 

Problembewusstseins, Reflexion, Vorbereitung, 
Verhaltensänderung und Aufrechterhaltung 
(vgl. Abbildung 1). Da die empirischen Befun-
de zeigen, dass bereits das Problembewusstsein 
über Datensammlungspraktiken eher gering 
ausgeprägt ist, liegt es nahe, dass die meisten 
Internetnutzenden noch der ersten Stufe zuge-
ordnet werden müssen. Die Förderung einer 
umfassenden Online-Privatheitskompetenz darf 
entsprechend nicht nur auf die Information der 
Bevölkerung setzen, sondern muss auch auf 
solche Methoden zurückgreifen, die Individuen 
sensibilisieren, Selbstreflexion begünstigen und 
prozedurales Lernen anstoßen. 

Nur unter diesen Bedingungen kann eine 
ganzheitlich gedachte Online-Privatheitskom-
petenz als Voraussetzung für einen selbstbe-
stimmten Umgang mit der eigenen Privatheit 
angesehen werden – und, darüber hinaus, 
auch für die politische Partizipation in demo-
kratischen Gesellschaften an sich. Beides ist 
erforderlich, um einen effektiven Datenschutz 
von Diensteanbietern einzufordern und zu 
erwirken, dass die Prinzipien der Zweckbin-
dung, Einwilligung, Transparenz, externen 
Kontrolle und Vertraulichkeit der Kommu-
nikation auch tatsächlich umgesetzt werden 
(Grimm/Bräunlich 2015), und um ferner den 
durch digitale Kommunikation entstehenden 
ungleichen Machtstrukturen politisch etwas 
entgegenzusetzen (Seubert 2016). Online-Pri-
vatheitskompetenz unterstützt dann nicht nur 
die Selbstbestimmungsfähigkeit des Einzelnen, 
sondern auch die Sensibilisierung von Bürge-
rinnen und Bürgern für den gesellschaftlichen 
Wert der Privatheit.
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Anmerkungen

1 Metadaten sind Daten, die Informationen 
über Merkmale und Eigenschaften anderer 
Daten enthalten.

2 Umfassende Informationen zur Skala und die 
jeweiligen Itemformulierungen sind unter 
www.oplis.de verfügbar.
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1 |	 Einleitung1

Es ist eine weit verbreitete Ansicht mit sozial-
philosophischer Plausibilität, dass bestimmte 
Formen der Privatheit und der Demokratie 
in einem konstitutiven Verhältnis zueinander 
stehen (z.B. Becker/Seubert 2016). Aus dieser 
Sicht gilt, dass nur Demokratien ihren Bürge-
rinnen politisch nutzbare Privatheit zugestehen 
und dass umgekehrt nur Sozialformationen, die 

Demokratische Privacy by Design
Kriterien soziotechnischer Gestaltung von Privatheit 

Carsten Ochs/Jörn Lamla

solche Privatheitsformen institutionalisieren, 
demokratischen Charakter erlangen können. 

Der vorliegende Beitrag fragt nun, inwiefern 
das Bedingungsverhältnis von Privatheit und 
Demokratie schon bei der Gestaltung von Pri-
vatheit zum Tragen kommen muss, um tragfä-
hig und vor den Erosionsgefahren in Zeiten der 
Digitalisierung geschützt zu sein. Wir gehen da-
von aus, dass sich das, was in der empirischen 
Wirklichkeit als Privatheit praktiziert wird, als 

Sonderschwerpunkt Privatheit und Demokratie



190 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Resultat heterogener Formungsprozesse arti-
kuliert, an denen die unterschiedlichsten Ak-
teursgruppen beteiligt sind oder sein können. 
Um dies an einem Beispiel zu verdeutlichen: In 
der dem Schutz von Privatheit dienenden Praxis 
der informierten Einwilligung schlägt sich das 
vom Bundesverfassungsgericht Einzelpersonen 
(bis auf Widerruf) zugestandene Recht nieder, 
stets zu wissen, wer was wann unter welchen 
Umständen über sie weiß. In diesem Sinne 
handelt es sich hierbei um rechtliche Gestal-
tung von Privatheit. In ähnlicher Weise lassen 
sich weitere Gestaltungslogiken identifizieren 
beziehungsweise konzipieren (z. B. technische, 
politische, ökonomische usw.), und die dop-
pelte Fragerichtung, die wir in diesem Beitrag 
verfolgen, lautet: Welche alternativen Gestal-
tungslogiken sind denkbar, und inwieweit 
können diese jeweils als demokratisch gelten?

Damit ist schon nahe gelegt, dass wir 
hier einem soziotechnischen Verständnis von 

Gestaltung folgen. „Soziotechnisch“ meint 
zunächst Konstellationen, die gleichzeitig von 
heterogenen, d. h. technischen, semiotischen, 
normativen, kognitiven, soziokulturellen o. ä. 
Komponenten aufgespannt werden, die sich 
nicht in analytischer Reinheit unterscheiden las-
sen. Bei Facebook’s Like-Button handelt es sich 
zum Beispiel weder um ein „rein technisches“ 
noch um ein „rein semiotisches“ Artefakt. In 
der Gestaltung soziotechnischer Konstellati-
onen wirken heterogene Einflussgrößen auf 
ähnliche Weise immer zusammen (Law 1987).

Wir orientieren unser Gestaltungsverständ-
nis zudem am Begriff des „Designs“. Geht 
man davon aus, dass digitaltechnologische 
Vernetzungsprozesse etablierte, auf individuelle 
Informationskontrolle abstellende Formen der 
Privatheit grundsätzlich destabilisieren (vgl. 
etwa boyd 2012: 350), so lässt sich diese Situ-
ation als Krise, oder aber – in einer positiveren 
Lesart – auch als Auftrag zur Neuerfindung 
der Privatheit verstehen. „Neuerfindung“ 
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bezeichnet dabei eine Alternative sowohl zur 
Vorstellung eines harten Bruchs mit der Ver-
gangenheit (wie sie sich etwa in der Idee eines 
„Endes der Privatheit“ artikuliert, einem stetig 
wiederkehrenden Motiv; vgl. Kammerer 2014) 
als auch zum starren Festhalten an Bewährtem. 
Es ist diese alternative Sichtweise, die wir im 
Design-Begriff aufgehoben sehen: „it is never 
a process that begins from scratch: to design is 
always to redesign. There is always something 
that exists first as a given, as an issue, as a 
problem. (…) Designing is the antidote to (…) 
breaking with the past. It is an antidote to 
hubris and to the search for absolute certainty, 
absolute beginnings, and radical departures.“ 
(Latour 2009: 5) Dementsprechend fokussieren 
wir unter Rückgriff auf den Design-Begriff 
auf die kleinteilige, mühsame, an Bisheriges 
anknüpfende, gleichzeitig aber modifizieren-
de Aufgabe der Neugestaltung des Privaten. 
Solchermaßen versuchen wir jenseits der 
Disruption in nicht-konservativer Weise an 
Bestehendes anzuschließen.

Eine besonders gut geeignete Anschluss-
stelle bietet sich hierfür an: das Konzept des 
Privacy by Design (PbD), dessen zugrundelie-
gende Idee einer datenschutz- oder privatheits-
theoretisch informierten Technikgestaltung 
bereits in den 1970er Jahren auf den Plan trat 
(Pohle 2015: 41). In den 1990er Jahren wurde 
PbD als Gestaltungsansatz weiterentwickelt 
und seither für verschiedene Anwendungssze-
narien ausdifferenziert. Die im Folgenden zu 
diskutierende Frage lautet, inwiefern dieser 
Ansatz Anknüpfungspunkte für soziotechnische 
und demokratische Privatheitsgestaltung bietet.

Auf den ersten Blick könnte man meinen, 
hier sei bereits das passende Konzept vor-
handen. Bei genauerem Hinsehen stellt sich 
die Sache hingegen deutlich schwieriger dar. 
Als problematisch erweist sich insbesondere 
die Reduzierung des unterliegenden Daten-
schutzverständnisses auf technische statt auf 
soziotechnische Systeme. Im hergebrachten 
PbD sollen apriorisch gesetzte Wertgrößen, 
wie z.B. rechtliche Normsetzungen, in Tech-
nikgestaltung übersetzt werden, nicht aber 
„die der Technikgestaltung zugrunde liegende 

Gestaltung von Organisation und Informati-
onsverarbeitungsprozessen“ selbst normativ 
hinterfragt und zum Gegenstand gemacht 
werden (ebd.: 43). 

Dadurch fällt die soziotechnische Verfasst-
heit der Technik unter die analytische Wahr-
nehmungsschwelle: Die Kontextbedingungen, 
unter denen soziodigitale Systeme gestaltet und 
betrieben werden, die „modernen Organisatio-
nen und ihre Informationsverarbeitung“ (ebd.) 
geraten aus dem Blick. Dementsprechend 
heisst es in einem der Gründungsdokumente 
des PbD-Ansatzes: „Consumer polls have 
repeatedly shown that individuals value their 
privacy and are concerned about the fact that 
so much personal information is routinely 
stored in computer databases over which 
they have no control.“ (Hes/Borking 2000: 
7) Durch ein geeignetes „user-centric Design“ 
(Cavoukian et al. 2014: 5) solle in Reaktion 
auf diese Situation gewährleistet werden, dass 
„universally-agreed-upon privacy values“ (ebd.: 
3) pro-aktiv in Informationssysteme eingebaut 
werden.

Privatheit erscheint hier also von vornherein 
als wohldefinierter Wert, der unter Absehung 
der gesellschaftlichen Prägung der Verfahren 
der Datenverarbeitung technischen Systemen 
eingeschrieben werden könne. Wir unterneh-
men demgegenüber den Versuch, das PbD-Kon-
zept zu erweitern, indem wir auch dessen 
institutionelle und diskursive Rahmung in die 
Gestaltungsperspektive einrücken. Dadurch 
werden auch die Bedingungen demokratischer 
Privatheitsgestaltung reflexiv sichtbar, die 
durch Dynamiken des digitalen Kapitalismus 
geprägt sind, in dessen Rahmen sich seit 
dem Aufkommen des Web 2.0 ökonomische 
Profitlogik zunehmend mit alltagspraktischer 
Kommunikation überschneidet, um aus dieser 
Verschränkung dann Wertschöpfung zu gene-
rieren (vgl. Lamla 2013: 272-278). 

Um diese Perspektive zu entwickeln, ver-
folgen wir einem systematisch-explorativen 
Ansatz: Zunächst werden zwei konträr orien-
tierte Gestaltungsansätze kurz vorgestellt, die 
wir empirisch untersucht haben und als Pole 
des Spektrums identifizieren, innerhalb dessen 
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sich PbD-Ansätze bewegen können (2). Im so 
aufgespannten PbD-Binnenraum werden dann 
explorativ fünf weitere empirisch beobachtbare 
oder grundsätzlich denkbare PbD-Formen be-
stimmt (3). Auf diese Weise sollen alternative 
Pfade zu einem demokratischen PbD sichtbar 
gemacht werden.2 Abschließend diskutieren 
wir (Governance-)Implikationen, die sich aus 
der systematischen Exploration alternativer 
PbD-Formen für die Etablierung eines demo-
kratischen PbD ergeben (4).

2 |	 Privacy by Design zwischen paterna
listischem und Selbst-Datenschutz

Informationssysteme werden als soziotechni-
sche Systeme nicht nur von Hard- (z. B. Smart 
Phones) und Software-Komponenten (z. B. 
Algorithmen) konstituiert, sondern ebenso von 
rechtlichen Regeln, normativen Erwartungen, 
materiell-semiotischen Praktiken usw. (vgl. Saw
yer/Jarrahi 2014). Traditionelle PbD-Ansätze 
stellen vor diesem Hintergrund eine Engfüh-
rung des Fokus auf das technische Design dar, 
wobei sie sich wiederum vom Konzept der 
„user-centricity“ leiten lassen. Indessen sind 
die Interpretationsspielräume hinsichtlich der 
Bedeutung solcher „user-centricity“ denkbar 
groß: „The concept of ‚user-centricity‘ has 
evolved into two sometimes contradictory 
meanings (…) For privacy types, it contem-
plates a right of control by an individual over 
his or her personal information when online 
(…) For most system designers, it describes an 
information and communications system built 
with individual users in mind (…) One view is 
libertarian (informational self-determination), 
the other is somewhat paternalistic.“ (Cavouki-
an/Weiss 2012: 1)

Das Zitat steckt die beiden Pole ab, zwi-
schen denen PbD sich bewegen kann: Auf der 
einen Seite des Spektrums verortet sich jener 
Pol, der im Datenschutzdiskurs üblicherweise 
„Selbstdatenschutz“ genannt wird, womit 
die individuelle Nutzung von Verschlüsse-
lungstools, Anonymisierungs-Instrumenten 
und dergleichen angesprochen wird. Die 
Nutzung solcher Tools stellt an Laien oftmals 

vergleichsweise hohe, mitunter gar überfor-
dernde (vgl. den Beitrag von Masur/Dienlin/
Teutsch/Trepte in diesem Heft) Kompeten-
zanforderungen; dementsprechend geht der 
Selbstdatenschutzdiskurs u. a. mit der Forde-
rung einher, Nutzerinnen auf die eine oder 
andere Weise mit differenziertem praktischen 
Bedienungswissen auszustatten. Problematisch 
wird die Konstellation spätestens dann, wenn 
auch der Wissenserwerb individualisiert wird: 
Der Selbstdatenschutz kann dann in gouver-
nementale Überforderung umkippen, sofern 
die Verantwortlichkeit für den Umgang mit 
massiven Macht- und Informationsasymme-
trien zwischen Nutzerinnen und Anbietern 
einem Individuum zugeschoben wird, das 
die erforderlichen kognitiven, zeitlichen und 
materiellen Ressourcen zur Bewältigung der 
fraglichen Aufgabe unmöglich aufbringen 
kann. Die ausbleibende Wahrnehmung po-
litischer Verantwortung droht dann in ein 
Abwälzen der Externalitäten soziotechnischer 
Asymmetrien aufs Individuum zu münden (vgl. 
Ochs 2015).

Auf der gegenüberliegenden Seite des 
Spektrums finden sich Strategien, die die 
Nutzerinnen vollständig entmündigen und 
paternalistisch für die Lösung von deren Prob-
lemen Sorge tragen – oder zumindest vorgeben, 
dies zu tun. Beispielhaft anführen lässt sich in 
dieser Hinsicht die in Anschluss an die globale 
Überwachungs- und Spionageaffäre ins Feld 
geführte Problemlösungsstrategie des „Natio
nalen Routings.“ Der Vorschlag lief darauf 
hinaus, bestimmte Datenströme des Internet 
so zu kanalisieren, dass sie bestimmte nationale 
Räume nicht verlassen: Die Informationsflüsse 
sollten in die national-geographischen Räume 
des politisch-rechtlichen Territoriums zurückge-
zwungen werden. Die Strategie wurde als Reak-
tion auf die Snowden-Veröffentlichungen durch 
den damaligen Telekom-Chef propagiert. Die 
damals neue Regierung schloss sich zunächst 
an, womit sich eine Allianz zwischen Industrie 
und Staat ergab (Büttner et al. 2016: 30). Die 
Akteursrollen waren vorab festgelegt: Ein treu-
sorgender Staat gewährleistet durch Ansetzen 
an der infrastrukturellen Makro-Ebene den 
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Schutz der eigenen Bevölkerung vor externen 
Gefahren, wobei den Bürgerinnen lediglich 
die passive Rolle zukommen sollte, den Schutz 
vor dem feindlichen Außen in Anspruch zu 
nehmen. Die eigene problematische Rolle 
des Staates als potentieller oder tatsächlicher 
Überwacher blieb ausgeklammert. Indem der 
Lösungsvorschlag auf der industriepolitischen 
Ebene der Infrastruktur ansetzte und die 
Nutzerinnen als eigentliche Adressaten der 
Bemühungen bei der Neu-Aushandlung des 
Privatheitsschutzes außen vor ließ, trug das 
nationale Routing deutlich paternalistische 
Züge (Lamla/Ochs 2017: 99-100).

Die beiden Pole der individualistischen 
Gouvernementalität und des staatlichen Pater-
nalismus erweisen sich somit als gleichermaßen 
problematisch für eine den Prinzipien der 
Demokratie genügende PbD-Strategie: Wäh-
rend im ersten Fall die Betroffenen mit den 
empirischen Folgen der Digitalisierung alleine 
gelassen werden, verfügen sie im zweiten Fall 
über keine Stimme bei der Entscheidung über 
den Umgang mit diesen. Beides widerspricht 
einer demokratischen Regulierung von Hand-
lungsfolgen, setzt diese doch voraus, dass die 
von den Folgen neuartiger Handlungsketten 
(hier: der Digitalisierung) Betroffenen an der 
Regulierung dieser Folgen in intelligenter Weise 
wirkungsvoll beteiligt sind (Dewey 1996).

Nichtsdestotrotz hat die Analyse der beiden 
Strategien heuristischen Wert, da sie ein analy-
tisches Raster liefert, das bei der Exploration 
weiterer Vorschläge zur Anwendung gebracht 
werden kann:

Anhand dieses Schemas sollen im Folgenden 
alternative Strategien exploriert und diskutiert 
werden.

3 |	 Alternative Pfade zu einem demo
kratischen Privacy by Design

Orientiert an den analytischen Kriterien des 
o.g. Schemas lassen sich im Weiteren mindes-
tens fünf alternative PbD-Formen idealtypisch 
entwerfen. Die jeweiligen Formen sind an 
unterschiedliche soziale Bereiche gekoppelt, 
die unterschiedlichen Verfahrensregeln folgen, 
unterschiedliche Beteiligte involvieren usw. Sie 
erweisen sich zudem als empirisch unterschied-
lich stark realisiert: Während die Umsetzung 
einiger PbD-Formen von historischen Pfad-
abhängigkeiten stark begünstigt wurde (z. B. 
Industrielles oder Rechtliches PbD), gilt dies 
für andere kaum (bspw. Zivilgesellschaftliches 
PbD).

Industrielles PbD

Um die Plausibilität der folgenden Überlegun-
gen zu untermauern, setzen wir mit einer em-
pirisch bereits vorliegenden Variante an: dem 
Industriellen PbD. Verantwortliche Instanz ist 
hierbei die von der Sammlung und Verarbei-
tung von Daten lebende Industrie, die – an den 
datenschutzrechtlichen Regelwerken der Ziel-
märkte orientiert – digitale Anwendungen in 
Produktform anbietet. Während einige dieser 
Produkte, wie etwa die Suchmaschine Googles 
oder das Soziale Netzwerk Facebook, dabei 
zur unerlässlichen Infrastruktur alltäglicher 

Tab. 1: Die beiden Pole des PbD-Spektrums
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Praktiken geworden sind, haben die Anbieter 
aufgrund von ökonomischen Netzwerkeffekten 
Monopolstellung erlangt. 

In diesen Fällen gestalten an Profitinteres-
sen orientierte Organisationen gesellschaftliche 
Infrastrukturen im Allgemeinen, und zeitgenös-
sische Formen der Privatheit im Besonderen. 
Konkret zuständig sind hierfür oftmals recht-
lich ausgebildete „Privacy Officers“, die u. a. 
die Übersetzung von Privatheitsnormen in 
sogenannte „Privacy Settings“ betreuen. Den 
übergeordneten Ansatzpunkt bilden derweil 
sogenannte „Selbstregulierungsverfahren.“ 
Indem sich die Industrie auf binnenspezifische 
Spielregeln einigt, sollen gleiche Wettbe-
werbsbedingungen für alle Teilnehmerinnen 
gelten. Und sofern Datenschutz sich von einer 
ethischen Erwägung in einen ökonomischen 
Wettbewerbsvorteil übersetzen lässt, soll damit 
eine Realisierungsdynamik in Gang gesetzt 
werden, die einen Trend hin zur Entwicklung 
datenschutzfreundlicher Anwendungen auslöst. 

Indessen bleibt das Auftreten eines Trends 
hin zu Privatheitsfreundlichkeit jedoch zumin-
dest so lange unwahrscheinlich, wie das (z. B. 
regulatorische, politische usw.) Umfeld der 
Industrie keinerlei Anreize in diese Richtung 
setzt, steht doch der strukturelle Widerspruch 
zwischen der „Produktionsressource Daten“ 
einerseits, und dem „Nutzerinnen-Empower-
ment“ andererseits einer größeren Privatheits-
freundlichkeit der fraglichen Daten-Industrien 
entgegen. Symbolisch in Szene gesetzt wird 
dieser Widerspruch z. B. auf der deutschsprachi-
gen Datenschutzseite von Google, auf der die in 
der größten Schriftgröße vermittelte Hauptbot-
schaft zunächst lautet: „Daten helfen uns Tag 
für Tag, unsere Dienste für Sie zu optimieren“; 
um dann kleiner fortzufahren: „Wir schützen 
Ihre Daten – und Sie haben die Kontrolle“.3

Marktförmiges PbD

Wäre eine stärker marktförmige Ausrichtung 
des PbD gegenüber der industriellen Logik 
ein geeigneter Ansatz, die Defizite der Infra
strukturgestaltung auszugleichen und den 
Widerspruch zwischen einer datengetriebenen 

Ökonomie und Privatheitsansprüchen mittels 
Wettbewerb auszugleichen? Marktförmiges 
PbD porträtiert die Nutzerin als Konsumentin, 
die aus einer Anzahl von Wahlmöglichkeiten ra-
tional diejenigen auswählt, welche die Relevanz 
individueller Privatheitsbedürfnisse am besten 
mit der bestehenden Zahlungsbereitschaft zur 
Deckung bringen. Diese grundsätzliche Logik 
kann sich in verschiedenen PbD-Formen arti-
kulieren. So kann etwa bei Bereitschaft einer 
Aufschlagszahlung die Logik des „Zahlens 
mit Daten“ gegen jene eines „Zahlens mit 
Geldmitteln“ ersetzt werden. Von personali-
sierter Werbung wird dann z. B. abgesehen. 
Der in manchen Datenschutzdiskussionen 
propagierten Figur des nudging unterliegen 
recht ähnliche Vorstellungen, die allerdings 
mit einer „weichen“ Form des Paternalismus 
verknüpft werden (Acquisti 2009): Zwar soll 
der nunmehr verhaltensökonomisch als be-
dingt rational betrachtete Konsument „freie“ 
Entscheidungen treffen, jedoch werden hierzu 
durch Entscheidungsarchitekturen gezielt Anrei-
ze gesetzt, die die Wahrscheinlichkeit der Wahl 
der gewünschten Option erhöhen. 

Die offensichtlichste Variante einer markt-
förmigen PbD-Strategie besteht indes in der 
Delegation des Privatheitsschutzes an Software-
anbieter, die privatheitsgewährleistende Apps 
etwa für PCs oder Mobiltelefone anbieten 
(„File Cleaner“ etc.). Diese Logik liefe aller-
dings auf die Privatisierung der Institution der 
Privatheit hinaus. Privatheit würde zur Privatsa-
che erklärt und der öffentlichen Aushandlung 
entzogen, was zumindest jenen privatheitstheo-
retischen Überlegungen widerspräche, die dem 
Privaten eine „Ermöglichungsfunktion in Bezug 
auf eine demokratisch verfasste Öffentlichkeit“ 
zusprechen (Winter 2017: 37). Und abgesehen 
von der Frage, ob eine solche Privatisierung 
angesichts der datengetriebenen Wertschöp-
fungslogik des digitalen Kapitalismus über-
haupt in der Lage wäre, das verbreitete Privacy 
Paradox im Nutzerinnenverhalten aufzulösen, 
steht dieser Ansatz auch in scharfem Kontrast 
zum rechtlichen Verständnis von Privatheit als 
verfassungsmäßigem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung. Das marktförmige PbD 
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droht Grundrechte in Handelsgüter zu transfor-
mieren, wodurch ein sell out der Privatheit in 
Gang gesetzt werden könnte: Privatheit drohte 
zum Luxusgut für jene zu werden, die es sich 
leisten wollen und können.

Rechtliches PbD

Obwohl sich das Recht dem Schutz der mit Pri-
vatheit assoziierten öffentlichen Güter bereits 
seit vielen Jahrzehnten zuwendet, stellt sich 
auch hier die Frage, ob dieses rechtliche PbD 
den Herausforderungen der Digitalisierung 
hinreichend wirksam begegnen kann. Während 
„die Datenschutzrechte (…) von ihrem Entste-
hen Anfang der 70er Jahre des 20. Jahrhunderts 
bis heute eine im Ergebnis expansive Verän-
derung [durchliefen]“ (Mayer-Schönberger 
2012: 196), liegt gleichzeitig eine „entsetzlich 
schwache Durchsetzung“ (ebd.: 205) dieser 
Rechte vor. Dabei drohen die neuartigen Da-
tenverarbeitungsverfahren mittels Big Data die 
Selbstbestimmung zusätzlich auszuhöhlen: „Die 
informationelle Selbstbestimmung kann keinen 
Schutz gegen die normierende Wirkung von 
Big Data-Mustern bieten, soweit hierfür keine 
personenbezogenen Daten verwendet werden. 
Dennoch können sie die Grundrechtsausübung 
und das demokratische Engagement gefähr-
den.“ (Roßnagel/Nebel 2015: 459) 

Soll rechtliches PbD also gerade auf neuarti-
ge strukturelle Privatheitsprobleme antworten, 
so muss auch der Modus der Übersetzung 
von gesetzten Normen in Technik überdacht 
werden. Allerdings scheint derzeit unklar, wie 
groß der Änderungsbedarf auf Seiten der 
formalen Normsetzung selbst tatsächlich ist: 
Können rechtliche Grundlagen als normativer 
Haltepunkt gelten oder müssen sie selbst 
modifiziert werden? Und wer darf bei der poli
tischen Entscheidung hierüber mitreden? Geht 
man davon aus, dass die (Privatheits-)Probleme 
der digitalen Vernetzung Handlungsfolgen 
tendenziell globaler Reichweite betreffen, dann 
scheinen die national gerahmten legislativen 
Bemühungen staatlicher Rechtsentwicklung 
nicht vollständig angemessen. Nicht nur von 
ihrer räumlichen Reichweite her, sondern auch 

unter Gesichtspunkten der sachlichen Pro
blemangemessenheit gilt es zu fragen, ob der 
Demos, vermittelt durch die repräsentativen In-
stitutionen des Rechtsstaats, noch hinreichend 
an der Gestaltung rechtlicher Spielregeln des 
Digitalen teilnehmen kann. Ist dies nicht der 
Fall, droht das Recht veränderungsresistent 
und zur unhinterfragten Grundlage experto-
kratischer PbD-Strategien zu werden.

Intermediäres PbD

Dabei ist die wichtige Rolle, die Expertinnen 
für angemessene Interessenvertretung in ei-
ner funktionierenden PbD-Ökologie spielen 
müssten, kaum von der Hand zu weisen. 
So regt etwa Mayer-Schönberger (2012) an, 
Urheberrechte, und damit Eigentumsrechte 
in den Datenschutz einzuführen, wodurch 
in einem nächsten Schritt „eine Übertragung 
der wirtschaftlichen Verwertungsrechte an 
personenbezogenen Informationen“ (ebd.: 
205) auf die Nutzerinnen möglich würde. Zur 
Durchsetzung der Verwertungsrechte könnten 
dann GEMA-ähnliche Intermediäre eingesetzt 
werden. In ähnlicher Weise wirbt auch Ladeur 
für die „Förderung von selbstorganisierten 
GEMA-ähnlichen Datenschutzorganisationen 
(…) die als private ‚Information Broker‘ die 
Interessen ihrer Mitglieder vertreten“ (2012: 
712). Ansatzpunkt wäre hier eine tiefgreifende 
Modifikation der ökonomischen Tauschverhält-
nisse, die sich auf eine Gewinnbeteiligung der 
Nutzerinnen an den Erlösen aus den Verwer-
tungsrechten gründen würde. 

Noch zu entwickelnde Institutionen würden 
dann für die Durchsetzung der Interessen all jener 
Sorge tragen, die unmittelbar in das datenöko-
nomische Tauschverhältnis involviert sind. Was 
aber, so bleibt zu fragen, ist mit den Interessen 
all der anderen mittelbar von der ökonomischen 
Digitalisierung Betroffenen? Immerhin sind ja 
auch Nicht-Nutzerinnen von den disruptiven Dy-
namiken der Datenökonomien betroffen – jedoch 
können deren Interessen im intermediären PbD 
kaum abgebildet werden. Hier stellt sich also 
die Frage der demokratischen Legitimität einer 
Delegation der Interessenwahrnehmung und 
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-durchsetzung an verbandsförmige Organisationen 
(Cohen/Rogers 1992).

Zivilgesellschaftliches Privacy by Design

Weiter gefasst scheint dagegen das in ersten 
Ansätzen sich entwickelnde zivilgesellschaft-
liche PbD. Ein solcher Ansatz verlegt sich im 
Sinne einer „associative democracy“ (ebd.: 395) 
auf die (Selbst-)Organisation eines Dia- bzw. 
Polylogs durch eine möglichst große Zahl 
beteiligter Stakeholder. Eine Initiative in diese 
Richtung stellte die mittlerweile als geschei-
tert geltende, von vornherein transnational 
angelegte NETmundial Initiative dar, die eine 
Plattform für die Kooperation maßgeblicher 
Stakeholder liefern wollte, um gemeinsam In-
ternet-bezogene Streitfragen zu adressieren und 
die NETmundial-Prinzipien (z.B. Redefreiheit, 
Informationsfreiheit, Privatheit) zu verwirkli-
chen.4 Die Initiative wurde im Anschluss an die 
gleichnamige Konferenz in Brasilien gegründet 
und beinhaltete die Gründung eines „council“ 
mit 25 Sitzen; hinsichtlich der Besetzung dieses 
Rates kam es jedoch zu Konflikten, woraufhin 
sich einige der Schlüsselorganisationen der 
Internet Governance zurückzogen. 

Das zweite NETmundial-Treffen fand dann 
in Genf statt und wurde vom Industrie-Think 
Tank World Economic Forum ausgerichtet. 
Der NGO Electronic Frontier Foundation 
(EFF) zufolge war aus der zivilgesellschaft-
lichen NETmundial Initiative damit eine 
„pre-cooked, big business initiative“ gewor-
den.5 Der Vorgang verweist auf die Schwierig-
keit solcher Initiativen, effektive Mechanismen 
bei der Auswahl legitimerweise beteiligter Or-
ganisationen und Akteure zu entwickeln: Wer 
sind die Stakeholder, wer entscheidet darüber? 
„Too often there is a division between Internet 
governance processes that are truly open, in-
clusive and transparent on the one hand, and 
on the other hand those with the potential 
to actually produce tangible results“.6 Hier 
wird das Problem des zivilgesellschaftlichen 
PbD sichtbar: Misslingt die Gratwanderung 
zwischen verfahrensmäßiger Legitimation 
und politischer Wirksamkeit, so droht das 
zivilgesellschaftliche PbD in die Verfallsform 
eines Pseudo-Dialogs ohne Durchschlagskraft 
abzurutschen.

Zusammenfassend lässt sich der explorative 
Katalog verschiedener PbD-Ansätze wie folgt 
darstellen:

Tab. 2: Alternative PbD Formen

Interessen-
vertreterinnen
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Was lässt sich aus diesem Katalog nun für 
die Bestimmung eines demokratischen PbD 
lernen?

4 |	 Partizipatives PbD – oder: Privacy by 
Design demokratisieren

In den 1970er und 1980er Jahren entwickelte 
sich im Zuge der Computerisierung der Ar-
beitswelt in Skandinavien ein Gestaltungsan-
satz, der ausdrücklich auf die „democratisati-
on of work life“ abzielte (Andersen et al. 2015: 
251): Im Participatory Design sollten jene, die 
von der Computerisierung betroffen waren, 
bei der Gestaltung eine Stimme erhalten. Im 
Sinne eines auf Demokratisierung abstellen-
den Partizipativen PbD stellt sich heute diese 
Frage neu: Wer sind die von der digitalen 
Vernetzung Betroffenen? Wer von Ihnen 
sollte eine Stimme bei der Neuverhandlung 
des Privaten erhalten? Wer kann und sollte 
welche Expertise beisteuern? An welchen 
Erfahrungen und Praktiken orientieren sich 
die Gestaltungsprozesse? 

Während das Participatory Design im 
Kontext der vergleichsweise überschaubaren 
Settings des Arbeitsplatzes entwickelt wurde, 
weisen die digitalen Vernetzungsprozesse 
heutiger Sozialformationen doch andere Aus-
maße auf. Die Ökologie der oben explorativ 
analysierten PbD-Strategien scheint mit diesen 
Ausmaßen überfordert, es fehlen routinier-
te Modi des Einbezugs der verschiedenen 
Stakeholder: Der Staat und seine Legislative 
versuchen die längst transnational organi-
sierten Prozesse einzufangen (staatliches 
PbD), entsprechend fällt es der Judikative 
zunehmend schwer, Regulierungsfunktionen 
auszuüben (rechtliches PbD). Die industrielle 
Logik der Datenökonomien reproduziert sich 
derweil auf dem Niveau der monopolartigen 
global player (industrielles PbD), flankiert von 
einer marktförmigen Aussicht auf Privatheit 
für jene, die über die entsprechenden materi-
ellen und intellektuellen Ressourcen verfügen 
(marktförmiges PbD). 

Die Individuen sehen sich vom Umgang 
mit der enormen Komplexität soziodigitaler 

Infrastrukturen stark überfordert (individuelles 
PbD). Daher erweist sich ihre Stimme als un-
terrepräsentiert in den Prozessen der Neuerfin-
dung des Privaten. Sofern Nutzerinnen in der 
Neuaushandlung des Privaten als Individuen 
agieren, bleiben ihre Interessen, Vorstellungen 
und Wünsche schwach organisiert und folglich 
kaum durchsetzbar (intermediäres PbD). Über 
diese Gruppe hinaus sitzen auch betroffene 
Dritte bei der Neuaushandlung des Privaten 
nicht mit am Tisch (zivilgesellschaftliches 
PbD). Im Resultat wirken die Mischungsver-
hältnisse zwischen den einzelnen Strategien so, 
dass sie die eine oder andere Logik einseitig 
betonen, ohne dabei andersartige Gegenhalte 
zu installieren.

Voraussetzung eines Partizipativen PbD 
wäre folglich die Herstellung eines besser aus-
tarierten Gleichgewichts in der PbD-Ökologie. 
In dem Maße, in dem individuelle, staatliche 
sowie rechtliche Strategien unter den gegen-
wärtigen Bedingungen wegen Überforderung, 
mangelhafter Interessenrepräsentation und 
Reichweite stumpf bleiben, dominieren in-
dustrielle und marktförmige PbD-Formen das 
Geschehen. Die Erfindung von intermediären 
und zivilgesellschaftlichen Institutionen, die 
bislang unterrepräsentierten Interessen Ge-
wicht verleihen, könnte diese Interessen als 
ernstzunehmendes Gegengewicht zu den do-
minierenden Größen etablieren. Denn indem 
die fraglichen Interessen ins Spiel gebracht 
würden, verspräche dies auch die Wirkungs-
weise bestehender PbD-Strategien umzulenken. 
So wäre es etwa durchaus denkbar, dass das 
staatliche PbD seiner paternalistischen Logik 
verlustig ginge, wenn durch intermediäre und 
zivilgesellschaftliche Interessenorganisation 
entsprechender öffentlicher Druck aufgebaut 
würde.

Die Entstehung einer solchen Situation 
setzt jedoch wiederum Partizipation in einem 
spezifischen Sinne voraus. Partizipation kann 
vieles heißen, denn „agency is always derived 
from many interfering sources, rather than 
possessed by individuals (…) different forms 
of participation come into existence in 
various ways and situations“ (ebd.). In dem 

Demokratische Privacy by Design
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Sinne verfügen Nutzerinnen und Betroffene 
in unzureichendem Maße über agency, über 
Handlungsmächtigkeit. Die Ironie, die die 
PbD-Analyse zutage fördert, liegt nun darin, 
dass sie solche Partizipationsfähigkeit gerade 
nicht durch individuelles Tun erlangen, son-
dern durch Delegation. Partizipation wird 
nämlich im digitalen Kapitalismus als Mittel 
der wertschöpfenden Einbindung in vorgege-
benem Rahmen geradezu inflationiert (Lamla 
2013: 274) – als Mittel der fokussierten kol-
laborativen Gestaltung digitaler Umgebungen 
und Infrastrukturen hingegen weitgehend 
verspielt. 

Als Parallele lässt sich hier an die Erfindung 
von Formen der betrieblichen Mitbestim-
mung oder der einstmals neuen Institution 
der Gewerkschaft denken. Die 1986 vom 
Datenschutzpionier Wilhelm Steinmüller auf-
geworfene Frage erweist sich folglich als nach 
wie vor aktuell: „Die Situation ist absurd: Aus 
der ersten Industrialisierung (…) entstand der 
moderne Kapitalismus und die Arbeiterbewe-
gung (…) Nun beginnt mit Macht die zweite 
Phase der Industrialisierung, der Kopfarbeit 
und der Kommunikation mittels der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien. 
Wer aber vertritt die neuen Entrechteten?“ 
(Steinmüller 1988: 12) Die Möglichkeit der 
Entwicklung eines demokratischen PbD wird 
davon abhängen, ob auf diese Frage eine Ant-
wort gefunden wird.

Anmerkungen
1	 Diese Arbeit wurde mit Mitteln des Bun-

desministeriums für Bildung und Forschung 
unter dem Förderkennzeichen 16KIS0103 
gefördert. Verantwortlich für den Inhalt 
der Veröffentlichung sind die Autoren. Wir 
bedanken uns im Übrigen sehr herzlich für 
die hilfreichen Anmerkungen der Herausge-
berinnen. 

2	 Da dieser Beitrag explorativen Charakter 
hat, behaupten wir keine „Vollständigkeit“ 
der von uns identifizierten Pfade – es geht 
uns lediglich darum, die Existenz von Alter-
nativen überhaupt aufzuzeigen.

3	 https://privacy.google.com/intl/de/# 
[14.03.17].

4	 http://www.netmundial.org/ [14.03.17].
5	 https://www.eff.org/deeplinks/2014/08/

internet -governance-and-netmundial -
initiative-flawed-attempt-turning-words-action 
[14.03.17].

6	 https://www.eff.org/deeplinks/2014/08/
internet -governance-and-netmundial -
initiative-flawed-attempt-turning-words-action 
[14.03.17].

Literatur

Acquisti, Alessandro 2009: Nudging Pri-
vacy. The Behavioral Economics of Personal 
Information. In: IEEE Security & Privacy, Jg., 
Heft 6, 82-85.

Andersen, Lars Bo/Danholt, Peter/Hals
kov, Kim/Hansen, Nicolai Brodersen/Lau-
ritsen, Peter 2015: Participation as a Matter of 
Concern in Participatory Design. In: CoDesign: 
International Journal of CoCreation in Design 
and Arts, Jg. 11, Heft 3, 250-261.

Becker, Carlos/Seubert, Sandra 2016: 
Privatheit, kommunikative Freiheit und De-
mokratie. In: Datenschutz und Datensicherheit 
2/2016, 73-78.

boyd, danah 2012: Networked Privacy. 
In: Surveillance & Society, Jg. 10, Heft 3/4, 
348-350.

Büttner, Büttner, Barbara/Geminn, 
Christian L./Hagendorff, Thilo/Lamla, Jörn/
Ledder, Simon/Ochs, Carsten/Pittroff, Fabian 
2016: Die Reterritorialisierung des Digitalen: 
Zur Reaktion nationaler Demokratie auf die 
Krise der Privatheit nach Snowden. Kassel: 
Kassel University Press.

Cavoukian, Ann/Weiss, Justin 2012: 
Privacy by Design and User Interfaces. Emerg-
ing Design Criteria – Keep it User-Centric. 
https://www.ipc.on.ca/wp-content/uploads/
Resources/pbd-user-interfaces_Yahoo.pdf 
[14.03.17.

Cavoukian, Ann/Shapiro, Stuart/Cronk, 
R. Jason 2014: Privacy Engineering: Proactively 
Embedding Privacy, by Design. https://www.
ipc.on.ca/wp-content/uploads/Resources/

Carsten Ochs/Jörn Lamla



| 199

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

pbd-priv-engineering.pdf [14.03.17].
Cohen, Joshua/Rogers, Joel 1992: 

Secondary Associations and Democratic 
Governance. In: Politics and Society Jg. 20, 
Heft 4, 393-472.

Dewey, John 1996: Die Öffentlichkeit und 
ihre Probleme. Bodenheim: Philo.

Hes, Ronald/Borking, John 2000: Pri-
vacy-Enhancing Technologies: The Path to 
Anonymity. Revised Edition. The Hague: 
Registratiekamer.

Kammerer, Dietmar 2014: Die Enden 
des Privaten. Geschichten eines Diskurses. 
In: Garnett, Simon/Halft, Stefan/Herz, Mat-
thias/Mönig, Julia Maria (Hg.): Medien und 
Privatheit. Passau: Karl Stutz-Verlag, 243-258.

Ladeur, Karl-Heinz 2012: Neue Institutio-
nen für den Daten- und Persönlichkeitsschutz 
im Internet: ,Cyber Courts‘ für die Blogosphe-
re. In: Datenschutz und Datensicherheit 
10/2012, 711-715. 

Lamla, Jörn 2013: Verbraucherdemokratie. 
Politische Soziologie der Konsumgesellschaft. 
Berlin: Suhrkamp.

Lamla, Jörn/Ochs, Carsten 2017: Der 
NSA-Skandal als Krise der Demokratie? 
Selbstreflexionen der Öffentlichkeit in der 
Privacy-Arena. In: Hahn, Kornelia/Langenohl, 
Andreas (Hg.): Kritische Öffentlichkeiten – 
Öffentlichkeiten in der Kritik. Wiesbaden: 
VS, 83-112.

Latour, Bruno 2009: A Cautious Pro-
metheus? A Few Steps Toward a Philosophy 
of Design (with Special Attention to Peter 
Sloterdijk). http://www.bruno-latour.fr/sites/
default/files/112-DESIGN-CORNWALL-GB.
pdf [14.03.17].

Law, John 1987: Technology and Hetero-
geneous Engineering: The Case of Portuguese 
Expansion. In: Bijker, Wiebe E./Hughes, 
Thomas P./Pinch, Trevor J. (Hg.): The So-
cial Construction of Technological Systems. 

Cambridge (Mass.) & London: MIT-Press, S. 
111-134.

Mayer-Schönberger, Viktor 2012: Sepa-
rated at Birth? Über die gesellschaftlichen 
Verfügungsmechanismen von Information am 
Beispiel Datenschutz und Urheberrecht. In: 
Busch, Andreas/Hofmann, Jeanette (Hg.): 
PVS-Sonderheft ‚Politik und die Regulierung 
von Information‘. Baden-Baden: Nomos, 
190-207.

Pohle, Jörg 2015: Das Scheitern von Da-
tenschutz by Design. Eine kurze Geschichte 
des Versagens. In: FIfF-Kommunikation 32(2), 
41-44.

Ochs, Carsten 2015: „Selbstdatenschutz“, 
oder: Kollektive Privatheitspraktiken als poli-
tisches Handeln in digitalen Öffentlichkeiten. 
In: Forschungsjournal soziale Bewegungen 3 
(2015), 45-54.

Roßnagel, Alexander/Nebel, Maxi 2015: 
(Verlorene) Selbstbestimmung im Datenmeer: 
Privatheit im Zeitalter von Big Data. In: Daten
schutz und Datensicherheit 7/2015, 455-459.

Sawyer, Steve/Jarrahi, Mohammad Hos-
sein 2014: Sociotechnical Approaches to the 
Study of Information Systems. In: Tucker, 
Allen/Gonzalez, Teofilo/Topi, Heikki/Di-
az-Herrera, Jorge (Hg.): Computing Handbook 
(3rd Edition), Vol. II. Boca Raton: CRC Press, 
5/1-5/27.

Steinmüller, Wilhelm 1988: Vorwort des 
Herausgebers. In: Ders. (Hg.): Verdatet und 
vernetzt. Sozialökologische Handlungsspielräu-
me in der Informationsgesellschaft. Frankfurt 
a.M.: Fischer, 12-14.

Winter, Max 2017: Demokratietheoretische 
Implikationen des Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung. In: Friedewald, Michael/
Lamla, Jörn/Roßnagel, Alexander (Hg.): In-
formationelle Selbstbestimmung im digitalen 
Wandel. Wiesbaden: Springer, 37-48.

Demokratische Privacy by Design



200 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

200 |	Pulsschlag

Analyse
.....................................................................................................................................

Die „dunkle Seite der 
Zivilgesellschaft“ – Weniger 
Empörung, mehr Aufklärung bitte!

Während in Deutschland die „helle Seite“ der 
Zivilgesellschaft von Rekord zu Rekord immer 
höherer Engagementquoten eilt (Freiwilligen-
survey 2014) und sich hierfür z. B. in Form 
von Ehrenamtspreisen und Aktionswochen 
zu Recht selbst feiert, tritt die dunkle(re) 
Seite der Zivilgesellschaft in Gestalt etwa von 
Pegida-Märschen, „besorgten Bürgern“ und 
rechtslastig-rassistischen Ehrenamtlern immer 
offensichtlicher aus dem Schatten von Wahl
enthaltung oder Frustration. 

Blickt man auf die Ergebnisse des aktuel-
len Freiwilligensurveys, der das individuelle 
bürgerschaftliche Engagement regelmäßig im 
Abstand von fünf Jahren vermisst, so könnte 
man sich ob der zuletzt stark gestiegenen 
Engagementquoten bequem und beruhigt 
zurücklegen in dem Gefühl, dass sich die Ge-
sellschaft zunehmend aktiv in die Gestaltung 
der Zukunftsherausforderungen einbringt 
und damit Politik und Verwaltung entlastet. 
Angeblich sind laut Freiwilligensurvey die 
Engagementquoten in fünf Jahren von 2009 
bis 2014 um mehr als ein Fünftel gestiegen, 
und zwar von 35,9 auf nunmehr 43,6 Prozent. 
Dies bedeutet, dass die Zahl der Engagierten 
in Deutschland in diesem Zeitraum um mehr 
als 20 Prozent von 24 auf knapp 31 Millionen 
angestiegen ist (Roth 2016). 

Tatsächlich zeigt sich die Stärke unserer 
Zivilgesellschaft gerade etwa in dem für 
viele überraschend hohen Engagement für 
geflüchtete Menschen, z. B. in den zahllosen 
Willkommensinitiativen, die seit 2014 und 
verstärkt dann 2015 wie Pilze aus dem Boden 
zu schießen schienen. Das Wachstum der 
Quoten des bürgerschaftlichen Engagements 
lässt sich hiermit aber gerade nicht erklären, 
weil der Freiwilligensurvey nur das individuelle 
Engagement bis zum Jahr 2014 abgefragt hat. 
Einen Erklärungsansatz bietet Roland Roth, 

der die Methoden und die Befragungskriterien 
des Freiwilligensurveys analysiert hat: „Die 
Spurensuche führt zu einem neu entwickelten 
Kriterienkatalog, der Tätigkeiten dann als 
Engagement wertet, wenn sie aktiv, unentgelt-
lich, öffentlich und gemeinschaftlich ausgeübt 
werden. Verzichtet wird dabei explizit auf die 
Dimensionen „Freiwilligkeit“ und „Gemein-
wohlorientierung“. Vor allem der Verzicht auf 
die Gemeinwohldimension ist folgenreich, geht 
es doch um ein entscheidendes Merkmal der 
gesamten Engagementdebatte.“ (Roth 2016: 2)

Folgenreich ist jener Verzicht vor allem 
unter dem Gesichtspunkt des Einordnens 
von zivilem, bürgerschaftlichem Engagement 
in Abgrenzung zu unzivilem, exkludierendem 
oder gar rassistisch-menschenfeindlichem „En-
gagement“. Es kann somit nicht ausgeschlossen 
werden, dass die hohen und ermutigenden 
Engagementquoten des Freiwilligensurveys 
zum Teil auch auf entmutigender Zunahme 
nicht gemeinwohlorientierten Ehrenamts mit 
braunem Beigeschmack basieren.

Kontrastiert wird jener positive Befund des 
Freiwilligensurveys mit den seit 2014 verstärkt 
mobilisierenden „Bürgerbewegungen“ wie 
Pegida in Dresden oder ihren Ablegern in 
zahlreichen Städten dieser Republik. Dieses 
„dunkle Engagement“ korrespondiert ferner 
mit der stark gestiegenen Anzahl an Angriffen 
und Übergriffen auf Asylbewerber-Unterkünf-
te im Jahr 2015 auf über 1000 Straftaten wie 
Brandstiftung, Hakenkreuz-Schmierereien oder 
Sachbeschädigungen.

Das Verdienst des Forschungsjournals Neue 
Soziale Bewegungen war es seinerzeit, bereits 
im Jahr 2008 unter dem Titel „Rechtsradikale 
Zivilgesellschaft“ (Forschungsjournal NSB, 
4/2008) auf jene dunklen Seiten von „Ehren-
amt“ und „bürgerschaftlichem“ Engagement 
hinzuweisen und nachzuweisen, dass die Kon-
zeptualisierung des Begriffs Zivilgesellschaft 
entscheidend ist, um diese Schattenseiten von 
Engagement analysieren zu können. Begreift 
man Zivilgesellschaft rein bereichslogisch als 
Sphäre jenseits von Staat, Wirtschaft und 
Familie, so ließe sich rassistisch konnotiertes 
Engagement etwa im Sportverein oder im El-
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ternbeirat bzw. das Wirken rechtradikaler Ver-
eine (als Organisationen des Dritten Sektors) 
durchaus als zivilgesellschaftlich definieren. 
Demgegenüber wird das handlungslogische 
Konzept von Zivilgesellschaft „als ein Ensem-
ble von Interaktionen verstanden, die auf das 
Gemeinwohl zielen, gewaltfrei sind und auf der 
Anerkennung des Anderen beruhen.“ (Teune: 
18). Nur unter diesen normativen Bedingun-
gen lässt sich ein „Ehrenamt“ eines Rassisten 
z. B. im Sportverein, der sein Engagement 
ausschließlich für „Biodeutsche“, nicht aber 
für Menschen mit Migrationsgeschichte leistet, 
als Widerspruch zum zivilgesellschaftlichen 
Engagement begreifen. 

Um den analytischen Blick auf unziviles 
und pseudo-bürgerschaftliches Engagement zu 
schärfen, fordert Richard Gebhardt eine Kon-
frontation mit den zahlreichen Widersprüchen 
rechtspopulistischer „Bürgerbewegungen“ an 
Stelle einer Beteiligung an Empörungsspiralen 
(Gebhardt 2016). So richtig und wichtig es 
ist, klar und eindeutig Position zu beziehen 
gegen rechte, rassistische und menschenver-
achtende Einstellungen und Handlungen, so 
notwendig bleibt es darüber hinaus jedoch, 
mit kühlem Kopf ebenjene Widersprüche 
rechter Bewegungen zu analysieren. Neben 
den programmatischen Widersprüchen z. B. 
im Parteiprogramm der AfD (v. a. mit Blick 
auf deren Positionen zu Finanz-, Fiskal- und 
Arbeitsmarktpolitik sowie zur Verteidigungspo-
litik) fallen demokratiepolitische Widersprüche 
ins Gewicht, die stärker gerade auch von der 
wachsenden „Partizipationsszene“ hierzulande 
thematisiert werden sollten. Dies gilt z. B. für 
das Eintreten von Rechtspopulisten für mehr 
direkte Demokratie nach Schweizer Vorbild bei 
gleichzeitiger Proklamation des Abbaus von 
Bürgerrechten und Partizipationsmöglichkeiten 
für Menschen, die eher artikulationsschwach 
sind und häufig Diskriminierungen in Deutsch-
land ausgesetzt sind. 

Mehr Kooperation wagen!
Neben dem kühlen Kopf zur Analyse ist darü-
ber hinaus mehr praxisbezogene Zusammenar-
beit zur Stärkung der (lokalen) Demokratie in 

Deutschland erforderlich. In diesem Kontext 
plädiert der Verfasser dieses Beitrags für deut-
lich mehr Kooperation der Akteure desjenigen 
Teils der Zivilgesellschaft, der sich für Bürger-, 
Minderheiten- und Menschenrechte einsetzt 
und damit das bürgerschaftliche Engagement 
als Brücke zwischen den diversen Milieus, 
Schichten und Gruppen dieser Gesellschaft 
begreift. Damit dieses brückenbauende Engage-
ment in Politik und Gesellschaft wirkungsvoller 
werden kann, braucht es mehr Wille zur Ko-
operation und Synergie. Drei Beispiele aus der 
Praxis sollen illustrieren, wo es innerhalb der zi-
vilgesellschaftlichen Akteurs-Szene noch hapert 
mit Analyse- und Kooperationsbereitschaft:

Engagementinfrastruktur: Die Bedeutung 
von Infrastruktureinrichtungen, die bürger-
schaftliches Engagement fördern, beraten, 
qualifizieren und entsprechende Projekte ent-
wickeln, wird zu Recht hoch eingeschätzt. Vor 
diesem Hintergrund gewinnt die Forderung 
nach dauerhafter, langfristiger Finanzierung 
etwa von Freiwilligenagenturen, Seniorenbüros, 
Bürgerstiftungen oder Mehrgenerationenhäu-
ser an Plausibilität. Es bleibt im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2017 abzuwarten, ob die 
eingeforderte nachhaltige Finanzierung etwa 
im Rahmen eines Bundesgesetzes umgesetzt 
wird. So innovativ diese engagementfördern-
den Einrichtungen sind mit Blick auf Bereiche 
wie Bildung, Kultur, Umwelt oder Integrati-
on, so unzureichend ist deren Bereitschaft, 
an zentralen (Bundes-)Programmen gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus teilzuneh-
men. Ein Blick etwa in die Zwischenbilanz des 
Bundesprogramms „Demokratie leben!“, das 
staatlichen Behörden und Kommunen, aber 
auch zivilgesellschaftlichen Organisationen 
beträchtliche Finanzmittel zur Strategie- und 
Projektentwicklung gegen Rechts zur Verfü-
gung stellt, zeigt eine ernüchternde (Nicht-)
Teilnahme der viel gelobten Engagementin-
frastruktur. Lediglich eine Freiwilligenagen-
tur, nämlich die in Halle/Saale, partizipiert 
aktiv am Bundesprogramm (Strategie der 
Bundesregierung zur Extremismusprävention 
und Demokratieförderung 2016), obwohl 
eine wichtige Programmsäule in rund 240 
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Kommunen sogenannte „Partnerschaften für 
Demokratie“ etablieren hilft – mithin also die 
lokale Ebene, an der Freiwilligenagenturen, Se-
niorenbüros oder Bürgerstiftungen zunehmend 
als wichtige Player die Kommunalentwicklung 
mitgestalten. Der Verfasser selbst arbeitet als 
Berater im Kontext des Bundesprogramms und 
kann konstatieren, dass leitende Personen der 
Engagementinfrastruktur oftmals nicht einmal 
in den ehrenamtlichen Gremien wie z. B. den 
Begleitausschüssen mitwirken, in denen die 
Bundesmittel an geeignete Projektträger verteilt 
werden. Selbst ausdrückliche Einladungen an 
etliche Freiwilligenagenturen, an Bundes- und 
Landesprogrammen gegen Rechts etwa als 
Koordinierungsstelle gestaltend mitzuwirken, 
erfuhren keine Resonanz. 

Netzwerke der Zivilgesellschaft: In den 
letzten Jahren entstanden aus der Mitte der 
Zivilgesellschaft einige Netzwerke, die sich 
zum Ziel setzen, Engagement, Bürgerbetei-
ligung und Partizipation in Deutschland zu 
stärken. Während sich das Bundesnetzwerk 
Bürgerschaftliches Engagement (BBE) allmäh-
lich der Thematik der zivilgesellschaftlichen 
Bekämpfung von Rechtsextremismus widmet 
(u.a. durch Modellprojekte im Rahmen des 
erwähnten Bundesprogramms „Demokratie 
leben!“), wird die Instrumentalisierung von 
Bürgerbeteiligung und Bürgerentscheiden 
durch Rechtspopulisten und -extremisten im 
2011 gegründeten Netzwerk Bürgerbeteili-
gung bislang ausgeblendet. Obwohl in diesem 
Netzwerk rund 700 Einzelpersonen mitwirken, 
die u. a. einflussreiche und kompetente Think-
Tanks und Kommunikationsagenturen reprä-
sentieren, erfuhr die Initiative eines inzwischen 
verstorbenen Netzwerkers eine bescheidene 
Resonanz: Lediglich drei Netzwerker wollten 
sich systematisch mit Gegenstrategien gegen 
rechte Agitatoren auseinandersetzen, und zwar 
insbesondere mit deren Instrumentalisierung 
von Verfahren direkter Demokratie zum 
Zwecke von Hetze und Diskriminierung. Es 
bleibt abzuwarten, ob und inwieweit sich das 
Netzwerk Bürgerbeteiligung hierzu mit seiner 
gebündelten Expertise zu Qualitätsstandards 
und Gelingensbedingungen von Partizipation 

positioniert und die Widersprüche dieser 
„rechten Demokratiebewegung“ demaskiert. 

Lobbyeinrichtungen für mehr Demokratie: 
Der Verein Mehr Demokratie e. V., der sich be-
reits seit den 1990er Jahren kompetent und mit 
vielen zum Teil erfolgreichen Kampagnen für 
die Stärkung direktdemokratischer Verfahren 
auf der Ebene der Kommunen und der Bun-
desländer einbringt, wurde von erfolgreichen 
populistischen Referenden wie dem „Brexit“ 
oder der schweizerischen „Ausschaffungsin-
itiative“ zur erleichterten Abschiebung von 
Ausländern kalt erwischt. Während der Verein 
in den letzten Jahren überwiegend von progres-
siven Parteien, Verbänden und Bündnissen viel 
Unterstützung erfuhr, muss er nun realisieren, 
dass die öffentlichkeitswirksamsten Forderun-
gen nach Volksentscheiden von Rechtsaußen 
artikuliert werden. Mehr Demokratie e. V. 
müht sich mit Positionsbestimmungen und 
Klarstellungen etwa gegen plebiszitäre De-
mokratie „von oben“, die in erster Linie dem 
Machterhalt regierender Parteien dienen, dieser 
Instrumentalisierung von rechts entgegenzu-
wirken. Allerdings ist die Reichweite dieser 
vereinsinternen Debatten und Publikationen 
eher gering angesichts der überschaubaren 
Mitgliedszahlen dieser Lobbyeinrichtung für 
mehr direkte Demokratie in Deutschland.

Perspektiven verstärkter Kooperation
Um die Synergie zu verbessern zwischen den 
einzelnen demokratiestärkenden Akteurs
konstellationen, die vielfach noch sehr stark 
versäult innerhalb ihrer jeweiligen Milieus 
agieren und nur punktuell und kontingent 
mit benachbarten Akteursnetzen interagieren, 
werden abschließend Perspektiven verstärkter 
Kooperation skizziert:

Öffnung von Netzwerken gegen Rechts in 
den Bundesländern und in den Kommunen 
für Akteure der Engagementförderung: In 
sämtlichen 16 Bundesländern arbeiten seit rund 
10 Jahren sogenannte Beratungsnetzwerke, in 
denen staatliche und nicht-staatliche zivilge-
sellschaftliche Organisationen gemeinsame 
Interventions- und Beratungsstrategien bei 
rechtsextremen Vorfällen erörtern. Vertreter/
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innen von Fachressorts der jeweiligen Lan-
desregierungen arbeiten hier auf Augenhöhe 
mit Landesverbänden und Netzwerken der 
Zivilgesellschaft zusammen, so z. B. die Dach-
verbände aus den Bereichen Kultur, Sport, Ju-
gend und Wohlfahrt. Auffällig ist hierbei, dass 
zentrale Akteure der Engagementförderung 
zumindest in westdeutschen Beratungsnetz-
werken deutlich unterrepräsentiert bzw. gar 
nicht vertreten sind. Ähnliches lässt sich für 
die kommunale Ebene konstatieren. In (zu) 
vielen der rund 240 lokalen „Partnerschaften 
für Demokratie“ spielen engagementfördernde 
Einrichtungen kaum eine Rolle. Dies sollte 
sich grundlegend ändern, zumal das bis Ende 
2019 laufende Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ in seiner aktuellen Förderrichtlinie 
explizit die Förderung von bürgerschaftlichem 
Engagement und zudem Jugendpartizipation 
hervorgehoben hat. Der Blick auf die Genese 
der seit 2001 aufgelegten Bundesprogramme 
zur Prävention von Rechtsextremismus macht 
offensichtlich, dass genau dies erwünscht ist: 
die Brücke zu schlagen zwischen den antifa-
schistischen Initiativen und Bündnissen gegen 
Rechts und den auf langfristige Prävention und 
Empowerment setzenden Projekten für eine 
starke und vielfältige Demokratie (vor Ort).

„Partizipation dort, wo es wehtut!“: Analog 
zur Öffnung von Netzwerken gegen Rechts soll-
te umgekehrt auch der Versuch unternommen 
werden, Partizipationsprojekte zu öffnen für 
Fragestellungen und Bereiche, die besonders 
heikel oder kontrovers erscheinen und in denen 
besonders gerne Rechtspopulisten agitieren und 
hetzen in der Annahme, den „Volkswillen“ effek-
tiv mobilisieren zu können. Beteiligungsverfah-
ren und Partizipationsmethoden sollten mithin 
verstärkt konzipiert und umgesetzt werden z. B. 
bei Strategien der Integration von Migrant/
innen oder auch im Vorfeld der Planungen zu 
Flüchtlingsunterkünften. In diesen Anwendungs-
bereichen von Partizipation und Teilhabe liegen 
zudem ermutigende Beispiele aus der Praxis vor. 

Als good practice kann verwiesen wer-
den auf die sogenannten „Bürgerräte“ als 
Modellprojekt partizipativer Demokratie im 
Österreichischen Bundesland Vorarlberg (Büro 

für Zukunftsfragen 2014). Dieses landesweit 
organisierte Beteiligungsverfahren wird zwei-
mal jährlich von der dortigen Landesregierung 
einberufen, um die Vorarlberger Bevölkerung 
bei wichtigen Fragestellungen der Landesent-
wicklung einzubinden. So spielte die Aufnahme 
und Integration von geflüchteten Menschen 
auch in Vorarlberg in den letzten Jahren eine 
wichtige Rolle. 640 Personen wurden im Juni 
2015 aus dem Melderegister per Zufallsprinzip 
ausgewählt und zum landesweiten Bürgerrat 
zum Asyl- und Flüchtlingswesen in Vorarlberg 
eingeladen. In zwei öffentlichen Bürgercafés 
wurden die Ergebnisse des Bürgerrats der inter-
essierten Bevölkerung und den politischen Ent-
scheidungsträger/innen präsentiert, diskutiert 
und um die Eindrücke und Erfahrungen der 
Anwesenden bereichert. Der Bürgerratsbericht 
umfasst die Ergebnisse der drei Veranstaltun-
gen und ist damit die Grundlage für die Be-
fassung der Landesregierung mit dem Thema, 
welche die Ergebnisse zudem an den Landtag 
und die Vorarlberger Gemeinden weiterleite-
te. Im Herbst 2015 erfolgte auf Basis dieser 
Befassung eine ausführliche Rückmeldung zu 
getroffenen bzw. zu treffenden Maßnahmen 
von Seiten der Landesregierung. 

Die Stimmberechtigten in Vorarlberg haben 
bei der Wahl zum österreichischen Bundes-
präsidenten Ende 2016 mit 62,5 % überdurch-
schnittlich hoch für den Kandidaten Van der 
Bellen und gegen den Rechtspopulisten Hofer 
gestimmt. Inwieweit die Verankerung von 
Partizipationsverfahren wie dem Bürgerrat in 
der Landesverfassung korreliert mit diesen 
vergleichsweise anti-populistischen Wahlergeb-
nissen, wäre eine lohnende Forschungsfrage 
für künftige empirische Partizipationsstudien 
und Evaluationen. 

Martin Rüttgers, Diplom Politikwissen-
schaftler, leitet das Institut für Politikberatung 
& Forschung in Köln und unterstützt als 
Berater Kommunen und Landesbehörden bei 
der Entwicklung von Strategien der Demo-
kratieentwicklung sowie der Prävention von 
Rechtsextremismus. Kontakt: info@politik
beratung-ruettgers.de
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Zivilgesellschaftliches 
Engagement gegen Abschiebungen 
in Brandenburg

Während meiner Recherche zu Willkommensi-
nitiativen in Brandenburg wurde ich auf Initiati-
ven in Forst und Potsdam aufmerksam, die sich 
gegen die Abschiebung zweier Roma-Familien 

aus Serbien engagierten. Trotz des starken 
zivilgesellschaftlichen Engagements um die 
bereits „bestens integrierten“ Familien lehnte 
der Brandenburger Innenminister Karl-Heinz 
Schröter (SPD) die Ersuchen der Härtefall-
kommission ab. Während Familie Novakovic 
aus Forst infolgedessen bereits im April 2016 
ausreisen musste, bekam Familie Birkic aus 
Potsdam kurz vor ihrer Abschiebung doch noch 
eine Aufenthaltsgenehmigung. Dieser Beitrag 
geht den Fragen nach, wie Proteste gegen Ab-
schiebungen entstehen und diese erfolgreich 
verhindern können. Es werden zwei Ansätze 
der Sozialen Bewegungsforschung kombiniert: 
die der Politischen Gelegenheitsstrukturen und 
der Ressourcenmobilisierung. Während der An-
satz der Gelegenheitsstrukturen die politischen 
Rahmenbedingungen, z. B. die Offenheit oder 
Geschlossenheit des politischen Systems, die 
Existenz von Verbündeten, Konsens oder Dis-
sens der Eliten, in den Fokus nimmt (McAdam 
1996: 27), sind aus der Perspektive der Res-
sourcenmobilisierungstheorie die Sicherung 
der für ein kollektives Handeln erforderlichen 
Ressourcen und deren Verfügbarkeit von 
zentraler Bedeutung. (Jenkins 1983: 532) Der 
Beitrag knüpft an die wenigen bestehenden 
Arbeiten zu Anti-Abschiebungsprotesten1 an 
und erweitert sie um den Bezug zum „neuen“ 
Engagement in Willkommensinitiativen. 

Von der Willkommens- 
zur Abschiebekultur2

Das starke zivilgesellschaftliche Engagement 
für geflüchtete Menschen steht zunehmend im 
Kontrast zum restriktiven flüchtlingspolitischen 
Kurs der Bundesregierung. Die Einstufung 
von immer mehr Ländern als „sichere Her-
kunftsstaaten“ führt dazu, dass Asylanträge aus 
diesen Ländern in der Regel als „offensichtlich 
unbegründet“ abgelehnt werden und so gan-
ze Gruppen von Menschen ohne eine faire 
Prüfung des Einzelfalls abgeschoben werden 
können. Die Diskriminierung von Roma, vor 
allem in den als „sicher“ geltenden Balkanlän-
dern, wird nicht berücksichtigt (Wenke et al. 
2016: 6). Die Brandenburger Regierung schließt 
sich, unter anderem mit der Organisation und 
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Beteiligung an Sammelabschiebungen, diesem 
Kurs an. Wenn Menschen, die von Willkom-
mensinitiativen begleitet wurden, durch die 
Implementierung restriktiver Gesetze wieder 
gehen müssen, kann dies zu Unmut oder 
Protest führen. 

Proteste in Forst und Potsdam
Sowohl Familie Novakovic als auch Familie 
Brkic waren als Roma in Serbien struktureller 
Diskriminierung und massiven Anfeindungen 
ausgesetzt. Vor allem, um ihren Kindern eine 
bessere Zukunft zu ermöglichen, entschlossen 
sie sich, nach Deutschland zu fliehen, und 
kamen so nach Forst bzw. Potsdam. Trotz 
ihres kurzen und unsicheren Aufenthalts von 
drei bzw. zwei Jahren haben die Familien „alle 
Möglichkeiten genutzt, um in Deutschland 
anzukommen“. Die Eltern fanden Arbeit, 
waren ehrenamtlich aktiv, dolmetschten und 
unterstützten andere Geflüchtete. Die Kinder 
gingen zur Schule und waren Mitglieder im 
örtlichen Sportverein und anderen Gruppen. 

Nachdem die Asylanträge beider Familien 
als „offensichtlich unbegründet“ abgelehnt 
wurden, konnten zahlreiche Unterschriften 
gesammelt werden, um die Fälle vor die Bran-
denburger Härtefallkommission zu bringen. 
Diese wurde 2005 eingerichtet und kann, 
wenn dringende humanitäre und persönliche 
Gründe vorliegen, ein Härtefallersuchen an 
den Innenminister des Landes stellen und so 
in Einzelfällen ein Bleiberecht erwirken. Von 
137 Ersuchen zwischen 2005 und 2014 wurden 
nur sechs von Brandenburger Innenministern 
abgelehnt (HFK 2015:7). Die Ablehnung beider 
Ersuchen durch den Innenminister traf somit 
auf großes Unverständnis und löste weiteres 
Engagement aus. 

Neben der Familie Novakovic selbst wur-
den die Proteste in Forst vor allem von ihrer 
Familienpatin aus der Willkommensinitiative 
„Forster Brücke“ und ihrer Beraterin aus der 
Beratungsstelle des Diakonischen Werks getra-
gen. Unterstützt wurde das Engagement vom 
Flüchtlingsnetzwerk Forst „FlüNet“, dass sich 
aus Vertreter_innen der regionalen Verwaltung, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft zusammen-

setzt. Mit zahlreichen Briefen, die sich an den 
Ministerpräsidenten Dietmar Woidke (SPD) 
und Innenminister Schröter richteten, versuch-
ten die Engagierten, darunter Freund_innen, 
Nachbar_innen, Lehrer_innen und die Schul-
klassen der Kinder, gegen die Entscheidung 
vorzugehen. Sie wurden allerdings weitestge-
hend ignoriert. Um den Fall in eine breitere 
Öffentlichkeit zu tragen, wendeten sich die 
Unterstützer_innen an den Flüchtlingsrat Bran-
denburg und die Presse. Vor allem über das 
„FlüNet“ konnte zusätzlich lokale und regionale 
politische Unterstützung gewonnen werden: 
Sowohl der Bürgermeister Philipp Wesemann 
(SPD) als auch der Landrat des Landkreises 
Spree-Neiße Harald Altekrüger (CDU) setzten 
sich für die Familie ein. Trotz aller Appelle 
und des zivilgesellschaftlichen Engagements 
ließ sich der Innenminister nicht umstimmen: 
Die Familie sei viel zu kurze Zeit in Deutsch-
land, als dass sie hier schon „verwurzelt“ sein 
könne. Außerdem widerspräche ein Verbleib 
der Familie in Deutschland dem Prinzip der 
„sicheren Herkunftsstaaten“. Nachdem ihnen 
von der Ausländerbehörde eine Ausreisefrist 
bis Ende April 2016 gesetzt wurde, beschlossen 
die Novakovics „freiwillig auszureisen“, um 
einer Abschiebung zu entgehen.

Der Widerstand in Potsdam wurde vor allem 
von zwei Vertretern des Stadtteilnetzwerks Pots-
dam-West organisiert. Mit ihrer Initiative „Neue 
Nachbarschaften“ begleiteten sie seit Jahren 
geflüchtete Menschen in einem Wohnverbund 
im Stadtteil und wurden für ihre Arbeit 2014 
mit dem Integrationspreis der Landeshaupt-
stadt ausgezeichnet. Die Unterstützer_innen 
verfassten zunächst einen von 25 namhaften 
Potsdamer Persönlichkeiten unterzeichneten 
Brief, in dem sie den Innenminister zu einer 
Begründung seiner Entscheidung aufforderten. 
Sie wendeten sich ebenfalls an die Presse und 
an den Flüchtlingsrat Brandenburg, der eine 
gemeinsame Pressemitteilung zu den Fällen in 
Forst und Potsdam veröffentlichte. Zusätzlich 
nutzten die Engagierten Kontakte zu lokalpo-
litischen Akteuren, mit deren Hilfe der Druck 
auf den Innenminister erhöht werden sollte. 
Kurz vor dem Ablauf der Duldung im Juni 
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2016 wurde eine Online-Petition gestartet, in 
der der Potsdamer Bürgermeister Jann Jakobs 
(SPD) dazu aufgefordert wurde, sich mit allen 
ihm zur Verfügung stehenden Mitteln dafür 
einzusetzen, dass die Brkics bleiben können. 
Entgegen aller Erwartungen konnte die On-
line-Petition schon nach wenigen Tagen (mit 
12.955 Unterschriften) gestoppt werden – der 
Innenminister revidierte seine Entscheidung 
und gewährte der Familie eine zunächst auf 
zwei Jahre befristete Aufenthaltsgenehmigung.

Die Suche nach Verbündeten
Dass der Innenminister sich in zwei Fällen 
nicht dem Votum der Härtefallkommission 
anschloss, stieß bei vielen Akteuren auf Un-
verständnis. Nicht nur, weil er damit das zivil-
gesellschaftliche Engagement vieler Menschen 
überging, sondern auch, weil die Arbeit der 
Härtefallkommission insgesamt als gefährdet 
angesehen wurde. So konnten die Engagierten 
politische Fürsprecher_innen für die Proteste 
gewinnen. Der Flüchtlingsrat Brandenburg 
und die Presse waren ebenso wichtige 
Verbündete, über die weitere Ressourcen, 
vor allem die Wahrnehmung der Fälle in 
einer breiteren Öffentlichkeit, erschlossen 
wurden. Insgesamt gab es einen Gegensatz 
zwischen geschlossenen Strukturen auf der 
politischen Landesebene, das von Engagierten 
beschriebene „Landesfürstengehabe“ und 
die „rigide Abschiebepraxis“, und offenen 
Strukturen auf lokalpolitischer Ebene. Sowohl 
in Forst als auch in Potsdam wolle man eine 
„gelingende Aufnahme“ geflüchteter Menschen 
gestalten. Im Falle der schrumpfenden Stadt 
Forst wird Zuwanderung auch als Chance 
gesehen.

Da nie ein Treffen der beiden Initiativen 
zustande kam, wurde die Chance verpasst, 
eine Allianz zu bilden und die gemeinsamen 
Ressourcen für den Protest zu bündeln.

Soziale Beziehungen und die Wirkung von 
Emotionen
Über lokale Gelegenheitsstrukturen zur 
gesellschaftlichen Teilhabe konnten sich die 
Familien im Laufe ihres Aufenthalts ein soziales 

Netzwerk aufbauen. Beide Familien wohnten in 
Wohnungen, hatten Zugang zum Arbeitsmarkt 
und die Kinder gingen zur Schule. „Vule“ Brkic 
wurde durch sein tänzerisches Engagement 
Teil der Potsdamer Breakdance-Community 
und eine kleine lokale „Berühmtheit“. Die 
aktiven Willkommensinitiativen trugen durch 
die Schaffung von Orten der Begegnung, die 
Vermittlung von Patenschaften und anderen 
Aktivitäten ebenfalls dazu bei, dass die Familien 
soziale Beziehungen aufbauen konnten. Diese 
waren wichtiger Auslöser der Proteste und 
relationale Ressource der Familien. (Rosen-
berger/Winkler 2013: 127) In den Briefen und 
Veröffentlichungen der Protestierenden wurde 
immer wieder betont, wie „verwurzelt“ und 
„gut integriert“ die Familien sind. Außerdem 
wurde deutlich gemacht, wie schlecht es ihnen 
gehen würde, sollten sie wirklich nach Serbi-
en „in die Perspektivlosigkeit“ abgeschoben 
werden. Vor allem die Schicksale der Kinder 
standen im Zentrum der Empörung. Durch den 
Einfluss von Empathie und Emotionen wurde 
die Hemmschwelle für ein kollektives Handeln 
gesenkt und viele Menschen nahmen an den 
Protestaktionen teil. (vgl. Kern 2008: 124) 

Willkommensinitiativen als Träger der 
Proteste
Dadurch, dass hinter den Protesten nicht 
Privatpersonen, sondern Initiativen standen, 
konnten sie von vornherein auf einige Res-
sourcen zurückgreifen. Die Initiativen hatten 
bereits eine gewisse Infrastruktur, verfügten 
über Räumlichkeiten, finanzielle Mittel, Erfah-
rungen, Netzwerke und Kontakte. Durch ihre 
mehrjährige und erfolgreiche Arbeit sind die 
„Forster Brücke“, das „FlüNet“ und das „Stadt-
teilnetzwerk Potsdam-West“ zumindest auf 
lokaler Ebene bekannt. Mit der Unterstützung, 
oder sogar im Auftrag lokalpolitischer Akteure 
hatten sie vor einigen Jahren damit begonnen, 
„Willkommenskultur“ zu gestalten. Dass der 
Innenminister diese „Integrationsbemühen“ 
konterkariere, wurde während der Proteste 
stark thematisiert. Zusammen mit der Nähe zu 
lokalen politischen Entscheidungsträger_innen 
trug dieser Aspekt zu ihrer Legitimation als 
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Protestakteure bei und erleichterte die Akquise 
von neuen Mitstreiter_innen und Verbündeten. 

Zentral für den Protest in Potsdam war ein 
seit den 1980er Jahren stadtpolitisch aktiver 
Vertreter des Stadtteilnetzwerks, der seine 
Erfahrungen und vor allem seine politischen 
Kontakte in die Protesthandlungen einbrachte. 
Dieses „Beziehungskapital“ wurde genutzt, 
um die Diskussion um den Fall auf informel-
lem Wege in die SPD zu tragen und indirekt 
Druck auf den Innenminister auszuüben. Die 
Petition der Initiative richtete sich daher auch 
an den Bürgermeister und nicht direkt an 
den Innenminister. Die Engagierten setzten 
ihre „Verhandlungsmacht“ als Vertreter eines 
zivilgesellschaftlichen Bündnisses gegenüber 
Politiker_innen, die gewählt werden möchten, 
bewusst ein. Sie zogen beispielsweise in Erwä-
gung, den Integrationspreis zurückzugeben.

Fazit
Für die Entstehung des Engagements waren 
zunächst die sozialen Beziehungen der Fa-
milien wichtig. Über die Diskussion um die 
Härtefallkommission wurden die Proteste 
auf eine politischere Ebene gehoben und die 
Forderungen gingen teils über den Einzelfall 
hinaus. Die Engagierten versuchten, mit Hilfe 
Verbündeter über öffentliche Appelle Druck 
auf den Innenminister auszuüben. Vor allem 
in Potsdam lief jedoch ein großer Teil des 
Protests im Hintergrund ab. So war eine der 
wichtigsten Ressourcen der Zugang zu politi-
schen Kontakten und deren Nutzung. 

Die Untersuchung der beiden ja sehr ähn-
lichen Fälle hat gezeigt, dass Strategien für 
ein erfolgreiches Engagement gegen Abschie-
bungen stark kontextbedingt sind. Sie können 
in Einzelfällen Abschiebungen verhindern. 
Problematisch ist, dass jedes Mal von Neuem 
Ressourcen mobilisiert werden müssen und 
diese endlich sind. Zudem bleibt der Aufbau 
von sozialen Beziehungen vielen Menschen 
verwehrt, die beispielsweise Schnellverfahren 
durchlaufen oder in isolierten Gemeinschafts-
unterkünften untergebracht sind. 

Ob Willkommensinitiativen tatsächlich in 
positivem Zusammenhang mit Anti-Abschie-

bungsprotesten stehen, ist eine Hypothese, die 
es weiter zu überprüfen gilt und die in hohem 
Maß davon abhängt, wie sich die „Willkom-
menskultur“ in Deutschland entwickelt. Über 
direkte Kontakte und die Konfrontation mit 
den Schicksalen der von Abschiebung bedroh-
ten Menschen werden die Absurditäten des 
asylpolitischen Systems für die Engagierten 
greifbarer. Im Fall der Familie Novakovic 
wurde den Protestierenden beispielsweise 
versprochen, dass sie über ein Arbeitsvisum 
zurückkehren könnte. Obwohl Arbeitsstellen 
gefunden wurden, darf die Familie bis heute 
nicht nach Forst zurück. 

Nur eine vernetzte und starke Zivilge-
sellschaft, in der die Stimmen geflüchteter 
Menschen selbstverständlich gehört werden, 
könnte grundlegendere Veränderungen – wie 
die Schaffung von Möglichkeiten zur legalen 
Migration, die Berücksichtigung der Diskrimi-
nierung von Roma in der Regelung zu „sicheren 
Herkunftsstaaten“ oder die Abschaffung von 
Lagerunterbringung – durchsetzen. Bis dahin: 
„Setzt weiter viele Zeichen, dass die geringen 
Spielräume des Asylrechts in Deutschland von 
den verantwortlichen Menschen in Politik und 
Verwaltung zugunsten der bei uns hilfesuchen-
den Menschen und ganz im Sinne der von uns 
gewünschten Neuen Nachbarschaften genutzt 
werden.“ (Zeller 2016)

Ada Sternberg schrieb ihre Bachelorarbeit 
über zivilgesellschaftliches Engagement gegen 
Abschiebungen in Brandenburg an der FU 
Berlin. Sie ist flüchtlingspolitisch aktiv und 
Teil der Initiative „Farfalla“ in Brandenburg. 
Kontakt: adasophiestern@gmail.com.

Anmerkungen
1 Einen guten Überblick gibt Oulios in „Black-

box Abschiebung“ (2013). Das laufende, 
universitätsübergreifende Forschungsprojekt 
„Taking Sides“ untersucht Proteste gegen 
Abschiebungen in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz. (Rosenberger/Winkler 
2013, Schwenken/Kirchhoff 2016).

2 Unter diesem Titel veröffentlichte der Flücht-
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lingsrat Brandenburg eine Pressemitteilung 
(2017), in der die geplante Einrichtung einer 
bundesweiten Abschiebezentrale in Potsdam 
und die Missachtung weiterer Entscheidun-
gen der Härtefallkommission durch den 
Innenminister kritisiert werden. 
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Reaktionen auf (geplante) 
Unterkünfte für Geflüchtete

Deutschland erlebte 2015 die größte Flücht-
lingszuwanderung seit den 1990er Jahren. 
Damals flüchteten 350.000 Kriegsgeflüchtete 
aus Jugoslawien nach Deutschland. Heute sind 
es besonders die Krisengebiete im Nahen und 
Mittleren Osten und Konflikte in afrikanischen 
Staaten, die Menschen zur Flucht zwingen (vgl. 
Aumüller 2015: 7). Knapp 476.650 Menschen 
stellten 2015 einen Asylantrag in Deutschland 
(BMI 2015). Dies stellt die Gesellschaft vor 
eine neue Herausforderung: In Teilen der 
Bevölkerung werden immer wieder rassistische 

Pulsschlag



| 209

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

Ressentiments und Vorbehalte gegenüber 
Geflüchteten laut (Amadeu Antonio Stiftung 
2014: 1). Wie schon in den 1990er Jahren 
greifen organisierte rechtsextreme und auslän-
derfeindliche Gruppierungen diese Stimmung 
auf und schüren gezielt den Hass gegenüber 
Geflüchteten (Amadeu Antonio Stiftung 
2014: 1). So kommt es in vielen Städten und 
Gemeinden, in denen Einrichtungen für Asylbe-
werber_innen vorhanden oder geplant sind, zu 
rechtsextremer Gewalt, Mobilisierungen und 
vehementen Protesten gegen Unterkünfte für 
geflüchtete Menschen, vonseiten der ansässigen 
Bevölkerung (Amadeu Antonio Stiftung/Pro 
Asyl 2014: 6). 

Dennoch gestaltet sich die heutige Situa-
tion anders als in den 1990er Jahren: Trotz 
massiver fremdenfeindlicher Gewalt findet 
sich innerhalb der Gesellschaft auch eine 
Vielzahl an Menschen, die sich aktiv für eine 
Willkommenskultur einsetzen. An einigen 
Standorten verlaufen die Debatten um (ge-
plante) Unterkünfte für Geflüchtete ruhig und 
es wurden unterstützende zivilgesellschaftliche 
Initiativen und Zusammenschlüsse gegründet 
(Amadeu Antonio Stiftung 2014: 1). Ausgehend 
hiervon beleuchte ich innerhalb dieses Beitrags 
die unterschiedlichen Reaktionen – einerseits 
Protest, andererseits Willkommenskultur – auf 
Unterkünfte für geflüchtete Menschen. 

Meine These ist, dass die Reaktionen auf 
Geflüchtetenunterkünfte abhängig sind von 
den politischen Gelegenheitsstrukturen der 
jeweiligen Regionen, in denen die Unterkünfte 
eingerichtet wurden. Der Beitrag ist wie folgt 
aufgebaut: Im ersten Schritt stelle ich die bei-
den Fälle vor – eine Unterkunft für Geflüchtete 
in Marzahn-Hellersdorf und eine Unterkunft 
für Geflüchtete in Wandlitz – und beschreibe 
das politische Umfeld um die Unterkünfte. Ab-
schließend vergleiche ich die beiden Fälle und 
arbeite die wichtigsten Unterschiede heraus. 

Politische Gelegenheiten
Die Verbreitung von menschenfeindlichen 
und undemokratischen Einstellungen in einer 
Gegend, in der Unterkünfte für Geflüchtete 
eingerichtet werden, führen nicht zwingend 

zu Mobilisation (vgl. della Porta/Diani 2006: 
203). Ebenfalls lassen sich die Proteste um 
Geflüchtetenunterkünfte nicht allein durch 
das Vorhandensein oder nicht Vorhandensein 
von Ressourcen ausreichend erklären. Dieser 
Artikel wird daher zeigen, dass Mobilisation 
erst dann möglich ist, wenn es das politische 
Umfeld in Form von politischen Gelegenhei-
ten zulässt (vgl. Meyer 2004: 126; Tarrow 
1998: 85).

Als Schlüsselelement des Ansatzes der poli-
tischen Gelegenheiten kann nach David Meyer 
(2004: 126) die Annahme gesehen werden, dass 
die Chancen von Aktivist_innen, zum Beispiel 
Anhänger_innen zu mobilisieren, entscheidend 
vom politischen Kontext abhängen. Demnach 
suchen Aktivist_innen ihre Ziele, Strategien und 
Taktiken nicht innerhalb eines politischen Va-
kuums aus, sondern werden durch bestehende 
politische Bedingungen maßgeblich beeinflusst 
(Meyer 2004: 127-128). So konnte die Pro-
test- und Bewegungsforschung zeigen, dass 
sich soziale Bewegungen nicht nur wegen neu 
aufkommender Missstände bilden, sondern 
weil etwas im größeren politischen Kontext 
es erlaubt, dass vorhandene Missstände erhört 
werden (della Porta 2008). 

Demnach beschreiben politische Gele-
genheiten unterschiedliche Faktoren eines 
politischen Kontextes, die die Mobilisati-
onsbedingungen von sozialen Bewegungen 
beeinflussen. Bei der Analyse meiner Fälle 
haben sich folgende politische Gelegenheiten 
als besonders relevant herausgestellt: ein 
signifikantes Ereignis als politisches Gelegen-
heitsfenster zur Mobilisation, Unterstützung 
und Bündnispartner_innen, Repression von 
rechtsextremen Gruppen und bestehende 
Strukturen und Netzwerke.

Fallstudie
Ausgehend von den oben festgestellten politi-
schen Gelegenheiten werde ich nun die beiden 
Fälle vorstellen. Innerhalb dieser Fallstudie 
vergleiche ich die Reaktionen der lokalen Be-
völkerung auf Unterkünfte für Geflüchtete an 
zwei Orten. Hierbei konzentriere ich mich auf 
eine Unterkunft in Marzahn-Hellersdorf und 
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eine Unterkunft in Wandlitz. In beiden Fällen 
haben sich Teile der Bevölkerung mobilisiert, 
allerdings mit gegensätzlichen ideologischen 
Zielsetzungen: Während es in Marzahn-Hellers
dorf zu Widerstand gegen Geflüchtete kam, 
wurden Geflüchtete in Wandlitz vorwiegend 
unterstützt und willkommen geheißen. Da 
beide Fälle zu Metropolregion Berlin/Bran-
denburg gehören und sich im früheren Osten 
der Bundesrepublik befinde, lassen sich diese 
gut miteinander vergleichen. 

Marzahn-Hellersdorf: 
Erfolgreiche Mobilisation von rechts
Marzahn-Hellersdorf ist ein sozial schwacher 
Bezirk Berlins, in dem insgesamt 254.000 
Menschen leben. Die Arbeitslosenquote von 
Marzahn-Hellersdorf befindet sich deutlich 
über dem deutschlandweiten Durchschnitt von 
6,7 Prozent (Bundesagentur für Arbeit 2016). 
In Marzahn-Hellersdorf leben, besonders 
im Vergleich zum Berliner Durchschnitt, nur 
sehr wenige Menschen mit Migrationshin-
tergrund (Bezirksamt Marzahn Hellersdorf 
2011). Schon seit Jahren bekommt der Bezirk 
vermehrt öffentliche Aufmerksamkeit wegen 
rechter Mobilisierungen und Übergriffen gegen 
Menschen mit Migrationshintergrund. Diese 
Tendenzen spiegelten sich auch wieder in den 
Wahlergebnissen der Bundestagswahl 2013: 
hier erzielten rechte und rechtspopulistische 
Parteien besonders gute Ergebnisse (Wahlkreis 
Hellersdorf-Marzahn 2013).

Die Geflüchtetenunterkunft in Marzahn 
Hellersdorf erlebte von Anfang an massiven 
fremdenfeindlichen Widerstand. Den politi-
schen Verantwortlichen wurde vorgeworfen, 
dass sie das fremdenfeindliche Potenzial im Be-
zirk unterschätzt haben und vor allem anfangs 
nicht ausreichend mit Geflüchteteninitiativen 
und Antirassismus-Gruppen kooperierten. 
Innerhalb eines längeren Prozesses der Zu-
sammenarbeit konnte der Konflikt entschärft 
werden (Aumüller 2015: 126). 

Nachdem im Sommer 2013 die Nachricht 
der Eröffnung einer neuen Geflüchteten
unterkunft in der Öffentlichkeit publik 
wurde, veranstaltete die Bezirksverwaltung 

Marzahn-Hellersdorf eine öffentliche An-
wohner_innenversammlung, auf der Fragen 
und Sorgen der Anwohner_innen geklärt 
werden sollten (Aumüller et al 2014: 147). Zur 
Teilnahme hierzu mobilisierte auch die kurz 
zuvor gegründete rechte Bürgerinitiative Mar-
zahn-Hellersdorf, die regen Zulauf verzeichnete 
und so relativ schnell ihre fremdenfeindlichen 
und hetzerischen Ansichten verbreiten konnte 
(Berliner Zustände 2014: 28).

Die Veranstaltung eskalierte; Versuche der 
Informationsübermittelung wurden durch laute 
rassistische Zwischenrufe und Sprechchöre 
gestört, wodurch menschenfeindliche Vorur-
teile, tief sitzende Ressentiments und diffuse 
Ängste das Stimmungsbild der Veranstaltung 
dominierten (Amadeu Antonio Stiftung/Pro 
Asyl 2014: 14). Die Veranstaltung stellte somit 
einen guten Ausgangspunkt für die weitere 
Mobilisation der rechtsextremen Kräfte im 
Bezirk dar. Ebenfalls konnte der Protest um 
die Geflüchtetenunterkunft auf eine starke 
rechtsextreme Infrastruktur vor Ort zurückgrei-
fen, gewann hierdurch sehr schnell öffentliche 
Präsenz und übte Repression auf die Menschen 
im Bezirk aus. 

Die rassistische Ablehnung der Geflüchteten
unterkunft rief allerdings auch eine starke Ge-
genmobilisierung hervor. Linken Gruppen und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen wurde 
erst durch die starke rassistische Stimmung auf 
der Anwohner_innenversammlung die akute 
Notwendigkeit einer Reaktion hierauf bewusst. 
Im Zentrum dieser Gegenmobilisation, steht 
die Initiative Hellersdorf hilft (Hh), die sich 
noch in der gleichen Nacht der Anwohner_in-
nenversammlung gründete (Luisa Seydel 2015: 
1; Berliner Zustände 2014: 29).

Wandlitz: 
Aktiv Willkommenskultur gestalten
Wandlitz gehört zum engeren Verflechtungs-
raum Berlins und ist mitten im Naturpark 
Barnim gelegen. In Wandlitz leben insgesamt 
22.133 Menschen. Die Arbeitslosenquote liegt 
in Wandlitz nur minimal höher als der deutsch-
landweite Durchschnitt von 6,7 Prozent. Auch 
in Wandlitz ist der Anteil der Bevölkerung mit 
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Migrationshintergrund sehr niedrig (Bundes-
agentur für Arbeit 2016; Sozialraumanalyse 
2011: 3). Die rechte Wählerschaft in Wandlitz 
ist etwas höher als im bundesweiten Durch-
schnitt (Bundeswahlleiter 2013). 

In Wandlitz stieß die Geflüchtetenunter-
kunft anfangs ebenfalls auf Widerstand und 
Protest, doch konnte die anfängliche negative 
Stimmung durch eine klare Positionierung 
gegen rechts und eine Solidarisierung mit Ge-
flüchteten vonseiten einiger in der Gemeinde 
lebenden Menschen umgewendet werden. Dies 
ist u. a. auf ein massives Engagement aus der 
Zivilgesellschaft und auf eine gute Zusammen-
arbeit zwischen Gemeinde und Zivilgesellschaft 
zurückzuführen. 

Kurz nach der Bekanntgabe der Einrichtung 
einer neuen Unterkunft für Geflüchtete wurde 
auch in Wandlitz eine rechte Bürgerinitiative 
gegründet, die sehr erfolgreich gegen die 
Unterkunft mobilisierte (Amadeu Antonio Stif-
tung/Pro Asyl 2014: 39). Die Stimmung auf der 
daraufhin organisierten Anwohner_innenver-
sammlung zur Klärung von Fragen und Ängsten 
der Anwohner_innen wird als aggressiv und 
feindselig gegenüber Geflüchteten beschrieben 
(Mathias Oberhof 2015: 1-2). 

Doch konnte, trotz der Anwesenheit einiger 
rechtsextremer Gruppierungen auf der Anwoh-
ner_innenversammlung, die anfänglich negative 
Stimmung durch Solidarisierung mit Geflüch-
teten und eine gute Zusammenarbeit zwischen 
Gemeinde und Zivilgesellschaft, umgewendet 
werden. Somit wurden bestehende Ängste und 
Vorurteile aufgelöst und die Beeinflussung von 
verunsicherten Bürger_innen durch rechtsex-
treme Personen wurde vermieden (Mathias 
Oberhof 2015: 2).

In Wandlitz folgte in den Tagen nach der 
Anwohner_innenversammlung eine Welle 
der Hilfsbereitschaft aus der lokalen Bevöl-
kerung. Vielen Menschen wurde erst durch 
die anfängliche rechte Hetze die Wichtigkeit 
einer Gegenmobilisierung bewusst. Kurz nach 
der Anwohner_innenversammlung wurde der 
Runde Tisch Willkommen (RTW), der mit 
unterschiedlichen Aktionen und Angeboten 
für Akzeptanz von Geflüchteten innerhalb der 

Gemeinde sorgte, gegründet (Mathias Oberhof 
2015: 12).

Analyse
Ausgehend von diesen Geschehnissen werde 
ich nun beide Fälle miteinander vergleichen 
und die wichtigsten Unterschiede herausar-
beiten. Die Anwohner_innenversammlung 
stellte in beiden Fällen einen zentralen 
Moment für die weitere Entwicklung der 
Mobilisation und des Protestes dar und kann 
somit als politisches Gelegenheitsfenster zur 
Mobilisation gesehen werden. Während es in 
Marzahn-Hellersdorf rechten Bewegungen und 
NPD-Größen gelang, sich vor und während 
der Anwohner_innenversammlung als besorgte 
Bürger_Innen zu inszenieren und so gezielt an 
bestehende Ressentiments innerhalb der loka-
len Bevölkerung gegenüber Ausländer_innen 
anzuschließen, konnten in Wandlitz – durch 
eine klare Positionierung und Solidarisierung 
mit Geflüchteten – bestehende Ängste und Vor-
urteile der Anwohner_innen aufgelöst werden 
(Mathias Oberhof 2015: 2). Die Eskalation 
in Marzahn-Hellersdorf kann auch zum Teil 
auf Fehler bei der Planung der Veranstaltung 
zurückgeführt werden. Demnach schätzten die 
politischen Verantwortlichen im Bezirk die Situ-
ation nicht richtig ein und zivilgesellschaftliche 
Initiativen gegen Rassismus wurden nicht in die 
Planung miteingebunden (Aumüller 2015: 146). 

Dem Bezirk Marzahn-Hellersdorf wird 
vorgeworfen, im Verlauf des Konfliktes nicht 
ausreichend mit zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen und linken Gruppen zusammengear-
beitet zu haben, wodurch es diesen besonders 
anfangs an Schutz und Unterstützung fehlte. 
Hierdurch erschwerten sich die Mobilisation 
für linke und zivilgesellschaftliche Gruppen in 
Marzahn-Hellersdorf (vgl. Bever et al. 2014: 
140). Dementgegen konnten rechte Gruppen 
auf eine breite Unterstützer_innenbasis aus 
der lokalen Bevölkerung zurückgreifen (Luisa 
Seydel 2015).

In Wandlitz hingegen funktionierte die 
Kommunikation und Zusammenarbeit zwi-
schen dem Bezirk und linken und zivilgesell-
schaftlichen Gruppen und Organisationen sehr 
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gut. Diese wurden seit der Anwohner_innenver-
sammlung von der Gemeinde unterstützt. Fast 
alle wichtigen Institutionen, wie z. B. Schulen 
und Sportvereine, waren aktiv in die Hilfs-
leistung für Geflüchtete involviert. Hierdurch 
erleichterte sich die Mobilisation für linke 
und zivilgesellschaftliche Gruppen und rechte 
Demonstrationen und Bestrebungen konnten 
erfolgreich verhindert und blockiert werden 
(Mathias Oberhof 2015: 16).

Dementgegen schufen rechtsradikale Kräfte 
in Marzahn-Hellersdorf mit Hilfe von Repres-
sion ein Klima der Angst und verhinderten 
so eine breite Solidarisierung der Anwoh-
ner_innen mit Geflüchteten. Durch massive 
Einschüchterung von Geflüchteten und deren 
Unterstützer_innen trauten sich immer weniger 
Menschen, sich öffentlich mit Geflüchteten zu 
solidarisieren (Luisa Seydel 2015: 1). Es kam 
zu noch stärkerer Einschüchterung, da die 
Repression von bekannten Menschen, wie 
z. B. Nachbar_innen, die schon seit Jahren in 
dem Bezirk lebten, ausging (Petra Pau 2015: 3).

In Marzahn-Hellersdorf konnten die Pro-
teste gegen die Unterkunft auf eine starke 
rechtsextreme Infrastruktur zurückgreifen, 
die schon seit den 1990er Jahren bekannt ist. 
Einerseits bestehen enge Beziehungen mit un-
terschiedlichen rechtsextremen Gruppierungen 
in ganz Deutschland, andererseits haben diese 
es geschafft, sich ein soziales Netzwerk aufzu-
bauen, das bis in die Mitte der Gesellschaft 
reicht (Registerstelle für rechte Gewalt 2015: 
3). Hierdurch entstanden in Marzahn-Hel-
lersdorf rechtsradikale und rechtsextreme 
zivilgesellschaftliche Strukturen (vgl. Simon 
Teune 2009). Mittlerweile ist bekannt, dass 
diese schon lange im Bezirk lebenden rechts-
extremen Akteur_innen die BMH ins Leben 
gerufen haben.

Fazit
Diese Ausführungen zeigen, dass politische 
Gelegenheiten einen großen Einfluss auf die 
Mobilisation sowohl von demokratischen 
als auch von rechtsextremen sozialen Be-
wegungen haben. Mittlerweile hat sich die 
Situation in Berlin noch weiter zugespitzt: In 

den Jahren 2015 und 2016 wurden sowohl in 
Berlin-Marzahn als auch in Wandlitz weitere 
Geflüchtetenunterkünfte eröffnet. Allerdings 
konnten die politischen Verantwortlichen 
und die demokratischen zivilgesellschaftlichen 
Gruppen in beiden Fällen auf bereits beste-
hende Solidaritätsstrukturen und Erfahrungen 
zurückgreifen, wodurch eine erneute Eskalation 
der Konflikte weitgehend vermieden wurde. 

Dennoch haben in ganz Deutschland rechte 
Angriffe auf Geflüchtetenunterkünfte weiter 
zugenommen: Allein im Jahre 2016 wurden 921 
Attacken auf Geflüchtetenunterkünfte verübt 
(Bundeskriminalamt 2016: 8). Vor diesem 
Hintergrund erscheint weitere Forschung in 
diesem Feld als zwingend notwendig. 

Liza Pflaum ist Politikwissenschaftlerin und 
arbeitet am Arbeitsbereich Gender und Diversi-
ty des Otto-Suhr-Instituts der Freien Universität 
Berlin. Kontakt: l.pflaum@fu-berlin.de.
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Tagungsbericht
.....................................................................................................................................

„Rechtspopulismus als 
Bewegung?“ – Jahrestagung 
des Instituts für Protest- und 
Bewegungsforschung 

„It is a movement – not a campaign“, hieß es 
in einem der eindrücklichsten Wahlspots des 
republikanischen Präsidentschaftsbewerbers 
Donald Trump. Untermauert wurde der An-
spruch durch Bilder von fahnenschwenkenden 
Menschenmassen auf ihrem Weg zum Kapitol. 
Roland Roth (ipb und Institut für demokra-
tische Entwicklung und soziale Integration) 
verweist in seinem Eingangsbeitrag auf diesen 
selbst-propagierten Bewegungscharakter jener 
neuesten Spielart des Rechtspopulismus à la 
Trump. Der für viele überraschende Sieg des 
polarisierenden Milliardärs bildet so auch ei-
nen unvorhergesehen aktuellen Anlass für die 
erste Jahrestagung des Instituts für Protest- und 
Bewegungsforschung (ipb) am 24. November 

2016 mit dem Titel „Rechtspopulismus als 
Bewegung?“.1 

Im Sinne der Public Sociology wollen die 
Organisator*innen, über die rein wissenschaft-
liche Debatte hinausgehend, mit Akteuren aus 
Medien, Zivilgesellschaft, Politik und Kultur 
ins Gespräch kommen. Unterschiedlichen Pers-
pektiven auf das Phänomen Rechtspopulismus 
soll so Raum gegeben werden. Der Versuch, 
mit klassischen Tagungsformate zu brechen, 
spiegelt sich auch im Tagungsort – einer alten, 
als Kulturraum umgebauten BVG-Kantine in 
Berlin Wedding – sowie in der Diskussions-
methode wieder: Drei aufeinander folgende 
sogenannten Fishbowl-Runden sollten die 
Hemmschwelle für Redebeiträge der interdis-
ziplinär zusammengesetzten 80 Teilnehmer*in-
nen niedrig halten. Was den Vertreter*innen 
aller Gruppen gemeinsam ist – und das ist wohl 
eine zentrale Erkenntnis der Tagung –, ist die 
allgemeine Verunsicherung angesichts des wi-
dersprüchlichen, zunehmend aggressiveren und 
gleichzeitig immer erfolgreicheren Auftretens 
der Rechtspopulist*innen. 

Definitionsmerkmale Ambivalenz und 
Widersprüchlichkeit
Der Begriff des Rechtspopulismus erfährt 
derzeit einen Boom. Dabei ist das Phänomen 
an sich bei Leibe nicht neu, wie Roland Roth 
betont. Lange war dieser Parteien außerhalb 
der Bundesrepublik, wie der österreichischen 
FPÖ unter Jörg Haider, vorbehalten. Mit 
dem Aufkommen der „Pegida“-Bewegung 
und dem damit eng verbundenen Aufstieg 
der sogenannten Alternative für Deutschland 
(AfD) legt der Rechtspopulismus derzeit auch 
hier zu Lande eine steile Karriere hin. Was 
genau sich hinter dem Begriff verbirgt, ist 
Thema des ersten Panels: Im Sinne Michael 
Freedens und Karin Priesters betont Roth die 
„dünne Ideologie“ des Rechtspopulismus, ein 
vor- oder unpolitisches, rückwärtsgewandtes 
gesellschaftliches Deutungsschema, welches 
sich in erster Linie auf einen moralistischen 
Dualismus von „gutem Volk“ und „korrupten 
Eliten“ stützt. So ging es, laut Roth, auch im 
U.S.-amerikanischen Wahlkampf um eine Defi-
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nition von Demokratie, also der Herrschaft des 
Volkes. Dem als politischen Laien und Aufstei-
ger wahrgenommenen Herausforderer Trump 
gelang es, an das „demokratische Versprechen 
der Herrschaft aller“ zu erinnern und so auch 
große Teile der gesellschaftlich Abgehängten 
zu erreichen, wie nicht zuletzt die Resonanz 
unter Nichtwähler*innen zeigt. 

Ein zentraler Erklärungsansatz für den 
Siegeszug des Rechtspopulismus sei demnach 
die durch die Globalisierung hervorgerufene, 
gegenseitige Entfremdung von Gewinner*in-
nen und Verlierer*innen, Befürworter*innen 
und Gegner*innen wirtschaftlicher sowie 
kultureller Öffnungsprozesse. Migration und 
Flucht fungieren, so Roth, als Katalysator 
dieser Spaltungslinie ‚Schließung vs. Öffnung‘; 
Angst vor und Widerstand gegen identitätsbe-
drohende Modernisierungsschübe bilden den 
gemeinsamen Nenner rechtspopulistischer 
Akteure. In der konkreten Ausgestaltung er-
weise sich Rechtspopulismus dann als hybrides, 
anpassungsfähiges ‚Chamäleon‘, das in den 
jeweiligen Nationalfarben changiere. 

Angesichts seines derzeit inflationären Ge-
brauchs pocht Dieter Rucht (ipb) in seinem 
Eingangsstatement auf konzeptionelle Diffe-
renzierung und eine zunächst rein analytische 
Annäherung an den Begriff des Rechtspo-
pulismus. Er schlägt eine Abgrenzung der 
Konzepte Konservatismus, Rechtspopulismus, 
Rechtsradikalismus und Rechtsterrorismus 
vor, die sich hinsichtlich ihrer Haltung zu den 
sechs Prinzipien Menschenwürde, Gleichheits-
prinzip, Nationalismus/Ethno-Zentrismus, 
liberal-repräsentative Demokratie, Akzeptanz 
gesellschaftlicher Eliten und Anerkennung 
des staatlichen Gewaltmonopols zum Teil 
grundlegend unterschieden. Dieser Zuordnung 
folgend, zeichne sich der Rechtspopulismus 
im Vergleich zu den anderen Strömungen 
durch die „systematische Ambivalenz“ seiner 
Positionen aus, die nicht zuletzt eine wis-
senschaftliche Auseinandersetzung mit dem 
Phänomen verkompliziert. Ganz ähnlich 
skizziert Wilhelm Heitmeyer (Universität 
Bielefeld) zu späterer Stunde die Inkonsistenz 
der inhaltlichen Themen als ein zentrales 

Markenzeichen des Rechtspopulismus. Rucht 
betont, dass dieser lediglich in seiner Haltung 
gegenüber der gesellschaftlichen Elite – also in 
eben jener von Roth erwähnten konstitutiven 
Dichotomisierung von „einfachem Volk“ und 
„korrupten Eliten“ – eindeutig Position beziehe. 
Diese Elitenfeindlichkeit werde gleichsam zum 
Kernelement des Rechtspopulismus; eben in 
dieser Haltung werde die Abgrenzung zum 
klassischen Konservatismus deutlich.

In ihrem Beitrag zu rechtspopulistischen 
Positionen in der Sexualpolitik schließt sich 
Ilse Lenz (ipb und Ruhr-Universität Bochum) 
Rucht’s Plädoyer für eine differenzierte Per-
spektive an. So unterscheidet sie zwischen 
geschlechtskonservativen und aggressiv anti-fe-
ministischen Strömungen. Zuletzt erweiterte 
sich diese Palette um eine sexualpolitisch-rassis-
tische Komponente, als in Folge der Übergriffe 
in der Kölner Silvesternacht die stereotype 
Darstellung arabischer Männer als potentielle 
Sexualstraftäter auf breite Resonanz stieß, so 
Lenz. Und in diesem Feld zeige sich die konsti-
tutive Widersprüchlichkeit rechtspopulistischer 
Argumentationen: Während queere Lebenswei-
sen gemeinhin als Gefahr für das konservative 
Familienbild dämonisiert werden, wird von 
Einwander*innen die Akzeptanz (deutscher) 
Homosexualität verlangt. 

Zwischen Ausgrenzung und 
Auseinandersetzung
In bemerkenswerter Offenheit schildern die 
Medienvertreter*innen im zweiten Fishbowls 
ihre Verunsicherung in der Berichterstattung 
über das Thema Rechtspopulismus und ins-
besondere über die sogenannten „Pegida“-De-
monstrationen. So bemerkt Axel Hemmerling 
vom mdr selbstkritisch, dass der Pegida in 
Dresden zu viel Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde. Rechtspopulistische Bewegungen 
radikalisieren die Sprache und erzielen so 
ständig zunehmende „Provokationsgewinne“, 
da Medien aufgrund von Marktlogik und Nach-
richtenwert diese verbreiteten, betont Wilhelm 
Heitmeyer. Auch Astrid Geisler (Zeit Online) 
berichtet vom Spagat zwischen Berichterstat-
tung und Ignorieren und nimmt Ruchts Frage 
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der konzeptionellen Trennschärfe wieder auf. 
Angesichts der Unklarheit, mit wem man es 
bei vielen der neuen Akteure im Dunstkreis 
des Rechtspopulismus zu tun habe, plädiert 
sie für eine Professionalisierung der journa-
listischen Arbeit zu dem Thema. Zu dieser 
Professionalisierung gehört für Alice Lanzke 
(Neue deutsche Medienmacher) nicht zuletzt 
eine verstärkte Präsenz von Journalist*innen 
mit Migrationsgeschichte, um der mangelnden 
Perspektivenvielfalt deutscher Medien entge-
genzuwirken. 

Auch für den neuen Berliner Kultursenator 
Klaus Lederer (DIE LINKE) stellt sich der Um-
gang mit rechtspopulistischen Akteuren als zen-
trale Herausforderung dar. Seinen anfänglichen 
Versuch, sich der direkten Konfrontation mit 
Rechtspopulist*innen zu verweigern („wenn 
die kommen, komme ich nicht“), sieht er 
heute kritisch. Die Auseinandersetzung sei auch 
darum wichtig, weil sie gleichsam eine Aus-
einandersetzung mit eigenen Positionen und 
Blindstellen darstelle. Auch Alexander Leistner 
vom Deutschen Jugendinstitut macht sich für 
eine inhaltliche Debatte stark. Man dürfe sich 
nicht zurückziehen und den Populist*innen 
das Feld überlassen, zumal den Rechten seit 
den Talkshowauftritten von Björn Höcke 
und Co längst die mediale Bühne bereitet sei. 
Auch für ihn ist in diesem Zusammenhang die 
Unterscheidung von Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus zentral.

Tino Heim (TU Dresden) setzt unter dem 
Titel „Entfremdete Doppelgänger und episte-
mologische Komplizen“ den Medien den Spie-
gel vor. Er dekonstruiert die Berichterstattung 
über Flucht und Migration und argumentiert, 
dass weit verbreitete Stereotype und mediale 
Skandalisierung den Weg für die Anschluss-
fähigkeit rechtspopulistischer Diskurse seit 
langem bereitet hätten. Die rechtspopulistische 
Rhetorik sei somit als Überspitzung bekannter 
Deutungsmuster zu verstehen. Beispiele sind 
Krankheits- und Seuchenmetaphern und die 
„entmenschlichende Synonymisierung ent-
sprechender Gruppen mit anonymen „Mas-
sen“, „Strömen“ und „Fluten“, die Chaos ins 
Herz „unserer Ordnung“ tragen und diese zu 

zerstören drohen (Heim 2016: 211). Dieses 
Ordnungsversprechen und der Kampf gegen all 
das und all jene, die diese Ordnung zu stören 
drohen, sind für Heim weitere, definitorische 
Merkmale des Rechtspopulismus. Das Bild des 
neuen CSU-Grundsatzprogramms, das eine 
bayrische Landidylle unter dem plakativen 
Titel „Die Ordnung“2, zeigt, dient als Anschau-
ungsmaterial. 

Rechtspopulistisches 
Eskalationskontinuum
Drohungen und Gewalt gegen Journalist*innen 
und Hass auf die sogenannten “Lügenpres-
se“ verstärken das Unbehagen der Medi-
en-Vertreter*innen. Für Wilhelm Heitmeyer 
ist Gewalt die logische Konsequenz des 
rechtspopulistischen Eskalationskontinuums: 
Den medialen Provokationsgewinnen in der 
Öffentlichkeit folgen, so Heitmeyer, im Zuge 
zunehmender Radikalisierung reale Raum-
gewinne durch die Besetzung öffentlicher 
Plätze, physische Präsenz und Vigilantismus 
sowie, auf der letzten Eskalationsstufe, Räu-
mungsgewinne durch Hetzkampagnen und 
die (Androhung von) Gewalt. Der Rücktritt 
von Lokalpolitiker*innen, die sich in der Ge-
flüchtetenhilfe engagieren, wie Mitte Dezember 
2016 in Bocholt, ist ein trauriges Beispiel dafür. 

Rechtspopulistische Bewegungen und Par-
teien beschädigen mit ihren Agitationsstilen 
die zwei basalen Grundwerte dieser Gesell-
schaft, so Heitmeyer: Sie agitieren gegen die 
Gleichwertigkeit aller Menschen und liefern 
Legitimationen für die Schädigung der physi-
schen Unversehrtheit. Den „gesellschaftlichen 
Vorrat“ dazu schaffen Teile der Bevölkerung 
mit ihren Einstellungen der „Gruppenbezo-
genen Menschenfeindlichkei“‘. Das alles sei 
aber nichts Neues, betont Heitmeyer, der seit 
Jahrzehnten „Deutsche Zustände“ in den Blick 
nimmt und auf ähnliche Einstellungsmuster in 
den 1990er Jahren verweist. Am gefährlichsten 
an der aktuellen rechtspopulistischen Mobi-
lisierung seien die Normalisierungsgewinne 
und die damit einhergehende Verschiebung 
öffentlicher Diskurse und parteipolitischer 
Positionen nach rechts. 
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Gegen Ende des Tages wird die Dramatik 
des Themas noch einmal allen bewusst. En-
rico Glaser (Amadeu Antonio Stiftung) und 
Christina Büttner (ezra – Mobile Beratung 
für Opfer rechter, rassistischer und antisemi-
tischer Gewalt in Thüringen) berichten von 
ihrer Arbeit mit Betroffenen von Rassismus 
und fremdenfeindlicher Gewalt. Eindrücklich 
beschreibt Elena Domingo (Integrations- und 
Ausländerbeirat Dresden), was es heißt, als 
Mensch mit Migrationserfahrung in Dresden 
politisch aktiv und massiven Anfeindungen 
ausgesetzt zu sein. Diese Erinnerungen an 
die alltägliche Realität rassistischer Gewalt 
untermauern noch einmal die drängende Auf-
gabe, sich der – durch Ohnmachtsgefühle und 
Unbestimmtheit bedingten – Herausforderung 
Rechtspopulismus zu stellen und sich in allen 
Gesellschaftsbereichen intensiv mit dem Phä-
nomen auseinanderzusetzen. 

Für die Wissenschaft ist das in erster Linie 
eine analytische Aufgabe, an der sich die Be-
wegungsforschung mit ihren Instrumentarien 
beteiligen sollte. Die Frage nach dem „Bewe-
gungscharakter“ des Rechtspopulismus wurde 
freilich auf dieser Tagung nicht abschließend 
geklärt. Für Politik und Zivilgesellschaft gilt 
es Gegenstrategien zu entwickeln. Das hieße 
in erster Linie, die Existenz eines von den 
Mobilisierungsprozessen abgehängten Bevöl-
kerungsteils anzuerkennen und diese Spal-
tungsprozesse zu entschärfen. Und wenn der 
Rechtspopulismus, wie Roland Roth betont, 
die „andere Seite der Postdemokratie“ darstellt, 
hieße es auch, diese Entfremdungsgefühle ernst 
zu nehmen im Sinne der alten Formal „Mehr 
Demokratie wagen!“ sowie der Förderung 
politischen Engagements. Die Tatsache, dass 
dem Schock des Trump‘schen Wahlsiegs eine 
Welle von Parteieintritten folgte, ist ein kleiner 
Hoffnungsschimmer.

Moritz Sommer promoviert am Institut 
für Soziologie der Freien Universität Berlin 
und leitet die Geschäftsstelle des Instituts für 
Protest- und Bewegungsforschung.

Anmerkungen

1	 Gefördert wurde der erste Teil der Tagung 
durch die Bundeszentrale für Politische Bil-
dung (bpb). Die Ergebnisse wurden parallel 
zu den Diskussionen in Form eines „Graphic 
Recording“, einer grafischen Visualisierung 
der Kernaussagen, festgehalten. Eine Kopie 
des daraus entstandenen Posters findet 
sich auch auf der Webseite des Instituts 
für Protest- und Bewegungsforschung unter 
protestinstitut.eu.

2	 http://csu-grundsatzprogramm.de/, aufge-
rufen am 10.12.2016.
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FORENA-Nachwuchspreis

Systematische theoretische und empirische 
Forschung zu Rassismus, Antisemitismus und 
zum Rechtsextremismus sind in Deutsch-
land wenig institutionalisiert – nimmt man 
Lehrstühle, Zeitschriften, Studiengänge oder 
Forschungsprogramme als Maßstab. Nicht 
zuletzt die jüngere Entwicklung – Stichwor-
te wie NSU, Pegida und AfD mögen hier 
genügen – zeigen, dass es sich um Phänomene 
handelt, die gesellschaftlich hoch relevant 
sind, stetigem Wandel unterliegen und daher 
auch wissenschaftlich zu beschreiben und zu 
analysieren sind.

Trotz der Forschungen an einzelnen Lehr-
stühlen, die jedoch nirgendwo ausschließlich 
den genannten Themen gewidmet waren/
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sind, und zahlreicher Publikationen gibt es 
weiterhin viele „weiße Flecken“. Zugleich gibt 
es in verschiedenen Disziplinen – von den 
Rechtswissenschaften über die Sozial- und 
Kulturwissenschaften bis zu den Humanities – 
jüngere Wissenschaftler*innen, die sich in 
ihren Abschluss- und Qualifikationsarbeiten 
mit entsprechenden Fragestellungen befassen – 
und dabei neue Fragestellungen, theoretische 
Rahmungen und empirisch gesättigte Arbeiten 
vorlegen.

Inzwischen ist zwar mit den Mobilen Be-
ratungsteam, den Opferberatungsstellen, bei 
der Umsetzung Lokaler Aktionspläne oder 
in Antidiskriminierungsstellen ein Berufsfeld 
entstanden, in dem gut qualifizierte junge 
Wissenschaftler*innen Beschäftigung finden 
können. Die Perspektiven im akademischen 
Feld sind aber noch immer bescheiden.

Dies gilt trotz der Tatsache, dass es im 
Anschluss an das Bekanntwerden des NSU 
in einigen Bundesländern Ansätze gibt, auch 
die Forschung einen dauerhafteren Rahmen 
zu geben. Datiert etwa die Gründungen des 
Zentrums für Antisemitismusforschung der TU 
Berlin auf Anfang der 1980er Jahre und die des 
Forschungsschwerpunktes Rechtsextremismus/
Neonazismus an der Hochschule Düsseldorf 
(FORENA) oder des Duisburger Instituts für 
Sprach- und Sozialforschung (DISS) auf die 
späten 1980er Jahren, so sind erst in jüngerer 
Zeit in Thüringen (Kompetenzzentrum Thürin-
gen; Dokumentationsstelle Menschenrechte, 
Grundrechte und Demokratie) und Branden-
burg (Emil Julius Gumbel Forschungsstelle) 
Dokumentations- und Forschungsstellen eta-
bliert worden.

Mit dem Ziel der Anerkennung von sehr 
guten Forschungsarbeiten jüngerer Wissen-
schaftler*innen und deren Ermutigung, sich 
dauerhaft mit einschlägigen Fragestellungen 
zu befassen, hat FORENA im Jahr 2012 
erstmals die FORENA-Nachwuchspreise aus-
geschrieben. Der Preis wird in zwei Stufen 
vergeben, die mit 1.000,– € bzw. 500,– € 
Preisgeld versehen sind; zudem können ›An-
erkennungen‹ ausgesprochen werden. Bisher 
hat es in drei Ausschreibungsrunden knapp 70 

Einsendungen gegeben, darunter auch einige 
Dissertationen. Folgende Arbeiten wurden 
bisher ausgezeichnet:
•	Die Hilfsgemeinschaft auf Gegenseitigkeit 

(HIAG) 1950-1990. Organisierte Veteranen 
der Waffen-SS in der Bundesrepublik (Kars-
ten Wilke, Universität Bielefeld)

•	Mehrebenenanalyse rechtsextremer Einstel-
lungen: Ursachen und Verbreitung in unter-
schiedlichen sozioökonomischen Regionen 
Hessens und Thüringens (Matthias Quent, 
FSU Jena)

•	Rechtsextremismus und Geschlecht. Mög-
lichkeiten und Grenzen einer genderreflek-
tierenden Prävention von Rechtsextremismus 
(Vivian Laumann, FU Berlin)

•	Rechte Gewalt aus Opferperspektive – Auf-
gaben und Funktionen einer parteilichen 
Beratungsstelle (Rabea Duscha, FH Münster)

•	Zurück zur eigenen Scholle? – Die Artamanen 
als ‚Beispiel alternativer Lebensgestaltung‘ in 
der Rezeption des Rechtsextremismus der 
Gegenwart (Laura Schenderlein, Universität 
Potsdam)

•	Rechtsextreme Medien. Wissenschaftlicher 
Begriff, Konzepte der extremen Rechten und 
Umsetzung am Beispiel des Vogtlandkreises 
(Felix Korsch, Universität Leipzig)

•	Staatliches Handeln gegen die extreme 
Rechte zwischen 1974 und 1980 in der 
Bundesrepublik Deutschland. Eine Analyse 
am Beispiel des Vereinsverbotes gegen die 
Wehrsportgruppe Hoffmann (Nadine Jenke, 
Universität Potsdam)

•	Geschlecht – Schuld – Abwehr. National-
sozialistische Täter_innenschaft und ihre 
Folgewirkungen  in der Berichterstattung 
über Beate Zschäpe (Charlie Kaufhold, HU 
Berlin)

•	Schicksalsjahre des Konservatismus. Konser-
vative Intellektuelle und die Tendenzwende 
in den 1970er Jahren (Florian Finkbeiner)

•	Zum Verhältnis von Demokratie und Men-
schenfeindlichkeit –  eine Diskursanalyse der 
AfD an der Schnittstelle zwischen Ideologien 
der Ungleichwertigkeit und demokratischer 
Teilhabe (Stefan Ebert, Universität Jena)

•	‚Junger Nationalismus in der Diskussion‘. Die 
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Zeitschrift Nation Europa und die Neuen 
Rechten (1965-1974) (Stefan Wulfram, WWU 
Münster)

Parallel zu den FORENA-Preisen hat das 
Ministerium für Arbeit, Integration und So-
ziales des Landes Nordrhein-Westfalen den 
Preis „Demokratie und Zusammenhalt in der 
Vielfalt“ ausgelobt, der ebenfalls mit 1.000.- € 
Preisgeld dotiert ist. Dieser Preis wurde bisher 
verliehen an:
•	Gabi Elverich: Demokratische Schulentwick-

lung
•	Maik Fielitz: Hellenistic Call. Transnationaler 

Einfluss faschistischer Organisationen am 
Beispiel der Chrysi Avgi in Deutschland

•	Birgül Demirtas: Der Brandanschlag in So-
lingen und seine Wahrnehmung durch die 
zweite Generation von türkischstämmigen 
Migranten.

In der Jury wirkten bisher PD Dr. Oliver De-
cker (Universität Leipzig), Prof. Dr. Wolfgang 
Gessenharter (Helmut-Schmidt-Universität 
Hamburg), PD Dr. Gideon Botsch (MMZ 
Moses-Mendelssohn-Zentrum Potsdam), PD 
Dr. Dirk Halm (Stiftung Zentrum für Türkei-
studien und Integrationsforschung), Prof. Dr. 
Renate Bitzan (Georg-Simon-Ohm-Hochschule 
Nürnberg), Prof. Dr. Michaela Köttig (Frank-
furt University of Applied Sciences), Prof. Dr. 
Ruth Wodak (U Lancaster), Prof. Dr. Chris-
toph Kopke (Hochschule für Wirtschaft und 
Recht Berlin) sowie Prof. Dr. Fabian Virchow 
als Leiter von FORENA mit.

Die FORENA-Nachwuchspreise und der 
MAIS-Sonderpreis werden im Jahr 2017 zum 
vierten Mal ausgeschrieben; Einsendeschluss 
ist der 15. Februar 2018, die Verleihung findet 
im Herbst 2018 statt.

Kontakt & Informationen
Forschungsschwerpunkt Rechtsextremismus/
Neonazismus
Hochschule Düsseldorf
Fachbereich Sozial- und Kulturwissenschaften
Münsterstraße 156
40476 Düsseldorf
fabian.virchow@hs-duesseldorf.de

Analyse
.....................................................................................................................................

Vorbeugen statt Reparieren?
Soziale Investitionen im europäischen 
Vergleich

Die nordrhein-westfälische Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft stellte ihr Regierungspro-
gramm der kürzlich abgelaufenen Legislaturpe-
riode unter einen griffigen Slogan: „Kein Kind 
zurücklassen!“, versprach die Sozialdemokratin 
aus Düsseldorf und kündigte damit eine Wende 
in der Wohlfahrtspolitik an, die sich gegenwär-
tig vielerorts in Europa beobachten lässt. Statt 
den Fokus auf sogenannte dekommodifizieren-
de Maßnahmen zu richten, die Lebensrisiken 
wie Alter, Krankheit, Pflegebedürftigkeit oder 
Arbeitslosigkeit durch Kompensationszah-
lungen abfedern, rücken befähigende soziale 
Dienstleistungen in den Vordergrund (Morel 
et al. 2012). Die Idee dahinter ist, dass Wohl-
fahrtsstaaten sich nicht länger schwerpunktmä-
ßig als Reparaturbetriebe begreifen, die erst in 
Aktion treten, wenn das sprichwörtliche Kind 
in den Brunnen gefallen ist, sondern vielmehr 
präventive Ansätze verfolgen und zugleich 
verstärkt in das Humankapital der Menschen 
investieren, die dadurch im Idealfall auf teure 
Sozialprogramme gar nicht erst angewiesen 
sind und selbst für sich sorgen können (He-
merijck 2013).

„Kein Kind zurücklassen“ ist somit ein Para-
debeispiel für eine sozialinvestive Maßnahme: 
Durch den Aufbau kommunaler Präventionsket-
ten von der frühen Kindheit bis zum Berufsein-
stieg sollen kostenintensive Fehlentwicklungen 
wie Schulverweigerung, Jugendkriminalität, 
soziale Verwahrlosung oder Suchterkrankungen 
verhindert werden. Zugleich sollen auf diese 
Weise die Voraussetzungen für künftige potente 
Steuerzahlerinnen und -zahler gelegt werden, 
die für die öffentliche Hand zumindest lang-
fristig einen Reingewinn darstellen.1

Aus Perspektive der vergleichenden Wohl-
fahrtsstaatsforschung sind solche sozialen 
Investitionen in rein monetärer Hinsicht 
zunächst eine eher marginale Größe, stellen 
sie doch in der Regel lediglich flankierende 
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Maßnahmen dekommodifizierender Politik 
dar, die weiterhin die Sozialbudgets domi-
nieren. So auch in Deutschland: Alleine der 
Zuschuss des Bundes zur Rentenversicherung 
als teuerster Einzelposten im Haushalt fällt 
jedes Jahr stärker ins Gewicht als alle sozialin-
vestiven Maßnahmen zusammengerechnet.2 
Auch die Gesundheitsversorgung, Arbeitslo-
sengeld I und II und die Pflegeversicherung 
sind klassisch kompensierende Programme, 
die Lebensrisiken durch Transferzahlungen 
absichern. Trotzdem erfahren soziale Investiti-
onen in Politik und Wissenschaft gegenwärtig 
verstärkte Aufmerksamkeit (Jenson 2012). 
Das hat zwei Gründe: Einerseits stehen sie für 
einen Wandel des sozialpolitischen Narrativs, 
in dem der Mensch zum Investitionsobjekt des 
Staates wird. Damit erhalten Größen wie der 
Return on Investment (ROI) oder die Einfüh-
rung von Kennzahlen einen neuen Stellenwert 
und die „Verbetriebswirtschaftlichung“ des 
Wohlfahrtsstaates wird weiter vorangetrieben. 
Andererseits zeigt der OECD-Vergleich auch, 
dass in vielen Ländern im Nachgang zur Fi-
nanzkrise ganz besonders eifrig mit sozialen 
Investitionen experimentiert wird und diese 
als wichtiger Baustein im Wohlfahrtsstaat der 
Zukunft betrachtet werden, der Würde und 
Wohlbefinden seiner Bürgerinnen und Bürger 
durch die Stärkung von Humankapital erzeugt 
(Nikolai 2012). 

Im Mittelpunkt stehen dabei in Europa der-
zeit drei Politikfelder, nämlich (1) die frühkind-
liche Bildung, (2) Maßnahmen, die auf eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
abzielen und (3) die aktive Arbeitsmarktpolitik 
mit ihren zahlreichen Ansätzen, die Menschen 
in die Lage versetzen sollen, aus eigener Kraft 
Arbeitslosigkeit zu überwinden, beispielsweise 
durch Weiterbildungsprogramme oder Um-
schulungsmaßnahmen. In allen drei Bereichen 
lassen sich eindeutig sozialinvestitive Strategien 
beobachten. In Deutschland gilt dies auch für 
die aktuelle Migrations- und Integrationspolitik 
und für einige andere Maßnahmen, z. B. die in 
den vergangenen Jahren aufgewertete Präven-
tionsstrategie in der Gesundheitspolitik. Aber 
lassen sich in Europa Gemeinsamkeiten beim 

Umbau des Wohlfahrtsstaates feststellen? Und 
welche Wirkungen haben diese Maßnahmen 
eigentlich auf die Menschen, die von ihnen 
betroffen sind? 

Diesen Fragen geht das von der Europäi-
schen Union geförderte Projekt „Innovative 
Social Investment: Strengthening Communities 
in Europe“ (InnoSI)3 nach, das in zehn Ländern 
soziale Investitionen untersucht, vor allem auf 
die kommunale Ebene fokussiert und dabei 
auch nach der Rolle zivilgesellschaftlicher 
Akteure fragt, die in vielen Fällen als Kooperati-
onspartner des Staates bei der Implementation 
sozialer Investitionen fungieren. Im vorliegen-
den Beitrag präsentieren wir erste Ergebnisse 
des Projektes, indem wir zunächst das Konzept 
der sozialen Investition etwas ausführlicher 
beleuchten. Sodann zeichnen wir einen Über-
blick über die sozialinvestive Schwerpunkt-
setzung in den zehn Untersuchungsländern 
und diskutieren schließlich in unserem Fazit 
Möglichkeiten und Grenzen sozialinvestiver 
Wohlfahrtsstaatlichkeit.

Soziale Investitionen als Baustein 
moderner Sozialpolitik
Wohlfahrtsstaaten erfüllen eine ganze Reihe 
von gesellschaftlichen Funktionen. In erster 
Linie sorgen sie für eine soziale Absicherung. 
Das heißt, sie koppeln die soziale Sicherheit 
vom Arbeitsmarkt ab. Je nachdem, welche 
Wertvorstellungen sich im Wohlfahrtsstaat 
durchsetzen, fallen diese Leistungen spar-
samer oder großzügiger aus, und es stehen 
verschiedene Finanzierungsmodelle wie die 
Steuerfinanzierung oder das Versicherungs-
modell zur Verfügung. In allen europäischen 
Gesellschaften stellen dekommodifizierende 
Programme jedoch die mit Abstand mächtigste 
Säule des Wohlfahrtsstaates dar und erfordern 
den größten Teil des finanziellen Aufwands 
(Kaufmann 2012). 

Darüber hinaus haben Wohlfahrtsstaaten 
auch stratifizierende Effekte, das heißt, sie tra-
gen entweder durch Umverteilungsprogramme 
zu einer Angleichung sozialer Schichten bei 
oder konservieren bestehende Unterschiede, 
indem sie beispielsweise – wie die deutsche 
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Rentenversicherung – Statusunterschiede fort-
schreiben. Und Wolfgang Streeck (2015) weist 
darauf hin, dass Wohlfahrtsstaaten zumindest 
lange Zeit eine Stabilisierungsfunktion für den 
Kapitalismus leisteten, stellten sie doch sicher, 
dass ökonomische Krisen nicht in Massenar-
mut und sozialen Unruhen münden.

Mit dem Konzept der sozialen Investition 
wird schließlich auf eine weitere wichtige Funk-
tion des Wohlfahrtstaates hingewiesen, nämlich 
auf die politische Aufgabe, Maßnahmen zu ent-
wickeln, die kompensatorische Leistungen gar 
nicht erst erforderlich machen oder zumindest 
reduzieren. Rechnet man das Bildungssystem 
der Sphäre des Wohlfahrtsstaates zu, ist es ein 
klassisches Beispiel für einen sozial investieren-
den Staat, der über den Betrieb von Schulen 
und Universitäten seine Zukunft sichert. Aber 
auch die Förderung von Trimm-Dich-Pfaden 
oder medizinische Vorsorgeuntersuchungen 
können als soziale Investitionen klassifiziert 
werden, sind sie doch darauf ausgelegt, Kom-
pensationsleistungen für eintretende Lebensri-
siken möglichst gering zu halten.

Dabei ist klar, dass soziale Investitionen 
immer nur als ein Baustein der Sozialpolitik 
betrachtet werden können. Anton Hemerijck 
(2013) spricht von einem „Maßnahmenmix“, 
der den erfolgreichen Wohlfahrtsstaat kenn-
zeichnet und sich durch die Kombination von 
drei Maßnahmebündeln auszeichnet: (1) die 
Bereitstellung von kompensierenden sozialen 
Sicherungssystemen, (2) die Bildung von Hu-
mankapital und (3) die Vorbereitung auf die 
Auswirkungen sozialer Veränderungen wie 
etwa den demographischen Wandel oder auch 
veränderte Lebensweisen der Menschen, z.B. 
die Abkehr vom Ernährermodell oder von der 
heterosexuellen Ehe als Leitbild. 

Die Frage, wie dieser Mix ausgestaltet 
werden soll, ist damit immer auch hochgradig 
politischer Natur, denn die Frage, wann eine 
soziale Investition tatsächlich erfolgreich ge-
tätigt worden ist und was mit ihr überhaupt 
erreicht werden soll, lässt sich anders als in 
der Betriebswirtschaftslehre nicht in Euro und 
Cent berechnen. Das zeigt plastisch das bereits 
eingeführte Beispiel „Kein Kind zurücklassen“ 

aus Nordrhein-Westfalen, das darauf abzielt, 
der Verwahrlosung von Kindern entgegenzu-
wirken und damit teure Folgekosten zu vermei-
den. Dafür wird vor allem auf sozialpolitische 
Maßnahmen wie die frühkindliche Bildung 
gesetzt, die außerhalb der Familie stattfinden. 
Die CSU-Landesregierung begründete die Ein-
führung des bayrischen Betreuungsgeldes 2012 
hingegen, indem sie elterliche Zuwendung und 
Zeit in der Familie als beste denkbare soziale 
Investition darstellte. Christine Hadertauer, die 
damalige bayrische Sozialministerin, ergänzte in 
einem N-TV Interview vom 8. April 2012: „Je 
länger ein Kind bei der Mutter bleiben kann, 
desto unwahrscheinlicher ist es, dass es später 
Drogen nimmt oder in die Jugendkriminalität 
abrutscht.“ Es zeigt sich somit, dass über die 
Frage, wie soziale Investitionen umgesetzt 
werden und welche Ziele sie erreichen sollen, 
keineswegs Einigkeit besteht. Im Folgenden 
wird beleuchtet, welche sozialinvestiven 
Schwerpunkte in Europa derzeit gesetzt werden 
und was mit ihnen erreicht wird.

Soziale Investitionen in Europa 
In der Fachliteratur geht man über eine Feststel-
lung der Einführung neuartiger sozialpolitischer 
Maßnahmen hinaus und läutet eine neue Ära 
des Sozialinvestitionsstaates ein. Die Frage 
nach einem solchen Wohlfahrtsstaatwandel 
wird weltweit und mit sehr unterschiedlichen 
Ergebnissen diskutiert. Von eher pessimisti-
schen Annahmen (Bouget et al. 2015) bis hin zu 
wohlwollenden (Hemerijck 2013) sind verschie-
dene Interpretationen ähnlicher Ergebnisse 
anzutreffen, die mit spezifischen politischen 
Denkweisen und Zielen einhergehen. An 
dieser Stelle soll eine normative Betrachtung 
des Sozialinvestitionsstaats außer Acht gelassen 
werden. Vielmehr wird anhand der aktuellen 
Forschungsliteratur nachgezeichnet, inwiefern 
von einem Wandel der europäischen Wohl-
fahrtsstaaten und insbesondere einem Wandel 
der zehn untersuchten Länder gesprochen 
werden kann und welche derzeitigen Trends 
auszumachen sind.

Auf der Suche nach einem Wohlfahrtsstaats-
wandel werden in der Regel Sozialausgaben 
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wie Arbeitslosengeld, Wohngeld oder die 
Finanzierung von Kinderbetreuung, aber auch 
aktuelle Reformen der Sozialpolitik betrach-
tet. Die Unterscheidung, welche Leistungen 
als sozialinvestiv gelten, variiert bei den ver-
schiedenen Autorinnen und Autoren. Dabei 
werden bestimmte Arten von Maßnahmen 
per definitionem in kompensierend und vor-
beugend eingeteilt, unabhängig davon, ob sie 
auch eine solche Wirkung entfalten oder im 
Politikfeld eine langfristige Strategie bilden. So 
betrachtet Kuitto (2014) die Familienzeitpolitik 
als kompensierend, Bouget et al. (2015) jedoch 
als soziale Investition. Beide Perspektiven sind 
plausibel: denn das Angebot von Elternzeit 
kann die Vereinbarkeit von Arbeit und Familie 
fördern, aber auch bei (zu) langer Inanspruch-
nahme zu einem Ausschluss aus dem Arbeits-
markt führen. 

Aus rein quantitativer Perspektive betrach-
tet, sind die Sozialausgaben in Europa in den 
vergangenen Jahren gewachsen. Das heißt, 
die weit verbreitete Annahme, Wohlfahrts-
staatsausgaben würden immer weiter reduziert 
(Retrenchment), ist pauschal betrachtet nicht 
richtig. Allerdings sind die Sozialleistungen 
insgesamt ausgebaut worden, was dazu führt, 
dass es durchaus zu Kürzungen in traditionellen 
Tätigkeitsfeldern des Sozialstaates kommt, etwa 
bei der Rente oder der Arbeitslosenversiche-
rung (Prandini et al. 2016). Doch wohin floss 
das zusätzliche Geld? 

Nikolai (2012) zufolge zeigt sich der So-
zialleistungs-Ausbau nicht in der Erhöhung 
investiver Ausgaben. Die meisten europäi-
schen Länder weisen gleichbleibende soziale 
Investitionen oder sogar Reduktionen auf. 
Vielmehr nehmen die kompensatorischen 
Ausgaben für Ältere zu, jene für aktive und 
passive Arbeitsmarktleistungen bleiben 
jedoch stabil oder gehen zurück. Bei den 
familienpolitischen Ausgaben ist europaweit 
ein Anstieg zu erkennen. Diese Interpretati-
on wird auch von Kuitto (2014) geteilt, die 
lediglich im frühkindlichen Bereich mehr 
soziales Investment feststellt. Sie geht davon 
aus, dass so früh wie möglich im Lebenslauf 
angesetzt wird, da dort die Einflussmög-

lichkeit und damit eine spätere Rendite am 
höchsten seien. 

Hemerijck (2013) zeigt, dass Länder mit 
hohen Transferleistungen tendenziell auch 
mehr für sozialinvestive Maßnahmen ausgeben 
(Ausnahmen: Deutschland, Italien, Niederlan-
de, Frankreich). Insgesamt konstatiert er einen 
Wandel von Transfer- hin zu aktivierenden Leis-
tungen, der auch von Kersbergen et al. (2014) 
in ihrer Analyse sozialpolitischer Reformen 
bestätigt wird. Sie zählen vorwiegend kosten-
reduzierende Maßnahmen, stellen aber auch 
fest, dass diese in jedem Land mit präventiven 
Maßnahmen ausgeglichen werden. In diesem 
Sinne ist Austerität nicht der einzige Trend in 
den europäischen Wohlfahrtsstaaten, aber der 
derzeit dominierende. Gerade im Bereich des 
Arbeitsmarktes scheinen aktivierende Maßnah-
men zu einem wichtigen Teil der Angebotspa-
lette geworden zu sein, da diese – im Gegensatz 
zu Vereinbarkeitsmaßnahmen – kaum Ziel von 
Kürzungen sind. 

Bouget et al. (2015) sind in ihrer Analyse 
von sozialpolitischen Reformen pessimisti-
scher. Sie stellen fest, dass in fast allen Ländern 
sozialinvestive Maßnahmen umgesetzt werden, 
jedoch in sehr unterschiedlicher Weise. In der 
Regel herrscht eine Diskrepanz zwischen Kon-
zept und Implementation vor: Ein zu geringes 
Budget oder fehlendes Monitoring führen zu 
einer überschaubaren Reichweite sozialinves-
tiver Maßnahmen. In vielen Fällen wurden 
vor dem Hintergrund der Finanzkrise Schritte 
in Richtung eines Sozialinvestment-Ansatzes 
wieder rückgängig gemacht, zurückgestellt oder 
gar nicht erst ausgeführt. Damit einher ging 
auch eine Verschiebung der sozialinvestiven 
Herangehensweise: Universelle und langfristig 
angelegte Dienstleistungen und Angebote wur-
den zu kurzfristigen zielgruppenspezifischen. 
Durch die Krise wurde in vielen Ländern eher 
gestrichen statt investiert.

Auch die Ergebnisse des EU-geförderten 
InnoSI Projekts lassen darauf schließen, dass 
ein Sozialinvestment-Trend quantitativ nicht 
durchschlagend zu erkennen ist (Schönert et 
al. 2016). Sie zeigen jedoch, dass eine Anglei-
chung der kompensatorischen Leistungen in 
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den europäischen Wohlfahrtsstaaten stattfin-
det. Die sozialpolitischen Transferleistungen 
scheinen sich auf einem Sättigungsniveau an-
zugleichen, das ein umfangreiches Sicherungs-
system für die Bürger bereitstellt. Bei den 
Sozialinvestitionsausgaben ist die Verteilung 
dagegen weitaus heterogener. In Abbildung 1 
sind die Ländern Deutschland, Italien, Polen, 
Ungarn, Spanien, Großbritannien, Finnland, 
Schweden und die Niederlande nach den 
Ausgaben für soziale Investitionen (vertikale 
Achse) und kompensatorische Ausgaben 
(horizontale Achse) als Anteil des Bruttoin-
landsprodukts (%) dargestellt. Griechenland 
als zehntes Untersuchungsland fehlt wegen 
unzureichender Datenlage.

der Flamme liegt und damit einen umfangrei-
chen Mix aus absichernden und präventiven 
Maßnahmen bieten. Seit der Krise haben 
lediglich Finnland und Großbritannien einen 
Zuwachs an sozialen Investitionen verzeich-
nen können. Alle anderen Länder haben auf 
Ebene der Transferzahlungen Veränderungen 
vorgenommen, ohne dass Effekte für die sozi-
alinvestiven Gesamtausgaben entstanden. So 
fuhren Schweden und Deutschland ihre kom-
pensierenden Ausgaben angesichts der guten 
Arbeitsmarktlage sogar zurück, wohingegen 
Spanien, Ungarn und Italien diese in der Krise 
erhöhen mussten.

Der ausgeprägte Fokus auf sozialinvestive 
Leistungen in den skandinavischen und eng-

Die Positionen der Untersuchungsländer 
in der Matrix nehmen eine Kerzenform an, 
die entsprechend der wohlfahrtsstaatlichen 
Tradition des jeweiligen Landes nahe oder im 
Falle der skandinavischen Länder im Bereich 

Abbildung 1: Vergleich öffentlicher Ausgaben als Anteil am BIP für sozial investive und kompen-
sierende Leistungen (nach Prandini et al. 2016)

lischsprachigen Ländern zeigt sich jedoch auf 
unterschiedliche Weise: Während die skandi-
navischen Länder soziale Investitionen als Teil 
eines universellen sozialen Sicherungsnetzes 
verstehen, das aus umfangreichen kompensa-
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torischen als auch investiven Ausgaben besteht, 
setzen die englischsprachigen Länder auf den 
sogenannten „dritten Weg“, der staatliche Aus-
gaben zugunsten privater Dienstleitungen und 
Vorsorge zurückfährt (Nikolai 2012). 

Die Anpassung der kompensatorischen 
Leistungen kann so interpretiert werden, dass 
sich die Wohlfahrtsstaaten Zeit erkaufen, um 
politische und institutionelle Reformen vor-
zunehmen. Die Wirtschafts- und Finanzkrise 
(neben den sich wandelnden sozialen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen) machte 
es in vielen Ländern notwendig, zunächst für 
sozioökonomische Sicherheit zu sorgen, und 
führte zu einer gleichzeitigen Begrenzung des 
zur Verfügung stehenden Budgets im sozialen 
Bereich (Prandini et al. 2016).

Die These eines paradigmatischen Wan-
dels des Wohlfahrtsstaates lässt sich somit 
zu diesem Zeitpunkt weder bestätigen noch 
widerlegen. Nichtsdestotrotz kann man ins-
besondere seit 2015 sozialpolitische Trends 
in Europa ausmachen, die in Richtung eines 
solchen Wandels weisen. Interviews mit so-
zialpolitischen Expertinnen und Experten in 
Europa (Schönert et al. 2016) machen deut-
lich, dass ein stark zunehmendes Investment 
in Bildung und gleiche Chancen von Kindern 
und Jugendlichen von frühen Hilfen bis hin zu 
Ganztagsschulen in allen Ländern zu erkennen 
ist. Dieses zeigt sich in einem Ausbau von 
Einrichtungen, aber auch in einem stärkeren 
Fokus auf Qualität und Wahlfreiheit dieser 
Angebote. Gerade die Zieldimensionen von 
Qualität und Wahlfreiheit weisen jedoch auf 
Konflikte hin. Während im Bildungsbereich 
in Reaktion auf internationale Studien (z. B. 
PISA) auf standardisierte Bildungschancen 
und -erfolge gesetzt wird, wird im Bereich der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gefordert, 
verschiedene Betreuungsmöglichkeiten zu 
schaffen, um den individuellen Bedürfnissen 
von Familien gerecht zu werden.

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist 
in ein recht neues Feld politischer Intervention, 
welches zunehmend in Europa unterstützt wird 
und seit kurzem auch die Väter in den Blick 
nimmt. Es handelt sich allerdings um einen 

Bereich, der politisch in vielen Ländern hoch 
umstritten ist und aus diesem Grund bei Re-
gierungswechseln Gegenstand von Kürzungen 
und inkohärenter Maßnahmen wird. Die Ziel-
setzung, die Beschäftigungsquote zu erhöhen, 
lässt die qualitative Geschlechtergleichheit 
und das Familienwohlbefinden in den meisten 
Ländern außer Acht und führt damit an einer 
partizipativen und individuellen Unterstützung 
von Eltern im Sinne des Sozialinvestitionsan-
satzes vorbei. 

Das zentrale Feld sozialer Investitionen 
ist vielerorts die Arbeitsmarktpolitik. In den 
skandinavischen und vereinzelten zentral-eu-
ropäischen Ländern sind aktivierende Maß-
nahmen bereits zu einem zentralen Baustein 
der Prävention von Inaktivität geworden und 
stellen mit umfangreichen Sicherungsleistungen 
ein durchaus effektives Instrumentarium dar. 
Auch in den anderen europäischen Ländern 
erlangen aktive Arbeitsmarktleistungen an 
Bedeutung, jedoch sind die ihre Effekte meis-
tens marginal. Problematisch ist in diesem 
Feld, dass soziales Investment vorwiegend 
als Kostenreduktionsinstrument angewendet 
wird. Der Grund dafür liegt im Diskurs der 
1990er Jahre, der im Zeichen des Rückbaus 
des Wohlfahrtsstaates stand. In diesem Sinne 
ist auch der aktuelle Fokus auf kompensierende 
Arbeitsmarktleistungen in Europa zu deuten: 
Die Staaten versuchen einerseits sozial zu sta-
bilisieren und andererseits – teilweise in die 
Zukunft verschoben – ihre aktive Arbeitsmarkt-
politik neu zu justieren. Hierbei sind in erster 
Linie die Abstimmung zwischen den erbrachten 
Leistungen sowie die Flexibilität wichtig, auf 
individuelle Bedarfe reagieren zu können. 

In der Zusammenschau lässt sich festhalten: 
Es gibt aktuell keine einheitliche europäische 
Strategie, allerdings durchaus ähnliche Schwer-
punkte in der Bildungs-, Vereinbarkeits- und 
der Arbeitsmarktpolitik mit viel Spielraum 
in der Definition und Umsetzung von so-
zialen Investitionen. Insgesamt weicht die 
Implementation sozialer Investitionen durch 
Budgetentscheidungen, divergierende Werte 
oder Politikwandel in den europäischen Län-
dern noch stark von den in der Wissenschaft 

Pulsschlag



224 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

vertretenen Ansätzen sowie dem sogenannten 
Sozialinvestitionspacket der Europäischen 
Kommission (2013) ab, in dem diese verstärkte 
Anstrengungen zur Beseitigung sozialer Verwer-
fungen anmahnt.

Fazit
Es wird deutlich, dass viele europäische Länder 
im Zuge der Finanzkrise ihre kompensatori-
schen Sozialprogramme (vor allem die Renten 
und Arbeitslosenunterstützung) deutlich aus-
weiten mussten, dabei jedoch die Leistungen 
für die einzelnen Anspruchsberechtigten zum 
Teil erheblich kürzten. Somit erfüllten sich die 
teils euphorischen Hoffnungen von Politik 
und Wissenschaft vorerst nicht, durch Inves-
titionen in Humankapital und Prävention die 
Menschen in die Lage zu versetzen, mit den 
Fährnissen des Lebens selbst fertig zu werden. 
Im Gegenteil: Die Finanzkrise erforderte in 
vielen Ländern verstärkte kompensatorische 
Anstrengungen und führte die Sozialbudgets 
angesichts der hohen Staatsverschuldung an 
die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit. 

Trotzdem ist die Idee der Umstrukturierung 
des Wohlfahrtsstaates mit stärker sozialin-
vestiven Komponenten in Europa nach wie 
vor verbreitet. Vor allem die vergleichsweise 
jungen Politikfelder der Vereinbarkeitspolitik, 
der frühkindlichen Bildung und der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik folgen diesem Ansatz. 
Dabei zeigt sich jedoch, dass es in aller Regel 
an einer kohärenten Strategie mangelt. Zudem 
dominieren häufig rein betriebswirtschaftliche 
Vorstellungen, die den Menschen zum reinen 
Investitionsgut des Staates degradieren. Wie 
soziale Investitionen wirken und was sie mit 
den Zielgruppen machen, ist bislang kaum 
untersucht worden. Es drängt sich der Ver-
dacht auf, dass soziale Investitionen häufig 
nur deshalb aufgelegt werden, um Kürzungen 
kompensatorischer Leistungen zu kaschieren. 

Fragt man aber, unter welchen Umständen 
soziale Investitionen gelingen können, so wird 
deutlich: Uniforme, auf zentralstaatlicher Ebe-
ne am Reißbrett entwickelte Programme sind 
selten so effektiv, wie von der Zivilgesellschaft 
vor Ort mitgestaltete Maßnahmen, die die 

Möglichkeit der Partizipation eröffnen. Denn 
in der Regel kann nur so tatsächlich zielgerich-
tet auf die individuellen Bedürfnisse eingegan-
gen werden. Aufgabe der Sozialwissenschaften 
sollte es deshalb sein, besonders erfolgreiche 
soziale Investitionen zu identifizieren, zu 
dokumentieren und die Möglichkeit eines 
Politiktransfers in andere Wohlfahrtssysteme 
zu eruieren.

Matthias Freise ist Akademischer Oberrat 
am Institut für Politikwissenschaft der Univer-
sität Münster. Kontakt: freisem@uni-muenster.
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Anmerkungen
1 Vgl. auch die Website des Projektes: www.

kein-kind-zuruecklassen.de/.
2 Vgl. www.bundeshaushalt-info.de/.
3 Vgl. die Website des Projektes www.innosi.

org. 
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Neue Rechte und der Untergang des Abend-
landes. Stuttgart: Klett Cotta.

„Schicht für Schicht“ (12) freilegen will der 
Historiker Volker Weiß den programmatischen 
und strategischen Unterbau der aktuellen neu-
rechten Mobilisierungsspitze, die, so der Autor, 
eine Sinnkrise des Konservatismus ausnutzt, um 
extrem rechte Positionen salonfähig zu machen 
und dabei „gegenwärtig weit in faschistisches 
Terrain hineinragt“ (ebd.). Sein Buch „Die 
autoritäre Revolte“ ist zur Leipziger Buchmesse 
2017 erschienen – und damit rechtzeitig zur 
heißen Phase des Bundestagswahlkampfes. 
Der Autor wartet mit einigen Überraschungen 
auf und gewährt einen äußerst umfassenden 
gesellschaftspolitischen Blick, der die Gefahren 
des politischen Islams ebenso wenig ignoriert 
wie die Schwäche der liberalen und linken 
Kräfte in Deutschland, Antworten auf neue 
Herausforderungen zu finden. 

Antwort auf die 1968er-Bewegung
Weiß sieht die Ursprünge der „Neuen Rechten“ 
als Versuch einer Antwort auf die 1968er-Bewe-
gung und argumentiert, erst Thilo Sarrazins eth-
nisierende Thesen 2010 hätten einen größeren 
öffentlichen Resonanzraum für die Neurechten 
ermöglicht. Wesenhaft für die Neurechten ist 
Weiß zufolge die äußerliche Abgrenzung von 
den nationalsozialistischen „Altrechten“ und 
die Erfindung einer „Konservativen Revolu
tion“ jenseits des NS-Vernichtungsregimes; nur 
durch diese rhetorische Distanzierung ist die 
Neurechte als eigenständige politische Erschei-
nung mit Einfluss auch auf bürgerlich-konser-
vative Kreise vollstellbar.
Weiß dekonstruiert die Augenwischerei der 
Distanz zwischen Nationalsozialismus und 
„Konservativer Revolution“ geschickt mit 
den Worten Armin Mohlers – Erfinder der 
„Konservativen Revolution“ und Vordenker 
der Neurechten: „Meine Arbeit über die 

Konservative Revolution war dazu da, diese 
Sachen auseinanderzudividieren – Konserva-
tive Revolution und Nationalsozialismus. Es 
war schon sehr schwer zu unterscheiden; in 
der historischen Wirklichkeit überschneidet 
es sich schon sehr.“ (Zitiert auf S. 47) Der 
Autor arbeitet Bezugnahmen und Einflussnah-
men, Überschneidungen und Entwicklungen 
heraus, die aus einem auf dieser Denkschule 
der „Konservativen Revolution“ basierenden 
randständigen und überschaubaren Netzwerk 
(unter anderem von Junger Freiheit, Sarrazin, 
Pegida, AfD und „Identitärer Bewegung“) eine 
öffentlichkeitswirksame, kampagnenfähige, 
cryptofaschistische Revolte formiert, die für 
ihre antimoderne Agenda moderne Mechanis-
men und Medien nutzt. 

Weiß zeigt die engen Verbindungen und 
Kooperationen zwischen der „Identitären 
Bewegung“, die vom Verfassungsschutz beob-
achtet wird, zwischen aktuellen Vordenkern 
der „Neuen Rechten“ wie Götz Kubitzschek 
und seinem „Institut für Staatspolitik“, Medien 
wie der „Jungen Freiheit“ und der Rechtspartei 
„Alternative für Deutschland“ (AfD). Kenntnis-
reich umreißt Weiß die Genese sowie die meist 
profanen(Um-)Deutungen philosophischer und 
theoretischer Vorläufer durch „Neurechte“. 
So entlarvt er beispielsweise in Publikationen 
der „Identitären“ Martin Sellner und Walter 
Spatz deren „Bedürfnis, politische Haltung mit 
philosophischer Autorität aufzuwerten“ – und 
damit die im Kern „dünne Substanz der vieldis-
kutierten Rechtsintellektualität“ (113) und die 
philosophische Verbrämung der „Inhalte der 
extremen Rechten“ (117) durch die Identitären. 

Das „dekadente Volk“
Besondere analytische Qualität beweist der 
Autor in der Darstellung unterschiedlicher 
ideologischer Strömungen innerhalb der Neuen 
Rechten sowie dabei, zentrale ideologische 
Begriffe herauszuarbeiten, die helfen, jüngere 
Entwicklungen in der Partei AfD einzuordnen. 
Beispielsweise zeigt Weiß mit den neurechten 
Vordenkern Armin Mohler und Alain de 
Benoist die zentrale Bedeutung antiegalitärer 
und antiaufklärerischer Programmatik im Zu-
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sammenspiel mit völkischen Überzeugungen. 
De Benoist schrieb: „Jede Diktatur ist verächt-
lich, aber verächtlicher noch ist jede Dekadenz. 
Eine Diktatur kann uns morgen als Individuen 
vernichten. Dekadenz jedoch vernichtet unsere 
Überlebenschancen als Volk“ (Zitiert auf S. 41). 
Nicht erst seit der im Geist dieser Ideologie 
gehaltenen, umstrittenen Dresdner Rede des 
Thüringer AfD-Vorsitzenden Björn Höcke ist 
dessen extrem rechte Agenda bekannt, die 
maßgeblich vom Soziologen Andreas Kemper 
herausgestellt wurde. Auch Höcke sprach im 
„Sommerinterview“ des MDR 2016 davon, dass 
mit einem „dekadenten Volk“ keine Zukunft 
zu machen sei. 

An anderer Stelle zeigt Weiß die neurechten 
Ursprünge und die Bedeutung des Begriffes 
„Abendland“ (156) auf, der unter anderem 
durch die Dresdner PEGIDA-Bewegung auf-
genommen wurde, aber auch von zahlreichen 
neonazistischen Gruppen, und im Kontext 
faschistischer Entwicklungen im 20. Jahrhun-
dert zu betrachten ist. Weiß macht deutlich: 
„Das von Dresdner und Leipziger Redebühnen 
verteidigte ‚Abendland‘ ist tatsächlich nichts als 
ein Kampfbegriff, dessen Bedeutung geradezu 
willkürlich geändert werden kann. Von einem 
ethnokulturellen Konzept getragen, dient er 
zur Verbrämung eines neu aufgelegten ‚Rassen
kampfes‘.“ (186)

„Ausgearbeitete Weltanschauung“
Weiß argumentiert unter Anführung zahlreicher 
Quellen, dass die „Neue Rechte“ längst über 
eine „ausgearbeitete Weltanschauung“ (57) 
verfügt und nun durch „Bündelung der Kräfte 
in Form der AfD […] die geistige Metapoli-
tik in reale Politik überführen soll“, um die 
gesellschaftlichen Veränderungen durch die 
1968er-Bewegung rückgängig zu machen. Er 
zeigt, dass es dabei keineswegs nur um Fragen 
von Zuwanderung oder der politischen Kultur 
geht, sondern die Neurechten umfassende 
geopolitische Themen bearbeiten und dabei 
international vernetzt sind. 

Die Verortung der „Neuen Rechten“ als 
historische und ideologische Reaktion auf die 
1968er-Bewegung zieht sich durch das Buch. 

Es werden Gemeinsamkeiten und vor allem 
Unterschiede herausgestellt. Weiß zeigt: Erst 
die „Flüchtlingskrise“ (125) erzeugte ein ge-
sellschaftliches Klima, in dem das schon lang 
zuvor kultivierte ideologische und strategische 
Programm der Neurechten eine öffentliche 
Nachfrage bediente und Wirksamkeit entfalten 
konnte. 

Es gelingt Weiß darzustellen, wie die 
Neurechten Formen und Strategien unter 
anderem linker und situationistischer Aktivis-
ten adaptieren, ohne dabei Inhalte und Ziele 
gleichzusetzen. Zu kurz behandelt werden die 
Gefahren einer gewaltförmigen Radikalisierung 
der neurechten Bewegung. So wie die RAF aus 
dem Kontext der 1968er-Revolte hervorging, ist 
zu befürchten, dass aus der derzeitigen „Auto
ritäre Revolte“ weitere terroristische rechte 
Strukturen entstehen. Rassistische und rechte 
Anschläge, die „Gruppe Freital“ und die mut-
maßlich von einem früheren PEGIDA-Redner 
gelegten Bomben in Dresden im September 
2016 sind in diesem Kontext zu verstehen.

Ambivalente Sicht auf den Islam
Ausführlich behandelt Weiß die ambivalente 
Sicht auf den Islam innerhalb der „Neuen 
Rechten“ – die Differenzierung unterschied-
licher Denkströmungen und die Analyse 
des Antisemitismus in Symbiose mit der 
antiuniversalistischen und antiaufklärerischen 
Programmatik der Neurechten gehören zu den 
größten Stärken des Buches. Ohne die Vielzahl 
antimuslimischer Anschläge zu verharmlosen, 
stellt Weiß heraus, warum es unangemessen ist 
„die Feindschaft gegen den Islam mit dem Anti
semitismus gleichzusetzen“ (226). Folgerichtig 
stellt er Gemeinsamkeiten zwischen autoritären 
Muslimen und autoritären Rechten heraus 
und prangert ein Vakuum universalistischer, 
liberaler und linker Kritik am islamischen Fun-
damentalismus an, durch den „ein Deutungs-
monopol“ (257) der Rechten entstanden ist, 
„deren Werte denen der Kritisierten verwandt 
sind“. Der „Antirassismus“ sei, soWeiß, „in die 
identitäre Falle getappt“ (259). Wir haben es 
demnach zu tun mit einer „globalen ‚konserva-
tiven Revolution‘“ gegen den „humanistischen 
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Universalismus“, schreibt Weiß und fordert 
abschließend eine selbstreflexive „tatsächliche 
Aufklärung“, damit die „Seite der Emanzipa-
tion gewinnt“ (265). Diesem Plädoyer kann 
ich mich nur anschließen und dem Autor für 
seinen ausgezeichneten Beitrag dabei danken.

Zusammenfassend liefert das Buch „Die 
Autoritäre Revolte“ einen hervorragenden 
Einblick in die wichtigsten ideologischen Be-
züge sowie Unterscheidungen innerhalb der 
„Neuen Rechten“, ohne sich in der politischen 
Ideengeschichte zu verrennen. Dieses gerade 
für Journalisten, politische Berichterstatter 
und Praktiker ebenso wie für die Wissenschaft 
wichtige Buch ist stets pointiert formuliert und 
bleibt durchweg gut lesbar. Weiß gelingt der 
Spagat zwischen umfassender Analyse, sozialer 
Relevanz und allgemeiner Verständlichkeit. 
Er verbleibt nicht bei der Dämonisierung der 
extremen Rechten, sondern legt selbstkritisch 
diskursive Schwachstellen offen: Öffentliche 
Demokratieforschung at it’s best.

Matthias Quent, Jena



Der Wandel der extremen Rechten 
in Europa

Fielitz, Maik/Laloire, Laura Lotte 2016 (Hg.): 
Trouble on The Far Right. Contemporary 
Right-Wing Strategies and Practices in Europe. 
Bielefeld: Transcript.

Angesicht jüngerer Wahlergebnisse in Europa 
ist der Aufstieg des Rechtspopulismus nicht 
von der Hand zu weisen. Über die Parteien-
landschaft hinaus kann zudem die Zunahme 
rechter Bewegungsakteure, gewalttätiger 
Übergriffe sowie fremdenfeindlicher Diskurse 
festgestellt werden. Zur Analyse dieser Entwick-
lungen in ihrem Zusammenhang haben Maik 
Fielitz und Laura Lotte Laloire kürzlich einen 
Sammelband herausgegeben. Aus einer Blogrei-
he auf sicherheitspolitik-blog.de erscheinen hier 
kurz gehaltene Beiträge von Professor*innen, 
Nachwuchswissenschaftler*innen und Akti-

vist*innen, die sich jeweils konkreten Kons-
tellationen rechter bis rechtsextremer Akteure 
widmen. Die Untersuchungen der Strategien, 
Praktiken und Instrumente dieser Akteure 
zielen auf ein umfassenderes Verständnis 
der Restrukturierungsprozesse der extremen 
Rechten in Europa.

Die vielfältigen Beiträge eint ein pluralisti-
scher, theoretischer Rahmen, der eine breite 
Definition des Rechtextremismus vorsieht: Ab-
seits einer eigenen Extremismustheorie dient 
farright als Überbegriff für rechtsradikale bis 
rechtsextreme Akteure, um deren Wandlungs-
fähigkeit nachzeichnen zu können. Rechtspo-
pulismus bildet demnach weder eine dünne 
Ideologie noch eine rein analytische Kategorie, 
sondern wird als gegenwärtiges, kommunika-
tives Merkmal der extremen Rechten angese-
hen. Im Unterschied zu klassischen Ansätzen 
der Bewegungsforschung stellen die Beiträge 
weder angebots- noch nachfrageorientierte 
Perspektiven in den Vordergrund. Vielmehr 
bilden sie mit ihrer Mikro-Orientierung die 
Grundlage für ein dialektisches Verständnis, 
„that incorporates both the agency of far-right 
actors and processes of social change that 
reconfigure (power) relations between ruling 
forces and challengers“ (19). 

Zur Gliederung der Beiträge werden fünf 
Kontexte definiert, in denen die jeweils un-
tersuchten Konstellationen anzutreffen sind: 
Parteienkonkurrenz, Mobilisierungs- und Ar-
gumentationsstrategien, diskursive Strategien, 
politische Gewalt und interne Bewegungs-
kämpfe. Quer zu diesen Terrains liegen drei 
Prozesse, die den gegenwärtigen Wandel der 
extremen Rechten in Europa aus der Sicht der 
Herausgeber*innen besonders kennzeichnen: 
Diversifizierung, Normalisierung und Trans
nationalisierung. Da in einer Rezension nicht 
auf alle Beiträge eingegangen werden kann, 
fasse ich den Band entlang dieser Prozesse 
zusammen und hebe dabei einige Schlaglichter 
hervor. 

Kooperation und Konkurrenz
Zu den etablierten Akteuren der rechten 
Szene zählen rechtspopulistische Parteien, 
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Bewegungsorganisationen der Neuen Rechten 
und gewaltbereite Gruppen. In dieser Situation 
entstehen sowohl Kooperationen als auch 
Konkurrenzkämpfe, was die Auflösung von 
rigiden Abgrenzungen zur Folge hat. Die 
Kooperationsmöglichkeiten werden in den 
Beiträgen von Bernd Weidinger sowie Natascha 
Strobl und Julian Bruns illustriert: Etablierte 
rechtspopulistische Parteien wie die österrei-
chische FPÖ übernehmen hier eine integrative 
Funktion, indem sie eine Schnittstelle für Be-
wegungsakteure und außerparlamentarische, 
rechtskonservative bis neonazistische Gruppen 
bilden, beispielsweise durch überlappende 
Mitgliedschaften. Weitere Kooperationen 
entstehen über alternative Medienkanäle sowie 
Zusammenschlüsse in öffentlichen Kampa-
gnen. Mit der neofaschistischen Bewegung 
Casa Pound Italia untersucht Heiko Koch 
ein Beispiel für die interne Diversifizierung 
zwischen Bewegung und Partei unter einer 
hybriden Dachorganisation. Zur Konkurrenz 
kommt es im Anschluss an den Aufstieg einer 
wegbereitenden rechtspopulistischen Partei, 
wenn um die politische Nachfolge gekämpft 
wird, wie Mathias Schmidt für die Ukraine und 
Oula Silvennoinen für Finnland zeigen. 

Aufmerksamkeit als Ziel
Mit der Normalisierung ist die zunehmende 
Akzeptanz fremdenfeindlicher Diskurse und 
Positionen im politischen Mainstream ange-
sprochen. In einer kurzen Framing-Analyse 
erläutert Holger Marcks, wie die Figur der 
normalen Bürger*in zuerst als Selbst- und 
daraufhin als Fremdzuschreibung den Einfluss 
von AfD und Pegida verstärkt hat. Die Medien 
und andere Parteien agieren in diesem Kontext 
unbewusst als Komplizen, wenn sie derartige 
Zuschreibungen übernehmen, ohne sie kri-
tisch zu hinterfragen. Schließlich haben die 
professionalisierten Kommunikationsstrategien 
der Neuen Rechten das Erringen kultureller 
Hegemonie durch die Normalisierung ihrer 
Positionen zum Ziel. 

Tamir Bar-On beschäftigt sich dazu mit dem 
intellektuellen Hintergrund der Novelle droite, 
während Samuel Bouron die Medienstrategien 

der Identitären Bewegung in Frankreich analy-
siert. Wie auch in Deutschland und Österreich 
zeigt sich, dass der geringe Organisationsgrad 
dieser Bewegung für erfolgreiche und medien-
wirksame Inszenierungen zweitrangig ist. Die 
Beiträge von Stijn van Kessel und Caterina 
Froio erläutern die strategische Umdeutung 
nativistischer und xenophober Positionen 
in Diskursen zu Wohlfahrtsstaatlichkeit und 
Globalisierungskritik. Diese Wandlungsfähig-
keit rechter Argumentationsmuster verweist 
auf deren Mobilisierungspotenzial abseits 
eindeutiger politischer Gelegenheitsstrukturen.

Über Grenzen hinweg
Drittens werden Transnationalisierungspro-
zesse für den Wandel der extremen Rechten 
angeführt. Dass die Diffusion der ethnoplura-
listischen Ideologie sowie der Strategien der 
neuen Rechten keinen Halt vor nationalstaat-
lichen Grenzen macht, wird an vielen Stellen 
des Bandes deutlich. Wiederholt werden die 
Verbindungen zwischen rechtspopulistischen 
Parteien und Bewegungen in Italien, Frank-
reich, Deutschland und Österreich aufgezeigt.

Auf die zunehmende Vernetzung der ge-
waltbereiten, extremen Rechten verweisen 
die Beiträge von Alex Carter und Graham 
Macklin über rechten Terrorismus und anti-
muslimische Bewegungen in Großbritannien. 
Transnationale Netzwerke bestehen demnach 
sowohl innerhalb neonazistischer Subkulturen 
als auch zwischen neurechten Organisationen 
und Gruppen. Online wie offline bieten gerade 
diese Netzwerke einen Nährboden für weitere 
Radikalisierungsprozesse. 

Insgesamt ergibt die Aufsatzsammlung 
ein eindrückliches Bild gegenwärtiger Wand-
lungstendenzen innerhalb der rechten Bewe-
gungslandschaft in Europa. Aufgrund der 
breiten Interpretation der farright werden 
die Praktiken und Strategien rechtspopulis-
tischer Akteure nicht allein im Kontext des 
Parteienwettbewerbs diskutiert, sondern von 
ihren Ursprüngen her betrachtet. Mit dem 
Fokus auf die Prozesse der Diversifizierung, 
Normalisierung und Transnationalisierung 
werden die vielfältigen Verf lechtungen 
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nachgerade im westeuropäischen Kontext 
deutlich. 

Einige der Regionalstudien, wie etwa zu Ru-
mänien, Lettland oder der Türkei, stehen dem-
gegenüber eher für sich. Weiterhin unterbindet 
die reduzierte Länge der Beiträge an einigen 
Stellen die tiefergehende Beschäftigung mit der 
jeweiligen Konstellation, sodass der Anspruch 
der Mikro-Orientierung aus dem einleitenden 
Artikel von Fielitz und Laloire nicht immer er-
füllt wird. Die ausführlichen Literaturverzeich-
nisse und Referenzen entschädigen allerdings 
dafür. Erfreulich ist weiterhin, dass hier jungen 
Nachwuchswissenschaftler*innen ein Forum 
für die Beteiligung an der wissenschaftlichen 
Debatte geboten wird. Somit eignet sich der 
Sammelband insbesondere als Einführung in 
das gegenwärtige Bewegungsgeschehen der 
extremen Rechten in Europa. Dabei wird 
durchgängig auf die komplexen Prozesse un-
terhalb der polarisierenden Debatte um das 
Erstarken des Rechtspopulismus verwiesen. 
Über die reine Zeitdiagnose hinaus erweitert 
die Lektüre den Rahmen der Debatte und 
regt zur weiteren Auseinandersetzung mit den 
besprochenen Bewegungsnetzwerken an. 

Daniel Staemmler, Berlin



Pegida im Prisma der 
Sozialwissenschaft
Heim, Tino (Hg.) 2017: Pegida als Spiegel und 
Projektionsfläche. Wechselwirkungen und Ab-
grenzungen zwischen Pegida, Politik, Medien, 
Zivilgesellschaft und Sozialwissenschaften. 
Wiesbaden: Springer VS.
Rehberg, Karl-Siegbert/Kunz, Franziska/
Schlinzig, Tino (Hg.) 2016: PEGIDA – Rechts-
populismus zwischen Fremdenangst und „Wen-
de“-Enttäuschung? Analysen im Überblick. 
Bielefeld: transcript.

Eigentlich könnten die Sozialwissenschaften 
der Pegida-Bewegung dankbar sein: Avancier-
ten die montäglichen „Abendspaziergänge“ 

doch mitunter nicht nur zum unerwarteten 
meet&greet der deutschen Bewegungs- und 
Rechtsextremismusforscher, sondern schon 
bald darauf auch zum Initial gesteigerter so-
zialwissenschaftlicher Resonanz im Polittalk 
und Feuilletonbetrieb. So wie Pegida die 
Dresdner Stadtgesellschaft spaltet, hat es als 
Erfahrungsprisma unweigerlich soziologische 
Diskussionen provoziert und dabei Forschungs-
zusammenhänge zusammengebracht, deren 
Beiträge und working papers jüngst in zwei 
Sammelbänden veröffentlicht wurden.

Hatten sich die Dresdner Soziologinnen 
und Soziologen zunächst mit öffentlichkeits-
wirksamen Analysen zurückgehalten und die 
vorschnellen, zumeist deskriptiven Studien mit 
gewisser Skepsis betrachtet, gelingt ihren facet-
tenreichen Betrachtungen nun eine Verortung 
des Phänomens Pegida, die gleichermaßen 
seinen lokalen Entstehungskontext und dessen 
strukturelle Tiefendimension plausibilisiert. 
Obwohl beide Bände am Institut für Soziologie 
der Technischen Universität Dresden entstan-
den, unterscheiden sich ihre Konzeption, ihr 
Erkenntnisfokus und der methodische Zugang 
beträchtlich. Überschneidungen gibt es ledig-
lich bei einem Beitrag von Tino Heim, der 
die Kernthesen des von ihm herausgegebenen 
Sammelbandes Pegida als Spiegel und Projek-
tionsfläche in einem luziden Aufsatz für den 
von seinen Kollegen Karl-Siegbert Rehberg, 
Franziska Kunz und Tino Schlinzig kompilier-
ten Sammelband PEGIDA – Rechtspopulismus 
zwischen Fremdenangst und „Wende“-Enttäu-
schung? zusammengefasst hat.

Ein wesentlicher konzeptioneller Unter-
schied beider Bände, der gegeneinander und 
durchaus ergänzend ihre Stärke ausmacht, lässt 
sich daran verdeutlichen: Während letzterer aus 
einem gleichnamigen Public Sociology Forum 
der Deutschen Gesellschaft für Soziologie 
hervorging, das am 30. November 2015 in der 
Schlosskapelle des Dresdner Residenzschlosses 
stattfand und entsprechend heterogene, zum 
Teil nur im Gegenstand verbundene Beiträge 
zusammenbringt, besteht der Sammelband von 
Heim aus einem Diskussionsprozess junger 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
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die  – ihre Thesen wechselseitig stützend 
und miteinander in Bezug setzend – eine 
gemeinsame Perspektive entwickeln. Diese 
fokussiert nicht nur Pegida und sein soziales 
Substrat, sondern erhellt ebenfalls die diskur-
sive Konstellation des politischen, medialen 
und sozialwissenschaftlichen Bezugs auf Pe-
gida. Denn durch diesen diskursanalytischen 
Zugriff werden, so die These,„vielfältige in 
medialen und politischen Diskursen dominante 
Deutungsmuster und Kollektivsymboliken, 
aber auch zahlreiche soziale Verwerfungen, 
Transformationsprozesse und nationale und 
globale Krisenkonstellationen in spezifischer 
Form reflektiert und gesteigert sichtbar“ (4).

Pegida als Spiegel 
multipler Krisenkonstellationen
Von bisherigen Veröffentlichungen hebt sich 
der von Heim herausgegebene Sammelband 
vor allem dadurch ab, dass er systematisch mit 
den Selbstzeugnissen Pegidas arbeitet, die in 
Form von Reden, Stellungnahmen, Pressemit-
teilungen, Facebook-Einträgen und Interviews 
vorliegen. Wer die „Dresdner Abendspazier-
gänger“ bisher nur aus zweiter Hand kennt, 
dem bietet sich hier die Möglichkeit, in die 
verdichtete Gedankenwelt des Führungskreises 
von Pegida einzublicken, die dort zirkulieren-
den Diskursfragmente zu ordnen und sich 
zugleich einen kritischen Überblick über die 
medialen Reaktionen zu verschaffen. Der Band 
hält dafür einen deskriptiven Beitrag des Antifa 
Recherche Teams Dresden bereit, der dem 
analytisch-systematischen Teil vorangestellt ist 
und die Entwicklung der Bewegung über zwei 
Jahre hinweg nachvollzieht. Das hilft bei der 
Orientierung im anschließenden diskursiven 
Geflecht.

Den Anspruch, der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung neue Impulse zu verlei-
hen (22), können allerdings nicht alle der 
17 Beiträge gerecht werden. Das ist zum Teil 
der Einstiegsthese geschuldet, dass Pegida 
mitnichten ein neues Phänomen sei. So fasst 
Stefan Fehser zunächst die Befunde bekannter 
Studien aus der Rechtsextremismusforschung 
prägnant zusammen. Die Bewegung komme 

keinesfalls aus dem Nichts, sondern sei eine 
„Entfesselung bestehender Dispositionen“ 
(55). Auch Francesca Barp und Hannah Eitel 
kritisieren mit einem ähnlichen Argument 
noch einmal das seit langem umstrittene 
Extremismusparadigma und zeichnen seine 
Funktion im politischen Diskurs um Pegida 
nach. Beide gehen dabei aber zuweilen selbst 
zu schematisch und selektiv vor, wenn sie etwa 
den liberalen Dresdner Kommunikationswis-
senschaftler Wolfgang Donsbach und den um 
pastorale Verständigung bemühten Direktor 
der Landeszentrale für politische Bildung 
Frank Richter umstandslos einer sächsisch-kon-
servativen Elite zuschlagen. 

Philipp Knopps Beitrag „Abstand halten“ 
untersucht die Deutungen gesellschaftlicher 
Krisen durch Pegida und systematisiert zuvor-
derst die dort vorhandenen Diskursstränge als 
Selektionsmechanismen exklusiver Solidarität, 
die er sodann zu neoliberalen Notstands- und 
wohlstands-chauvinistischen Alltagsdiskursen 
in Beziehung setzt. Ausführlich illustrieren die 
These von Pegida als Spiegel die Deutungen 
von Maria Steinhaus, Tino Heim und Anja 
Weber, die den „Paradoxien der ‚sächsischen 
Demokratie‘“ gewidmet sind, sowie die Gedan-
ken des Bewegungsforschers Peter Ullrich zu 
„Postdemokratischer Empörung“. Beiden Auf-
sätzen zufolge stehe Pegida für eine mehrfache 
postdemokratische „Krise der Repräsentation“ 
(225), wobei die Bewegung zugleich als Reak-
tion und als Ausdruck dieser Krise verstanden 
werden könne. Eine zugespitzte apolitische und 
paternalistische sächsische Kultur wird auch 
von Vertretern der Zivilgesellschaft kritisiert, 
die in zwei Beiträgen zu Wort kommen und 
für eine Belebung der politischen Debatten im 
Gemeinwesen plädieren. 

Gemeinsamkeiten zwischen dem, was 
Pegida bekämpft und dem, was es repräsen-
tiert, sehen ebenfalls Marc Drobot und Martin 
Schroeder. Ihr Essay fasst die Massenmobilisie-
rungen als „fundamentalistische Gruppierung“, 
deren Narrative die Form „synkretistischer 
Collagen“ (278) annehme und in einer „rück-
wärtsgewandten Utopie“ (273) ihren Ausdruck 
finde. Diese Abwehr moderner, gesellschaft-
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licher Flexibilisierungsprozesse stehe jedoch 
außerhalb eines begrifflichen Rahmens und 
artikuliere sich deshalb als „subjektives Gefühl“ 
(283). Luisa Keller und David Berger fragen 
in ihrem Beitrag dann nach der diskursiven 
Funktion dieser „Angstkommunikation“ (308). 

Den Abschluss des Bandes bildet der 
mit knapp 100 Seiten umfangreichste Arti-
kel des Herausgebers, in denen ein histo-
risch-funktionaler Bogen zwischen latenten 
Widerspruchsdynamiken des westlichen 
Gesellschaftssystems, postdemokratischen 
Transformationsprozessen und „Entfrem-
dungskonstellationen“ (353) geschlagen wird, 
die in einer „polykontextualen Gesellschaft“ 
(369) auftreten. Pegida, Massenmedien und 
Politik agierten dabei als „epistemologische 
Komplizen“ (418), die gegeneinander komple-
mentäre Feindbilder bedürften und dabei oft 
auf ähnliche Krankheits- und Infektionsmeta-
phern zurückgreifen.

Verdeutlichen lässt sich diese These an 
zwei Titeln des Göttinger Instituts für De-
mokratieforschung, die Pegida und NoPegida 
komplementär als schmutzigen und hellen Teil 
der Zivilgesellschaft betrachten sowie an der 
satirisch aufgegriffenen Idee eines „Säxit“, die 
trotz offensichtlicher Überspitzung als emble-
matische Radikalisierungen eines Selbstverge-
wisserungsdiskurses der „guten Mitte“ gelten 
können. Dessen Funktionen im öffentlichen 
Diskurs werden vor allem in den Beiträgen des 
Herausgebers, die gut ein Drittel des Buches 
ausmachen, umfangreich herausgearbeitet und 
damit ein Blick auf Pegida geworfen, der in 
den bisherigen Debatten lediglich marginal 
auftauchte. 

Dank dieser Fülle lässt sich die teilweise 
schematische Benennung von „Rassismus, 
Sexismus etc.“ an anderen Stellen des Buches 
verkraften. Geschuldet ist diese Nachlässigkeit 
in der Begriffsbildung wohl dem struktur- und 
funktionsanalytischen Zugang, der die psycho-
soziale Ebene weitgehend unbeachtet lässt. 
Offen bleibt ebenfalls, wie sich eine „postde-
mokratische Subjektivität“ (236) manifestiert. 
Dabei könnte gerade diese Fragestellung auch 
das Verhältnis von Verschwörungsideologie, 

Populismus und der Neuen Rechten erhellen, 
das in den Beiträgen nur anekdotisch behan-
delt wird.

Pegida als Projektionsfläche 
heterogener Deutungen
Ganz ähnliche Überlegungen sind auch in 
einzelnen Beiträgen im Band von Rehberg, 
Kunz und Schlinzig angelegt, jedoch nicht 
systematisch ausgearbeitet. Da der heterogene 
Sammelband dem Anspruch folgt, divergieren-
de Analysen überblickend vorzustellen, stehen 
die thematisch geordneten Texte partikular 
nebeneinander. Von Werner Patzelt, dessen 
„unorthodoxen Thesen“ über Deutschlands 
„Einwanderungsprobleme“ (74) sich keiner 
der anderen Autoren anzuschließen vermag, 
bis zu Klaus Dörre, der im Bewusstsein dieser 
semantischen Anspielung vor einer „national-
sozialen Gefahr“ warnt und als probate Ge-
genstrategie einen „demokratischen Klassen-
kampf“ empfiehlt (259), kommt, neben einigen 
studentischen Forschungsarbeiten, auch ein 
breites und prominentes Spektrum deutscher 
Sozialwissenschaftler zu Wort.

Insgesamt 26 Analysten schauen in 22 Tex-
ten von „Innen“ und „Außen“ auf Pegida, 
untersuchen „Massenmedien und Diskurse“, 
„Rechtspopulismus und gesellschaftliche 
Krisenphänomene“ sowie die „Bedrohte De-
mokratie“. Vorangestellt ist dem analytischen 
Teil „eine einleitende Situationsbeschreibung“ 
von Karl-Siegbert Rehberg, in dem der Zu-
sammenhang von „,Wende‘-Enttäuschungen“ 
und grassierender Fremdenangst zu der These 
verdichtet ist, dass der Transformationsprozess 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR mit der 
Hypothek eines weitverbreiteten Unterlegen-
heitsgefühls belastet wurde. Für die erfahrene 
„Massenarbeitslosigkeit als Folge einer – in so 
kurzer Zeit – beispiellosen Deindustrialisierung 
nach 1990, das Umlernenmüssen fast aller 
Alltagsroutinen und die Entwertung des im ‚frü-
heren Leben‘ Geleisteten“ (29) ständen keine 
gesamtdeutschen Erinnerungsnarrative bereit, 
sodass sich bei Pegida auch eine Sehnsucht 
nach gemeinschaftsstiftenden Resonanzerfah-
rungen artikuliere. 
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Leider wird diese spezifisch ostdeutsche 
Erfahrungsdimension im Verlauf des Bandes 
lediglich von Hans Vorländer, der eine Hege-
monie „typisch westdeutscher Erinnerungsorte, 
Erfahrungshorizonte und Interpretations
paradigmen […] im politisch-medialen Diskurs 
der ‚Berliner Republik‘“(107) konstatiert, und 
durch Hans-Joachim Maaz‘ tiefenpsychologi-
sche Motivationsanalyse (359) aufgegriffen. 
In den anderen Beiträgen wird sie bestenfalls 
als Sonderfall struktureller Konstellationen um-
rissen und ihr Erklärungsgehalt aufgrund der 
gewählten methodischen Zugänge systematisch 
geringgeschätzt. Diese spezifisch ostdeutsche 
Erfahrungsdimension hätte durchaus berei-
chernd durch qualitative und narrative Studien 
ergänzt werden können.

Dennoch ist der Band facettenreich und 
auch methodisch äußerst heterogen. Durch 
Netzwerk-, Inhalts- und Diskursanalysen, Be-
fragungen sowie Metareflexionen gelingt ein 
weiter Überblick über das Phänomen Pegida 
und seine Kontextbedingungen. Dass der Leser 
immer wieder auf argumentative Redundanzen 
stößt, die sich auch durch eigentümliche Be-
griffskonstruktionen nicht verbergen lassen, 
mag man dem Wunsch der Herausgeber nach 
dokumentarischer Vollständigkeit zuschreiben. 
Entsprechend variiert die Qualität der Beiträge. 
Während man einigen Gedankengängen gern 
noch über weitere Seiten gefolgt wäre, wird 
man andere Beiträge schlicht überblättern. 
Das gilt vor allem für diejenigen Leser, die 
die einschlägigen Publikationen zu Pegida 
bereits kennen. Manches wurde bereits zuvor 
an anderer Stelle veröffentlicht und für den 
Sammelband dezent überarbeitet. Anderer-
seits kann man wohl beanspruchen, nach der 
Lektüre über ein bibliographisches Wissen der 
deutschen Pegida-Diskussion zu verfügen. Die 
Konfiguration der Beiträge ist nicht zuletzt ein 
Abbild ihres Zustandes.

Dresden als Avantgarde?
Der Dresdner Soziologie Joachim Fischer hat 
im Band von Rehberg, Kunz und Schlinzig die 
These formuliert, dass die Dresdner Stadt-
gesellschaft seit der „Wende“ Stellvertreter

debatten von bundesweiter Relevanz führe. 
Wenngleich die Zuspitzung, die Stadt deshalb 
zur „Avantgarde der Civil Society“ (53) zu 
erklären, reichlich bemüht erscheinen mag, 
ist die Auseinandersetzung mit Pegida doch 
zugleich das Prisma einer verspäteten Gegen-
wartsdiagnose, wie sie jüngst durch die deut-
sche Rezeption von Didier Eribons „Rückkehr 
nach Reims“ in die Feuilletonspalten drängt. 
Insofern kann Dresden durchaus als ein Ort 
gelten, an dem mannigfaltige Konfliktlinien 
überlagernd aufeinandertreffen.
In beiden Sammelbänden reflektieren zahlrei-
che Beiträge unterschiedlich stark pointiert, 
dass die Rechtspopulisten die soziale Frage 
besetzen und eine Auseinandersetzung, die 
allein an den normativen Moralimperativen des 
irritierten Liberalismus ansetzt, am Kern des 
Problems vorbeigeht. Ein aussichtsreicherer Zu-
gang ist stattdessen in Tino Heims Forderung 
angelegt, Pegida „als Teil einer Bevölkerung, 
der eine politische Auseinandersetzung und 
vielleicht auch analytische und therapeutische 
Unterstützung verdient“ (431), ernstzunehmen. 
Beide Sammelbände tragen auf ihre Weise 
dazu bei.

Felix Schilk, Dresden



Die AfD: Der Freiheitsrausch 
verwandelt sich in Autoritarismus
Justus Bender, 2017: Was will die AfD? Eine 
Partei verändert Deutschland. München: Pan-
theon Verlag.

Seit ihrer Gründung im April 2013 hat die 
Alternative für Deutschland (AfD) einen ful-
minanten Aufstieg hingelegt. Die Partei hat 
die Gesellschaft und die Wissenschaft verun-
sichert und vor Fragen gestellt, die bis heute 
nicht hinreichend beantwortet sind. Diese 
Verunsicherung ist auch darauf zurückzuführen, 
dass die Partei bei der Bundestagswahl im 
Herbst 2013 aus dem Stand 4,7 Prozent der 
Stimmen holte und damit nur knapp an der 
Fünf-Prozent-Hürde scheiterte. Viele glaubten, 
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das Problem, das sich mit dieser neuen Partei 
stellte, hätte sich erledigt, als im Juli 2015 nach 
einem langen Richtungsstreit der Vorsitzende 
Bernd Lucke aus der Partei austrat und Frauke 
Petry zur neuen Vorsitzenden gewählt wurde. 
Viele bürgerliche Mitglieder verließen die Partei 
und die euroskeptische Grundrichtung bekam 
durch den Zustrom neuer Mitglieder eine 
Ergänzung: Die Partei driftete nach rechts. Sie 
fiel in Umfragen erst einmal auf drei Prozent, 
doch die Flüchtlingswelle hauchte der Partei 
neues Leben ein und bescherte ihr einen bis 
heute anhaltenden Zuspruch. Inzwischen ist 
die Partei in zahlreichen Landtagen vertreten 
und alle Beobachter rechnen damit, dass sie 
auch im September 2017 in den Bundestag 
einziehen wird. 

Doch nach wie vor gibt es bezüglich der 
AfD mehr Fragen als Antworten. Die AfD 
ist eine Quelle der Verunsicherung für die 
Gesellschaft, für die anderen Parteien und für 
das politische System. Der ‚Brexit‘ im Sommer 
2016 und die Wahl Trumps zum amerikani-
schen Präsidenten im November 2016 haben 
die Ratlosigkeit noch vergrößert. Insofern ist 
jeder Beitrag willkommen, der Licht ins Dun-
kel bringt und zur Aufklärung dieses neuen 
Phänomens beiträgt. 

Das Buch von Justus Bender ist gerade des-
halb ein wichtiger Beitrag, weil er als Journalist 
der FAZ die Entwicklung der AfD seit der 
Gründung fortlaufend beobachtet. Bender war 
auf den Parteitagen, als diese noch in kleinen 
Turnhallten stattfanden, und er hat mit wich-
tigen Akteuren gesprochen. Als professioneller 
Beobachter kennt Bender sich sehr gut aus 
und kann die Dinge gut einordnen. Das Buch 
ist daher eine unersetzliche Ergänzung zu den 
Ergebnissen der Parteienforscher, denn diese 
sind vielfach viel zu weit von ihrem Gegenstand 
entfernt. 

Erfrischend und weiterführend ist es, dass 
Bender sich nicht in Debatten über Populismus, 
Rechtskonservatismus und Rechtsextremismus 
verstrickt. Aber wie erklärt nun Bender das Phä-
nomen AfD? Offensichtlich ist, dass er nicht 
damit rechnet, dass sich das Problem rasch 
erledigen würde. Dafür ist die Veränderung 

aus seiner Sicht zu tiefgreifend. Bender geht 
davon aus, dass sich Parteien wie die AfD in 
liberalen Demokratien dann entwickeln, wenn 
diese ein gewisses Entwicklungsstadium der 
inneren Liberalisierung erreicht haben. Die 
AfD begreift sich als Partei der Freiheit. Sie 
„wollen Freiheit und Basisdemokratie“ (31), 
stellt Bender fest, ähnlich die holländische 
Partij voor de Vrijheid von Geert Wilders. 
Doch welche Freiheit meint die Partei damit? 
Es ist die Freiheit von einer als unerträglich 
wahrgenommenen Bevormundung. Eine solche 
Bevormundung wird in der EU und prinzipiell 
in allen Institutionen gesehen. Eigentlich steht 
der gesamte staatliche Apparat im Verdacht 
der Freiheitsberaubung. Die Parallelen zur 
Rhetorik Donald Trumps werden hier recht 
schnell deutlich. Für Bender nimmt dieser 
„Freiheitsrausch“ schnell „autoritäre Züge“ 
(31) an. Denn er strebt nach einer Befreiung 
vom Rationalismus der Politik, von den Zumu-
tungen der Toleranz und der Solidarität und 
letztlich ist er ein Plädoyer für das Bauchgefühl 
mit seinen intuitiven und einfachen Lösungen. 
Letztlich ist es purer Egoismus, der sich mit der 
AfD breitmacht, ein Gefühl, keine Rücksicht 
auf andere mehr nehmen zu wollen, alles sagen 
zu dürfen, was einem einfällt. Damit werden 
Radikale angelockt.

Hier zeigt sich bereits, dass Bender nicht 
der sozial-ökonomischen Erklärung anhängt, 
in der die AfD und andere rechtspopulistische 
Parteien als Ergebnisse der Globalisierung 
und der sozioökonomischen Marginalisierung 
gedeutet werden. Dafür ist die Anhängerschaft 
der Partei nach seiner Einschätzung viel zu sehr 
in der Mitte der Gesellschaft verortet. 

Wie geht es nun weiter mit dieser Partei? 
Zu befürchten ist, dass sich das Problem nicht 
schon damit erledigt, dass nun weniger Flücht-
linge kommen. Zudem ist es ein Phänomen, 
das in vielen liberalen Demokratien anzutreffen 
ist. Bender geht vielmehr von einer „schlei-
chenden Radikalisierung“ (51) aus. Damit 
unterscheidet sich die AfD von den Grünen in 
den 1980er Jahren. Bender sieht zwar deutliche 
Parallelen in den Parteiprogrammen – auch die 
Grünen verstanden sich in ihrer frühen Phase 
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als „Alternative zu den herkömmlichen Partei-
en“ (164). Doch je stärker sich die Grünen an 
Regierungen beteiligten und je öfter sie in Par-
lamenten vertreten waren, desto mehr haben 
sie sich den Verhältnissen angepasst. Nicht so 
die AfD. Sie setzt auf eine Strategie der fort-
gesetzten Tabubrüche und der „rhetorischen 
Karambolagen“ (20). Man erreicht so mediale 
Aufmerksamkeit und die Entgleisungen ziehen 
auch keine sinkenden Zustimmungswerte nach 
sich. Bender geht daher davon aus, dass sich 
das Problem mit der AfD noch verschärft, 
obwohl die Partei „die Stimmung im Land 
schon mehr verändert hat, als ich es 2013 für 
möglich gehalten hatte“ (202). 

Nach Bender ist es das Ziel der AfD, das 
Land grundlegend zu verändern. Die Partei 
gibt sich offensichtlich nicht mit dem zufrie-
den, was sie schon erreicht hat. Die AfD ist 
nach Bender eine „Partei der Anti-68er“ (162). 
„Wir müssen die Achtundsechziger rückabwi-
ckeln“ (161) verkündete André Poggenburg, 
der sachsen-anhaltinische Landesvorsitzende. 
Die Liberalisierung der Gesellschaft soll rück-
gängig gemacht werden. Dies ist eine Aufgabe, 
die politische Gestaltungsmacht erfordert, von 
der die AfD gegenwärtig noch weit entfernt 
ist. Zudem ist fraglich, ob sich die Gesellschaft 
von einer so kleinen Gruppe in eine Richtung 
drängen lässt, die von der großen Mehrheit 
nicht gewünscht wird. Denn das Potenzial der 
AfD liegt eher zwischen zehn und 15 Prozent. 
Es könnte allerdings sein, dass die Haltung 
der AfD in andere Milieus der Gesellschaft 
hinüberschwappt und autoritäre Haltungen 
damit salonfähig werden.

Bender hat ein Buch über die AfD ge-
schrieben, das sich gut lesen lässt, und das 
seine Überzeugungskraft gerade aus der 
Beobachtungsnähe gewinnt. Es ist eine gute 
Ergänzung zu den statistischen Materialen der 
Parteienforschung, die häufig aus der Ferne 
auf ihren Gegenstand blickt. Weiterführend ist 
auch der Versuch von Bender, das Phänomen 
AfD zu erklären, ohne sofort die Begriffe 
Populismus und Rechtskonservatismus und 
Rechtsextremismus zu benutzen. Nach der 
Lektüre dieses Buches verdichtet sich die 

Sachliche Einordnung in 
aufgeheizten Zeiten
Müller, Jan-Werner 2016: Was ist Populismus? 
Ein Essay. Berlin: edition surkamp.

Das Wort Populismus ist derzeit in aller Mun-
de, sei es in der Politik, in den Medien oder 
in der Wissenschaft. In einer Zeit emotional 
aufgeladener Diskussionen versucht Jan-Werner 
Müller, diesen Begriff zu schärfen und in die 
aktuellen Debatten einzuordnen. Damit will er 
die Dinge versachlichen und Wege aufzeigen, 
wie man dem Phänomen des Populismus sinn-
voll begegnen kann.

Jan-Werner Müller schickt seinem Essay ein 
paar starke Thesen voraus, die er anschließend 
präzisiert. Populismus ist nach seiner Einschät-
zung „immer antidemokratisch – und nicht nur 
eine Ideologie, deren Vertreter, wie man häufig 
hört, es mit der doch eigentlich urdemokrati-
schen Idee einer direkten Vollstreckung des 
Volkswillens ein wenig übertreiben“ (18). Und 
Populisten sind „zwangsläufig antipluralistisch; 
wer sich ihnen entgegenstellt und ihren mora-
lischen Alleinvertretungsanspruch bestreitet, 
gehört automatisch nicht zum wahren Volk“ 
(19). Für ihn ist die Kritik an Eliten „ein not-
wendiges, aber kein hinreichendes Kriterium 
für die Bestimmung von Populismus“(26). Zum 
Anti-Elitären müsse noch das Anti-Pluralistische 
hinzukommen. Aus seiner Sicht lassen sich 
Populisten vor allem an ihrem „moralischen 
Alleinvertretungsanspruch“ (20) erkennen. Das 
macht er am „Kernausspruch aller Populisten“ 
fest, dem Satz: „Wir – und nur wir – repräsen-
tieren das wahre Volk (26). 

Einsicht, dass in dieser Partei mit Stimmungen 
Politik gemacht wird. Damit steigt die Gefahr, 
dass Stimmungen instrumentalisiert werden 
und Freiheitspathos in Willkürherrschaft und 
Autoritarismus umschlagen können. 

Rudolf Speth, Berlin


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Falsche Fährten
Müller räumt auch mit einigen zum Teil weit 
verbreiteten Thesen auf, die für ihn falsche 
Fährten auf dem Weg darstellen, den Popu-
lismus wirklich zu fassen. Eine dieser Thesen 
ist, dass man Populisten „an ihren Wählern 
erkennen“ könne, die sich „vor allem in der 
unteren, abstiegsbedrohten Mittelschicht“ 
fänden. Diese seien von Wut und Ängsten vor 
dem sozialen Abstieg getrieben (29). Diese 
Einschätzung teilt Müller nicht. Er kommt zu 
dem Schluss, dass nicht die individuelle wirt-
schaftliche Lage ausschlaggebend sei für die 
Kritik an den regierenden Eliten, sondern dass 
diese normativ begründet werde, damit, dass 
Eliten eine ungerechte Politik machten und das 
Volk sein Land zurück wollte (34). 

Müller stellt außerdem klar, dass „Popu-
listen sich gar nicht für die Partizipation der 
Bürger an sich interessieren würden. Wenn sie 
ein Referendum fordern würden, dann nicht, 
weil sie einen offenen Diskussionsprozess 
unter den Wählern auslösen wollten, sondern 
weil die Bürger bestätigen sollten, was die 
Populisten bereits als den wahren Volkswillen 
erkannt hätten (44f). Laut Müller gehe es 
den Populisten darum, „den Volkswillen eins 
zu eins umzusetzen. Aber da das Volk nicht 
wirklich mit einer Stimme sprechen könne, 
bedürfe es eines Akteurs, der dem Volk souff-
liert, was es eigentlich sagen will“ (46). Die 
Wortführer der populistischen Bewegungen 
nähmen für sich die Fähigkeit in Anspruch, 
„den Volkswillen zu erkennen und zu erfüllen“ 
(49). Aus diesem Verständnis heraus ergibt sich 
laut Müller auch ein anderes Verständnis von 
Parteien, denn: „Wenn es nur einen einzigen, 
klar erkennbaren Volkswillen gibt, den der 
Führer oder die Führungsmannschaft auch ein-
deutig identifizieren kann, wozu braucht man 
dann eigentlich innerparteiliche Debatten?“ 
(55f). Und auch die Funktion unabhängiger 
Medien werde aus dieser Logik heraus in Fra-
ge gestellt, schließlich werde von ihnen „der 
eine, authentische Volkswille ‚mediatisiert‘ und 
damit, in ihrer Logik, höchstwahrscheinlich 
verfälscht“ (56).   

  

Populisten können auch regieren
Müller zerschlägt allerdings auch die Hoffnung, 
dass Populisten automatisch „entzaubert“ wür-
den, wenn sie in die politische Verantwortung 
kommen. Es sei sehr wohl möglich, selbst an 
der Macht zu sein und gleichzeitig die bishe-
rigen Eliten zu kritisieren, nämlich dafür, dass 
sie „auch weiterhin die Strippen ziehen und 
die Populisten daran hindern, den wahren 
Volkswillen zu vollstrecken“ (68). Allerdings 
sei ihr Regierungsstil von ihrem moralischen 
Alleinvertretungsanspruch geprägt. Drei As-
pekte stechen für Müller dabei heraus: die 
Vereinnahmung des gesamten Staates, die 
Loyalitätsbeschaffung durch Massenkliente-
lismus und die Unterdrückung der Zivilge-
sellschaft einschließlich der Medien (70). Der 
Beamtenapparat werde umgebaut, das Recht 
so ausgelegt, dass es Gegnern schade, aber 
loyalen Kräften nutze. Wahlen können auch 
unter Populisten durchaus frei sein, aber nicht 
unbedingt fair (75). 

Repräsentation in der Krise
Müller setzt sich auch mit den Argumen-
ten auseinander, die den Populisten in die 
Karten spielen. So macht er deutlich, dass 
die repräsentative Politik durchaus in einer 
Krise steckt, dies aber nichts wirklich Neues 
ist. Die unmittelbaren Nachkriegsjahrzehnte 
hätten sich zumindest in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht durch ein hohes Maß an 
Bürgerbeteiligung ausgezeichnet. So seien 
schon die Neuen Sozialen Bewegungen und 
die 1968er-Bewegung eine Reaktion auf die 
Krise der Repräsentation gewesen. Müller sieht 
durchaus Bedarf für institutionellen Wandel. Er 
stellt jedoch eindeutig auch fest: „Es geht nicht 
darum, politische Institutionen radikal umzu-
gestalten, sondern darum, illegitime Macht 
unter Kontrolle zu bringen. Und ohne Druck 
von unten wird dies kaum möglich sein“ (110). 

Dabei stehe auch die EU in der Pflicht. 
Müller betont, dass die Einstellung, laut der 
mehr EU stets automatisch besser sei, durch-
aus anfechtbar sei (111f). Bis zur Einführung 
des Euro und dem Versuch, eine europäische 
Verfassung zu etablieren, hätten es die Bürger 
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allerdings prinzipiell in Ordnung gefunden, 
dass die Integration vorangetrieben werde. 
Erst als die gegenseitige Abhängigkeit nicht 
zuletzt durch die Finanzkrise überaus real ge-
worden sei, setzte eine breite Kritik ein. „Als 
fatal erweist sich nun, dass die Lösungen für 
die Eurokrise stets als alternativlos präsentiert 
worden sind“, betont Müller (115). Bei den 
Bürgern habe sich der Eindruck verfestigt, 
„die Union hätte den Bürgern die verschiede-
nen Krisen überhaupt erst eingebrockt.“ Und 
so lange die Union genau die Spannungen 
zwischen Nationalstaaten, die die Integration 
eigentlich überwinden sollte, reproduziere, 
sei es unwahrscheinlich, über Grenzen hinweg 
andere Lösungen anbieten zu können (125f).  
„Wenn sie [die Nationalstaaten] auf dem Weg 
der Integration weiter voranschreiten wollen, 
müssen sie ein Stück nationale Demokratie zu 
Gunsten supranationaler Demokratie aufgeben. 
(...) Aber ob sie dazu wirklich bereit sind und 
wie sie die Konflikte zwischen Öffnung und Ab-
schließung angehen wollen, können die Euro
päer natürlich nur selbst entscheiden“(128).

Begegnen auf Augenhöhe
Was den Umgang mit Populisten angeht, warnt 
Müller zum einen davor, Populisten konsequent 
auszugrenzen. Er spricht sich dagegen aus, 
populistische Parteien zu verbieten – „sofern sie 
nicht eindeutig Volksverhetzung betreiben oder 
gar zur Gewalt aufrufen“ (95). „Wer Populisten 
mundtot machen will, bestätigt allzu leicht ihre 
These, ein Machtkartell der etablierten Eliten 
lasse keine Kritik zu – und die Populisten seien 
die wahren Vertreter liberal-demokratischer 
Werte wie beispielsweise der Meinungsfrei-
heit“, warnt Müller (96). Aber auch in der 
Strategie, Themen und politische Rezepte 
teilweise zu übernehmen, sieht er nicht den 
richtigen Weg. Für ihn ist es auch ein Fehler, 
Populismus zu psychologisieren. Müller fordert 
stattdessen alle dazu auf, sich auf Augenhöhe 
und auf demokratische Weise mit den Popu-
listen auseinanderzusetzen. „Statt moralisch zu 
diskreditieren, sollten liberale Demokraten (...) 
erst einmal diskutieren – und sei es, um Fakten 
gerade zu rücken“, macht Müller deutlich (131). 

Sonst drohe die Gefahr, dass die etablierten 
Parteien den Populisten nicht unähnlich wer-
den, wenn sie ebenfalls behaupten, dass nur 
sie das Volk vertreten. 

Der Schlüssel im Kampf gegen die Populis-
ten liegt für Müller also im „demokratischen 
Wir“ (22). Demokratie sei „eine Sache von 
Verfahren, in deren Rahmen Ungerechtigkeiten 
korrigiert und neue Kriterien der Zugehörig-
keit ausgehandelt werden können“. Aber: „Es 
gibt selbstverständlich keine Garantie, dass 
diese Prozesse immer in die richtige Richtung 
laufen.“ Dennoch plädiert Müller dafür, die 
repräsentative Demokratie nicht leichtfertig 
abzuschreiben: „Vor allem sollte man das Feld 
nicht Populisten überlassen, die so tun, als 
könnten sie das ursprüngliche Versprechen der 
Demokratie auf kollektive Autonomie einlösen. 
Sie können es nicht“ (135). 

Diesem Plädoyer für die repräsentative 
Demokratie ist nicht viel hinzuzufügen. Aller-
dings stellt sich die Frage, ob eine stete Ausei-
nandersetzung auf Augenhöhe nicht zu einer 
Überbewertung der Themen führt, die Popu-
listen zu setzen versuchen. Ebenso besteht die 
Gefahr, den Akteuren dieser Bewegungen eine 
Plattform und Medienpräsenz einzuräumen, 
die ihrer eigentlichen Bedeutung bei weitem 
nicht entspricht und somit den Populisten in 
die Hände spielt. Sie sollten nicht ernster ge-
nommen werden, als es ihr politischer Rückhalt 
in der Gesellschaft erforderlich macht.

Karin Urich, Mannheim



Aufbegehren in der 
Abstiegsgesellschaft
Nachtwey, Oliver 2016: Die Abstiegsgesell-
schaft. Über das Aufbegehren in der regressi-
ven Moderne. Frankfurt: Suhrkamp.

Oliver Nachtwey legt mit dem Titel „Die 
Abstiegsgesellschaft“ eine verständlich ge-
schriebene, informative und intelligente Zeit-
diagnose vor, die, so scheint es, auch ein wenig 
Argumentationshilfe sein möchte. Um auf das 
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Argument in Gänze einzugehen, fasse ich im 
Folgenden zunächst die politökonomischen 
Ausgangsbeobachtungen knapp zusammen, 
um im zweiten Schritt die Belastbarkeit der 
Schlussfolgerungen des Autors kritisch zu dis-
kutieren. Vorweg sei aber eine Leseempfehlung 
ausgesprochen, sowohl für Sozialwissenschaft-
lerInnen im engeren Sinne, für die das Buch 
als Diskussionsgrundlage und Impuls nützlich 
sein dürfte, als auch für PraktikerInnen, die es 
vielleicht eher als Überblick und Hilfsmittel 
aufgreifen möchten. 

Regressive statt reflexive Moderne
Die überzeugend vorgetragene zeitdiagnosti-
sche Analyse entwickelt jene von Ulrich Beck 
(1986) postulierteThese weiter, dass auf die 
soziale Moderne des Nachkriegskapitalismus 
mit Vollbeschäftigung, beständig wachsen-
dem Sozialstaat und Wohlstand für alle etwa 
seit der Ölkrise der 1970er Jahre eine neue 
Entwicklung eingesetzt hat. Sah Beck den 
Fahrstuhleffekt, demzufolge bei anhaltendem 
Wachstum alle nach oben fahren, noch in 
Funktion und deshalb den Klassenkonflikt 
zwischen unten und oben für befriedet an, 
identifiziert Nachtwey eine ganze Reihe von 
Anzeichen, die auf eine regressive statt auf 
eine reflexive Moderne schließen lassen. Mit 
dem Begriff der reflexiven Moderne betonte 
Beck die Entstehung postmaterieller Konflikte, 
die aus der Modernisierung selbst entstan-
den waren (zum Beispiel Umweltzerstörung, 
nukleare Bedrohung) und die zu den neuen 
sozialen Bewegungen der 1970er und 1980er 
Jahre geführt hatten, namentlich zur Umwelt- 
sowie zur Friedensbewegung. In der regressiven 
Moderne weicht diese Dynamik einer neuen: 
„Zwar bestehen weiterhin große Zonen der 
sozialen Stabilität, zentral ist jedoch, dass die 
Entwicklungsdynamik sich verändert hat“ (12).

Die folgenden Ausführungen analysieren 
die Entwicklung des keynesianischen und auf 
(zumindest begrenzten) sozialen Ausgleich 
ausgelegten Nachkriegskapitalismus hin zu 
einem neoliberal regierten Postwachstumska-
pitalismus. Dessen Kennzeichen sei vor allem 
die (relative) Abwesenheit von Wachstum – mit 

gravierenden Folgen: „Bleibt das Wachstum 
aus, nehmen die sozialen Spannungen zu, da 
Aufstieg und Verteilung von Einkommen und 
Vermögen nun zu einem Nullsummenspiel 
werden“ (70). Dieses Problem sieht Nachtwey 
politökonomisch begründet in einer leicht 
modifizierten Form der These des „tenden-
ziellen Falls der Profitrate“ (Marx). Auf der 
Suche nach neuen Chancen für Investitionen 
und Renditen sei im Anschluss an die Krisen 
der 1970er Jahre sukzessive eine neoliberale 
Wirtschaftspolitik umgesetzt worden, die sich 
nicht auf die Elemente Privatisierung und Libe-
ralisierung begrenze, sondern darüber hinaus 
und in allen Lebensbereichen „bedeutet, Kor-
ridore für die Komplizenschaft mit dem Markt 
zu schaffen“ (86). Damit knüpft der Autor an 
ähnliche Krisenerzählungen und Zeitdiagnosen 
an (Altvater 2010; Streeck 2013). Die implizite 
Zwangsläufigkeit (oder Teleologie?), die in sol-
chen Argumentationen häufig steckt, vermeidet 
auch Nachtwey nicht ausreichend. Trotzdem 
bleibt eine glaubwürdige (Krisen-)Kulisse. Auch 
wenn der Niedergang nicht zwangsläufig ist, ist 
er eventuell dennoch wahrscheinlich.

Vor dieser Kulisse kann Nachtwey dann die 
Stärke seiner eigenen empirischen Forschung 
ausspielen, vor allem dort, wo er die in der 
Tat steigende Ungleichheit, in Deutschland 
vor allem ausgedrückt durch eine enorme 
Vermögenskonzentration (133f), mit der Schil-
derung von Dualisierung und Prekarisierung 
des Arbeitsmarktes unterlegt (zum Beispiel 
105ff). Im Anschluss an Robert Castel sieht 
der Autor eine „große Gruppe derjenigen, 
die im Mahlstrom der Liberalisierung nicht 
mitkommen, die nicht im gleichen Maße über 
Ressourcen verfügen, denen es oft sogar an den 
Grundvoraussetzungen der Autonomie fehlt“ 
(108). Diese würden „zu ‚bloßen Individuen’“ 
(ebd.; vgl.Castel 2011: 21).

Zusammenfassend sind für Nachtwey 
„die sozialen Abstiege und die gewachsene 
Ungleichheit […] Ausdruck des Niedergangs 
einer Gesellschaft, die zuvor ein höheres Maß 
an Gleichheit erreicht hatte. Es ist eine Form 
der Dekadenz“ (162). Dieser Abstieg der 
Gesellschaft geht einher mit „neuen Klassen-
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strukturierungen“ – aber was „daraus folgt, 
bleibt ungewiss, denn selbst wenn vertikale 
Klassenverhältnisse zurückkehren, hat sich die 
Gesellschaft pluralisiert“ (179). Nun bringt 
allerdings schon der Titel des Buches die „Ab-
stiegsgesellschaft“ in Verbindung mit einem 
(möglichen) „Aufbegehren“: Formiert sich aus 
der Klasse an sich auch so etwas wie eine Klasse 
für sich, ein politisches Subjekt? 

Abstieg und Aufbegehren
Die auch im Titel angeschnittene These 
des vorliegenden Buches lässt sich wie folgt 
zusammenfassen: Aus der Dekadenz – ver-
standen als Niedergang des postdemokratisch-
postkeynesianischen Nachkriegskompromiss 
und markiert durch den Übergang von der 
sozialen in die regressive Moderne – folgt 
mindestens die Möglichkeit des Protests, der 
Klassenbildung und der Re-Demokratisierung, 
kurz: des Aufbegehrens. Um es klar zu sagen: 
Nachtwey macht nicht den Fehler, dass er von 
der Krisenerzählung auf einen Automatismus 
der Rebellion gegen damit einhergehende 
soziale Missstände schließt. Allerdings bleiben 
die Befunde zum „Aufbegehren“ punktuell. 

Als Beleg für ein Aufbegehren führt der 
Autor zunächst die intensivere Streiktätigkeit in 
den vergangenen Jahren an, die etwa bei Ama-
zon und in anderen, besonders durch die von 
der Verrohung des Arbeitsmarkts betroffenen 
Bereichen des Dienstleistungssektors durch-
aus einige Militanz mit sich brachten (193f). 
Auch die Protestdynamik, beginnend mit den 
Montagsdemonstrationen gegen die Agenda-
2010-Politik der Regierung Schröder sowie die 
damit einhergegangene gesellschaftliche Kon-
flikthaftigkeit führt Nachtwey an. Gerade bei 
den gewerkschaftlichen Aktivitäten stellt sich 
aber die Frage, ob das neue Selbstbewusstsein 
und die Dynamik hier nicht eher Zeichen wider 
die These von der Abstiegsgesellschaft sind. 
Immerhin finden diese Kämpfe in Deutsch-
land – anders als in Südeuropa – in einer Phase 
relativer Prosperität statt. 

Weiter führt die Aufzählung der in 
Deutschland zunehmenden „Konflikte um 
Wohnraum und urbane Lebensqualität“ (200) 

genauso an wie die Riots in den Banlieues 
beziehungsweise Vorstädten der Metropo-
len (204). Diese finden allerdings nicht in 
Deutschland statt. Letztere seien zwar auch 
nicht unmittelbar Reaktionen auf die Auste-
ritätspolitik. Dennoch gäbe es eine implizite 
Verbindung. In der Aufzählung folgt sogleich 
Occupy, wozu Nachtwey wieder auf eigene 
Empirie verweisen kann. Schließlich gehören 
auch Pegida und andere rechtspopulistisch bis 
rechtsextreme Mobilisierungsversuche, die im 
offenen Widerspruch zu Occupy, Podemos 
und anderen stehen, genauso zum Repertoire 
des generellen „Aufbegehrens“. 

Wie auch die Behandlung der Proteste zum 
Beispiel in Griechenland und Spanien fallen 
die Beschreibungen hier äußerst knapp aus, 
weshalb man der Argumentation nur noch 
bedingt folgen mag, denn sie erfordert vom 
Leser entweder eigenständiges Wissen über die 
Dynamik der sozialen Bewegungen oder den 
normativen Entschluss, an den Aufbruch durch 
Aufbegehren zu glauben. Sicherlich lassen sich 
eine wachsende Polarisierung und auch Radi-
kalisierungstendenzen feststellen (zum Beispiel 
Decker et al. 2016). Und auch das gleichzeitige 
Auftreten radikaldemokratisch und sozial moti-
vierter Bewegungen beziehungsweise Proteste 
mit regressiv-nationalistischen Mobilisierungen 
bis hin zu ‚Brexit‘ und Wahlerfolgen rechter 
Parteien in ganz Europa lässt sich plausibel 
argumentieren. Allerdings geht die dafür 
notwendige empirische Tiefe dann eventuell 
doch über ein verständlich und übersichtlich 
gehaltenes Buch hinaus. 

Dieses aufscheinende Dilemma versucht 
Nachtwey selbst insofern aufzulösen, als er in 
der (für ihn selbst) unbefriedigenden gegenwär-
tigen Dynamik des Aufbegehrens zutreffend eine 
ideologisch-diskursive Schwäche progressiver 
Kräfte identifiziert: „Die Krise der Repräsenta
tion wird […] ergänzt durch eine Krise der linken 
Imagination: Was fehlt, sind plausible Visionen 
und mobilisierende Utopien; übrig bleiben 
Ideen für das permanente Krisenmanagement 
der rasend-stillstehenden Gegenwart“ (232). 
Mit diesem deutlichen Fingerzeig liegt denn 
auch die Einordnung des Buches als politisches 
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Argument nahe. Nachtweys Zeitdiagnose der 
Abstiegsgesellschaft bietet jedenfalls eine über-
zeugende Rahmenerzählung für die zahlreichen 
Konflikte der jüngsten Vergangenheit sowie 
die zunehmende gesellschaftliche Polarisierung 
und ist darüberhinaus als gesellschaftskritischer 
Diskussionsbeitrag lesenswert.

Johannes Kiess, Leipzig
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

Der Aufstieg des Front National 
als Psychogramm

Erbon, Didier 2016: Rückkehr nach Reims. 
Frankfurt am Main: surkamp

Ungeahnt wurde Didier Eribons Buch „Rück-
kehr nach Reims“ zu einem der bekanntesten 
Bücher des Jahres 2016 in Deutschland. Und 
das, obwohl die französischsprachige Ausgabe 
bereits im Jahr 2009 veröffentlicht und in 
Frankreich schon damals intensiv diskutiert 
wurde. Die einfache Erklärung für den Erfolg 
des Buches ist, dass suhrkamp die deutsch-
sprachige Ausgabe erst im Mai 2016 auf den 
Markt brachte. Eine ausführliche Erklärung 
lautet, dass sich Deutschland seit dem Aufstieg 

der Alternative für Deutschland (AfD) – etwas 
später als Frankreich – mit folgenden Fragen 
beschäftigen muss: Wie lässt sich der Aufstieg 
von rechtspopulistischen Bewegungen und 
Parteien erklären? Und wie lässt sich dieser 
Aufstieg in den Milieus erklären, die vorher 
eher linke und sozialdemokratische Parteien 
gewählt haben? 

Das Buch allerdings auf die rein politische 
Ebene zu beschränken, wäre verkürzt. Denn in 
erster Linie ist Eribons Buch ein gelungenes 
autobiographisches Werk über Intersektionali-
tät: über Klasse und seine Herkunft aus einem 
Arbeitermilieu, über die intellektuelle Elite in 
Frankreich und ihre Abgrenzung gegenüber 
den unteren Schichten, über die Entdeckung 
von und den Umgang mit seiner Homosexua-
lität. Und nicht zuletzt über die Schwierigkeit, 
vielleicht sogar über die Unmöglichkeit, diese 
verschiedenen Ebenen in der eigenen Geschich-
te miteinander zu verbinden und zu leben.

Eine Rückkehr nach 20 Jahren 
Der Beginn des Buches führt die Leserinnen 
und Leser unmittelbar zum Kern der Geschich-
te: Nach dem Tode seines Vaters reist Didier 
Eribon nach 20 Jahren zurück nach Reims, in 
das Arbeiterviertel, in dem er seine Kindheit 
verbracht hat. Er selbst ist mittlerweile Pro-
fessor für Soziologie an einer französischen 
Universität und mit seinen Arbeiten über 
Foucault sowie zur Homosexualität bekannt 
geworden. Mit seiner Familie hat Eribon vor 
langer Zeit gebrochen. Der Tod seines Vaters 
nach einer Alzheimer-Erkrankung stürzt ihn 
zunächst weniger in Trauer als vielmehr in 
die Angst, dass er selbst eines Tages an dieser 
Krankheit sterben könnte. Doch ermöglicht 
ihm dieser Tod gleichzeitig die Rückkehr in 
seine alte Heimat, bei der er sich zum ersten 
Mal auch die Klassenfrage stellt. Bislang hatte 
er sein Außenseitertum und die Notwendigkeit 
der Abgrenzung von seiner Familie durch die 
Homophobie seines Vaters erklärt. Doch als 
er in die Welt seiner Kindheit zurückkehrt und 
das „Arbeiterelend“ (19) sieht, wird ihm zuneh-
mend bewusst, dass sein Verhältnis zu seiner 
Familie komplexer ist. Die Trennung von seiner 
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Familie hat nicht nur etwas mit der Ablehnung 
seiner Homosexualität zu tun, sondern insbe-
sondere auch mit seinem sozialen Aufstieg, 
den seine Familie einerseits ablehnt, aber für 
den er sich andererseits selbst schämte. Eribon 
beschreibt eindrücklich, wie er seine Herkunft 
verleugnete: „Es war mir leichter gefallen, über 
die sexuelle Scham zu schreiben als über die 
soziale“ (19). Und diese Scham ist groß.

In den insgesamt fünf Kapiteln des Buches 
entspinnt Eribon dann den roten Faden seiner 
Familiengeschichte und lehnt sich dabei an 
Bourdieus Sozioanalyse an: Er bettet seine 
Familiengeschichte in den größeren sozialen 
und politischen Kontext ein und beschreibt 
das Arbeitermilieu, in dem seine Eltern ge-
fangen waren und nicht ausbrechen konnten. 
Die mangelnden Aufstiegschancen und das 
hoffnungslose Umfeld macht er für die Ge-
waltausbrüche seines Vaters verantwortlich: „In 
seiner Klassenzugehörigkeit lag aber auch der 
Grund für die zahllosen Demütigungen und 
die „gnadenlosen Mauern“, die sein Leben 

umgaben. Sie prägte ihm eine Art wahnhaften 
Zwang ein, der ihn zu Beziehungen mit anderen 
Menschen mehr oder weniger unfähig machte“ 
(30). Die detaillierten und schonungslosen 
Erzählungen seiner eigenen Familiengeschichte 
machen das Buch – das zu großen Teilen eine 
wissenschaftlich-analytische Ebene hat – auch 
zu einem lesenswerten Roman. Insbesondere 
die ersten beiden Kapitel sind gleichzeitig 
eindrückliche Berichte über die Entwicklung 
der französischen Gesellschaft seit dem Ersten 
Weltkrieg, die die Grundlage bilden für eine 
breitere politische Analyse der heutigen Ent-
wicklungen in Frankreich. 

Der Erfolg der Rechtspopulisten
Im dritten Kapitel widmet sich Eribon dann 
dem Aufstieg der rechtspopulistischen Bewe-
gung des Front National in Frankreich und 
erläutert, warum ausgerechnet auch die Arbei-
terschichten, die vorher linke Parteien gewählt 
haben, für den Front National stimmten. Der 
Autor erklärt dies mit einer Entsolidarisie-

Literatur



242 |	

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN  30. Jg.  2 | 2017

rung der französischen Gesellschaft, die nach 
dem Wahlsieg von Mitterand im Jahr 1981 
gerade auch durch die Politik linker Parteien 
vorangetrieben worden sei: „Die sozialistische 
Linke unterzog sich einer radikalen, von Jahr 
zu Jahr deutlicher werdenden Verwandlung 
und ließ sich mit fragwürdiger Begeisterung 
auf neokonservative Intellektuelle ein, die sich 
unter dem Vorwand der geistigen Erneuerung 
daran machten, den Wesenskern der Linken zu 
entleeren“ (120). Die Reformen in Frankreich 
haben zu einer Auflösung dieses solidarischen 
Konsens geführt und somit zu einer Entso-
lidarisierung der Gesellschaft beigetragen. 
Besonders enttäuschend für die Arbeiterklasse 
sei dabei gewesen, dass gerade die sozialistische 
Partei unter Beteiligung der kommunistischen 
Partei den Wandel der Sozialsysteme mit voller 
Überzeugung vorangetrieben habe. 
Eribon argumentiert, dass ausländerfeind-
liche und rechtsgerichtete Einstellungen in 
der französischen Gesellschaft – auch in der 
Arbeiterklasse – auch schon vor dem Aufstieg 
des Front National vorhanden waren und 
selbst in den Arbeitermilieus rechte Parteien 
immer auch große Zustimmung erfahren 
hätten. Doch sei ein Großteil der Arbeiter-
schicht durch die Vorstellung eines solidari-
schen Konsenses von der Linken aufgefangen 
worden. Dies habe den Erfolg der rechten 
Bewegungen für eine Zeit verhindern können. 
Mittlerweile habe sich die Wahrnehmung der 
unteren Schichten aber gewandelt: Die linken 
politischen Eliten würden als Verteidiger einer 
Immigrationspolitik wahrgenommen, die – in 
Kombination mit den Sozialreformen – den 
unteren Schichten schade. In diesem Sinne 
verdränge eine „entfremdete Weltanschauung 
(den Ausländern die Schuld geben)“ den 
„politischen Begriff (gegen die Herrschaft 
ankämpfen)“ (129) in den unteren Schich-
ten. Die Wahl des Front National sei nicht 
unbedingt aus tiefer Überzeugung geschehen, 
sondern vielmehr aus dem Gefühl heraus, sich 
gegen den Verrat zur Wehr zu setzen: „So 
widersprüchlich es klingen mag, bin ich mir 
doch sicher, dass man die Zustimmung zum 
Front National zumindest teilweise als eine 

Art politische Notwehr der unteren Schichten 
interpretieren muss“ (124). 

Der Autor beobachtet neue, klassenüber-
greifende Allianzen durch die Wahl des Front 
National: Die unteren Schichten seien somit 
mit „Leuten aus Handelsberufen, mit wohlha-
benden, in Südfrankreich lebenden Rentnern, 
ja sogar mit faschistischen Exmilitärs und 
traditionalistischen Katholiken (..)“ verbunden 
(S. 128). Er warnt gleichzeitig davor, diese Alli-
anzen als gemeinschaftliches, rechtsgerichtetes 
Projekt wahrzunehmen. Trotz rechtsgerichteter 
Tendenzen der unteren Schichten seien diese 
weiterhin verschiedenen politischen Rich-
tungen zugänglich. Hierzu müsse die Linke 
aber größere Anstrengungen übernehmen, 
um einen Raum zu schaffen, der auch den 
unteren Schichten einen Selbstvertretungsan-
spruch ermögliche. Er sieht es als Aufgabe 
der linken und kritischen Bewegungen, „einen 
theoretischen Rahmen und eine politische 
Sichtweise auf die Realität zu konstruieren, die 
es erlauben, jene negativen Leidenschaften, die 
in der Gesellschaft insgesamt und insbesondere 
in den populären Klassen (….) weitgehend zu 
neutralisieren“ (146). 

Intersektionale Analyse
Die letzten beiden Kapitel des Buchs stellen 
einen Bruch dar mit der historischen und 
politischen Analyse, die zuvor im Vordergrund 
stand. Sie sind eine sehr persönliche und gleich-
zeitig intersektionale Analyse seiner eigenen 
Entwicklung. Im Zentrum stehen die Entde-
ckung seiner Homosexualität ebenso wie die 
von ihm nach außen hin verleugnete Identität 
als Arbeiterkind. Beide Identitäten werden von 
Eribon im Buch getrennt behandelt. Das vierte 
Kapitel beschreibt den langen und steinigen 
Weg des Arbeitskindes bis hin zur Tätigkeit als 
Hochschullehrer. Besonders deutlich werden 
dabei auch die Schwierigkeiten des Arbeiter-
kindes, das weder in einer Kultur des Lernens 
sozialisiert war noch die nötige finanzielle und 
moralische Unterstützung hatte, um sich seinen 
Weg bis hin zur Professur zu erobern. Doch 
auch die Entdeckung der sexuellen Identität ist 
für Eribon mit Gefahren verbunden, wie der 
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Autor in Kapitel fünf darlegt. In erster Linie 
aufgrund der politischen Situation in Frank-
reich und des Verbots homosexueller Handlun-
gen in der Jugend. In zweiter Linie aber auch 
aufgrund der – mit der rechtlichen Situation 
verbundenen – Ablehnung Homosexueller in 
seinem Arbeiterumfeld: „Die kulturelle und 
diskursive Gewalt, die Beschimpfungen und 
Angriffe, all diese im Lauf der Tage und Jahre 
erfahrenen Tatsachen haben sich in mein 
Gedächtnis, ich möchte sagen in mein ganzes 
Wesen eingebrannt“ ( 213). Zu dieser Gewalt 
gehört nicht zuletzt auch der eigene Vater, 
dessen Homophobie Eribon eindrucksvoll 
beschreibt. 

Trotzdem war es für Didier Eribon einfa-
cher, seine sexuelle Identität auszuleben und zu 
entfalten – im Gegensatz zur sozialen, die der 
Autor bis zum Tode seines Vaters verleugnet 
hat. Das Buch verdeutlicht, dass der Autor 
mit Blick auf seinen sozialen Aufstieg eine 
doppelte Ablehnung und Beschämung erfahren 
hat: Einerseits durch die untere Schicht, die 
die gebildeten Eliten verachtete. Gleichzeitig 
aber auch durch die Verachtung der links-
liberalen Elite gegenüber den ungebildeten 
Unterschichten. Der einzige Weg für ihn, damit 
umzugehen, ist die Negierung der sozialen 
Herkunft: „Meine sexuelle Identität nahm ich 
trotz aller Beschimpfungen an und bekannte 
mich zu ihr, von meiner sozialen Identität riss 
ich mich los“ (219). 

Fazit
Didier Eribons Buch ist ein vielschichtiges 
Buch, das nicht nur auf die politische Analyse 
des Erfolges der rechtspopulistischen Bewe-
gungen in Frankreich beschränkt werden kann, 
sondern letztlich auch ein beeindruckendes 
autobiographisches Werk ist über die Schwie-
rigkeit, verschiedene Identitäten miteinander 
zu verbinden. Seine scharfsinnige, schonungs-
lose Aufarbeitung des eigenen Lebens macht 
deutlich, dass die Verbindung biographischer 

Erfahrungen nicht zu Unwissenschaftlichkeit 
führen muss, sondern im Gegenteil auch den 
Blick für gesellschaftliche Entwicklungen wei-
ten kann. Das Buch steht in der französischen 
Literatur in einer Tradition von Werken, die in 
Anlehnung an Bourdieus Sozialanalyse die eige-
ne Biographie mit einer gesellschaftspolitischen 
Analyse verknüpfen. Eribon selbst bezieht sich 
in seinem Werk auf andere Autorinnen und Au-
toren, wie beispielsweise Annie Ernaux, die sich 
in ihren Werken mit dem eigenen Bildungsauf-
stieg als Frau in der französischen Gesellschaft 
beschäftigt hat. Im deutschsprachigen Raum 
fehlen solche Analysen aus wissenschaftlicher 
Sicht bislang. 

Das Besondere an Eribons Werk ist, dass es 
mit der Verbindung der Unterstützung rechts-
populistischer Parteien auch eine tagesaktuelle 
Dimension mit aufmacht. Daher überrascht es 
nicht, dass das Buch gerade vor den Bundes-
tagswahlen in Deutschland auf so viel Interesse 
stößt, denn einige Erkenntnisse aus der Analyse 
lassen sich auch auf den deutschen Kontext 
übertragen. Hierzu gehören die gesellschaftli-
chen Auswirkungen des Umbaus des deutschen 
Sozialsystems, der in Deutschland ebenfalls 
von linken Parteien – Sozialdemokraten und 
Grünen – vorangetrieben wurde und in großen 
Teilen der Bevölkerung zu berechtigten Ver-
trauensverlusten geführt hat, die nur mühsam 
wieder eingefangen werden können. Gleich-
zeitig darf nicht übersehen werden, dass sich 
die deutsche und die französische Gesellschaft 
stark voneinander unterscheiden, sowohl his-
torisch als auch politisch. Das Buch kann für 
die Analyse des Aufstiegs rechtspopulistischer 
Bewegungen in Deutschland und in anderen 
europäischen Ländern sehr gute Ansatzpunkte 
liefern, keinesfalls aber vollständige Erklärun-
gen. Um diese zu verstehen, braucht es eigene 
gesellschaftspolitische Analysen. 

Melanie Müller, Berlin
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Aktuelle Analyse 

Knut Bergmann, Matthias Diermeier/Judith Niehues: Allzeit fern des Durchschnitts: Politische 
Ansichten der AfD-Anhänger (FJ SB 2/2017, S. 12-25)
Knut Bergmann, Matthias Diermeier und Judith Niehues analysieren Befunde der Meinungsfor-
schung zu den politischen Ansichten der AfD-Anhänger im Längsschnitt. Im Kern der Analyse 
steht dabei die Frage, ob es sich in der Gründungsphase vor allem um eine dezidiert wirtschafts-
liberale Klientel handelte, die in der Folge zunehmend von Anhängern des rechtskonservativen 
Rands abgelöst wurde. Zugleich lässt sich so die Frage beantworten, ob die Anhänger der AfD 
die zunehmende Orientierung der Partei Richtung rechter Rand des politischen Spektrums 
nachvollzogen haben – oder ob sie nicht sogar umgekehrt immer schon radikalere Ansichten 
vertraten, als die Parteiführung und die offizielle Programmatik dies zumindest in der Grün-
dungsphase vermuten ließen.

Knut Bergmann, Matthias Diermeier/Judith Niehues: Always far from the average: Political 
views of AfD supporters (FJ SB 2/2017, pp. 12-25)
Knut Bergmann, Matthias Diermeier and Judith Niehues analyze findings from opinion polling 
on political views of AfD supporters. The analysis focuses on the question of AfD supporters, in 
the party’s foundational phase, were explicitly economically liberal and then gradually overtaken 
by supporters of the right-wing conservative wing. At the same time, the analysis also provides an 
answer to the question of whether AfD supporters increasingly shifted the party’s focus towards 
the right of the political spectrum – or if, quite the opposite, they have always held more radical 
views than what could be expected judging from the party leadership and the official platform, 
at least when the party was founded.

Thomas Leif:  Tabubruch, Provokation, Opferstatus: Wie die AfD jenseits ihrer „bürgerlichen“ 
Fassade Politik betreibt, offenbart ihr Strategiepapier für das Wahljahr 2017 (FJ SB 2/2017, S. 26-33)
Thomas Leif analysiert das Strategiepapier der AfD-Führung vom Dezember 2016 „Demokratie 
wieder herstellen – Dem Volk die Staatsgewalt zurückgeben“. Seines Erachtens sagt es mehr 
über den Charakter der rechtspopulistischen Partei als die sorgfältig dosierten Programme. Die 
AfD setzt durchgehend auf eine Parallel-Kommunikation in der Öffentlichkeit. Einerseits nimmt 
sie „konservativ-liberale Positionen“ für sich in Anspruch, andererseits forciert oder toleriert sie 
hasserfüllte, rassistisch motivierte Attacken. Das zentrale Dokument zur politischen Praxis der 
AfD offenbart ein taktisches Verhältnis der Partei zur Wahrheit, obgleich sie mit dem Slogan 
„Mut zur Wahrheit“ operiert.

Thomas Leif: Taboo-breaking, provocation, victim status: How the AfD makes politics beyond its 
„bourgeois“ facade, discloses its strategy paper for the election year 2017 (FJ SB 2/2017, pp. 26-33)
Thomas Leif analyzes the strategy paper of the AfD leadership dated December 2016 – „Restoring 
democracy – giving state power back to the people“. The Result: It says more about the charac-
ter of the right wing populist party than the carefully dosaged platforms. The AfD consistently 
employs a parallel mode of communication in public. On the one hand, it claims to stand for 
„conservative liberal positions“, on the other hand it supports or tolerates attacks motivated by 
hate and racism. The core document on the AfD’s political practice reveals a tactical relationship 
of the party to the truth, although it operates with the slogan „courage to tell the truth“.
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Themenschwerpunkt: 
Die neue Normalität? Der aufhaltsame Aufstieg des Rechtspopulismus 

Dieter Rucht: Rechtspopulismus als soziale Bewegung (FJ SB 2/2017, S. 34-50)
Der Beitrag zielt auf die Entfaltung eines sozialwissenschaftlichen Erklärungsrahmens für die 
Konjunktur rechtspopulistischer Strömungen. Rechtspopulismus wird als Produkt einer makro
strukturellen Konstellation und seiner Form nach als soziale Bewegung bestimmt. Entlang 
seines Verhältnisses zu den Kriterien Menschenwürde, soziale Gleichheit, Nationalismus und 
Ethnozentrismus, der liberal-repräsentativen Demokratie, den gesellschaftlichen Eliten sowie 
dem staatlichen Gewaltmonopol wird er analytisch gefasst. Stärker als andere Strömungen im 
rechten Spektrum kennzeichnet den Rechtspopulismus eine systematische Ambivalenz gegenüber 
diesen Aspekten. Zugleich erweist sich der Rechtspopulismus als spezifische Formation innerhalb 
einer umfassenderen rechten Bewegung und weist in vielfacher Form Verbindungen zu genuin 
rechtsradikalen Strömungen auf. Verbreitete Ad-hoc-Erklärungen können die Entwicklung des 
Rechtspopulismus insbesondere in international vergleichender und längere Zeiträume umfassen-
der Perspektive allerdings nicht hinreichend plausibilisieren. Ein universell angelegter Erklärungs-
rahmen erfordert daher jenseits zeit- und anlassbedingter Manifestationen des Rechtspopulismus 
die Berücksichtigung längerfristiger Tiefenströmungen und ihrer spezifischen Überlagerungen. 
Hierbei handelt es sich um ökonomisch-materielle Deprivation, politische Entfremdung und 
kulturelle Desorientierung.

Dieter Rucht: Right wing populism as social movement (FJ SB 2/2017, pp. 34-50)
The contribution aims to develop a social science framework to explain the rise of right wing 
populist tendencies. Right wing populism is determined as the product of a macrostructural 
constellation that takes the form of a social movement. It is analyzed in terms of its relation to 
the criteria of social equality, nationalism and ethnocentrism, liberal-representative democracy, 
societal elites and the state monopoly on the use of force. Stronger than other tendencies, right 
wing populism is characterized by a systematic ambivalence in relation to these aspects. At the 
same time, right wing populism proves to be a specific formation within a more comprehensive 
right wing movement and manifests many links to genuinely right wing radical tendencies. Com-
mon ad hoc explanations, however, are not able to plausibly explain the development of right 
wing populism in a comparative perspective that also encompasses international and longer-term 
observations. A universal framework therefore, apart from time and occasion specific manifesta-
tions of right wing populism, needs to consider longer-term deep tendencies and their specific 
overlaps. These are economic material deprivation, political alienation and cultural disorientation.

Karin Priester: Linkspopulismus – die andere Seite der populistischen Medaille (FJ SB 2/2017, 
S. 50-59)
Im Umgang mit der Konjunktur des Populismus schlagen sich derzeit ein beginnender Prozess 
der Entglobalisierung und der Glaubwürdigkeitsverlust des kosmopolitischen Narrativs des 
Neoliberalismus nieder. Obzwar Populismus derzeit vor allem von rechts mobilisiert wird, zeigen 
sich auch zahlreiche Ansätze eines Gegenpopulismus von links. Als „dünne Ideologie“ im Sinne 
Michael Freedens ist Populismus richtungspolitisch keineswegs festgelegt. Im Kern beruht er 
auf einer Volte gegen das Establishment und die Eliten im Namen des „Volkes“, dessen „Sou-
veränität“ es wieder herzustellen gelte. Er findet seinen Resonanzraum aufgrund der Auflösung 
der großen politischen Subkulturen und der Fokussierung der Volksparteien auf die Mitte und 
kann sich seit den 1970er-Jahren dauerhaft verselbständigen. Im europäischen Kontext ist der 
genuine Linkspopulismus nicht in Absehung von der jeweiligen Einstellung zur EU zu verstehen. 
Der Beitrag skizziert vor diesem Hintergrund eine differenzierte Phänomenologie der linkspopu-
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listischen Strömungen in Europa (Podemos, Syriza, Parti de gauche und La France insoumise) 
und geht auf Vordenker wie Mouffe und Laclau ein. Mit der neoliberalen Globalisierung rücke 
der Linkspopulismus zugunsten eines Partikularismus des Patriotismus auch vom Universalismus 
ab. Ein gravierender Unterschied zum Populismus von rechts besteht jedoch in der Richtung, in 
die mobilisierte Frustationen abgeleitet werden: Während der linke Populismus Machtaggregate 
wie die EU oder die Banken thematisiere, kennzeichnet die Berufung auf ethnische oder kul-
turelle Homogenität den rechten Populismus auch da, wo er vereinzelt linksliberale Positionen 
zu integrieren versucht.

Karin Priester: Left wing populism – the other side of the populist token (FJ SB 2/2017, pp. 50-59)
Attempts to address the rise in populism are currently characterized by a beginning process of 
de-globalization and loss of credibility of the cosmopolitan narrative of neo-liberalism. Although 
populism currently chiefly mobilizes on the right side of the political spectrum, there are also 
many signs of a counter-populism on the left. As „thin ideology“ as defined by Michael Freedens, 
populism does not have a firm direction. At its core, it consists of opposition to the establishment 
the elites in the name of the „people“ whose „sovereignty“ is to be restored. It resonates because 
the large political subcultures have crumbled and the focus of large parties is now on the center 
and has been unable to establish itself permanently since the 1970s. Against this background, the 
contribution lays out a differentiated phenomenology of left-wing populist tendencies in Europe 
(Podemos, Syriza, Parti de gauche and La France insoumise), drawing on thinkers like Mouffe 
and Laclau. With neoliberal globalization, left wing populism moves away from universalism in 
favor of a particularism of patriotism. A significant difference to right wing populism is in the 
direction which mobilized frustrations take: while left wing populism broach power aggregates 
like the EU or banks, right wing populism insists on ethnic or cultural homogeneity even where 
it tries to integrate specific liberal leftist positions.

Christopher Schmitz/Stine Marg: In Bewegung gegen rechte Bewegungen. Bewegungsförmige 
Praxis gegen rechtspopulistische Proteste am Beispiel von NoPegida (FJ SB 2/2017, S. 59-68)
Die Häufung rechtspopulistischer Mobilisierungen in jüngerer Zeit hat auch die entsprechenden 
Gegenmobilisierungen vor Herausforderungen gestellt, die nicht nur in einem gestiegenen Pro-
testaufkommen liegen. Der Beitrag diskutiert anhand der NoPegida-Demonstrationen aus dem 
Jahr 2015 aktuelle Schwierigkeiten, mit denen der Protest gegen Rechtspopulismus konfrontiert 
wird. Ein besonderes Augenmerk wird hierbei auf die Schwachpunkte der Strategien gelegt, die 
an diesen Protesten erkennbar werden und den Umgang mit rechtspopulistischen Protestereig-
nissen im Allgemeinen prägen. 

Christopher Schmitz/Stine Marg: In movement against right wing movements. Movement 
practices against right wing populist protest: the NoPegida example (FJ SB 2/2017, pp. 59-68)
The current increase in right wing populist mobilization also poses challenges to the respective 
counter-mobilization efforts that are not only related to the increase in protests themselves. Taking 
the 2015 NoPegida demonstrations as an example, the contribution discusses current difficulties 
of the protest against right wing populism. Special consideration is given to the strategies’ weak 
points which are discernible in the protests and which characterize attempts to address right 
wing populist protest incidents in general.
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Richard Gebhardt im Gespräch mit Kerstin Köditz und Frank Richter: Ist ein Dialog mit Pegida 
(noch) möglich? Ein Gespräch über die sozialen Bewegungen von rechts, die Möglichkeiten 
politischer Bildung und die Grenzen des Sagbaren (FJ SB 2/2017, S. 69-76)
Richard Gebhardt fragt im Gespräch mit Kerstin Köditz, Sprecherin für antifaschistische Politik 
in der Fraktion Die Linke im Sächsischen Landtag und Kuratoriumsmitglied der Sächsischen 
Landeszentrale für politische Bildung (LpB), und Frank Richter, Geschäftsführer der Stiftung 
Frauenkirche in Dresden und war bis 2015 Leiter der Sächsischen LpB, nach den Dialogmög-
lichkeiten mit Pegida-Anhängern. Gesprochen wird über die verschiedenen Phasen der „Em-
pörungsbewegung“ und die Möglichkeiten der Auseinandersetzung mit den Mitgliedern, aber 
auch über Günde für den zeitweise großen Zulauf, den die Demonstrationen zeitweise hatten. 

Richard Gebhardt/Kerstin Köditz/Frank Richter: Is a dialogue with Pegida (still) possible? 
(FJ SB 2/2017, pp. 69-76)
Richard Gebhardt asks Kerstin Köditz, spokesperson for anti-fascist politics in the Left Party 
caucus in the Saxony state parliament and member of Saxony’s state center for political science 
board of trustees, and Frank Richter, manager of the Church of Our Lady foundation in Dresden 
and 2015 head of Saxony’s state center for political science, about possibilities for dialogue with 
Pegida supporters. The discussion broaches the different phases of the “indignation movement” 
and possibilities for dialogue with its members, but also the reasons behind the partially broad 
support for its demonstrations.

Alban Werner: Das schwächste Glied der Kette. Die Welt im Umbruch als Gelegenheit der 
Rechtspopulisten (FJ SB 2/2017, S. 76-90)
Der Beitrag diskutiert die Erfolgsgründe rechtspopulistischer Parteien in westlichen und post-
kommunistischen Demokratien. Dabei liegt die These zugrunde, dass der Zusammenbruch des 
nach 1989 entstandenen politischen Ordnungsgefüges zur Gelegenheitsstruktur radikaler rechter 
Populisten wird. Aufbauend auf einer Krisentheorie wird argumentiert, wie soziale Ungleichhei-
ten und Unzufriedenheiten durch Politik entstanden sind oder zugelassen wurden, am denen 
die rechtspopulistische Agitation erfolgreich anknüpft. Besondere Bedeutung entfalten dabei 
geoökonomische und geopolitische Konfliktlinien.

Alban Werner: The weakest link of the chain. Global transitions as opportunity for right wing 
populists (FJ SB 2/2017, pp. 76-90)
The article discusses the reasons behind the success of right wing populist parties in western 
and post-communist democracies. Its thesis is that the breakdown of the political order that 
emerged after 1989 formed an opportunity structure for radical right wing populists. On basis 
of a theory of crisis, it is argued that social inequalities and dissatisfactions caused or accepted 
by politics created inroads for right wing populist agitation. Geo-economic and geo-political 
lines of conflict are particularly significant in this regard.

Floris Biskamp: Angst-Traum „Angst-Raum“. Über den Erfolg der AfD, „die Ängste der Men-
schen“ und die Versuche, sie „ernst zu nehmen“ (FJ SB 2/2017, S. 91-100)
Der Artikel setzt sich mit dem Gedanken auseinander, man müsse auf den Aufstieg des Rechtspo-
pulismus reagieren, indem man „die Ängste der Menschen ernst nimmt“. Während sich tatsächlich 
feststellen lässt, dass der Erfolg rechtspopulistischer Parteien mit der Verbreitung von Ängsten 
und Sorgen in der Bevölkerung verbunden ist, zeigt ein genauerer Blick, dass dabei verschiedene 
Formen von Angst zu unterscheiden sind. Dies sind insbesondere rational begründbare Befürch-
tungen vor Präkarisierung und sozialem Abstieg einerseits und projektive Ängste vor ohnehin 
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marginalisierten sozialen Gruppen andererseits. Während gegen Rechtspopulismus positionierte 
politische Akteure die ersteren Ängste in dem Sinne ernst nehmen können, dass sie beispielsweise 
den Kampf gegen Wohnungsnot und Prekarisierung. auf ihre Agenda setzen, können sie die 
letzteren Ängste nur adressieren, indem sie sich mit ihnen näher auseinandersetzen. Um dies 
darzulegen, werden diese Ängste im Artikel einerseits aus der Perspektive sozialpsychologischer 
Autoritarismustheorien, andererseits aus der Perspektive diskurs- und machtanalytischer Rassis-
mustheorien diskutiert. 

Floris Biskamp: Fear dream or „fear space “. On the success of the AfD, „the fears of the people“ 
and attempts to „take them serious“(FJ SB 2/2017, pp. 91-100)
The article addresses the idea that one should react to the rise of right wing populism by „taking 
the fears of the people serious“. While it can be said that the success of right wing populist 
parties correlates with the dispersion of fears and concerns within the population, a more tho-
rough observation finds that different kinds of fears can be identified. They specifically concern 
rationally justified fears about precarisation and social decline on the one hand and projected 
fears of already marginalized groups on the other hand. While political actors positioned against 
right wing populism can take the former fears serious by, for example, making the fight against 
housing shortages and precarisation part of their agenda, they can only address the latter by 
taking them serious as a problem. To expound on this, the article looks at these fears from the 
perspective of authoritarianism theories from social psychology, as well as that of discourse and 
power analysis based on racism theory.

Farid Hafez: Ethnos vs. Demos: Der exkludierende ‚Volks‘-Begriff und dessen Anschlussstellen 
für antimuslimische Positionen im zeitgenössischen Rechtspopulismus (FJ SB 2/2017, S. 100-108)
Der Beitrag untersucht vor dem Hintergrund der Rassismus- und Antisemitismusdebatten in 
Deutschland den exkludierenden „Volks“-Begriff und dessen Anschlussstellen für antimuslimische 
Positionen im zeitgenössischen Rechtspopulismus. Zuerst nähert sich der Beitrag dem Begriff 
des Rechtspopulismus sowie dem Konzept des Ethnopluralismus beziehungsweise des differen-
tialistischen Rassismus als zentrale Kategorie der Neuen Rechten an, um schließlich den Begriff 
des anti-muslimischen Rassismus/der Islamophobie zu thematisieren. Im abschließenden Kapitel 
werden die Anschlussstellen für antimuslimische Positionen im Rechtspopulismus aufgezeigt. 

Farid Hafez: Ethnos vs. demos: The exclusionary ‚people‘ concept and its connection points to 
anti-muslim positions in current right wing populism (FJ SB 2/2017, pp. 100-108)
Against the background of racism and anti-semitism debates in Germany, this article examines the 
exclusionary concept of ‚people’ and its connection points for anti-muslim positions in current 
right wing populism. The article first approaches the concept of right wing populism and the 
concept of right wing populism, or rather differentialist racism, as a central category of the New 
Right and then turns to discuss the concept of anti-muslim racism or islamophobia. The last 
chapter elaborates on connection points for anti-muslim positions within right wing populism.

Ansgar Klein: Engagement- und Demokratiepolitik vor der rechtspopulistischen Herausforderung: 
Die Stärkung von Orten demokratischen Lernens als Aufgabe zivilgesellschaftlicher Struktur- 
und Gesellschaftspolitik (FJ SB 2/2017, S. 108-119)
Der Beitrag erörtert aktuelle Herausforderungen der Engagement- und Demokratiepolitik als 
zivilgesellschaftlicher Struktur- und Gesellschaftspolitik. Er diskutiert die Bedeutung der Erfah-
rungs- und Handlungsräume des bürgerschaftlichen Engagements als Orte von Selbstwirksam-
keitserfahrungen und politischem Lernen. Es sind gerade die Erfahrungs- und Handlungsbezüge 
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des Engagements, die Civic Education auch als Lernen von Haltungen und Werten affektiv wie 
normativ einschließt. Engagement- und Demokratiepolitik stellen vor diesem Hintergrund reale 
Antworten auf die demokratische Herausforderung des Rechtspopulismus dar. Erforderlich sind 
nachhaltige Infrastrukturen der Zivilgesellschaft und deren künftige nachhaltige Strukturförderung 
auch in rechtlich zuständiger Bundeskompetenz. 

Ansgar Klein: Engagement and democracy politics against the challenge of right wing populism: 
strengthening spaces of democratic learning as a task for structural and societal politics by civil 
society (FJ SB 2/2017, pp. 108-119)
The article frames current challenges of engagement and democracy politics as a task for struc-
tural and societal politics by civil society. It discusses the importance of civil society engagement 
spaces for experience and action, where self-efficacy experience and political learning can occur. 
The experience and action components of civil society engagement include civic education in 
terms of learning positions and values at the normative as well as the affective level. Against 
this background, engagement and democracy politics constitute real answers to the democratic 
challenge of right wing populism. Sustainable civil society infrastructures, as well as sustained 
structural support by federal institutions, are needed.

Sonderschwerpunkt Privatheit und Demokratie

Einleitung/Introduction
Sandra Seubert/Paula Helm
Privatheit und Demokratie/ Privacy and Democracy (FJSB 2/2017, S. 120-124)

Sandra Seubert: Das Vermessen kommunikativer Räume. Politische Dimensionen des Privaten 
und ihre Gefährdungen (FJ SB 2/2017, S. 124-133)
Die Betrachtung des Zusammenhangs von Privatheit und Demokratie hat bislang nicht die 
Aufmerksamkeit bekommen, die sie im Lichte der Herausforderungen des digitalen Zeitalters 
verdient. Die massenhafte Auswertung von Kommunikationsdaten, wie sie durch den Whistle
blower Edward Snowden enthüllt wurde, macht deutlich, dass der Schutz von Privatheit heute 
von eminent politischem Wert ist. Angesichts von strukturellen Prozessen, die die Integrität 
kommunikativer Kontexte systematisch unterminieren, stellt sich die Frage, wie demokratische 
Öffentlichkeiten noch Kontrolle über die Grundlagen ihrer geteilten kommunikativen Praktiken 
ausüben können. Um den Zusammenhang von Privatheit und Demokratie zu erschließen, schlägt 
der Artikel ein Privatheitsverständnis vor, das die durch Privatheit zu schützende Freiheit als soziale 
Freiheit begreift: Nicht das Abschließen, sondern das Erschließen kommunikativer Räume rückt 
dann in den Vordergrund. Um die Gefährdungen, denen demokratische Gesellschaften durch 
die Digitalisierung der Kommunikation ausgesetzt sind, ursächlich mit Privatheitsverletzungen zu 
verbinden, wird ein Konzept kommunikativer Freiheit entwickelt, dass die Relevanz von Privatheit 
für soziale Praktiken der Demokratie begründet.

Sandra Seubert: Gauging communicative spaces. Political dimensions of privacy and the ways 
in which it is threatened  (FJ SB 2/2017, pp. 124-133)
In light of the challenges of the digital age the analysis of the relation between privacy and 
democracy has not yet gained the attention it deserves. Massive mining and utilization of com-
munication data, as revealed by whistle-blower Edward Snowden, show that the protection of 
privacy has become an important political value. With a view to structural processes systemati-
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cally undermining the integrity of communicative contexts, the question arises how democratic 
publics can keep control over the foundations of their common communicative practices. In 
order to elaborate the relation between privacy and democracy an understanding of privacy is 
introduced that interprets the freedom protected by the value of privacy as social freedom: Not 
only closing but also unclosing communicative spaces moves into focus. In order to intrinsically 
connect the challenges democratic societies face in light of the digitalization of communication, 
a concept of communicative freedom is developed that substantiates the relevance of privacy 
for social practices of democracy.

Johannes Eichenhofer: Privatheit und Transparenz in der Demokratie (FJ SB 2/2017, S. 133-142)
Der vorliegende Beitrag widmet sich dem Verhältnis von Privatheit und Transparenz und ihrer 
jeweiligen Bedeutung für die Demokratie aus einer rechtswissenschaftlichen Perspektive. Privat-
heit wird hier üblicherweise nur in ihrer individualrechtlichen Gestalt thematisiert, während ihre 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung unterbelichtet bleibt. Daher will der Beitrag dem „individualis-
tischen“ ein „soziales Privatheitsverständnis“ entgegenstellen und von hier aus die Implikationen 
des Privaten für die Demokratie (und umgekehrt) herausarbeiten. Die demokratiefördernde 
Wirkung von Transparenz wird gemeinhin in der Herstellung von Öffentlichkeit und damit des 
Gegenbegriffs der Privatheit gesehen. Gleichwohl haben Transparenz und Privatheit auch einen 
gemeinsamen Bezugspunkt, nämlich den Abbau von Informations- und Machtasymmetrien. In 
dieser Zielsetzung kommt letztlich das demokratische Ideal gleicher Freiheit zum Ausdruck.

Johannes Eichenhofer: Privacy and transparency in democracy (FJ SB 2/2017, pp. 133-142)
The present paper is devoted to the relationship between privacy and transparency, as well as 
its relevance for democracy from a legal studies perspective. In the legal context, privacy is 
mostly perceived as an individual right, whereas its importance for the society as a whole is 
underexposed. The paper hence seeks to contrast the „individualistic“ with a „social compre-
hension of privacy“ and to use that conception as a starting point to examine the importance 
of privacy for democracy (and vice versa). The democracy promoting effect of transparency 
is commonly seen in the creation of publicity. However, privacy and transparency also have a 
common reference point, namely the reduction of information and power asymmetries. This 
goal ultimately expresses the democratic ideal of equal freedom.

Paula Helm: Anonymität und Transparenz: Potentiale, Grenzen, Irrtümer (FJ SB 2/2017, 
S. 142-151)
In ihrer Funktion, Einsicht zu gewähren, wird die Transparenz in aktuellen medialen Diskursen als 
Garantie gegen Korruption und Ungleichheit idealisiert. Häufig genug wird ihr in diesem Zuge 
ein intrinsischer politischer Wert zugeschrieben: Sie gilt als konstitutives Element einer demokrati-
schen Öffentlichkeit. Anonymität dagegen wird in ihrer Funktion, Unerreichbarkeit zu gewähren, 
mit Rückzug und damit der Umsetzung von persönlichen Freiheitsansprüchen verbunden. Diese 
Zuschreibung ist der Grund dafür, warum mit Bezug auf die Anonymität eine leichtfertige Bereit-
schaft besteht, diese zu Gunsten von Gemeinwohlinteressen (Sicherheit, ökonomische Vorteile 
etc.) einzutauschen. Der Beitrag kritisiert die skizzierte Konstellation in zweifacher Hinsicht: Zum 
einen nimmt er die Idealisierung von Transparenz kritisch in den Blick, indem er auf ihre Grenzen 
hinweist und die Gefahren verdeutlich, die sich daraus ergeben mögen, wenn diese Grenzen nicht 
ernst genommen werden. Zum anderen weist er auf die sozialen Potentiale der Anonymität hin, vor 
deren Hintergrund deutlich wird, warum es fatal ist, soziale Praktiken der Anonymität leichthin der 
Sichtbarkeit preis zu geben. Der Beitrag gelangt zu zwei Schlussfolgerungen: 1. Unter den richtigen 
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Umständen können beide Mechanismen korrektiv gegen strukturell verankerte Machtungleichge-
wichte eingesetzt werden. 2. Dabei verlangen sie aber beide ihre Tribute.

Paula Helm: Anonymity and transparency: Potentials, limits, pitfalls, (FJ SB 2/2017, pp. 142-151)
Transparency counts as a constitutive element of a democratic public. As such, people tend to 
idealize it as panacea against corruption and inequality, attributing intrinsic political value to this 
mechanism. On the contrary, anonymity, in providing „unreachability“ is understood to serve the 
shutting-off of the public and as such is being associated with a liberal conception of privacy. 
The association of anonymity with liberal privacy is why anonymity is quite easily being dismissed 
when standing in conflict with other interests like public security or economic advantages. The 
paper questions the above constellation in two ways: on the one hand, idealizing transparency 
is being criticized by pointing to its limits and the dangers that might follow from not being 
clear on these limits. On the other hand, attention is being drawn to the social potentials lying 
in practices of anonymity, arguing against too easy dismissals. Two conclusions are being made: 
1. Both mechanisms take their tolls in one or the other way and applying them therefore calls 
for an appropriate context and good reasons. 2. Both mechanisms can – under the right circum-
stances – develop a regulative effect on structurally embedded power-imbalances and respective 
claims should therefore be taken serious.

Thorsten Thiel: Anonymität und Demokratie (FJ SB 2/2017, S. 152-161)
Der Beitrag untersucht, was wir unter Anonymität verstehen und inwieweit und in welcher Hin-
sicht sich die Möglichkeiten anonymer Kommunikation in Folge des digitalen Strukturwandels 
verändert haben. Einen besonderen Schwerpunkt bildet die Frage, welcher normative Status 
Anonymität zukommen soll. Diesbezüglich wird argumentiert, dass demokratietheoretisch 
informierte Perspektiven eine wichtige Ergänzung zu den derzeit im Diskurs dominanten Posi-
tionen darstellen, die entweder über die Wirkungen anonymer Kommunikationsmöglichkeiten 
spekulieren oder Anonymität allein als Mittel zum Schutz individueller Privatheit rechtfertigen. 
Eine republikanische Position, die nicht beherrschte Handlungsräume und die Möglichkeit po-
litischen Handelns einfordert, kann sowohl deskriptiv als auch präskriptiv neue Sichtweisen in 
die Debatte einbringen und so zu einer wirkungsvolleren Politisierung von Anonymität beitragen.

Thorsten Thiel: Anonymity and democracy (FJ SB 2/2017, pp. 152-161)
The article reconstructs what we mean by anonymity and how the possibilities of anonymous 
communication have changed along with the rise of information and communication technologies. 
A focal point is the question what normative importance should be attached to anonymity. It is 
argued that democratic theory provides a vital addition to the perspectives currently dominant 
in the discourse, which either speculate about the effects of anonymity or subsume anonymity 
under a wider understanding of individual privacy. A republican position that stresses non-do-
mination and the possibilities to act politically gives rise to a new descriptive and prescriptive 
vocabulary and, therefore, helps to make the current politicization of anonymity more effective.   

Tim Wambach: Ökonomisierung von Nutzerverhalten – historische Entwicklung und aktueller 
Stand (FJ SB 2/2017, S. 162-169)
Unternehmens- und Produktwerbung sind allgegenwärtig und werden durch Hintergrundinfor-
mationen der Webseitenbesucher personalisiert. Dadurch offenbaren sich die ökonomischen 
Interessen, die das Medium Internet mit sich bringt. Die zur Personalisierung notwendigen 
Nutzungsdaten werden unter anderem durch Web-Tracking gewonnen – auf technischer Ebene 
sind dafür Einbettungen auf Webseite verantwortlich, die zu einer unbemerkten Weitergabe von 
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Besucherinformationen führen. Eine retrospektive Analyse zeigt, wie dieses Überwachungsnetz 
im Laufe der vergangenen Jahre gewachsen ist. Besonders auffällig sind nicht nur die generelle 
Zunahme, sondern auch die monopolbildenden Tendenzen. Analysen von Hochschulwebseiten 
sowie von Krankenhäusern und Kliniken zeigen, dass dies auch bei Webauftritten der Fall ist, 
die nicht in der Erwartung stehen Besucherdaten preiszugeben. Es zeigt sich, dass dies oft auch 
ohne Kenntnis des Betreibers der Fall ist. Da wirksame Selbst- und Systemdatenschutzlösungen 
ausstehen, ist die Situation technisch nur schwer kontrollierbar. Wenngleich die Nutzung für 
Werbung harmlos erscheinen mag, ist nicht absehbar, welchen Zwecken diese Daten in Zukunft 
zugeführt werden.

Tim Wambach: Economization of User behavior -- Historical Development and Current Situ-
ation (FJ SB 2/2017, pp. 162-169)
Corporate and product advertising are ubiquitous and frequently personalized with the help of 
background information about the website users. This reveals the implicated economic interests 
in the Internet as a digital medium. The necessary usage information is partially acquired by 
using web tracking. Web tracking functions by embedding content on a website which can cause 
personal user information to be transmitted without the users being aware of it. A retrospective 
analysis shows how web tracking has grown over the last years. Remarkable is not only the general 
growth but also the formation of monopolies. Further analysis of university, hospital and clinic 
websites reveal that this trend is also present on websites that are not generally expected to track 
their users. Oftentimes this happens without the awareness of the website owners. The lack of 
efficient solutions for both system data protection and personal data protection impedes efforts 
to bring the situation under control. Although the usage of tracking data for advertising might 
seem harmless, it is unpredictable for which purposes it could be used in the future.

Sebastian Sevignani: Privatheit, Entfremdung und die Vermarktung persönlicher Daten (FJ SB 
2/2017, S. 170-179)
Ausgangspunkt dieses Beitrages ist die These eines immanenten Zusammenhangs zwischen der 
Kommodifizierung persönlicher Daten, der damit verbundenen ökonomischen Überwachung 
als Merkmal eines informationellen Kapitalismus und einer Krisenwahrnehmung der Privatheit 
(1). Kommodifizierung, d.h. das ‚Zur-Ware-Werden‘ wird hier als eine Praxis des Tausches, aber 
zugleich auch als eine spezifische Sicht auf die Welt verstanden, die diese Praxis begleitet. Es 
wird argumentiert, dass das einflussreiche besitzindividualistische Verständnis von Privatheit 
der Kommodifizierung von Privatheit nichts entgegenzusetzen hat (2). Dies ist aber vor dem 
Hintergrund durch die Kommodifizierung perpetuierter Entfremdungsverhältnisse als prob-
lematisch zu betrachten (3). Aus dieser Betrachtungsweise ergibt sich die Frage, von welcher 
alternativen Konzeption eine Kritik an der Kommodifizierung stattdessen ausgehen könnte (4). 
Eine Perspektive könnte ein dialektisches Privatheitskonzept darstellen, das die liberalen Ideen 
der Selbstverwirklichung und Selbstbestimmung nicht gegen deren gesellschaftlich zu organisie-
renden Ermöglichungsbedingungen ausspielt und die Freiheit von Entfremdung zum Prüfstein 
einer kritischen Theorie der Privatheit macht.

Sebastian Sevignani: Privacy, alienation and the commodification of personal data (FJ SB 
2/2017, pp. 170-179)
This contribution assumes a logical link between the commodification of (personal) data and 
economic surveillance as a crucial aspect of informational capitalism. The result is a structural 
crisis of privacy (1). Commodification is understood as a social privacy of exchange as well as 
a specific world view that accompanies such practices. Dominant notions of privacy prevent 
us from opposing this tendency of commodification (2). This is however problematic because 
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commodification goes hand in hand with alienated social relations (3). From this perspective, 
one should think about alternative notions of privacy which are suitable to challenge commo-
dification (4). A dialectical notion of privacy that does not pit liberal ideas of autonomy and 
self-realisation against enabling social conditions might offer a promising way forward. Freedom 
from alienation would then be the touchstone of a critical theory of privacy.    

Philipp Masur/Doris Teutsch/Tobias Dienlin/Sabine Trepte: Online-Privatheitskompetenz 
und deren Bedeutung für demokratische Gesellschaften (FJ SB 2/2017, S. 180-189)
Kaum greifbare Privatheitseingriffe sowie ein mangelndes Bewusstsein für daraus entstehende 
gesellschaftliche Konsequenzen lassen nur wenige Internetnutzerinnen und -nutzer Vorkehrungen 
zum Schutz ihrer Privatheit treffen oder sich politisch für mehr Datenschutz einsetzen. Vielmehr 
offenbaren Individuen täglich eine große Menge personenbezogener Informationen im Inter-
net. Vor diesem Hintergrund diskutiert der vorliegende Beitrag die Bedeutung individueller 
Online-Privatheitskompetenz in demokratischen Gesellschaften. Auf Basis bestehender Literatur 
argumentieren wir, dass Online-Privatheitskompetenz nicht wie bisher als multidimensionales 
Wissenskonstrukt, sondern vielmehr als Kombination aus faktischem und prozeduralem Wissen 
sowie aus speziellen Fertigkeiten und Reflexionsfähigkeiten definiert werden muss. Zu diesem 
Zweck schlagen wir das Prozessmodell der Online-Privatheitskompetenz vor, das eine differen-
zierte Betrachtung erforderlichen Wissens und notwendiger Fähigkeiten für die Realisierung der 
informationellen Selbstbestimmung erlaubt. Weiterhin argumentieren wir, dass nur eine derart 
ganzheitlich gedachte Online-Privatheitskompetenz als Voraussetzung für die informationelle 
Selbstbestimmung des Einzelnen und für die Sensibilisierung von Bürgerinnen und Bürgern 
bezüglich des gesellschaftlichen Wertes der Privatheit angesehen werden kann.

Philipp Masur/Doris Teutsch/Tobias Dienlin/Sabine Trepte: Individual online privacy literacy 
and democracy (FJ SB 2/2017, pp. 180-189)
Because of intangible privacy intrusions and the lack of awareness about potential negative conse-
quence for society, comparatively few Internet users try to protect their privacy or support more 
data protection politically. Rather, individuals disclose a large amount of personal information on 
the Internet. In light of this, the following article discusses the role of online privacy literacy in 
democratic societies. Based on prior literature, we argue that online privacy literacy – which has 
been defined as multidimensional knowledge concept so far – should be defined as a combination 
of factual and procedural knowledge as well as specific skills and self-assessment abilities. For 
this purpose, we propose the online privacy literacy process model that allows examining the 
necessary knowledge and skills for the realization of informational self-determination. We further 
argue that only such a comprehensive concept of online privacy literacy can be regarded as a 
requirement for the informational self-determination of individuals as well as for the sensitizing 
of citizens for the societal value of privacy.

Carsten Ochs/Jörn Lamla: Demokratische Privacy by Design. Kriterien soziotechnischer gestal-
tung von Privatheit (FJ SB 2/2017, S. 189-199)
Es ist eine weit verbreitete Ansicht mit sozialphilosophischer Plausibilität, dass bestimmte Formen 
der Privatheit und der Demokratie in einem konstitutiven Verhältnis zueinander stehen. Dem-
zufolge gilt, dass nur Demokratien ihren Bürgerinnen politisch nutzbare Privatheit zugestehen 
und dass umgekehrt nur Sozialformationen, die solche Privatheitsformen institutionalisieren, 
demokratischen Charakter erlangen können. Der vorliegende Beitrag fragt nun, inwiefern der 
Konstitutionszusammenhang schon bei der Gestaltung von Privatheit zum Tragen kommen muss, 
um tragfähig und vor den Erosionsgefahren in Zeiten der Digitalisierung geschützt zu sein. Um 
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dieser Frage nachzugehen, schließen wir am Privacy by Design-Konzept (PbD) an, erweitern dieses 
jedoch, indem wir auch dessen institutionell-diskursive Rahmung in die Gestaltungsperspektive 
einrücken. Wir gehen dabei systematisch-explorativ vor: Zunächst werden zwei konträr orientierte 
Gestaltungsansätze als Pole des Spektrums identifiziert, innerhalb dessen sich PbD-Ansätze be-
wegen können. Daraufhin werden explorativ fünf weitere PbD-Formen bestimmt. Abschließend 
diskutieren wir Implikationen, die sich aus der Exploration alternativer PbD-Formen für die 
Etablierung eines demokratischen PbD ergeben.

Jörn Lamla/Carsten Ochs: Online privacy as a collective challenge (FJ SB 2/2017, pp. 189-199)
Numerous philosophical accounts conceive of the relationship between privacy and democracy 
as mutually constitutive. According to them, it is an exclusive trait of democratic communities 
to grant citizens privacy for political purposes; and only social formations institutionalizing these 
types of privacy may acquire democratic character. Our contribution poses the question to what 
extent this mutually constitutive relationship has to be operative already at the stage of the design 
of privacy. To address this question we take up the notion of Privacy by Design (PbD) and extend 
the latter by including institutional-discursive aspects into the concept. Our approach is both 
systematic and explorative: First, we identify two contrariwise design approaches as dichotomous 
poles of the spectrum of possible PbD approaches. Second, we conceive five further possible 
PbD types in an explorative fashion. Third, we discuss implications for the development of a 
democratic PbD emerging from our exploration of alternative PbD types.

Online FJSBplus. 

Karim Fathi/ Anja Osswald: Empathie und Emotion. Der E-Faktor in der digitalen Kultur. 	
(FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
Der folgende Artikel fragt nach den Gründen, warum die beiden E’s (Empathie und Emotion) 
in einem  zunehmend technisierten Zeitalter scheinbar an Relevanz gewinnen. Empathie und 
Emotion sind menschliche Eigenschaften; die Digitalisierung hingegen bezeichnet einen tech-
nologischen Trend mit weitreichenden Implikationen für das menschliche Zusammenleben. 
Welche Verbindungen bestehen zwischen den beiden E’s und dem dominanten technologischen 
Veränderungstreiber unserer Zeit, der Digitalisierung?

Karim Fathi/ Anja Osswald: Empathy and emotion. The „E“ factor in digital culture. 		
(FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
The following article examines the question why the two „E“s (empathy and emotion) seem to 
gain in relevance in an increasingly technified age. Empathy and emotion are human characte-
ristics; but digitalization describes a technological trend that has far-reaching implications for 
the way humans live together. Which connections exist between the two “E”s and the dominant 
technological changemaker of our times, digitalization?

Veza Clute-Simon: Warum der Kampf für vielfältige Identitäten ein Kampf gegen Gewalt ist. 
(FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
Im Februar 2017 wurde im Gunda-Werner-Institut der Heinrich-Böll Stiftung „Das Thema ist 
immer noch Gewalt“ diskutiert. Gewalt ist ein komplexes Problem und der Diskurs über sexu-
alisierte Gewalt ist einer, der nur mitsamt all seiner Ambivalenzen analysiert und so die Gefahr 
der Instrumentalisierung bekämpft werden kann.
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Veza Clute-Simon: Why the fight for multiple identifies is a fight against violence. (FJ SB 2/2017, 
online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
In February 2017, a conference organized by the Gunda Werner Institute at the Heinrich Boell 
foundation discussed why “violence is still the issue”. Violence is a complex phenomenon and 
the discourse on sexualized violence can only be analyzed considering all its ambivalences, thus 
countering the danger of instrumentalization.

Yasemin Désirée Krüger:  „Reichsbürger“ als eigenständiges soziales Protestphänomen. (FJ SB 
2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ ) 
Die Untersuchung zum „Reichsbürger“-Phänomen im Land Brandenburg verfolgt das Ziel, die 
Bewegung aus demokratietheoretischer Perspektive darzustellen. Als empirischer Zugang dafür 
dienten 279 gesichtete Briefe, Faxe und E-Mails von „Reichsbürgern“, die in verschiedenen 
Verwaltungen, Behörden und Gerichten in Brandenburg eingegangen sind.

Yasemin Désirée Krüger: „Empire citizens” as a distinct phenomenon of social protest. (FJ SB 
2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
The study on the „empire citizens” phenomenon in the state of Brandenburg aims to describe 
the movement from the perspective of democracy theory. The empirical basis for the study are 
279 letters, faxes and emails by „empire citizens“that were received by different administrations, 
offices and courts in Brandenburg.

Christopher Fritzsche: „Wir respektieren Frauen (und wollen wieder Männer sein)“. Ge-
schlechtspolitische Diskurse in der neurechten Wochenzeitung „Junge Freiheit“ nach den 
sexuellen Übergriffen in der Kölner Silvesternacht 2015/16. (FJ SB 2/2017, online-rubrik, 
http://forschungsjournal.de/ )
Geschlechtspolitische Aspekte spielen eine wichtige, oft vernachlässigte Rolle in rechtsextremen 
Diskursen. Gegenwärtig lässt sich eine latente Pluralisierung geschlechtspolitischer Positionen 
von rechts beobachten, was die sozialwissenschaftliche Forschung vor neue Herausforderungen 
stellt. Dieser Beitrag beleuchtet aus einer diskursanalytischen Perspektive, wie argumentative 
Muster das Nebeneinander uneindeutiger Haltungen semantisch hervorbringen.

Christopher Fritzsche: „We respect women (and want to be men again)“. Gender-related dis-
course in the right-wing newspaper „Junge Freiheit“ in the aftermath of the New Year‘s Eve‘s 
sexual assaults in Cologne 2015/16. (FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
Questions concerning sex and gender are an essential part of far-right discourses that often is 
overlooked. Currently, it can be observed that gender-related positions within the German far-
right are becoming increasingly pluralistic, posing new challenges for social science researchers. 
This article employs a discourse analysis approach to examine how elements of argumentative 
discourse, like fallacies and topoi, help to reconcile ambiguous points of view.
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Online-Sonderschwerpunkt Rechtspopulismus in Deutschland.
Politische und zivilgesellschaftliche Antworten
(Forschungsjournal in Kooperation mit Heinrich Böll-Stiftung, Otto Brenner Stiftung und der 
Universität Koblenz- Landau, Frank Loeb Institut)

Hans Hütt: Rechtspopulismus entzaubert: Analysen, Befunde und Diskussionen  (FJ SB 2/2017, 
online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
Hans Hütt fasst in seinem Bericht über den Forschungsworkshop „Rechtspopulismus in Deutsch-
land: Politische und zivilgesellschaftliche Antworten“, der am  4. Mai 2017 in Berlin stattfand, 
pointiert und schlaglichtartig die wichtigsten Impulse und Thesen der Beiträge der Referenten 
und ausgewählte Aspekte aus der Diskussion zusammen. 

Hans Hütt: Right-wing populism disenchanted: Analysis and discussions  (FJ SB 2/2017, on-
line-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
Hans Hütt sums up the presentations and discussions which were held during the conference 
„Rechtspopulismus in Deutschland: Politische und zivilgesellschaftliche Antworten“ on May 4th, 
2017. 

Beate Küpper: Meinungsbildung, Meinungsmache – Rechtspopulistische Einstellungen in der Be-
völkerung, die AfD und die Medien  (FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/)
Beate Küpper fasst in ihrem Beitrag Befunde der Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung 2016 
zur Verbreitung rechtspopulistischer und neurechter Einstellungen in der deutschen Bevölkerung 
zusammen und wirft einen Blick auf die potentiellen Wähler_innen der AfD. In diesem Zusam-
menhang analysiert sie auch die Rolle der Medien und geht dabei auf bekannte Wirkungsfaktoren 
der Meinungsbildung ein.

Beate Küpper: Formation of opinion, propaganda – right-wing attitudes, the AfD and media 
(FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/)
Beate Küpper sums up the findings of the Mitte-Studie 2016, which deals with people’s right-
wing attitudes. Futhermore Küpper analyzes the potential voters of the AfD and takes a look at 
the role of the media, referring to patterns of formation of opinion. 
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Dieter Rucht: Rechtspopulismus als Bewegung und Partei (FJ SB 2/2017, online-rubrik, 
http://forschungsjournal.de/ )
Dieter Rucht legt in seinem Beitrag dar, dass die AfD die Merkmale einer Bewegungspartei 
aufweist, diesen Status aber nicht auf längere Sicht wird halten können. Er analysiert das Ver-
hältnis von Bewegungen zu Parteien und beschreibt die Charakteristika von Bewegungsparteien. 
Abschließend wendet er dieses analytische Raster auf die AfD an.

Dieter Rucht: Right-wing populism as movement and party (FJ SB 2/2017, online-rubrik, 
http://forschungsjournal.de/ )
Dieter Rucht shows that the AfD can be characterised as a party connected to a movement, 
but will not be able to maitain this connection. He analyses the relation between parties and 
movements and applies this analytic pattern on the AfD.

Wolfgang Schroeder,  Bernhard Weßels, Alexander Berzel und Christian Neusser: Die AfD in den 
Landtagen – Etablierte unter Druck?  (FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://forschungsjournal.de/ )
Die Autoren gehen der Frage nach, was die Präsenz der AfD in Landesparlamenten für die 
Arbeit in den Parlamenten, für den politischen Wettbewerb und für die politische Mobilisierung 
der Wähler bedeutet. Die Präsenz der AfD habe die Parlamentsarbeit verändert. Die Formel der 
anderen Parteien für den Umgang laute: Abgrenzen ohne Auszugrenzen. Zudem zeichne sich die 
AfD durch eine Struktur der Bipolarität aus: eine recht deutlich beobachtbare Rollenverteilung 
zwischen Provokateuren und Pragmatikern. Bei der Wahrnehmung der AfD in den zehn Landtagen 
ergäben sich eine Reihe von Unterschieden, die ein Bild großer Heterogenität entstehen lassen. 
Die Autoren versuchen den Charakter der AfD-Fraktionen in den Landtagen typologisch durch 
deren strategische Orientierung und die inhaltliche Dimension zu fassen.

Wolfgang Schroeder,  Bernhard Weßels, Alexander Berzel und Christian Neusser: The AfD 
in parliaments – established parties under pressure? (FJ SB 2/2017, online-rubrik, http://
forschungsjournal.de/ )
The authors show in how far the presence of the AfD in parliaments affects the other parties. 
The party can be characterised as bipolar – provocateurs in the one hand, pragmatics on the 
other. There can be seen differences in the different parliaments, which the authors typologize 
by an analytic pattern that includes strategy and issues as dimensions.  
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